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Kurzfassung 
Die begrenzten finanziellen Mittel für die Realisierung von Straßenbaumaßnahmen erfordern 
Entscheidungen über die Finanzierbarkeit von realisierungswürdigen Vorhaben. Diese 
Entscheidungsfindung wird in der Regel auf Grundlage von geordneten Dringlichkeits-
bewertungsverfahren vollzogen, die aber meist getrennt nach Maßnahmenarten erfolgen. Eine 
wesentliche Voraussetzung für die nutzenoptimierte Allokation der begrenzten Finanzmittel ist 
aber ein maßnahmenartübergreifender Bewertungsansatz. Dieser erfordert die vergleichende 
Bewertung einer großen Anzahl von Maßnahmen mit unterschiedlichen Wirkungsweisen und 
Wirkungsintensitäten sowie heterogenen und zum Teil unsicheren Datengrundlagen. Eine direkte 
Übertragung von etablierten Verfahren zur Dringlichkeitsbewertung auf maßnahmenart-
übergreifende Betrachtungen ist aufgrund der zusätzlichen Anforderungen nicht möglich. Auch 
fehlen anerkannte Vorgaben für die Entwicklung von geeigneten Verfahren. 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Erarbeitung von allgemeingültigen, praxisorientierten 
Hinweisen für die Entwicklung von Verfahren zur Dringlichkeitsbewertung, die eine 
maßnahmenartübergreifende Bewertung von Maßnahmen zur Erhaltung, Modernisierung und 
kapazitativen Erweiterung der Straßeninfrastruktur unter Budgetrestriktionen ermöglichen. Die 
Arbeit soll damit zu einer nachhaltigeren Verwendung von begrenzten Finanzmitteln bei Erhaltung 
und Ausbau von Straßennetzen beitragen. 
Zunächst wird der Kontext analysiert, in dem solche Verfahren entwickelt und eingesetzt werden. 
Anschließend werden grundlegende Anforderungen an eine geordnete Entscheidungsfindung 
dargestellt. Nach der Analyse von anerkannten und erprobten Bewertungsverfahren werden 
ungeklärte und typische Aufgabenstellungen für die Entwicklung von Verfahren zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertungen von Straßenbaumaßnahmen identifiziert. 
Schließlich werden auf diesen Grundlagen praxisorientierte Hinweise für die Verfahrens-
entwicklung formuliert. Dazu werden Verfahrensziele und -anforderungen abgeleitet und 
ausgewählte Ansätze für die Verfahrensentwicklung auf allgemeingültiger Ebene ausgearbeitet 
und operationalisiert. Hierbei gehen Erfahrungen ein, die bei der Entwicklung und mehrmaligen 
Anwendung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung in der 
Praxis gesammelt wurden. 
Als Ergebnis wird eine Grundkonzeption für ein Verfahren dargestellt, das die Sicherstellung der 
Verfahrensziele und -anforderungen unterstützt. Dazu werden Hinweise für die Entwicklung des 
Ziel- und Wirkungssystems, die Umsetzung der Zielgewichtung, die Festlegung des 
Betrachtungszeitraums und die Operationalisierung von Bewertungskriterien formuliert. Ansätze 
zur effizienten und robusten Strukturierung des Verfahrens und Hinweise für die Entwicklung 
von geeigneten Datenverarbeitungssystemen, Organisations- und Dokumentationsstrukturen 
werden dargestellt.  
Die erarbeiteten Hinweise sind eine Ergänzung zu den bereits im Regelwerk verankerten 
Hinweisen zur Gestaltung von Entscheidungsverfahren und berücksichtigen zahlreiche zusätzliche 
Anforderungen. Nicht alle Aspekte der Verfahrensentwicklung konnten jedoch im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit erschöpfend behandelt werden. Die verbleibenden weiteren Aufgaben zur 
Absicherung und Konkretisierung der gewonnenen Ergebnisse werden im Schlusskapitel der 
Arbeit dargestellt.  
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Abstract 
Due to limited financial resources for road construction projects, decisions have to be made on 
their financial feasibility. This decision making process is usually performed on the basis of 
priority appraisal assessment procedures, which only take into account specific types of road 
construction projects. However, an optimised allocation of limited financial resources requires a 
comprehensive valuation approach, with comparative assessment of multiple types of road 
construction projects. This involves an assessment of a large number of projects with a wide range 
of impacts, based on heterogeneous and uncertain data bases. A direct transfer of established 
assessment approaches is not readily possible under these conditions. Established approaches for 
the development of suitable assessment procedures are not available. 
This paper´s objective is the development of general applicable, practical guiding principles for 
the development of priority appraisal assessment procedures that allow for a comprehensive 
evaluation and selection of measures to preserve, modernise and extend road infrastructure while 
considering budget constraints. The work should thus contribute to a more sustainable use of 
limited financial resources in conjunction with maintenance and improvement of road networks. 
Initially, the framework in which these appraisal assessments are implemented is analysed and 
basic requirements for an orderly decision-making process are discussed. Furthermore, generally 
accepted assessment procedures are evaluated. Open questions and typical tasks concerning the 
development of procedures for a comparative priority appraisal assessment of multiple types of road 
construction projects then are then identified. In conclusion practical guiding principles on the 
development of assessment procedures are formulated. Objectives and requirements are 
developed. Chosen approaches for the development of assessment procedures are worked out on a 
generally applicable level and operationalised. Practical experience gathered during the 
development and practical application of a comparative priority appraisal assessment of multiple 
types of road construction projects has been taken into account. 
As a result, a basic concept for the assessment procedure is depicted that supports the given 
objectives and requirements. Guiding principles on development of the set of objectives and 
scope of impact determination, the implementation of weight-assignment, the definition of the 
time frame of evaluation and the operationalisation of evaluation criteria are formulated. 
Approaches for an efficient and robust sequencing of the assessment process and suggestions on 
appropriate data processing systems, working organisation and documentation are described. 
The compiled set of guiding principles is supplementary to already existing guidelines for the 
design of decision-making procedures. The scope of this paper allows only for an introductory 
elaboration of several aspects of the development process, therefore problems remain to be solved 
in order to hedge and complete the stated results. These are specified at the conclusion of this 
paper. 
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1 Einleitung 
1.1 Anlass 
Die begrenzten finanziellen Mittel für die Realisierung von Straßenbaumaßnahmen erfordern von 
den zuständigen Baulastträgern1 Entscheidungen über die Finanzierbarkeit von realisierungs-
würdigen Vorhaben. Diese Entscheidungsfindung wird in der Regel auf Grundlage eines geordneten 
Dringlichkeitsbewertungsverfahrens vollzogen. 
Die Erhaltungsaufwendungen für bestehende Infrastruktur werden künftig aufgrund der alternden 
Substanz zunehmen. Dabei sind die derzeitigen Finanzzuwendungen für Straßenbaumaßnahmen 
bereits unzureichend, um den langfristigen Erhalt der bestehenden Infrastruktur sicherzustellen. So 
wurde von der sogenannten Daehre-Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastruktur-finanzierung“ 
der Bedarf an zusätzlichen jährlichen Investitionen für die Erhaltung der Straßeninfrastruktur auf 
ca. 4,7 Mrd. EUR geschätzt (VGL. DAEHRE 2012). Der große Investitionsbedarf und die begrenzten 
finanziellen Mittel gebieten eine Priorisierung von Straßenbaumaßnahmen, bei der ein 
optimierter Ressourceneinsatz und die Erhaltung der vorhandenen Straßeninfrastruktur im 
Vordergrund stehen. 
Die verfügbaren Finanzmittel werden derzeit meist über getrennte Investitionsbudgets auf 
verschiedene Arten von Straßenbaumaßnahmen, wie z.B. Neubaumaßnahmen, Erhaltungs-
maßnahmen oder Modernisierungsmaßnahmen, verteilt. Die Zuteilung von Finanzmitteln auf diese 
maßnahmenartspezifischen Investitionsprogramme wird in der Praxis nicht nur von objektiven 
Sachzwängen beeinflusst, sondern auch von politischen Schwerpunktsetzungen. Über 
Investitionsprogramme finanzierbare Straßenbaumaßnahmen werden in der Regel durch eine 
vergleichende Bewertung der zum jeweiligen Programm gehörenden Vorhaben bestimmt. Eine 
weitergehende vergleichende Bewertung mit Vorhaben aus anderen Investitionsprogrammen erfolgt 
in der Regel nicht. Hierdurch ist eine insgesamt effiziente, nutzenoptimierte Verwendung der 
verfügbaren Finanzmittel nicht gewährleistet. Mit einer maßnahmenartübergreifenden 
Bewertung von Straßenbaumaßnahmen kann im Vergleich zur derzeitigen Praxis ein höherer 
Objektivierungsgrad der Entscheidungsfindung erreicht werden. Sie unterstützt dadurch die 
nachhaltige und optimierte Verwendung der begrenzten Finanzmittel. 
Die Entscheidung, eine (notwendige und realisierungswürdige) Maßnahme aufgrund von 
unzureichenden Finanzmitteln im Rahmen eines Investitionszyklus nicht zu realisieren, führt in der 
Regel zu einer zeitlichen Verschiebung des Realisierungszeitpunkts der Maßnahme um mehrere 
Jahre. Dies ist in der Regel mit unerwünschten Folgewirkungen, beispielweise für die Qualität des 
Verkehrsablaufs, die Verkehrssicherheit, den Schutz der Umwelt und die Wirtschaftlichkeit 
verbunden. Für die Entscheidung über die Realisierbarkeit von Maßnahmen ist deshalb eine 
sorgfältige und umfassende Abwägung der Nutzengewinne einer (kurzfristigen) Realisierung und 
der Nutzenverluste eines (vorläufigen) Verzichts auf Realisierung notwendig. 
Die Träger der Baulast von Straßeninfrastruktur sind angehalten, diese Entscheidungen in einem 
geordneten, nachvollziehbaren Entscheidungsprozess zu vollziehen, wobei die Auswahl anhand 
einer rationalen Bewertung der verschiedenen Wirkungen der Handlungsalternativen in Bezug auf 
bestimmte Ziele zu erfolgen hat. Ein Verfahren zur maßnahmenartübergreifende 
Dringlichkeitsbewertung muss diesen Anforderungen genügen. Inwiefern eine bestimmte 
                                               
1  Im Folgenden wird aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung nur die männliche Form verwendet. Es sind jedoch stets Personen 
männlichen und weiblichen Geschlechts gleichermaßen gemeint. 
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2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
Vorgehensweise für die Lösung eines Entscheidungsproblems geeignet ist, wird in hohem Maße vom 
Kontext bestimmt, in dem die Entscheidung getroffen wird. Für die hier behandelte Entscheidungs-
situation sind folgende Rahmenbedingungen besonders hervorzuheben: 
• Hohe Anzahl an Maßnahmen:  
Je nach Baulastträger sind bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung mehrere 
hundert oder auch mehrere tausend Maßnahmen einzubeziehen.  
• Heterogene Wirkungsfelder:  
Maßnahmen mit sehr unterschiedlichen Wirkungen und Wirkungsintensitäten sind mit-
einander zu vergleichen.  
• Informationsunsicherheit:  
Die für die Bewertung der Maßnahmenwirkungen benötigten Informationen sind zum Teil 
mit erheblichen Unsicherheiten behaftet.  
Diese Kombination von Rahmenbedingungen stellt den Entscheidungsträger vor besondere 
Herausforderungen. Er muss mit möglichst geringem Aufwand eine Auswahl aus einer großen 
Anzahl von realisierungswürdigen Maßnahmen treffen. Folgewirkungen einer zeitlichen 
Verschiebung des Realisierungszeitpunkts einer Maßnahme können nicht mit vollständiger 
Sicherheit bewertet werden. Dies erfordert Verfahren, die eine effiziente und robuste 
Maßnahmenauswahl erlauben, indem sie einerseits mit vertretbarem Aufwand einen möglichst 
hohen Nutzengewinn sicherstellen, andererseits auch bei einer ungünstigen Entwicklung zu keinen 
unakzeptablen Folgewirkungen führen. 
Im Verkehrswesen bereits etablierte Verfahren zur Dringlichkeitsbewertung können unter 
diesen Rahmenbedingungen nicht ohne Weiteres auf eine maßnahmenartübergreifende 
Dringlichkeitsbewertung übertragen werden. Die Verfahren sind in der Regel auf einzelne 
Verkehrsträger (Straße, ÖPNV, Wasserwege…), Maßnahmenarten (Neubaumaßnahmen, 
Erhaltungsmaßnahmen…), Anlagenteile (Fahrbahnbefestigungen, Brückenbauwerke…) und/oder 
ausgewählte Zielfelder (Verkehrssicherheit…) ausgerichtet. Unsicherheiten werden in der Regel 
weder vollständig noch systematisch im Entscheidungsprozess berücksichtigt.  
Das Fehlen eines etablierten Ansatzes zur Lösung des Entscheidungsproblems 
(MAERSCHALK ET AL. 2008) führt dazu, dass bei der Entwicklung von maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertungsverfahren derzeit weitgehend isolierte Ansätze zum Einsatz kommen, die 
auf spezifischen Problemstellungen und individuellem Fachwissen aufbauen. Die derzeit 
unzureichenden Grundlagen für eine objektive und damit belastbare maßnahmenartübergreifende 
Entscheidungsfindung stehen auch verstärkt im Fokus der Fachwelt. Für die Zukunft wird ein 
erhöhter Bedarf an einer integrierten Maßnahmenbewertung und -auswahl gesehen, bei der 
Maßnahmen im Neu- und Ausbau sowie im Rahmen der Erhaltung und des Verkehrsmanagements 
nach einheitlichen Kriterien vergleichend bewertet werden können (FGSV 2010).  
Auslöser für die vorliegende Arbeit war ein vom Hessischen Landesamt für Straßen- und 
Verkehrswesen (HLSV, heute Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement) veranlasstes 
Projekt. Aufgabe war die methodische Fortschreibung und anschließende Anwendung eines 
maßnahmenartübergreifenden Bewertungsverfahrens zur Dringlichkeitsbewertung von Erhaltungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen an Landesstraßen in Hessen. Mit der Bearbeitung des Projekts 
wurde die ZIV - Zentrum für Integrierte Verkehrssysteme GmbH beauftragt (DIELEMAN ET AL. 2010). 
Bei der Bearbeitung waren mehrere spezifische Aufgabenstellungen zu behandeln, für die aus den 
verkehrsplanerischen Richtlinien und Empfehlungen keine Regellösungen oder Hinweise zur Lösung 
entnommen werden konnten. Es hat sich auch bestätigt, dass die Verfahrensgestaltung stark von 
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den individuellen Rahmenbedingungen des Baulastträgers abhängig ist und ein Verfahren zur 
Dringlichkeitsbewertung deshalb nicht ohne Weiteres von einem anderen Baulastträger 
übernommen werden kann. Hieraus ist schließlich die Idee entstanden, aufbauend auf den 
Erfahrungen dieses Projekts, allgemeingültige Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen zu 
erarbeiten. 
1.2 Zielsetzung der Arbeit 
Ziel der Arbeit ist die Erarbeitung von allgemeingültigen Hinweisen für die Entwicklung von 
Entscheidungsverfahren, welche eine maßnahmenartübergreifende Bewertung und Auswahl von 
Maßnahmen zur Erhaltung, Modernisierung und kapazitativen Erweiterung der Straßen-
infrastruktur unter Budgetrestriktionen ermöglichen. 
Diese Hinweise sollen auf die praktische Anwendung ausgerichtet sein. Sie sollen die mit der 
Verfahrensentwicklung betrauten Personen bei der Entwicklung und Implementierung eines 
belastbaren, nachvollziehbaren und mit vertretbarem Aufwand durchführbaren Entscheidungs-
verfahrens unterstützen. Die Arbeit soll in diesen Zusammenhang Aspekte darstellen, die bei der 
Erstellung eines solchen Verfahrens grundsätzlich zu beachten sind, und Wege aufzeigen, wie diese 
im konkreten Anwendungsfall zu einem anwendungsfähigen Verfahren konkretisiert werden 
können.  
1.3 Abgrenzung, Vorgehensweise und Aufbau der Arbeit 
Behandelt werden grundlegende, ausgewählte Aspekte der Verfahrensentwicklung. Im Rahmen der 
Arbeit können nicht alle Einzelheiten, die von den jeweiligen Entscheidungsträgern zu beachten 
sind, betrachtet werden. Zum Beispiel sind Ziele für die Entscheidungsfindung abschließend immer 
vom jeweiligen Entscheidungsträger unter Berücksichtigung der lokalen Rahmenbedingungen 
festzulegen. Eine abschließende Darstellung und Behandlung der Ziel- und Wirkungssysteme wird 
daher im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht vorgenommen. Ferner behandelt die Arbeit einen 
breiten Querschnitt des Straßenbaus. Die detaillierte Behandlung aller relevanten Aspekte ist im 
Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Im Fokus stehen Aspekte, die eine besondere Bedeutung 
für die maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen 
haben. Aufgaben, die mit den Ansätzen der gängigen Entscheidungsverfahren der Verkehrsplanung 
gelöst werden können, werden im Rahmen der theoretischen Grundlagen behandelt, aber nicht 
weiter vertieft. Die Arbeit richtet sich auf den Entscheidungskontext, wie er bei Baulastträgern in 
Deutschland auf kommunaler Ebene sowie auf Kreis- und Landessebene vorzufinden ist. 
Die Arbeit ist in drei Teile gegliedert (vgl. Abbildung 1). 
Im ersten Teil der Arbeit werden die Grundlagen für die Erarbeitung von Hinweisen erfasst. 
Dieser Teil beruht auf einer Literaturrecherche. Kernaufgabe bei der Erstellung eines 
Entscheidungsverfahrens ist, ausreichend genaue Kenntnisse über den Kontext des 
Entscheidungsproblems zu erhalten (Kapitel 2). Nach der Bestimmung der für die Arbeit 
wesentlichen Begriffe werden die Aufgaben und Merkmale der Dringlichkeitsbewertung in der 
Verkehrsplanung dargestellt. Ferner wird die Heterogenität von Maßnahmeneigenschaften als 
prägendes Merkmal einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung systematisch 
ausgearbeitet, und die sonstigen Rahmenbedingungen für die Entwicklung einer 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung werden dargestellt. Die grundlegenden 
Anforderungen an eine geordnete Entscheidungsfindung werden in Kapitel 3 behandelt. Hierzu 
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werden die relevanten entscheidungstheoretischen Prinzipien im Kontext der Verkehrsplanung 
dargestellt. Der erste Teil der Arbeit wird mit einer Analyse von bestehenden Ansätzen zur 
Entscheidungsfindung im Verkehrswesen abgeschlossen (Kapitel 4). Diese Analyse dient der 
Beurteilung der Übertragbarkeit von bestehenden Ansätzen auf den hier behandelten Kontext der 
Entscheidungsfindung. Die Kapitel werden jeweils mit einer Zusammenfassung von Grundsätzen 
für die Erarbeitung von Hinweisen zur Entwicklung von Verfahren zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung abgeschlossen. 
Im zweiten Teil der Arbeit werden Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen für die 
Entwicklung von maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertungen festgelegt. Dieser Teil 
baut auf den im ersten Teil gewonnenen Erkenntnissen auf und beruht auf systematischen 
Ableitungen und expliziten Definitionen. In Kapitel 5 wird hierzu zunächst das grundlegende 
Verfahrensziel definiert, und die Verfahrensanforderungen werden zusammengefasst. Auf dieser 
Grundlage werden die typischen Aufgabenstellungen bei der Entwicklung einer maßnahmenart-
übergreifenden Dringlichkeitsbewertung abgeleitet. Abgeschlossen wird der zweite Teil mit 
Festlegungen, die zur Nachvollziehbarkeit der weiteren Ausarbeitungen dienen.  
Im dritten Teil der Arbeit werden Hinweise für die Lösung von ausgewählten 
Aufgabenstellungen bei der Verfahrensentwicklung erarbeitet. Dieser Teil der Arbeit basiert auf 
deduktiven und induktiven Schlussfolgerungen und heuristischen Ansätzen. Die praktische 
Anwendbarkeit der dargestellten Lösungen wird durch Beispiele belegt, die auf empirischen 
Datengrundlagen beruhen. Folgerungen und zusammenfassende Hinweise für die 
Verfahrensentwicklung schließen stets die Behandlung eines Aufgabenkomplexes ab. In Kapitel 6 
werden Hinweise zur Grundkonzeption des Verfahrens dargestellt. Kapitel 7 behandelt 
Hinweise zur Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems des Bewertungsverfahrens. In 
Kapitel 8 folgen Hinweise für die Entwicklung des Bewertungssystems. Hinweise zur 
effizienten und robusten Strukturierung des Bewertungsverfahrens werden in Kapitel 9 
erarbeitet. Kapitel 10 schließt den dritten Teil mit sonstigen Hinweisen zur Datenverarbeitung, 
Organisation und Dokumentation ab. 
Die Arbeit schließt mit einem Fazit und einem Ausblick über den weiteren Untersuchungsbedarf 
(Kapitel 11).  
Die wesentlichen Folgerungen der Arbeit werden jeweils als Abschluss der einzelnen Kapitel 
zusammengefasst. Im ersten und zweiten Teil dieser Arbeit werden dabei wichtige Folgerungen für 
die Erarbeitung von Hinweisen für die Verfahrensentwicklung dargestellt. Im dritten Teil der Arbeit 
sind dann die Hinweise für die Verfahrensentwicklung enthalten. Der praktische Anwender wird 
aber auch dem ersten und zweiten Teil der Arbeit Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
entnehmen können.  
Zur leichteren Auffindbarkeit sind die wesentlichen Folgerungen im Text hervorgehoben. Eine 
kompakte Zusammenstellung der Ergebnisse dieser Arbeit ist Anlage 1 zu entnehmen.  
 
1. Einleitung 
   5 
 
Abbildung 1: Aufbau der Arbeit 
Teil 1:
Grundlagen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung
Kapitel 2
Kontext einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung 
Kapitel  3
Methodische Grundlagen für die 
Entwicklung von Bewertungsverfahren 
Kapitel 4
Bewertungsverfahren mit Elementen einer  
maßnahmenartübergreifenden Bewertung   
Teil 2: 
Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Kapitel 5
Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Teil 3:
Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Kapitel 6
Hinweise für die Grundkonzeption des 
Verfahrens
Kapitel 11
Fazit und Ausblick 
Kapitel 8 
Hinweise für die Entwicklung des 
Bewertungssystems
Kapitel 9 
Hinweise für die effiziente und robuste 
Strukturierung des Bewertungsverfahrens
Kapitel 10
Sonstige Hinweise 
Kapitel 1
Einleitung 
Kapitel 7
Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und 
Wirkungssystems 
2. Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
6 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
2 Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
2.1 Vorbemerkungen 
Für die Entwicklung eines sachgerechten und zielführenden Verfahrens ist ein Verständnis des 
Kontextes, in dem die Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung erfolgt, notwendig. In diesem Kapitel wird dieser Kontext für eine 
maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung dargestellt.  
In Abschnitt 2.2 werden die für diese Arbeit relevanten Begriffe bestimmt. Anschließend wird in 
Abschnitt 2.3 die Rolle der Dringlichkeitsbewertung im Planungsprozess von Maßnahmen 
skizziert. In Abschnitt 2.4 werden allgemein übliche Planungsabläufe bei der Identifikation und 
Entwicklung von Straßenbaumaßnahmen dargestellt. Die hierbei verwendeten Datengrundlagen 
und entwickelten Ergebnisse bilden wesentliche Grundlagen für die Durchführung einer 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung. Maßnahmenartspezifische Dringlichkeits-
bewertungen werden in der Verkehrsplanung regelmäßig angewandt. Abschnitt 2.5 behandelt die 
wesentlichen Merkmale, die für die Unterscheidung zwischen einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung und einer maßnahmenartspezifischen Dringlichkeitsbewertung von 
Bedeutung sind. Rahmenbedingungen, die bei der Dringlichkeitsbewertung von Straßenbau-
maßnahmen zu beachten sind, werden im Abschnitt 2.6 beschrieben. Abgeschlossen wird dieses 
Kapitel mit einer Zusammenfassung der typischen Sachverhalte und hieraus folgenden Grundsätze, 
die bei der Erarbeitung von Hinweisen für die Entwicklung eines Verfahrens zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung zu berücksichtigen sind (Abschnitt 2.7). 
2.2 Begriffsbestimmungen2 
Unter Dringlichkeitsbewertung3 wird in dieser Arbeit die Rangordnung von Elementen auf der 
Grundlage eines formal und inhaltlich strukturierten und reglementierten Bewertungsvorgangs 
verstanden, mit dem Ziel einer möglichst optimalen Verwendung von knappen Ressourcen. Die 
Dringlichkeitsbewertung wird unter anderem in der Verkehrsplanung bei der Allokation von – in 
der Regel finanziellen – Ressourcen angewandt.  
Ein Verfahren beschreibt nach (DUDEN 2013) die „Art und Weise der Durch-, Ausführung von 
etwas“ und wird hier als die anwendungsbezogene, planmäßige Ausgestaltung von geordneten 
Vorgehensweisen zur Bewältigung einer Aufgabenstellung verstanden. Die Entwicklung eines 
Verfahrens zur Dringlichkeitsbewertung beinhaltet daher die spezifizierte Ausgestaltung von 
Arbeitsschritten und Abläufen auf so eine Weise, dass eine ordnungsgemäße Entscheidungsfindung 
ermöglicht wird. 
Unter dem Begriff Straßenbaumaßnahme wird für diese Arbeit eine bauliche Änderung oder 
Neubau von einzelnen oder mehreren Anlagenteilen einer Straßenverkehrsanlage verstanden. Unter 
                                               
2  In der Literatur werden für diese Arbeit relevante Begriffe nicht immer einheitlich verwendet und deshalb im Folgenden so bestimmt, 
wie sie in dieser Arbeit benutzt werden. Die Begriffsbestimmung beschränkt sich weiterhin auf wesentliche Aspekte dieser Arbeit. 
Allgemeine Quellengrundlagen zum Abschnitt sind FGSV (2012A), SCHMUCK (1987), MAERSCHALK ET AL. (2008). Weitere 
Begriffsbestimmungen in Zusammenhang mit der Entscheidungsfindung sind im Abschnitt 3.2.1 dargestellt. 
3  Der Begriff „Dringlichkeit“ ist im vorliegenden Kontext nicht vollständig konsistent. Dringlichkeit bezeichnet allgemein den Grad, in 
dem etwas rasches Handeln fordert (vgl. DUDEN 2013), und hat damit einen expliziten zeitlichen Bezug. Über eine Dringlichkeits-
reihung von Straßenbaumaßnahmen wird aber nicht zwangsläufig die zeitliche Realisierungsfolge von Maßnahmen bestimmt oder 
festgelegt. Dringlichkeit beschreibt vielmehr den Vorrang einer Maßnahme gegenüber einer anderen und wird daher für diese Arbeit 
kongruent zum Begriff Priorität im Sinne einer größeren Bedeutung oder Vorrangigkeit verstanden (vgl. DUDEN 2013). Da der Begriff 
Dringlichkeitsbewertung in der Verkehrsplanung etabliert ist, wird er aber auch in dieser  Arbeit verwendet.  
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dem Begriff Straßenverkehrsanlage werden im Folgenden öffentliche Verkehrsanlagen für den 
Kraftfahrzeug-, Rad- und/oder Fußgängerverkehr verstanden. In dieser Arbeit wird die Bezeichnung 
Maßnahme kongruent zum Begriff Straßenbaumaßnahme verwendet. 
Eine Maßnahmenart ist hier eine Kombination von baulichen Veränderungen an einer oder 
mehreren Anlagenteile(n) für einen bestimmten Bereich des Straßenbaus. Der Begriff art-
übergreifend wird im Rahmen der Arbeit für die gemeinsame Behandlung von mehreren 
Maßnahmen aus jeweils unterschiedlichen Bereichen des Straßenbaus und / oder für verschiedene 
Anlagenteile von Straßenverkehrsanlagen verwendet.  
Für Straßenverkehrsanlagen wird eine Vielzahl an Anlagenteilen unterschieden. Tabelle 1 zeigt 
eine systematische Übersicht der Anlagenteile von Straßenverkehrsanlagen. 
Aufgrund ihres wesentlichen Anteils an (Bau-)Substanz und Investitionsaufwand liegt der Fokus in 
der vorliegenden Arbeit auf Maßnahmen, die überwiegend auf eine Änderung der Anlagenteile 
Straßenoberbau und Ingenieurbauwerke abzielen. Da Straßenbaumaßnahmen in der Regel nicht 
auf einen einzelnen Anlagenteil begrenzt sind, können bei einer Dringlichkeitsbewertung für eine 
Maßnahme Änderungen an mehreren Anlagenteilen einschließlich sonstiger Anlagenteile zu 
berücksichtigen sein. Die Bewertung von Maßnahmen an Nebenanlagen (Rastanlagen, 
Tankanlagen, Hochbauten usw.) ist nicht Bestandteil dieser Arbeit. 
 
Tabelle 1:  Übersicht der Anlagenteile von Straßenverkehrsanlagen und Nebenanlagen (eigene Darstellung nach 
MAERSCHALK ET AL. 2004) 
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Im Straßenbau werden die Bereiche Erhaltung, Modernisierung4, Erweiterung und Neubau 
unterschieden. Diese Bereiche sind teilweise in weitere Unterbereiche unterteilt. Diese 
Begriffssystematik ist in Tabelle 2 dargestellt. 
Unter Straßenerhaltung und -modernisierung wird die Sicherung der Gebrauchstauglichkeit von 
bestehenden Anlagen der Straßeninfrastruktur verstanden, bei der die Bausubstanz der 
Verkehrsinfrastruktur wiederhergestellt bzw. die Straßeninfrastruktur durch bauliche Maßnahmen 
modernisiert wird. Die Gebrauchstauglichkeit beschreibt dabei allgemein, in welchem Maß ein 
Produkt oder System durch bestimmte Nutzer in einem bestimmten Kontext genutzt werden kann.  
Bei der Straßenerhaltung werden verschiedene Unterarten unterschieden, die allgemein nach 
betrieblicher Unterhaltung (Wartung), baulicher Unterhaltung (Instandhaltung), Instand-
setzung und Erneuerung differenziert werden (vgl. FGSV 2001C). 
Die betriebliche Unterhaltung umfasst Reinigungs- und Pflegearbeiten wie z.B. Straßenreinigung, 
Bankettschneiden und Gehölzschnitt sowie den Winterdienst. Betriebliche Unterhaltungs-
maßnahmen führen zu keiner wesentlichen Verbesserung der Substanz der Infrastruktur. Sie sind 
deshalb nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 
 
Tabelle 2:  Übersicht der Begriffssystematik im Straßenbau (eigene Darstellung nach MAERSCHALK ET AL. 2008) 
Zur baulichen Unterhaltung gehören bauliche Sofortmaßnahmen und laufende Maßnahmen 
kleineren Umfangs, die in der Regel sofort nach Feststellung eines örtlich begrenzten Schadens 
ausgeführt werden. Beispiele sind Flickarbeiten und Verfüllung von Rissen. Bauliche Unterhaltungs-
maßnahmen fallen meist spontan an und sind nur begrenzt planbar (MAERSCHALK ET AL. 2008). Im 
Vergleich zu den übrigen baulichen Maßnahmen sind sie in der Regel mit geringem (finanziellen) 
Aufwand verbunden. Zur Berücksichtigung von Straßenbaumaßnahmen bei einer Dringlichkeits-
bewertung im Rahmen einer Programmplanung sind ausreichende Vorlaufzeiten aufgrund der mit 
der Aufstellung und Durchführung verbundenen Zeitbedarfe Voraussetzung. Auf die 
                                               
4  Häufig wird der Begriff „Straßenum- und -ausbau“ verwendet (vgl. (FGSV 2012A) Da über diese Bezeichnung eine eindeutige 
Abgrenzung zwischen der für diese Arbeit wichtigen kapazitativen Erweiterungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Veränderung der 
Qualität einer Straße ohne kapazitative Veränderungen nicht einfach vorgenommen werden kann, wird zum besseren Verständnis 
der Begriff Modernisierung verwendet. 
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Berücksichtigung von baulichen Unterhaltungsmaßnahmen wird im Rahmen dieser Arbeit folglich 
verzichtet.  
Die Instandsetzung umfasst bauliche Maßnahmen zur Erhaltung und/oder Verbesserung der 
bestehenden Bausubstanz. Instandsetzungsmaßnahmen fallen größtenteils in periodischen Zeit-
abständen an. 
Maßnahmen der Erneuerung sind mit längeren zeitlichen Abständen größtenteils periodisch 
wiederkehrende Maßnahmen, durch die die Bausubstanz und Gebrauchstauglichkeit vollständig (in 
einen neuwertigen Zustand versetzt) wiederhergestellt wird (SCHMUCK 1987).   
Bauliche Maßnahmen, die zum Zweck der Anpassung an (neue) bau- und sicherheitstechnische 
Standards bzw. Ziele durchgeführt werden, und damit über eine reine bauliche Erhaltung 
hinausgehen, werden dem Bereich der Modernisierung zugeordnet. Mit Modernisierungen sind 
keine wesentlichen Erweiterungen der Kapazität verbunden. Da durch Modernisierungen in der 
Regel auch Verbesserungen der Substanz und Gebrauchstauglichkeit erreicht werden, werden sie 
gelegentlich auch als „Erhaltungsmaßnahmen im weiteren Sinne“ bezeichnet (SCHMUCK 1987).  
Kennzeichnend für Erweiterungsmaßnahmen und Neubaumaßnahmen ist, dass hierbei die 
Kapazität der Straßenverkehrsanlage maßgebend erweitert wird, z.B. durch Anbau eines 
Fahrstreifens oder des kapazitativen Ausbaus eines Knotenpunkts. Bei Erweiterungsmaßnahmen 
wird die Verkehrsabwicklungskapazität einer bereits vorhandenen Straßenverkehrsanlage 
vergrößert. Eine Neubaumaßnahme bedeutet den Bau einer an dieser Stelle nicht vorhandenen 
Straßenverkehrsanlage.  
Tabelle 3 zeigt den Ausschnitt der für diese Arbeit relevanten Maßnahmenarten über die 
Kombination von Anlagenteilen und Bereichen des Straßenbaus.  
 
Tabelle 3:  Für die Arbeit relevante Maßnahmenarten nach Bereichen des Straßenbaus und Anlagenteilen 
2.3 Einordnung der Dringlichkeitsbewertung im Planungsprozess  
Nachfolgend werden die wechselseitigen Auswirkungen zwischen einer Dringlichkeitsbewertung 
und dem Gesamtplanungsprozess von Straßenbaumaßnahmen dargestellt. Hierzu wird die 
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Bedeutung einer Dringlichkeitsbewertung sowohl im Kontext der Programmplanung (Bestimmung 
der Finanzierbarkeit von Straßenbaumaßnahmen) als auch im Kontext des Planungsablaufs für 
einzelne Straßenbaumaßnahmen dargestellt. 
Die Realisierung von Straßenbaumaßnahmen unterliegt budgetären Einschränkungen. Die 
Zuteilung (Allokation) von begrenzten finanziellen Ressourcen auf (realisierungswürdige) 
Straßenbaumaßnahmen wird als Programmplanung bezeichnet. Programmplanung ist ein Begriff 
der Wirtschaftswissenschaften, der eng mit der Produktplanung verbunden ist. Über eine 
Programmplanung wird allgemein festgelegt, welche Mengen und Arten der Produkte zu welchen 
Produktionsterminen innerhalb einer Produktionsperiode unter Einhaltung von Produktions-
restriktionen hergestellt werden sollen (vgl. DYCKHOFF ET AL. 2010, WIL24 2014). 
Charakteristisches Merkmal der Programmplanung ist die Art, wie die Handlungsalternativen 
definiert sind. Bei einer Programmentscheidung wird eine Handlungsalternative durch eine 
Kombination von finanzierbaren und nicht-finanzierbaren Maßnahmen gebildet. Dies steht im 
Gegensatz zu einer Variantenentscheidung im Rahmen der Maßnahmenplanung, bei der eine 
Handlungsalternative eine Maßnahmenvariante bildet, die entweder der Nichtdurchführung 
und/oder weiteren Varianten gegenübergestellt wird. Bei der Programmplanung ist die Anzahl der 
Handlungsalternativen durch die kombinatorische Wirkung im Vergleich zur Maßnahmenplanung 
erheblich größer. 
Das Ergebnis der Programmplanung ist eine geordnete Festlegung der für einen Zeitabschnitt zu 
realisierenden Straßenbaumaßnahmen. Das Kollektiv der finanzierbaren Maßnahmen bildet ein 
Bauprogramm5. Hierunter wird im Folgenden eine Gesamtheit sich gegenseitig nicht 
ausschließender Straßenbaumaßnahmen, die innerhalb einer bestimmten Periode mit einem 
bestimmten Ressourceneinsatz zur Realisierung gebracht werden sollen, verstanden.  
Grundsätzlich können verschiedene Teilprogramme mit jeweils vergleichbaren Maßnahmenarten 
und/oder Finanzierungsmodalitäten und jeweils eigenem Budgetrahmen aufgestellt werden. Als 
Beispiel sind Teilprogramme für Erhaltung, Neu- und Ausbau, Ortsumgehungen, Radwege etc. 
möglich. Eine Aufteilung in Teilprogramme kann z.B. zur Vereinfachung der Priorisierung für die 
zuständigen Fachbehörden, zur Berücksichtigung von organisatorischen Gegebenheiten des 
Aufgabenträgers oder aufgrund von (politisch) gesetzten Schwerpunkten erfolgen. Die Verteilung 
des insgesamt verfügbaren Finanzbudgets auf die Teilprogramme ist stark von historisch 
begründeten Erfahrungswerten geprägt und erfolgt nach (politisch motivierten) Vorgaben. 
(REIDENBACH ET AL. 2008) stellt in diesem Zusammenhang dazu Folgendes fest: „Politikerinnen und 
Politiker scheinen nach wie vor Präferenzen zu haben, neue Projekte anzuschieben. Das 
Funktionieren der vorhandenen Infrastruktur steht weiter unten auf der Prioritätenskala und wird 
dann häufig allein den Fachämtern überlassen, oft aber ohne dass diese dafür ausreichend mit 
Mitteln ausgestattet werden.“ Die Aufteilung in Teilprogramme in ihrer heutigen Form erschwert 
die effiziente Allokation der verfügbaren Finanzmittel. 
Die Aufnahme von Maßnahmen in einem Bauprogramm wird in der Regel auf Basis einer 
Prioritätenreihung aller potenziellen Maßnahmen bestimmt. Die methodisch einwandfreie 
Erarbeitung einer Prioritätenreihung erfordert eine geordnete, systematische und transparente 
vergleichende Bewertung der Maßnahmen. Diese Bewertung von Maßnahmen mit dem Ziel, eine 
Prioritätenreihung der untersuchten Maßnahmen als Grundlage für die Aufstellung eines 
Bauprogramms zu erhalten, wird als Dringlichkeitsbewertung bezeichnet. Innerhalb der 
                                               
5  In der Praxis sind weitere Begriffe wie Investitionsprogramm geläufig. 
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vorliegenden Arbeit wird allein die Dringlichkeitsbewertung als Methode für die Festlegung von 
Bauprogrammen betrachtet. 
Letztendlich obliegt einem hierzu legitimierten Entscheidungsträger die Entscheidung über die 
Aufnahme einer Maßnahme in ein Bauprogramm. Die hierzu notwendigen Vorgänge werden im 
Folgenden als Entscheidungsfindung bezeichnet. Zur Entscheidungsfindung gehören auch die 
Festlegung von Zielen und Vorgaben für die Bewertung. Die Dringlichkeitsbewertung bildet 
demnach ein Kernelement der Entscheidungsfindung. Das Ergebnis einer Dringlichkeitsbewertung 
muss allerdings nicht zwingend der Entscheidung entsprechen. Die Dringlichkeitsbewertung soll 
vielmehr die Entscheidungsfindung unterstützen. Wird im Folgenden der Begriff Entscheidungs-
findung verwendet, soll hierdurch zum Ausdruck gebracht werden, dass auch umfassendere, über 
eine Dringlichkeitsbewertung hinausgehende, Aspekte der Programmplanung berücksichtigt 
werden. 
Die Aufstellung von Bauprogrammen geht auf die Verpflichtung zur Aufstellung von Investitions-
programmen nach Haushaltsrecht zurück6. Zu Form und Aufstellungsverfahren bestehen allerdings 
keine rechtlichen Bindungen. Ein Bauprogramm stellt dennoch einen klaren Rahmen für die 
zukünftigen Investitionen des Aufgabenträgers dar, welches durch eine entsprechende Selbst-
verpflichtung des Aufgabenträgers einen hohen Verbindlichkeitsgrad erreichen kann. 
Die Aufnahme einer Maßnahme in ein Bauprogramm hat keine rechtsbindende Wirkung. Dies gilt 
insbesondere für Maßnahmen, für die aufgrund der mit der Maßnahme eintretenden wesentlichen 
Änderungen eine gesonderte baurechtliche Sicherung erforderlich ist. Im Rahmen des Haushalt-
rechts wird die Finanzierung einer Maßnahme abschließend sichergestellt (Verabschiedung von 
Haushalten).  
Der Bezugsraum eines Bauprogramms umfasst im Allgemeinen das gesamte Zuständigkeitsgebiet 
des Aufgabenträgers. Je nach Aufgabenträger (Land, Kreis, Kommune) und weiteren Rahmen-
bedingungen wird sich die Ausdehnung des Bezugsraums, der Umfang des Straßennetzes und die 
Art der Straßenverkehrsanlagen unterscheiden.  
Bauprogramme werden für einen überschaubaren, in der Regel mehrjährigen Zeitraum aufgestellt 
(vgl. KÖHLER 1992). Der Gültigkeitszeitraum kann variieren. Eine wesentliche Bestimmungsgröße 
für die Gültigkeitsdauer von Bauprogrammen bildet die Finanzplanung des Aufgabenträgers, in der 
die erwarteten Investitionen für einen bestimmten Zeitraum darzustellen sind.  
Die Planungstiefe der potenziell in ein Bauprogramm aufzunehmenden Maßnahmen kann 
erheblich schwanken. Allgemein verbindliche Vorschriften bestehen hierzu nicht. Bei der 
Dringlichkeitsbewertung im Rahmen der Aufstellung von Bauprogrammen wird allerdings in der 
Regel vorausgesetzt, dass für alle potenziellen Maßnahmen die Zulässigkeit und die absolute 
Vorteilhaftigkeit gegeben sind. Diese grundsätzlichen Anforderungen an Einzelmaßnahmen 
werden nicht (zwingend) im Rahmen der Dringlichkeitsbewertung festgestellt. Im Rahmen der 
Dringlichkeitsbewertung wird in der Regel keine Untersuchung der relativen Vorteilhaftigkeit im 
Sinne einer Bewertung von Maßnahmenvarianten (als möglichen Lösungsvarianten für ein 
bestimmtes, örtlich begrenztes Problem) durchgeführt. Für die vorliegende Arbeit wird davon 
ausgegangen, dass für die in eine Dringlichkeitsbewertung aufzunehmenden Maßnahmen die 
Zulässigkeit sowie die absolute und relative Vorteilhaftigkeit im genannten Sinne stets gegeben 
sind7.  
                                               
6 Auf die rechtlichen Bindungen und Wirkungen wird in Abschnitt 2.6.2 ausführlich eingegangen. 
7  Eine nähere Erläuterung der Begriffe Zulässigkeit und Vorteilhaftigkeit ist in Kapitel 3.2 enthalten. 
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Abbildung 2: Einordnung der Dringlichkeitsbewertung im Planungsprozess von Straßenbaumaßnahmen (eigene 
Darstellung nach FGSV 2001A, BOLTZE 2010, HOAI 2013) 
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Abläufe variieren nach Maßnahmenart und Planungsverfahren.  
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Die Dringlichkeitsbewertung im Rahmen der Programmplanung ist ein maßnahmen-
übergreifender Planungsschritt im sonst weitgehend isolierten Planungsprozess von Straßenbau-
maßnahmen (vgl. Abbildung 2). Im Anschluss an die Programmplanung werden für die 
finanzierbaren Maßnahmen die restlichen Planungstätigkeiten bis zur Realisierung weitgehend 
isoliert durchgeführt. Die nicht-finanzierbaren Maßnahmen gehören, solange die Zulässigkeit sowie 
die absolute und relative Vorteilhaftigkeit gegeben ist, grundsätzlich zum Planungsbedarf, werden 
aber (vorerst) nicht realisiert. 
Die Planung einer Straßenbaumaßnahme durchläuft von der Ermittlung der relevanten 
Grundlagen über die Vorplanung, Entwurfsplanung und Genehmigungsplanung bis zur Realisierung 
und Inbetriebnahme mehrere definierte Leistungsphasen8, wobei die Genauigkeit und 
Verbindlichkeit der Planung zunimmt. Der erforderliche Planungsaufwand für einzelne Phasen 
variiert dabei nach Maßnahmenart.  
Die Berücksichtigung einer Maßnahme in der Programmplanung (und damit in einer 
Dringlichkeitsbewertung) erfolgt häufig auf Grundlage einer frühen Leistungsphase (ab 
Leistungsphase 2 Vorplanung). Verbindliche Vorgaben gibt es hierzu aber nicht. Nach Abschluss der 
Entscheidungsfindung im Rahmen der Programmplanung können je nach Maßnahmenart9 noch 
umfangreiche Planungsleistungen bis zur Realisierung erforderlich sein. Dadurch können nach 
Abschluss der Dringlichkeitsbewertung bewertungsrelevante Maßnahmeneigenschaften 
weiterhin erheblichen Veränderungen unterliegen, mit Konsequenzen für beispielsweise 
Wirtschaftlichkeit (Kosten) oder Umfeldbeeinträchtigung.  
 
2.4 Maßnahmenplanung als Grundlage einer Dringlichkeitsbewertung 
2.4.1 Vorbemerkungen 
Für die vorliegende Arbeit wird vorausgesetzt, dass im Rahmen der Entscheidungsfindung keine 
Maßnahmenplanung im Sinne einer Variantenentwicklung stattfindet. Grundlage der 
Entscheidungsfindung sind vorgegebene zulässige und vorteilhafte Maßnahmen, die nach 
verschiedenen (maßnahmenartspezifischen) Verfahren entwickelt werden. Die bei diesen Verfahren 
verwendeten Datengrundlagen und erzeugten Ergebnisse sind für Durchführung von 
                                               
8  Vgl. FGSV 2001A, HOAI 2013. 
9  In Abschnitt 2.4 wird auf die spezifischen Planungsabläufe für verschiedene Maßnahmenarten eingegangen. 
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 Im Vorlauf einer Dringlichkeitsbewertung finden geordnete Planungsschritte statt, 
deren Grundlagen und Ergebnisse bei einer Dringlichkeitsbewertung berücksichtigt und 
evtl. verwendet werden können. 
 Die bewertungsrelevanten Merkmale von Straßenbaumaßnahmen können nach 
Abschluss der Dringlichkeitsbewertung im Rahmen der anschließenden Planungsphasen 
und Genehmigungsverfahren noch verändert werden. Für die Entwicklung eines 
Verfahrens zur Dringlichkeitsbewertung ist von einer begrenzten Genauigkeit und 
Verbindlichkeit der Planung für zumindest einen Teil der Maßnahmen auszugehen.  
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maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertungen zu beachten und potenziell wichtige und 
effizient verwertbare Informationsquellen. 
Für eine effiziente und fehlerfreie Verwertung dieser Informationen sind Kenntnisse über die 
Auslöser einer Planung10 und die Vorgehensweise bei der Planung der Straßenbaumaßnahmen 
erforderlich. Im Folgenden werden diese Themen differenziert nach den relevanten Bereichen des 
Straßenbaus behandelt. 
Mängel11 und der resultierende Handlungsbedarf werden anhand von verschiedenen, 
unterschiedlich stark formalisierten Verfahren festgestellt. Die Erfassung und Bewertung des 
Zustands in Bezug auf Mängel sind wesentliche Arbeitsschritte bei der Veranlassung und 
Entwicklung von Maßnahmen. Als Zustandserfassung werden die Erfassung des Zustands von 
Anlagenteilen der Straßeninfrastruktur und die Beschreibung dieses Zustands anhand von 
definierten Zustandsmerkmalen verstanden. Zustandsmerkmale beschreiben ganz allgemein 
bestimmte (Teil-)Eigenschaften der Infrastruktur, deren Ausprägung als Zustandsgröße erfasst 
werden kann. Die Zustandsbewertung beinhaltet die (systematische) Bewertung des Zustands 
eines Anlagenteils auf Basis der erfassten Zustandsgrößen und unter Berücksichtigung von 
definierten Zielgrößen.12 
2.4.2 Erhaltungsmaßnahmen 
Die Auslöser von Erhaltungsmaßnahmen sind in der Regel Mängel an der Substanz der 
Straßenverkehrsanlage. Für die Anlagenteile von Straßenverkehrsanlagen werden unter-
schiedliche Verfahren zur Zustandserfassung und Bewertung eingesetzt. Die wichtigsten werden 
nachfolgend dargestellt. 
Straßenoberbau 
Für die Fahrbahnoberfläche ist in diesem Zusammenhang die „Zentrale Erfassung und 
Bewertung“ (ZEB) hervorzuheben. Das Verfahren "Zustandserfassung und -bewertung der 
Fahrbahnoberflächen von Straßen" (ZEB) ist ein gemeinsam vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und den Ländern bundeseinheitlich eingerichtetes Verfahren. 
Es hat die Zielsetzung, die Fahrbahnoberflächen der Bundesfernstraßen messtechnisch netzweit zu 
erfassen und anschließend zu bewerten. Erfasst werden die Merkmale Längs- und Querebenheit 
sowie das Oberflächenbild. Dieses Verfahren wurde 1991 erstmals und seitdem regelmäßig (ca. alle 
4 Jahre) durchgeführt. Das Verfahren wird auch im nachgeordneten Netz (Landes-, Staats-, Kreis- 
und Gemeindestraßen) angewandt (BAST 2008) und kommt z.B. auch in Städten wie Frankfurt am 
Main, München, Stuttgart, Erlangen und Darmstadt auf den Hauptverkehrsstraßen zur Anwendung 
(ADAC 2011). Die ZEB wird durch Forschungsaktivitäten und technische Innovationen ständig 
weiterentwickelt. 
Der Zustand von Verkehrsflächen (Fahrbahn, Nebenflächen) kann alternativ durch eine visuelle 
Zustandserfassung erfolgen. Nach dem Arbeitspapier „Vorbereitung und Durchführung der 
                                               
10  Rechtliche Rahmenbedingungen werden ausführlich im Abschnitt 2.6.2 behandelt 
11  Als Mangel wird in diesen Zusammenhang eine unakzeptable Abweichung des Zustands der Verkehrsanlage vom planmäßigen 
Sollzustand verstanden. 
12  Für die Erfassung und Bewertung des Zustands bestehen verschiedene (maßnahmenartspezifische) Verfahren, bei denen Begriffe in 
Zusammenhang mit der Erfassung und Bewertung nicht immer kongruent verwendet werden. Die hier verwendeten 
Begriffsbestimmungen beschreiben - wenn nicht anders dargestellt - die Erfassung und Bewertung des Zustands aller Anlagenteile der 
Straßeninfrastruktur. 
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visuellen Zustandserfassung für innerörtliche Verkehrsflächen“ (FGSV 2008B) werden die 
Zustandsmerkmale Spurrinnen, allgemeine Unebenheiten, Risse und Fugen, Flickstellen, 
Oberflächenschäden und Schäden an Borden und Rinnen aufgenommen (KRAUSE 2001). Die 
visuelle Erfassung des Zustands ist insbesondere auf kommunaler Ebene eine gängige 
Vorgehensweise. 
Aufgrund wirtschaftlicher Zwänge gibt es in der Praxis verschiedene Ansätze, die Zustands-
merkmale in vereinfachter Form zu erfassen. Bei diesem vereinfachten Verfahren wird in der Regel 
die Bewertung vorweggenommen und hierauf aufbauend, die Ausprägungen einzelner Zustands-
merkmale erfasst. (ADAC 2011) 
Die Zustandsmerkmale werden über eine oder mehrere Zustandsgrößen erfasst. Zur 
Zustandsbewertung werden die aufgenommenen Zustandsgrößen über Normierungsfunktionen in 
dimensionslose Zustandswerte von 1 („sehr gut“) bis 5 („sehr schlecht“) umgewandelt. Die 
Normierungsfunktionen können in Abhängigkeit von der Netzbedeutung unterschiedlich definiert 
sein. 
Die Zustandswerte werden durch eine Verknüpfungsregel zu Teilzielwerten (Gebrauchswert und 
Substanzwert (Oberfläche)) und anschließend zu einem Gesamtwert verknüpft. Abbildung 3 zeigt 
diese Zusammenführung bei einer messtechnischen Zustandserfassung. 
Der Gebrauchswert kennzeichnet die Angebotsqualität der Verkehrsfläche in Hinblick auf 
Leistungsfähigkeit (Befahrbarkeit) und Sicherheit. Er berücksichtigt insbesondere die 
Anforderungen des Straßennutzers. Der Substanzwert ist baulastträger- bzw. betreiberorientiert 
und kennzeichnet die Qualität der baulichen Substanz, sofern aufgrund des an der Fahrbahn-
oberfläche erfassten Zustands ersichtlich. Der Substanzwert wird für Beton- und Asphaltoberflächen 
über unterschiedliche Zustandswerte gebildet. 
Die Bewertung erfolgt demnach überwiegend nach dem Oberflächenbild. Da diese Information für 
eine Maßnahmenauswahl unzureichend ist, wird zusätzlich ein Substanzwert Bestand 
berücksichtigt, welcher die stofflichen Eigenschaften und das Alter aller, auch der tiefer liegenden, 
Schichten des Befestigungsaufbaus einbezieht (MAERSCHALK ET AL. 2008). Während diese Vor-
gehensweise für das Außerortsnetz eine zufriedenstellende Lösung darstellt, liegen die erforder-
lichen Angaben zur Berechnung des Substanzwertes Bestand innerorts in der Regel nicht vor. 
Weiterhin entsprechen die vor Ort vorhandenen Schichten und die Schichtenfolge oftmals nicht 
dem standardisierten Straßenbau (ADAC 2011). 
Für die Notenwerte sind drei wesentliche Stützpunkte zu unterscheiden (FGSV 2012B): 
• Der Zielwert wird durch den Zustandswert 1,5 gekennzeichnet und entspricht der 
maximal zulässigen Abweichung vom Idealfall bei der Abnahme einer Straßenbau-
maßnahme. 
• Der zweite Stützpunkt kennzeichnet den Zustandswert 3,5, der als Warnwert bezeichnet 
wird. Der Warnwert beschreibt einen Zustand, dessen Erreichen Anlass zu intensiver 
Beobachtung, zur Analyse der Ursachen für den schlechten Zustand und gegebenenfalls zur 
Planung von geeigneten Maßnahmen gibt. 
• Der dritte Stützpunkt kennzeichnet den Zustandswert 4,5 und wird als Schwellenwert 
bezeichnet. Der Schwellenwert beschreibt einen Zustand, bei dessen Erreichen bauliche 
oder verkehrsbeschränkende Maßnahmen eingeleitet werden müssen. 
Der Schwellenwert ist als Auslöser für Baumaßnahmen im Bereich der Erhaltung von Fahrbahn-
befestigungen folglich eine wichtige Größe für diese Arbeit. 
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Abbildung 3: Ablauf der Zustandsbewertung bei messtechnischer Zustandserfassung (Quelle: KÖHLER 2002) 
Erhaltungsmaßnahmen werden auf der Basis der festgestellten Mängel und unter Berücksichtigung 
einer Erhaltungsstrategie (z.B. präventive, substanzsteigernde Erhaltung, Substanzerhaltung, 
Gebrauchswerterhaltung) festgelegt. 
Die grundsätzliche Vorgehensweise ist in den „Richtlinien für die Planung von Erhaltungs-
maßnahmen“ (RPE-Stra 01, FGSV 2001C) beschrieben: 
• Bewertung Netzqualität 
• Bewertung der Zustandsentwicklung 
• Planung von Erhaltungsmaßnahmen auf Netzebene 
• Aufstellung eines mittelfristigen Erhaltungsprogramms 
• Umsetzung des Erhaltungsprogramms auf der Ausführungsebene 
Im Rahmen der Bewertung der Zustandsentwicklung werden Zustandsprognosen durchgeführt. 
Diese Prognosen können z.B. unter Verwendung von Standard-Verhaltenskurven für Asphalt-, 
Beton- und Pflasterbefestigungen aus den RPE-Stra 01 erfolgen. Die Zustandsprognose erfolgt für 
jedes Merkmal gesondert. Hierzu werden anhand des Zeitpunkts der letzten Maßnahme und des 
aktuellen Zustandswerts für jedes Merkmal zutreffende Verhaltensklassen bestimmt. 
Die Planung von Erhaltungsmaßnahmen auf Netzebene erfordert die Festlegung einer 
Erhaltungsstrategie und Kenntnisse über die Rahmenbedingungen (insbesondere Budget-
restriktionen). 
Anhand des aus der Zustandserfassung und -bewertung sowie der erwarteten Zustandsentwicklung 
bekannten Schadensbildes werden Maßnahmenarten oder Maßnahmengruppen bestimmt, die das 
Schadensbild bzw. die Schadensursache beseitigen können. Hieraus ergibt sich der aus 
bautechnischer Sicht erforderliche (mittelfristige) Erhaltungsbedarf. Ein Erhaltungsprogramm 
wird auf Grundlage der verfolgten Erhaltungsstrategie und den gegebenen Rahmenbedingungen 
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festgelegt. Im Rahmen des Erhaltungsprogramms wird zudem die günstigste Maßnahmenverteilung 
auf den Umsetzungszeitraum ermittelt. 
Erst im Rahmen der Umsetzung des Erhaltungsprogramms erfolgt die Konkretisierung der 
einzelnen Maßnahmen unter Berücksichtigung der örtlichen Rahmenbedingungen. Dies umfasst die 
genaue Abstimmung mit dem Zustand von Entwässerungs- und Ausstattungselementen, eine 
Konkretisierung des Maßnahmenumfangs und des Ablaufs der Bauausführung, die konkrete 
Abschätzung der zu erwartenden Nutzungsdauer und die Ermittlung der Maßnahmen- und 
Folgekosten. Nach erfolgter Maßnahmenkonkretisierung wird unter Berücksichtigung der 
Erhaltungsstrategie auf Netzebene über eine Realisierung der einzelnen Maßnahmen entschieden. 
Vordringliche Erhaltungsmaßnahmen außerhalb der durch Bedarfsplanung oder die Dring-
lichkeitsreihung vorgegebenen Reihenfolge sind einzuleiten, wenn nach den Ergebnissen der 
Zustandserfassung und -bewertung und einer Analyse der Unfallsituation ein Zusammenhang 
zwischen Straßenzustand und Unfallgeschehen äußerst wahrscheinlich ist (FGSV 2003A). 
Die Entwicklung von geeigneten Maßnahmen kann im Rahmen eines Pavement-Management-
Systems (PMS) systematisch erfolgen13. Innerhalb des PMS werden anhand vorgegebener Budget-
ansätze und unter Ableitung von möglichen Schadensursachen aus der ZEB optimale Maßnahmen 
zur Beseitigung von festgestellten Mängeln abgeleitet. Dieses Verfahren hat für die Planungsebenen 
der Bundesfernstraßen und Landesstraßen immer mehr an Bedeutung gewonnen. Mit der 
RPE-Stra 01 (FGSV 2001C) wurde die Systematik in das technische Regelwerk implementiert. Für 
Straßen in Baulast der Kommunen wurden erste Schritte durch die Empfehlungen für das 
Erhaltungsmanagement von Innerortsstraßen (FGSV 2012B) für eine weitere Implementierung 
derartiger Verfahren getan. 
Ingenieurbauwerke 
Die Zustandserfassung und Bewertung von Bauwerken richtet sich nach der „Richtlinie zur 
einheitlichen Erfassung, Bewertung, Aufzeichnung und Auswertung von Ergebnissen der Bauwerks-
prüfungen nach DIN 1076 (RI-EBW-PRÜF)“ (BMVBS 2007). 
Diese Erfassung und Bewertung erfolgt regelmäßig, eine Hauptprüfung ist alle sechs Jahre durch-
zuführen, eine einfache Prüfung immer drei Jahre nach der Hauptprüfung. 
Bei den Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 wird im Rahmen der Erfassung für jeden erfassten 
Einzelschaden eine getrennte Schadensbewertung nach den Kriterien Standsicherheit, Verkehrs-
sicherheit und Dauerhaftigkeit durchgeführt. 
Die Standsicherheit kennzeichnet die Eigenschaft eines Bauwerkes bzw. einzelner Bauwerksteile 
die planmäßigen Beanspruchungen (bei Nutzungsbeschränkungen entsprechend reduziert) schadlos 
aufnehmen zu können. Die Verkehrssicherheit ist in diesem Zusammenhang ein Maß für die 
Bauwerksausbildung, welche die Anforderungen an Sicherheit und Ordnung hinsichtlich der 
gefahrlosen und bestimmungsgemäßen Nutzung des Bauwerkes beinhaltet. Sie schließt damit 
sowohl die Sicherheit für Verkehrsteilnehmer und Fahrzeuge als auch die Sicherheit für Personen 
und Sachen im Bauwerksumfeld ein. Die Dauerhaftigkeit kennzeichnet die Widerstandsfähigkeit 
des Bauwerkes bzw. einzelner Bauwerksteile gegenüber Einwirkungen, um eine möglichst lange 
Nutzungsdauer unter Aufrechterhaltung der Standsicherheit und Verkehrssicherheit bei 
planmäßiger Nutzung und planmäßiger Bauwerksunterhaltung zu erreichen. (BMVBS 2007) 
                                               
13  Eine ausführliche Beschreibung ist in Abschnitt 4.2.3 enthalten. 
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Bei der Bewertung von Einzelschäden nach Standsicherheit und Verkehrssicherheit werden 
ausschließlich die aktuellen Einflüsse des Schadens berücksichtigt. Die Bewertung der Dauer-
haftigkeit umfasst die Auswirkungen des Schadens in zeitlicher Hinsicht. 
Zur Bewertung werden für jeden erfassten Einzelschaden Noten von 0 (kein Einfluss) bis 4 
(Standsicherheit / Verkehrssicherheit / Dauerhaftigkeit nicht mehr gegeben) verteilt. Die 
Bewertung erfolgt durch eine manuelle Zuordnung durch den Prüfer anhand der erfassten Schäden, 
in der Regel durch eine Einstufung anhand von repräsentativen Schadensbeispielen. Auf Basis 
dieser Bewertungen erfolgt die (automatisierte) Berechnung einer Zustandsnote für das Bauwerk 
als Ganzes (1,0 bis 4,0). Ab der Zustandsnote 3,0 ist kein ausreichender Zustand mehr gegeben und 
eine umgehende Instandsetzung erforderlich. Ab Note 3,5 sind die Standsicherheit und/oder die 
Verkehrssicherheit des Bauwerks erheblich beeinträchtigt oder nicht mehr gegeben. Neben einer 
umgehenden Instandsetzung kann auch eine Erneuerung erforderlich sein. 
Tabelle 4 zeigt die sechs Zustandsnotenbereiche, die für die Bewertung des Gesamtbauwerks 
relevant sind. 
Ferner wird eine Substanzkennzahl für die Bauteilgruppen und die Teilbauwerke ermittelt. Sie 
entspricht der Zustandsnotenbewertung ohne Berücksichtigung der Verkehrssicherheitsbewertung 
(V=0) und dient der Bilanzierung des Anlagevermögens. 
Für die weitere Bearbeitung werden entsprechend der vorhandenen Schäden Empfehlungen zur 
Erhaltung gegeben. Diese Empfehlungen können sowohl durch den Prüfer im Prüfbericht als auch 
durch den Bearbeiter der Erhaltung im Zustandsbericht aus einer definierten Maßnahmenliste 
(Anweisung Straßeninformationsbank für Ingenieurbauten, Teilsystem Bauwerksdaten (ASB-ING) 
(BMVBS 2013B)) ausgewählt und dokumentiert werden. Hierbei werden die Art der Leistung (z.B. 
Bauwerkserneuerung erforderlich, Tragfähigkeitsbeschilderung aufstellen, Sondergutachten 
erforderlich), die Menge (z.B. m2 Bauwerksfläche bei Erneuerung), die geschätzten Kosten und die 
Dringlichkeit (Frist zur Durchführung der Empfehlung) festgehalten. Die abgeschlossenen 
Prüfungen werden in einer Datenbank (SIB-Bauwerke) abgelegt und zusätzlich in dem Zustands-
bericht zum Bauwerk festgehalten. 
Die BASt entwickelt ein Bauwerks-Management-System, kurz BMS14 (vgl. z.B. HAARDT 2002, 
HOLST 2005), das dem PMS für Straßenbefestigungen ähnelt. Das BMS soll die Maßnahmenplanung 
und den Finanzeinsatz optimieren und als Controlling-Instrument eingesetzt werden. Auf Objekt-
ebene werden Bauwerksdaten und komplexe Schadensbilder analysiert (vgl. Abbildung 4). Ebenso 
werden anfallende Kosten für den Baulastträger, die Nutzer und die Umwelt sowie Angaben zum 
zukünftigen Bauwerksverhalten ermittelt. Eine Kosten-Nutzen-Analyse ermöglicht die Bewertung 
der Maßnahmenvarianten unter volkswirtschaftlichen Kriterien. Das Ergebnis der Analyse ist 
schließlich die zielführende Maßnahme sowie ihre Dringlichkeit als Vergleichsgröße für eine 
netzweite Dringlichkeitsreihung. 
 
                                               
14  Eine ausführliche Beschreibung ist in Abschnitt 4.2.4 enthalten. 
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Tabelle 4: Zustandsnotenbereiche für Bauwerke (Quelle: BMVBS 2007) 
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Diese Dringlichkeitsreihung stellt die Grundlage für die Erarbeitung eines Erhaltungsprogramms 
auf Netzebene dar. Zusätzliche Randbedingungen und Restriktionen, wie beispielsweise das Budget 
oder die Bündelung von Maßnahmen, erfordern eine weitere Optimierung auf Netzebene, die zu 
Verschiebungen bei den Maßnahmen und den Objekten führen können. Das BMS wird derzeit 
insbesondere bei Brückenbauwerken eingesetzt. 
 
Abbildung 4: Bauwerks-Management-System auf Objektebene (Quelle: BAST 2015) 
Sonstige Anlagenteile 
Die Erfassung und Bewertung der sonstigen Anlagenteile hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
Erhaltungsmaßnahme orientiert sich an den jeweiligen Anforderungen, die sich aus der spezifischen 
Abnutzung dieser Anlagenteile ergeben. 
Eine wichtige Rolle haben hierbei die regelmäßig durchzuführenden Begehungen bzw. Strecken-
kontrollen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht inne, bei denen insbesondere frei zugängliche 
Anlagenteile visuell auf erkennbare Mängel untersucht werden. Diese Begehungen umfassen grund-
sätzlich alle Anlagenteile der Verkehrsinfrastruktur. Die zeitlichen Intervalle orientieren sich an der 
Verkehrsbedeutung und der Gefährlichkeit der Straße. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Deutscher 
Kommunalversicherer (BADK) hat aufbauend auf der Rechtsprechung Standards entwickelt, die für 
diese Kontrollen angewandt werden können (BADK 2011). 
Ferner ist die ebenfalls regelmäßig durchzuführende Verkehrsschau von Bedeutung. Bei einer 
Verkehrsschau werden Zustand und Sichtbarkeit der Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 
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geprüft. In §45 VwV-StVO wird die Durchführung von Verkehrsschauen vorgeschrieben. Bezüglich 
der Durchführung enthält das Merkblatt für die Durchführung von Verkehrsschauen (MDV) 
(FGSV 2013) entsprechende Angaben zu Häufigkeit, Umfang und Vorgehensweisen. 
Darüber hinaus sind für die einzelnen Anlagenteile in den entsprechenden Regelwerken, 
Empfehlungen oder Vorgaben für Prüfverfahren und Prüfintervalle festgehalten. Eine Übersicht 
der betriebsrelevanten Regelwerke hat der Arbeitsausschuss AA 4.7 Straßenbetriebsdienst der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. FGSV erstellt (FGSV 2011C). 
Theoretisch lassen sich die sonstigen Anlagenteile der Straßeninfrastruktur in die Management-
verfahren für die Straßenbefestigungen und Bauwerke integrieren. Dies ist derzeit noch nicht 
realisiert, da der Zustand der sonstigen Anlagenteile meist unbekannt und ihre aufgrund ihrer 
Vielfalt und Unterschiedlichkeit sehr schwierige, methodische Behandlung noch lückenhaft ist. 
(MAERSCHALK ET AL. 2004) 
2.4.3 Modernisierungsmaßnahmen 
Modernisierungsmaßnahmen werden zur Einhaltung von (geänderten) bau- und sicherheits-
technischen Standards bzw. Zielen durchgeführt. 
Unter Modernisierungsmaßnahmen wird ein weites Spektrum von Maßnahmenarten gefasst, die 
nicht zu einer Erweiterung der Kfz-Verkehrsabwicklungskapazität führen und nicht primär zum 
Zwecke des Erhalts der vorhandenen (Bau-)Substanz der Verkehrsanlage durchgeführt werden. Zu 
den Modernisierungsmaßnahmen gehören beispielsweise die Anpassung des Querschnitts durch 
Fahrbahnverbreiterung, der Anbau von Standstreifen sowie Rad- und Gehwegen, die Um-
profilierung durch Anpassung von Längs- und Kurvenradien, Anpassungen im Bereich der 
Ausstattung (Anbringung von Schutzplanken, Beleuchtung…), der Umbau von Knotenpunkten –
sofern sie nicht zur Erhöhung der Verkehrsabwicklungskapazität umgesetzt werden – und die 
Anpassung des Fahrbahnbelags aus umweltbezogenen oder gestalterischen Überlegungen. 
Die Gründe für eine Veranlassung von Maßnahmen aus diesem heterogenen Maßnahmenkatalog 
lassen sich allerdings im Wesentlichen auf folgende Punkte begrenzen: 
1. Auffällige Unfallhäufigkeit (Verkehrssicherheit) 
2. Neue und veränderte Standards in entsprechenden Regelwerken 
3. Änderung bei der Nutzung der Verkehrsanlage 
4. Vorgaben und Zielvorstellungen von tangierenden Planungsdisziplinen (Städtebau, 
Flächennutzung, Wirtschaftsförderung, Landschaftsplanung usw.) 
zu 1.: Verkehrssicherheit 
Straßenbaumaßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit werden vorrangig auf der Grundlage 
von Unfallanalysen abgeleitet. Diese Analysen bilden daher eine wichtige Grundlage für die Veran-
lassung und Entwicklung von Modernisierungsmaßnahmen.15 
Aufbauend auf der Verkehrssicherungspflicht nach BGB (vgl. Abschnitt 2.6.2) wird in den 
Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrsordnung in § 44 VwV-StVO zur Vermeidung von 
Verkehrsunfällen eine örtliche Untersuchung des Unfallgeschehens in enger Zusammenarbeit 
zwischen Polizei, Straßenverkehrsbehörde und Straßenbaubehörde vorgeschrieben. Hierdurch 
begründet liegt ein umfangreicher Datenbestand zum Unfallgeschehen im Straßennetz vor. Diese 
                                               
15  Zur Beseitigung von auffälligen Unfallhäufigkeiten können auch Erhaltungs- oder Erweiterungsmaßnahmen veranlasst werden. Die 
Aussagen gelten für diese Maßnahmenarten sinngemäß. 
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Daten umfassen Informationen zu Unfallfolgen, entstandenem Schaden, Unfallursache und 
Unfalltyp. (AMSCHEL ET AL. 2006). 
Die Erfassung und Auswertung der Unfalldaten richtet sich nach Landesrecht, orientiert sich aber 
weitgehend am Merkblatt für die Auswertung von Straßenverkehrsunfällen (FGSV 2001B) und dem 
Merkblatt zur Örtlichen Unfalluntersuchung in Unfallkommissionen (M Uko) (FGSV 2012D). Hier 
sind Grenzwerte und Verfahren für die Unfallanalyse festgelegt. Diese Untersuchungen erfolgen 
flächendeckend unterteilt in Untersuchungsgebiete, die sich in der Regel nach Gebietskörper-
schaften oder administrativen Belangen der Polizei abgrenzen. 
Unfallpunkte bzw. Unfallhäufungsstellen werden anhand eines Vergleichs der Unfalldichte mit 
absoluten Grenzwerten nach einem vorgeschriebenen Verfahren unter Berücksichtigung des 
Betrachtungszeitraums ermittelt. Unfallhäufungsstellen sind Anlass, weiterführende Unter-
suchungen in Bezug auf geeignete Maßnahmen (nicht zwingend Straßenbaumaßnahmen) zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit vorzunehmen. Hierauf aufbauend werden Dringlichkeits-
reihungen gebildet, damit die Unfallhäufungsstellen hinsichtlich der Dringlichkeit der Beseitigung 
von Mängeln in eine Rangfolge gebracht werden können. Unterschieden werden dabei Sofort-
maßnahmen, die unmittelbar angesetzt werden, sowie umfangreichere (bauliche) Maßnahmen 
(GDV 2003). 
Ferner ist an dieser Stelle noch die Sicherheitsanalyse von Straßennetzen zu erwähnen. Hierbei 
wird ein Sicherheitspotenzial von Netzabschnitten ermittelt, das sich aus der Differenz zwischen 
den tatsächlichen Unfallkosten und den zu erwartenden Kosten bei richtliniengerechtem Ausbau 
ergibt. Die Vorgehensweise ist in den Empfehlungen für die Sicherheitsanalyse an Straßen (ESN) 
(FGSV 2003B) dargestellt. 
zu 2.: Neue und veränderte Standards in entsprechenden Regelwerken. 
Neue Regelwerke und Standards können ein Anlass für die Modernisierung von bestehenden 
Verkehrsanlagen sein. Die Feststellung von Handlungsbedarf und die Entwicklung von Maßnahmen 
werden daher anlassbezogen erfolgen. 
zu 3.: Änderung bei der Nutzung der Verkehrsanlage 
Wenn die Nutzung einer Verkehrsanlage sich maßgeblich ändert, kann sich hieraus die Notwendig-
keit einer Modernisierung ergeben. 
Eine regelmäßige und systematische Überprüfung, ob die Nutzung einer Verkehrsanlage weiterhin 
mit den vorhandenen Standards in Einklang steht, ist nicht vorgeschrieben. Anlass einer Prüfung 
und ggf. Entwicklung von entsprechenden Maßnahmen werden in der Regel ergänzende Hinweise 
sein, z.B. ein auffälliges Unfallgeschehen. Klare Hinweise zum Modernisierungsbedarf werden sich 
in der Praxis ferner als Ergebnis von verkehrlich relevanten Bauleitplanungen oder bei der Auf-
stellung von strategischen Plänen und sektoralen Verkehrskonzepten, z.B. im Rahmen einer 
Bestandsanalyse, ergeben. 
zu 4.: Vorgaben und Zielvorstellungen von tangierenden Planungsdisziplinen  
Auch Vorgaben und Zielvorstellungen von tangierenden Planungsdisziplinen können Anlass für die 
Planung von Modernisierungsmaßnahmen sein.  
Nachfolgend werden einige Beispiele für diese Art von Maßnahmenbegründung aufgeführt: 
• Städtebau: Die Gestaltung von Straßen hat eine wesentliche Auswirkung auf die 
Wahrnehmung des städtebaulichen Erscheinungsbilds. Beispiele für entsprechende 
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Maßnahmen sind Shared-Space-Konzepte, Anpassungen des Fahrbahnbelags oder 
Querschnittanpassungen. 
• Umweltplanung: Durch eine gezielte Anpassung der Verkehrsinfrastruktur können 
(verkehrsbedingte) Umweltbelastungen reduziert werden. Ein klassisches Beispiel ist die 
Errichtung von Lärmschutzwänden. Schadstoffbelastungen können durch eine 
Verflüssigung des Verkehrsablaufs, z.B. durch eine Anpassung von Knotenpunktformen 
oder modernisierte Lichtsignalanlagen, reduziert werden (vgl. KOHOUTEK 2010). Über 
moderne Fahrbahnbeläge können Lärmemissionen reduziert werden (vgl. 
BARTOLOMEAUS 2010). 
• Wirtschaftsförderung: Die Verkehrsinfrastruktur wirkt sich auf die Lagegunst von Räumen 
und deren wirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten aus. Als Beispiel sei hier die 
Verbesserung der touristischen Erschließung durch Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 
für den Radverkehr genannt. 
2.4.4 Erweiterungs- und Neubaumaßnahmen  
Erweiterungs- und Neubaumaßnahmen bilden gemeinsam die kapazitativ wirksamen Straßen-
baumaßnahmen. 
Der Auslöser für die Planung von kapazitativen Straßenbaumaßnahmen ist in der Regel auf die 
folgenden Gründe zurückzuführen: 
1. Eine für die Abwicklung des Verkehrsaufkommens vorhandene oder erwartete 
unzureichende Kapazität einer Straßenverkehrsanlage, die sich in einer 
unzureichenden Qualität der Verkehrsabwicklung manifestiert. Typische Beispiele sind 
Ausbaumaßnahmen an Knotenpunkten, z.B. durch Anpassung der Knotenpunktsform (z.B. 
Umbau in einem Kreisverkehrsplatz) oder die Erweiterung einer Strecke um einen 
zusätzlichen Fahrstreifen. 
2. Unzureichende Verbindungsqualität zwischen Quell- und Zielpunkten. Typische 
Beispiele sind Netzschlüsse und Ortsumfahrten. 
3. Erhebliche negative Folgewirkungen für das Umfeld eines Streckenabschnitts oder 
Straßennetzelements, die in direktem Zusammenhang mit der Höhe des Verkehrs-
aufkommens stehen. Ein Beispiel ist die Planung von Orts- oder Stadtteilumfahrungen. 
zu 1.: Unzureichende Kapazität einer Straßenverkehrsanlage 
Die wichtigste Grundlage für die Bewertung der Qualität des Verkehrsablaufs für einzelne 
Elemente des Straßennetzes bildet das Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen 
(HBS) (FGSV 2009). Hierin werden für unterschiedliche Strecken- und Knotenpunktarten sowie für 
die verschiedenen Verkehrsteilnehmergruppen Grenzwerte definiert. Wichtige Indikatoren für die 
Qualität des Verkehrsablaufs sind Wartezeit und mittlere Reisegeschwindigkeit. Zur standar-
disierten Bewertung sind sechs Qualitätsstufen des Verkehrsablaufs (QSV) definiert, die eine 
vergleichende Darstellung für unterschiedliche Anlagenarten ermöglichen. Die Qualitätsstufen A bis 
D sind noch ausreichend, die Stufen E und F beschreiben eine unzureichende Qualität. 
Einen häufigen Anlass für eine Überprüfung und Bewertung der Kapazität der Straßeninfrastruktur 
bilden Vorhaben der Bauleitplanung, bei denen durch Ausweisung neuer oder Umnutzung 
bestehender Siedlungsflächen eine Änderung der Verkehrsbelastung erwartet wird. Erweiterungs- 
oder Neubaumaßnahmen, die für die Gewährleistung eines leistungsfähigen und verträglichen 
Anschlusses des Vorhabens an das (öffentliche) Straßennetz erforderlich werden, sind planungs-
rechtlich mit dem Bauvorhaben verknüpft. Die Umsetzung ist vom jeweiligen Planungsträger im 
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Rahmen einer Realisierung des Bauvorhabens sicherzustellen. Vorhabenbezogene Maßnahmen 
sind daher für die Allokationsplanung nicht relevant. 
zu 2.: Unzureichende Verbindungsqualität 
Ein entsprechendes Bewertungsverfahren auf Netzebene bieten die Richtlinien für integrierte 
Netzgestaltung (RIN) (FGSV 2008A). In der RIN sind erstmals verschiedene, nach formalisierten 
Verfahren überprüfbare Grenzwerte für die verbindungsbezogene Angebotsqualität für den Kfz-
Verkehr, den öffentlichen Personennahverkehr sowie den Rad- und Fußgängerverkehr formuliert. 
Die Kriterien beschränken sich auf die Sicht der Nutzer. Für die Beschreibung der verbindungs-
bezogenen Qualität werden die in Tabelle 5 dargestellten Kriterien und Kenngrößen verwendet. 
 
Tabelle 5:  Kriterien und Kenngrößen zur Beschreibung der verbindungsbezogenen Angebotsqualität nach RIN 
(eigene Darstellung nach FGSV 2008A) 
Für die Gestaltung und Bemessung von Netzabschnitten werden in der RIN in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Kategorie der Verkehrswege Zielgrößen für eine angemessene Verkehrsqualität in 
Anlehnung an das HBS und unter Berücksichtigung von notwendigen Wartezeiten an Knoten-
punkten bestimmt. Bei Straßen und Straßenabschnitten innerhalb bebauter Gebiete ist nach RIN bei 
der Festlegung der angestrebten Pkw-Fahrgeschwindigkeit eine Abwägung zwischen den An-
sprüchen der Verbindungsfunktion und den Straßenumfeldansprüchen erforderlich.  
 
Tabelle 6:  Kategorie der Verkehrswege für den Kfz-Verkehr und angestrebte mittlere Pkw-Fahrgeschwindigkeiten 
 (eigene Darstellung nach FGSV 2008A) 
Tabelle 6 zeigt die Zielgrößen für die angestrebten mittleren Pkw-Fahrgeschwindigkeiten auf 
Netzabschnitten. 
Für bestehende Netze können die Kennwerte durch Messfahrten, durch Modellrechnungen und 
durch die Anwendung von Routenplanern ermittelt werden. In Analogie zum HBS werden die 
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Kenngrößen nach sechs Stufen der Angebotsqualität (SAQ) bewertet. Die Stufen A bis D 
bezeichnen eine sehr gute bis ausreichende Qualität, die Stufen E und F eine mangelhafte bzw. 
unzureichende Qualität. Die Stufen sind abhängig von der Luftlinienentfernung. Dadurch wird 
berücksichtigt, dass sich die Ansprüche mit der Entfernung ändern. 
zu 3.: Negative Folgewirkungen für das Umfeld 
Ein weiterer Anlass für die Entwicklung von Erweiterungs- und Neubaumaßnahmen sind wahr-
genommene, negative Folgewirkungen des Verkehrsaufkommens. Beispiele sind Maßnahmen, die 
anlässlich von Luftreinhalteplänen oder Lärmminderungsplänen entwickelt werden, oder 
Maßnahmen, die z.B. auf das Bestreben von Bürgerinitiativen zurückgehen und von der Politik 
aufgegriffen werden. 
Als Voraussetzung für die Gewährung von Finanzierungszuschüssen für die Realisierung von 
Erweiterungs- oder Neubaumaßnahmen ab einer gewissen Größenordnung sind Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen durchzuführen. Hier hat sich in der Praxis das formalisierte Verfahren nach 
den Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (EWS) (FGSV 1997A, FGSV 2010) 
etabliert. Über die EWS kann einerseits eine Variantenauswahl für eine Maßnahme erfolgen, ferner 
ist mit diesem Verfahren auch ein Dringlichkeitskriterium ableitbar. Weiterführende Darstellungen 
zu den EWS finden sich in Abschnitt 4.2.2. 
2.4.5 Sonstige Auslöser für die Planung von Straßenbaumaßnahmen 
Neben den dargestellten, überwiegend sektoralen Zustandserfassungen und -bewertungen, werden 
vermehrt ganzheitlichere Ansätze entwickelt und eingesetzt, deren Ergebnisse auch für die 
Erfassung und Entwicklung von erforderlichen Straßenbaumaßnahmen verwendet werden 
(können). Ein wesentlicher Antreiber dieser Ansätze ist die zunehmende Bedeutung des Qualitäts-
managements in der Verkehrsplanung, sodass sowohl produktbezogene (Sicht der Verkehrs-
teilnehmer) als auch prozessbezogene (Sicht des Betreibers) Qualitätsmerkmale von Verkehrs-
anlagen und Anlagenteilen betrachtet werden (vgl. z.B. JENTSCH 2009). Im Rahmen des Qualitäts-
managements werden sowohl auf Netzebene als auch für einzelne Anlagen definierte Qualitäts-
merkmale systematisch und periodisch erfasst und bewertet. Hierauf aufbauend können geeignete 
Verbesserungsmaßnahmen (nicht zwingend Straßenbaumaßnahmen) entwickelt und umgesetzt 
werden. 
Als Beispiel sei an dieser Stelle das Qualitätsmanagement für Lichtsignalanlagen genannt 
(vgl. REUßWIG 2005). 
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Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung  
Abschnitt 2.4:  Maßnahmenplanung als Grundlage einer Dringlichkeitsbewertung  
 
 Die Identifikation und Planung von Erhaltungsmaßnahmen ist von einer weitgehenden 
Standardisierung geprägt. Wichtige Planungsgrundlage bilden dimensionslose 
Zustandsnoten, die aus örtlichen Messungen und Bestandsaufnahmen über eine 
Transformationsregel abgeleitet werden. Diese Zustandsnoten beschreiben indirekt auch 
Aspekte wie Verkehrssicherheit und Verkehrsqualität. Eine Wirkungsermittlung in 
originären Größen erfolgt für diese Wirkungsbereiche aber nicht. Die Zustandsnoten für 
Straßenoberbau und Bauwerke werden nach unterschiedlichen Verfahren gebildet und 
können nicht direkt miteinander verglichen werden. Auch die Erfassungsintervalle von 
Grundlagendaten sind unterschiedlich. Für die Bewertung von sonstigen Anlagenteilen 
fehlen für eine Bewertung z.T. grundlegende Daten und Kenntnisse. 
 Bei Modernisierungsmaßnahmen ist eine hohe Standardisierung nur bei Maßnahmen 
zur Behebung von unzureichenden Verkehrssicherheitssituationen vorhanden. Die 
Feststellung von Handlungsbedarf erfolgt bei den übrigen Modernisierungsmaßnahmen 
weniger systematisch, feste Intervalle für die Überprüfung des Ist-Zustands bestehen 
hier z.B. nicht. Vorgegebene Maßnahmenkataloge zur Behebung von bestimmten 
Problemtypen liegen in der Regel nicht vor. Modernisierungsmaßnahmen werden in der 
Regel monosektoral veranlasst. Dieser Fokus spiegelt sich in den im Rahmen der 
Maßnahmenplanung erfassten und erstellten Informationen sowie in den evtl. durch-
geführten Dringlichkeitsbewertungen wider. 
 Die Standardisierung ist bei der Identifikation und Bewertung von 
Erweiterungsmaßnahmen weit vorangeschritten. Die Planung wird jedoch stark von 
den örtlichen Rahmenbedingungen geprägt, Standardlösungen sind daher die Aus-
nahme.  
 Von allen Maßnahmenarten erfolgt bei der Planung von Neubaumaßnahmen aufgrund 
der oft erforderlichen planungsrechtlichen Absicherung und den Vorgaben der EWS die 
konsequenteste Berücksichtigung von (unerwünschten) Begleiteffekten für Nutzer, 
Dritte und Umfeld. In der Regel wird für Erweiterungsmaßnahmen eine relativ gute 
Datengrundlage vorhanden sein, die auch mittel- bis langfristige Prognosen und die 
Ermittlung von weiträumigen Wirkungen umfassen kann. 
  Qualitätsmanagementansätze können potenziell regelmäßige und systematisch 
erfasste maßnahmenartübergreifende Datengrundlagen für die Entwicklung und Be-
wertung von Straßenbaumaßnahmen liefern. 
 Zusammenhänge zwischen Maßnahme und Wirkung sind nicht immer bekannt oder 
werden je nach Maßnahmenart mit unterschiedlichen Methoden ermittelt. Vorliegende 
Wirkungsermittlungen für unterschiedliche Maßnahmenarten können in der Regel nicht 
direkt miteinander verglichen werden. Eine wesentliche Aufgabe bei der Verfahrens-
entwicklung ist daher eine Bestimmung der Verwertbarkeit von vorliegenden 
Informationen und eine Identifikation von ergänzenden Informations-
beschaffungen.  
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2.5 Besondere Merkmale einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung 
2.5.1 Vorbemerkung 
Bei der Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
sind verschiedene Merkmale zu berücksichtigen, die in Kombination eine maßnahmenartüber-
greifende Bewertung von einer maßnahmenartspezifischen Bewertung abgrenzen. 
Diese Merkmale werden in der Regel durch eine – gegenüber einer maßnahmenartspezifischen 
Bewertung – erhöhte Heterogenität gekennzeichnet. Darüber hinaus ist die Anzahl der zu be-
wertenden Maßnahmen bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung höher als bei mehreren 
maßnahmenartspezifischen Bewertungen. 
Nachfolgend werden die wesentlichen besonderen Merkmale einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung kurz dargestellt. 
2.5.2 Große Anzahl und heterogene Häufigkeitsverteilung auf Maßnahmenarten 
Für die Entscheidungsfindung sind sowohl die Anzahl der zu bewertenden Maßnahmen als auch 
die Anzahl (im Sinne der Dringlichkeitsbewertung) gleichartiger Maßnahmenarten für die 
Verfahrensentwicklung relevant. Je größer die Anzahl der zu bewertenden Maßnahmen und 
Maßnahmenarten, desto bedeutender ist eine aufwandsreduzierte und nachvollziehbare 
Informationsbereitstellung und -verarbeitung. 
Die folgenden Fallbeispiele für das Landesstraßennetz in Hessen zeigen die Größenordnung der zu 
berücksichtigenden Anzahl an Maßnahmen. 
Bei einer Gesamtlänge des Landesstraßennetzes von insgesamt rd. 7.200 km (HSL 2013) wurden im 
Rahmen der Dringlichkeitsbewertung 2009 rd. 1.900 Maßnahmen allein aus den Bereichen 
Instandsetzung, Erneuerung und Modernisierung in die Bewertung aufgenommen (DIELEMAN ET AL. 
2010). Für die im Zeitraum 2013/2014 durchgeführte Dringlichkeitsbewertung wurden insgesamt 
rd. 2.300 Maßnahmen gemeldet. Die Verteilung der im Jahr 2009 bewerteten Straßenbau-
maßnahmen zeigt Abbildung 5. 
Bezogen auf die Anlagenteile der Straßeninfrastruktur betrafen rd. 10% der Maßnahmen 
Ingenieurbauwerke und die übrigen rd. 90% Instandsetzungs-, Erneuerungs- und Modernisierungs-
maßnahmen am Straßenoberbau. Bezogen auf die Bereiche des Straßenbaus sind rd. 50% aller 
Maßnahmen Instandsetzungsmaßnahmen, knapp 40% Erneuerungsmaßnahmen und die restlichen 
rd. 10% der insgesamt rd. 1.900 Maßnahmen Modernisierungen.16 
                                               
16  Für das hessische Landesstraßennetz werden Neu- und Erweiterungsmaßnahmen gesondert berücksichtigt. Direkt vergleichbare 
Zahlen zur Anzahl zu bewertender Maßnahmen liegen nicht vor. 
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Abbildung 5: Anteile der Maßnahmenarten an der Gesamtzahl der bei der Dringlichkeitsbewertung 2009 für das  
 Landesstraßennetz in Hessen untersuchten Maßnahmen (Quelle DIELEMAN ET AL. 2010)  
2.5.3 Heterogene Verkehrsbedeutung und heterogenes Umfeld von 
Straßenverkehrsanlagen 
Die funktionale Bedeutung einer Straßenverkehrsanlage ist für eine sachgerechte Bewertung von 
Straßenbaumaßnahmen zu berücksichtigen. 
Die Grundlage für die funktionale Gliederung bildet die Richtlinie für integrierte Netzgestaltung 
RIN (FGSV 2008A). Hierin werden Verkehrswegekategorien aus der Verknüpfung von Verbindungs-
stufen (z.B. großräumig, regional, nahräumig) und Kategoriengruppen (anbaufreie bzw. angebaute 
Hauptverkehrsstraßen, Erschließungsstraßen) unterscheiden. 
Die (öffentlich-rechtliche) Verpflichtung eine Straßenverkehrsanlage herzustellen oder zu 
unterhalten ergibt sich aus der Trägerschaft der Baulast. Die Zuordnung der Baulast orientiert sich 
an der Funktion der Straßenverkehrsanlage. Da der Baulastträger in seiner Funktion auch 
Planungsträger für die Programmplanung ist (vgl. Abschnitt 2.6.2), umfasst die in dieser Arbeit 
betrachtete Entscheidungsfindung im Allgemeinen das Straßennetz eines Baulastträgers, und damit 
mehrere Kategoriengruppen. Die für eine Dringlichkeitsbewertung relevanten Straßenverkehrs-
anlagen sind daher in der Regel von vergleichbarer Verbindungsfunktion, aber nicht zwingend auf 
eine Verbindungsfunktion begrenzt. 
Für die in dieser Arbeit berücksichtigten Anwendungsfälle können ferner Maßnahmen an außer-
örtlichen und innerörtlichen (anbaufreien und angebauten) Straßenverkehrsanlagen 
vergleichend miteinander zu bewerten sein. Das Umfeld einer Straßenbaumaßnahme beeinflusst 
maßgeblich die Bedeutung von Maßnahmenwirkungen. 
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DE-E1:      Deckenerneuerung (Deck-    DE-I2:       Deckenerneuerung (Deckschicht) 
                  und Binderschicht)      A:              Ausbau freie Strecke 
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BW-INST: Bauwerk-Instandsetzung    BW-ERN:  Bauwerk-Erneuerung 
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Tabelle 7:  Verkehrswegekategorien für den Kfz-Verkehr (eigene Darstellung nach FGSV 2008A) 
2.5.4 Heterogene Nutzungsdauer von Straßenbaumaßnahmen 
Für die verschiedenen Maßnahmenarten sind unterschiedliche Nutzungsdauern17 zu 
berücksichtigen. Die Nutzungsdauer von Erhaltungsmaßnahmen beträgt typischerweise zwischen 
10 und 25 Jahren, wohingegen z.B. bei Maßnahmen am Unterbau der Nutzungsdauer mehr als 90 
Jahre betragen kann (vgl. Tabelle 8). 
 
Tabelle 8: Abschreibungszeiträume / Nutzungsdauer von Anlagenteile (Quelle: *ITP ET AL. 2014, 
**FGSV 1997A,***ECOPLAN ET AL. 2005) 
                                               
17  Nutzungsdauer wird an dieser Stelle vereinfachend mit Abschreibungszeiträumen gleichgesetzt.  
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Die Nutzungsdauer ist für die Bewertung der Kosten einer Maßnahme von hoher Bedeutung. 
Vergleichsweise hohe Investitionskosten werden in der Regel erst nach relativ langen Nutzungs-
dauern ausreichend Nutzen generieren können, damit eine Vorteilhaftigkeit der Maßnahme 
gegeben ist. 
Die vergleichende Bewertung von Maßnahmen mit stark unterschiedlichen Nutzungsdauern ist 
methodisch komplex, da Nutzen und Kosten von Maßnahmen in Abhängigkeit der Nutzungsdauer 
bewertet werden müssen. 
Eine zusätzliche Komplexität kommt hinzu, wenn Straßenbaumaßnahmen mehrere Anlagenteile 
mit unterschiedlichen Nutzungsdauern umfassen. Bei Modernisierungsmaßnahmen und Erweiter-
ungsmaßnahmen ist dies häufig der Fall. 
Schließlich muss beachtet werden, dass für das Erreichen der anvisierten Nutzungsdauer oft die 
regelmäßige Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen (Folgemaßnahmen) eine notwendige 
Bedingung ist. Diese Folgemaßnahmen sind bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung 
Bestandteil von künftigen Programmplanungen. Die Entscheidung über die Realisierung oder Nicht-
Realisierung einer Folgemaßnahme kann sich aber auf Nutzungsdauer, Kosten und/oder Nutzen der 
Initialmaßnahme und damit auf die Bewertung der Maßnahme auswirken. 
2.5.5 Heterogene Maßnahmenkosten 
 
Erh_DE* Erhaltung -Deckenerneuerung (DE-E1) Erw_02** Erweiterung - 2-streifiger Neubau 
Erh_GE* Erhaltung - Grundhafte Erneuerung (GE-E2) Erh_BW_ERN* Erhaltung - Bauwerkserneuerung (BW-ERN) 
Mod_A* Modernisierung - freie Strecke (A) Erh_BW_INST* Erhaltung - Bauwerksinstandsetzung (BW-INST) 
Mod_OD* Modernisierung - Ortsdurchfahrt (OD) Erw_A_KN* Erweiterung - Ausbau Knotenpunkt (A-KN) 
Quellen: *DIELEMAN ET AL. 2010; **AVISO ET AL. 2014 ,*** Maßnahmen ohne Längenangaben 
Abbildung 6:  Beispiele für spezifische Gesamt-Investitionskosten nach Maßnahmenkategorien 
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Die Realisierung von Maßnahmen ist mit Investitionskosten und in der Regel mit weiteren Kosten 
für Betrieb, Erhaltung und Abbruch der Straßenverkehrsanlage am Ende der Nutzungsdauer 
verbunden. 
Ziel einer Programmplanung ist die Generierung eines höchstmöglichen Nutzens bei einem 
gegebenen Finanzierungsbudget. Eine Bewertung der Effizienz der eingesetzten Investitions-
mittel ist daher ein wichtiger Bestandteil der Dringlichkeitsbewertung. 
Abbildung 6 zeigt beispielhaft die spezifischen Maßnahmenkosten für verschiedene 
Maßnahmenarten, basierend auf empirischen Datengrundlagen. An diesem Beispiel werden nicht 
nur die z.T. erheblichen Unterschiede bei den spezifischen Investitionskosten zwischen einfacheren 
Erhaltungsmaßnahmen und aufwendigen kapazitativen Neubaumaßnahmen ersichtlich. Es ist 
zudem erkennbar, dass innerhalb von Maßnahmenkategorien z.T. erhebliche Schwankungsbereiche 
auftreten. 
Die maßnahmenartspezifischen Investitionskosten und die ungefähre Nutzungsdauer der 
Maßnahmen korrelieren in einem gewissen Umfang, gleichen die maßnahmenartspezifischen 
Kostenunterschiede jedoch nicht vollständig aus (vgl. Abbildung 7). 
 
Erh_DE Erhaltung -Deckenerneuerung (DE-E1) Erw_02 Erweiterung - 2-streifiger Neubau 
Erh_GE Erhaltung - Grundhafte Erneuerung (GE-E2) Erh_BW_ERN Erhaltung - Bauwerkserneuerung (BW-ERN) 
Mod_A Modernisierung - freie Strecke (A) Erh_BW_INST Erhaltung - Bauwerksinstandsetzung (BW-INST) 
Mod_OD Modernisierung - Ortsdurchfahrt (OD) Erw_A_KN Erweiterung - Ausbau Knotenpunkt (A-KN) 
Abbildung 7: Beispiele für spezifische Investitionskosten unter Berücksichtigung der Nutzungsdauer nach 
Maßnahmenkategorien18  
                                               
18  abgeleitet auf der Grundlage von Abbildung 6 und Tabelle 8. 
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Dies hat Auswirkungen auf die Bewertung der Bedeutsamkeit von Maßnahmenwirkungen. 
Wirkungen, die bei einer Maßnahme mit relativ hohen spezifischen Maßnahmenkosten 
vernachlässigt werden können (da sie eine vergleichsweise geringe Wirkung auf die Bewertung der 
Maßnahme haben), können für Maßnahmen mit relativ geringen spezifischen Maßnahmenkosten 
relevant sein. Dies ist z.B. bei der Übertragbarkeit von Datengrundlagen und Bewertungs-
ergebnissen von einer Maßnahmenart auf eine andere Maßnahmenart zu berücksichtigen. 
2.5.6 Heterogene Planungsreifen und planungsrechtlichen Anforderungen 
Die Fachplanungsgesetze sehen vor, dass Verkehrs- und Betriebsanlagen nur dann gebaut, 
zurückgebaut oder anderweitig wesentlich geändert werden dürfen, wenn zuvor der Plan hierzu 
festgestellt wurde. Dem geht mit dem sogenannten Planfeststellungsverfahren ein formaler 
Planungsablauf voraus, in dem die Öffentlichkeit an den Planungen beteiligt werden muss. Eine 
Ausnahme bilden Gemeindestraßen, Radwege und sonstige öffentliche Wege, die in der Regel über 
die Bauleitplanung in Bebauungsplänen planerisch gesichert werden. (FGSV 2011A) 
Die Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen in Fällen von unwesentlicher Bedeutung 
(vgl. Z.B. § 74 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG)). Eine unwesentliche Bedeutung 
liegt nach (HLSV 2011) vor, wenn 
• es sich um ein Vorhaben handelt, für das weder nach dem Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) (gilt für Bundesfernstraßen) noch nach den Landes-
gesetzen eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen ist, und 
• andere öffentliche Belange nicht berührt sind, mit den Trägern öffentlicher Belange das 
Benehmen hergestellt worden ist oder die erforderlichen behördlichen Entscheidungen 
vorliegen und sie dem Plan nicht entgegen stehen, und 
• Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den vom Plan Betroffenen entsprechende 
Vereinbarungen getroffen worden sind. 
Für Erhaltungsmaßnahmen in den bestehenden baulichen Grenzen ist keine planerische 
Sicherung erforderlich, da es sich hierbei um keine Änderungen im rechtlichen Sinne handelt. Sie 
dienen der Erhaltung des bestehenden Zustands, während eine Änderung der Straße sich in der 
Regel auf deren verkehrliche Bedeutung, Leistungsfähigkeit und damit auf einen Eingriff in den 
Bestand bezieht. (HLSV 2011). Für die übrigen Bereiche des Straßenbaus ist in der Regel eine 
planerische Sicherung über ein Planfeststellungsverfahren oder einen Bebauungsplan erforderlich. 
Unabhängig von den planungsrechtlichen Anforderungen können die für eine Programmplanung 
angemeldeten Maßnahmen unterschiedliche "Reifegrade" haben. Insbesondere für Maßnahmen 
oder Planungsschritte, die mit relativ hohem Planungsaufwand verbunden sind, ist es aus wirt-
schaftlicher Sicht sinnvoll, die Vertiefung erst nach einer Entscheidung im Rahmen der Programm-
planung vorzunehmen. 
2.5.7 Heterogene Wirkungsermittlungsmethoden 
Maßnahmen werden aus verschiedenen Anlässen geplant (vgl. Abschnitt 2.4). Allein aus diesem 
Grund sind mehrere Wirkungsbereiche bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung zu 
berücksichtigen. Die Berücksichtigung von mehreren Wirkungsbereichen ist gängige Praxis in der 
Verkehrsplanung und für die Entwicklung einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung aus 
diesem Grund im grundsätzlich unproblematisch. 
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Nicht alle Wirkungsbereiche haben allerdings für alle Maßnahmenarten eine ähnliche Bedeutung. 
Die Entwicklung von Verfahren zur Bestimmung der Notwendigkeit und Wirkung der verschiedenen 
Maßnahmenarten hat vor diesem Hintergrund stattgefunden. Wirkungen werden hierdurch auf 
unterschiedliche Weise berücksichtigt. Zum Teil werden Wirkungen auch vernachlässigt, wenn 
sie für die mit der Maßnahme verfolgten Ziele wenig oder keine Bedeutung haben (vgl. 
Abschnitt 2.4 und Abschnitt 4.2). Die Verfahren sind außerdem vor dem Hintergrund von 
bestehenden Kenntnissen über Wirkungszusammenhänge entwickelt worden. 
In der Folge liegen nicht für alle Wirkungsbereiche einheitliche Ermittlungsverfahren vor, 
welche eine maßnahmenartübergreifende Wirkungsermittlung auf einheitliche Art und Weise 
ermöglichen. Auch fehlen z.T. Grundkenntnisse über Wirkungszusammenhänge, da sie für die 
etablierten Methoden nicht erforderlich sind. 
Dies ist z.B. bei der Bewertung von Reisezeitveränderungen der Fall. In früheren Maßnahmen-
bewertungen für Bundesverkehrswegeplänen stellten sich stets Reisezeitverbesserungen als 
wichtigste Einflussgrößen auf das Nutzen-Kosten-Verhältnis heraus (BMVI 2014). Die Methoden zur 
Ermittlung und Bewertung dieser Zeitaspekte sind für Neubaumaßnahmen weit entwickelt. 
Auswirkungen für die Reisezeit sind auch für Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen zu 
vermuten. Allerdings ist es bisher nicht gelungen, „den Einfluss von Zustandsänderungen auf 
Betriebs-, Zeit-, Unfall- und sonstige Kosten so zu quantifizieren, dass eine schlüssige 
Verfahrensweise angegeben werden kann. In einer ersten Annäherung an das Thema wurde 
versucht, unter Anwendung der Ansätze der EWS 97, die Grundvoraussetzungen für ein Verfahren 
zur monetären Bewertung von Erhaltungsmaßnahmen im Rahmen des Pavement Management 
Systems (PMS) aufzuzeigen. Erhaltungsmaßnahmen verändern den Zustand; ihre monetäre 
Bewertung schließt damit indirekt auch eine Bewertung dieser Zustandsänderungen ein. Die 
Ergebnisse dieser an praktischen Beispielen verifizierten Untersuchungen sind noch unbefriedigend, 
insbesondere auch wegen des nicht quantifizierbaren Zusammenhangs zwischen dem Zustand und 
Geschwindigkeitsverhalten". (MAERSCHALK ET AL. 2008) 
Ähnlich ist dies für die Wirkungsbereiche mit Betroffenheit von Dritten oder Umweltaspekte. Diese 
Aspekte werden derzeit nicht in PMS einbezogen (MAERSCHALK 2006). 
2.5.8 Heterogene dynamische und räumliche Wirkungen 
Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist die unterschiedliche Dynamik 
von Wirkungen zu berücksichtigen. Wirkungen können im Zeitverlauf konstant oder variabel sein. 
Letzteres gilt z.B. für den Straßenzustand, der sich bei gleichbleibenden Rahmenbedingungen durch 
exogene Einwirkungen kontinuierlich verschlechtert. Wirkungen, deren Intensität vom Straßen-
zustand abhängig ist, ändern sich dadurch ebenfalls im Zeitverlauf. Bei Neubaumaßnahmen und 
Modernisierungsmaßnahmen sind dynamische Wirkungsaspekte in der Regel von nachgeordneter 
Bedeutung. Obwohl solche Effekte durchaus auftreten, werden sie in den etablierten Verfahren in 
der Regel nicht explizit berücksichtigt. 
Ferner ist die unterschiedliche räumliche Ausdehnung von Wirkungen bei den Maßnahmenarten 
zu beachten. Durch Maßnahmen mit Verlagerungswirkung kann das Verkehrsaufkommen auch in 
weiteren Abschnitten des Straßennetzes verändert werden. Wirkungen, die mit der Verkehrs-
belastung korrelieren, können auf diese Weise weiträumig berücksichtigt werden. 
2.5.9 Klassifikation von Maßnahmenarten  
Bei einer Dringlichkeitsbewertung werden die Maßnahmen auf der Grundlage ihrer Wirkungen 
vergleichend bewertet. Im Sinne einer effizienten Durchführung der Entscheidungsfindung ist eine 
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Klassifikation der Maßnahmen nach typischen Wirkungen auf möglichst hohem Abstraktions-
niveau anzustreben. Die Klassifizierung in eindeutig abgegrenzte Maßnahmenarten, z.B. über eine 
Zuordnung zu den einzelnen in Tabelle 3 dargestellten Matrixfeldern, ist allerdings nicht trivial. 
Maßnahmenwirkungen unterscheiden sich nicht nur nach dem ihnen zugeordneten Bereich des 
Straßenbaus und dem betroffenen Anlagenteil, sondern z.B. auch durch die Lage der Verkehrs-
anlage oder das gewählte Bauverfahren. 
Bezeichnung Erläuterung
N Neubau (Strecke und Bauwerke)
OU Ortsumgehung (Strecke und Bauwerke)
A Ausbau freie Strecke (Anmerkung: Planung erforderlich)
DE-I2 Erneuerung der obersten Deckschicht (freie Strecke und OD)
DE-E1 Erneuerung der Decke (freie Strecke und OD)
GE-E2 Grunderneuerung einschl. bit. Tragschicht (ohne Planung, sonst A)
OD Ausbau in der OD
A-KN Ausbau Knotenpunkte (freie Strecke und OD)
R Radweg
BW-ERN Bauwerkserneuerung 
BW-INST Bauwerksinstandsetzung
L-WALL Lärmschutzwall
L-WAND Lärmschutzwand
T-NEU Tunnelneubau
T-INST Tunnelinstandsetzung
T+R-NEU Tank und Rast – Neubau
T+R-INST Tank und Rast – Instandsetzung
BÜ Bahnübergangsbeseitigung  
Tabelle 9:  Beispiel für eine Klassifikation von Maßnahmenkategorien  (eigene Darstellung nach HESSISCHER 
LANDTAG 2012) 
Mit einer Straßenbaumaßnahme werden in der Regel mehrere Anlagenteile gleichzeitig verändert. 
Außerdem können bei einer Maßnahme für einen einzelnen Anlagenteil unterschiedliche Bereiche 
des Straßenbaus relevant sein. So können beispielsweise im Rahmen einer Erweiterungsmaßnahme 
eines Streckenabschnitts auch hiermit zusammenhängende Erweiterungsmaßnahmen an Brücken-
bauwerken erforderlich sein. Aufgrund der ohnehin erforderlichen Bauarbeiten werden dann eine 
vorgezogene Instandsetzung oder Erneuerung des Straßenoberbaus durchgeführt. Ferner wird bei 
der Umsetzung von Aufgaben des Straßenbaus eine Vielzahl von unterschiedlichen Bauverfahren 
eingesetzt. Je nach Bauverfahren können sich die Wirkungen einer Maßnahme z.B. hinsichtlich 
Kosten und Wirkungsintensität unterscheiden. Die Liste der anwendbaren Bauverfahren ändert sich 
zudem ständig durch das Fortschreiten des Stands der Technik.  
Tabelle 9 zeigt beispielhaft eine Klassifikation von Maßnahmenarten nach der Systematik der 
Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung. Ähnliche Klassifikationen von Maßnahmentypen 
finden sich auch bei anderen Straßenverwaltungen. Diese Einteilungen richten sich einerseits nach 
Maßnahmeneigenschaften, die für eine Dringlichkeitsbewertung relevant sind. Andererseits spiegeln 
sie auch spezifische Organisationsstrukturen der jeweiligen Verwaltung und aktuelle 
verkehrspolitische Schwerpunktsetzungen wider. Eine allgemein gültige und für diese Arbeit 
geeignete Klassifikation von Maßnahmenarten lässt sich daher aus der Literatur nicht direkt 
ableiten. 
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2.6 Rahmenbedingungen für die Entwicklung eines Verfahrens zur 
Dringlichkeitsbewertung 
2.6.1 Vorbemerkungen 
Entscheidungsfindungen erfolgen immer in einem bestimmten Kontext. Dieser Kontext der 
Entscheidungsfindung wird von allgemein gültigen und fallspezifischen Rahmenbedingungen 
bestimmt. Diese Rahmenbedingungen müssen für eine fehlerfreie Entwicklung eines Entscheidungs-
verfahrens bekannt sein und angemessen berücksichtigt werden.  
Nachfolgend werden Rahmenbedingungen auf einer allgemeingültigen Ebene dargestellt.  
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung  
Abschnitt 2.5:  Besondere Merkmale einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
 
 Bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung kann eine große 
Anzahl an Maßnahmen zu berücksichtigen sein. Bei der Verfahrensentwicklung ist 
daher auf Lösungen zu achten, die eine Durchführung des Verfahrens mit 
angemessenem Aufwand erlauben.  
 Mit den verschiedenen Maßnahmenarten ist ein weites Spektrum an (typischen) 
Nutzungsdauern (Lebensdauern) verbunden. Ferner sind stark unterschiedliche 
artspezifische Maßnahmenkosten zu berücksichtigen. Diese Aspekte sind bei der 
Spezifizierung von Methoden zur vergleichenden Bewertung der verschiedenen 
Maßnahmenarten zu berücksichtigen.  
 Bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung werden in der Regel 
unterschiedliche planungsrechtliche Anforderungen zu beachten sein. Das Verfahren 
muss daher Maßnahmen mit unterschiedlicher Planungsverbindlichkeit fehlerfrei 
behandeln können. 
 Bei der Verfahrensentwicklung ist eine umfangreiche Palette an Wirkungsbereichen 
zu berücksichtigen. Potenzielle Wirkungsstärken können je nach Maßnahmenart stark 
variieren. Das Verfahren muss daher außerdem mit potenziell breiten Wirkungs-
spektren umgehen können. 
 Bei Maßnahmen, die den Zustand der Bausubstanz verändern, sind dynamische 
Wirkungsveränderungen zu berücksichtigen. Im Rahmen der Verfahrensentwicklung 
muss eine Lösung für den Umgang mit dieser Wirkungsdynamik gefunden werden. 
 Bei Maßnahmen mit Verlagerungswirkung sind weiträumige Wirkungsausdehnungen zu 
berücksichtigen. Bei der Verfahrensentwicklung sind daher Lösungen für den Umgang 
mit weiträumig auftretenden Wirkungen und evtl. Wirkungsüberlagerungen zu 
identifizieren. 
 Eine allgemeingültige, systematische Klassifikation von Maßnahmenarten als Grundlage 
für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung liegt nicht vor. Die Ent-
wicklung einer zweckdienlichen Maßnahmenklassifikation ist im Rahmen der Ver-
fahrensentwicklung unter Berücksichtigung der individuellen Rahmenbedingungen des 
Baulastträgers vorzunehmen. 
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2.6.2 Gesetzliche Rahmenbedingungen 
Für den Zustand des Straßenverkehrssystems ist der jeweilige Träger der Straßenbaulast 
verantwortlich. Diese Aufgabe leitet sich aus den Bestimmungen des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) (FStrG, 2013) und den Landesstraßengesetzen ab. Diese verpflichten die Träger der 
Straßenbaulast, nach ihrer Leistungsfähigkeit und entsprechend der regelmäßigen Verkehrs-
bedürfnisse, Verkehrsanlagen zu bauen, auszubauen und zu unterhalten.  
Im Kern sind die in den einzelnen Straßengesetzen den Trägern der Baulast auferlegten Aufgaben 
vergleichbar. Als Beispiel wird hier das hessische Straßengesetz (HStrG) (HStrG 2004 ) aufgeführt. 
Nach §9, Absatz 1 des Hessischen Straßengesetzes umfasst die Straßenbaulast alle mit dem Bau 
und der Unterhaltung der Straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die Träger der Straßenbaulast 
haben nach ihrer Leistungsfähigkeit die Straßen in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis 
entsprechenden Zustand zu bauen, auszubauen und zu unterhalten. Dabei sind die sonstigen 
öffentlichen Belange einschließlich des Umweltschutzes sowie Belange Behinderter und anderer 
Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen mit dem Ziel, möglichst weitreichende Barrierefreiheit 
zu erreichen, zu berücksichtigen. Soweit sie hierzu unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit 
außerstande sind, haben die Straßenbaubehörden auf den nicht verkehrssicheren Zustand 
vorbehaltlich anderweitiger Anordnungen der Straßenverkehrsbehörden durch Warnzeichen hin-
zuweisen. (HStrG, 2003) (HStrG 2004) 
Nach §47 HStrG haben die Träger der Straßenbaulast dafür einzustehen, dass ihre Bauten allen 
Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. Behördlicher Genehmigungen, Erlaubnisse 
und Abnahmen durch andere als die Straßenbaubehörden bedarf es nicht. Nach §48 HStrG 
bestimmt die für das Straßen- und Verkehrswesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige 
Minister die Mindestvoraussetzungen, denen die öffentlichen Straßen entsprechen müssen.  
Die Erfüllung der Aufgaben, die den Trägern der Straßenbaulast nach den gesetzlichen Vorschriften 
obliegen, wird durch die Straßenaufsicht sichergestellt (§49 HStrG). Die Verpflichtungen des 
Baulastträgers bestehen lediglich gegenüber der Straßenaufsichtsbehörde. Eine Verletzung durch 
den Baulastträger begründet zunächst keinen Schadenersatzanspruch eines Verkehrsteilnehmers. 
Dieser kann sich aber aus der Straßenverkehrssicherungspflicht ergeben. Die Haftung richtet sich 
im Falle einer Verletzung einer Verkehrspflicht nach §839 BGB (BGB 2014). Die Straßenverkehrs-
sicherungspflicht trifft die Körperschaft, die den Verkehr auf der Straße zugelassen hat und 
andauern lässt, und imstande ist, der Gefahr zu begegnen. (vgl. ADAC 2011)  
Kommt ein Träger der Straßenbaulast einer gesetzlichen Verpflichtung nicht ordnungsgemäß nach, 
so stellt die Straßenaufsichtsbehörde die Verpflichtung fest. Die Straßenaufsichtsbehörde kann 
die Durchführung der notwendigen Maßnahmen unter Setzung einer angemessenen Frist 
anordnen (§49 HStrG). 
Die Notwendigkeit, einer Prioritätenreihung von Maßnahmen in einer geordneten Weise 
durchzuführen, lässt sich aus den Forderungen der Haushaltsordnungen der Länder bzw. 
entsprechenden Forderungen der Gemeinde-Haushalts-Verordnungen ableiten. Diese fordern für 
finanzwirksame Maßnahmen ab einer gewissen Größenordnung die Durchführung von Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen (z.B. LHO 2013). Gesetzliche Bindungen zur Methodik von Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen bestehen für die hier behandelten Straßenbaumaßnahmen an Landes-, 
Kreis- und Gemeindestraßen nicht (FGSV 2010).  
Bund und Länder sind nach § 50 des Haushaltsgrundsatzgesetzes (HGrG) verpflichtet, ihrer 
Haushaltswirtschaft eine 5-jährige Finanzplanung zu Grunde zu legen. In ihr ist darzustellen, 
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welche Ausgaben eine Regierung mittelfristig für erforderlich hält und wie diese Ausgaben gedeckt 
werden sollen. Die Finanzplanung ist jährlich fortzuschreiben. Es handelt sich um ein Planungs- und 
Informationsinstrument ohne unmittelbare Vollzugsverbindlichkeit (vgl. HMF 2012). 
Nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sind alle Neubaumaßnahmen 
und Ausbaumaßnahmen an Straßen, die mit erheblichen Auswirkungen für die Umwelt verbunden 
sind, einer UVP zu unterziehen. Ob erhebliche nachteilige Auswirkungen vorhanden sind, wird im 
Rahmen einer Erheblichkeitsprüfung geprüft (vgl. FGSV 2011A). Die Zulässigkeit einer Maßnahme 
setzt folglich eine umfassende Berücksichtigung von erheblichen nachteiligen Auswirkungen für die 
Umwelt voraus.  
Mit der im UVPG (und für die Bauleitplanung im BauGB) verankerten Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) liegt außerdem ein systematisches Prüfungsverfahren, mit dem die 
Umweltaspekte bei strategischen Planungen und der Entwurf von Programmen untersucht werden 
können (Planebene), vor. Grundlage bildet die EU-Richtlinie 2001/42/EG. Programme und Pläne 
sind einer strategischen Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie (ggf. nach einer Vorprüfung) 
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben und den Rahmen für die zukünftige 
Genehmigung von Projekten setzen (STEFAN BALLA 2010). Die SUP soll die Verantwortlichen über 
die Folgen von Plänen und Programmen informieren. Die Ergebnisse sind in der Entscheidungs-
findung zu berücksichtigen. 
Die Raumordnung hat die Aufgabe, raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in größeren 
Gebietseinheiten zu ordnen und untereinander abzustimmen. In den Grundsätzen der Raum-
ordnung wird über das Raumordnungsgesetz (ROG) die räumliche Konzentration der Siedlungs-
tätigkeit auf ein System leistungsfähiger zentraler Orte im Rahmen einer dezentralen Siedlungs-
struktur gefordert (§2 Abs. 2 Nr. 2. ROG). Die Bedeutung von zwischengemeindlichen 
Verbindungen geht auf das System der zentralen Orte zurück. Das ROG benennt als Leitvorstellung 
die Herstellung von gleichwertigen Lebensverhältnissen in allen Teilräumen. 
2.6.3 Rahmenbedingungen aus Normen, Richtlinien und Empfehlungen 
Zur Berücksichtigung des aktuellen Stands der Technik sind insbesondere die Normen des 
Deutschen Instituts für Normen e.V. (DIN) sowie die technischen Regelwerke für Straßenbau, 
Straßenverkehrstechnik und Verkehrsplanung der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (FGSV) von Bedeutung. Darüber hinaus sind weitere Quellen wie z.B. die Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt) oder der Verband deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) relevant. 
Eine Entscheidungsfindung in der hier untersuchten Form umfasst einen breiten Querschnitt des 
Straßenbaus. Dementsprechend sind für die Bewertung viele unterschiedliche Regelwerke indirekt 
oder direkt zu berücksichtigen. Auf besonders relevante Regelwerke wird an den entsprechenden 
Stellen dieser Arbeit verwiesen. Auf eine detaillierte Auswertung und Ableitung von relevanten 
Rahmenbedingungen wird an dieser Stelle verzichtet.  
Die Zulässigkeit und Vorteilhaftigkeit von Maßnahmen wird bei der Dringlichkeitsbewertung 
vorausgesetzt. Daher wird auf eine umfassende Darstellung der vielen Regelwerke, die 
insbesondere für die Realisierung und Ausführung einer spezifischen Maßnahme relevant sind, in 
dieser Arbeit verzichtet. Dies betrifft insbesondere technische Regelwerke für den Straßenentwurf, 
den Betrieb und das Infrastrukturmanagement.19  
                                               
19  Beispiele für Regelwerke sind: Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) (FGSV 2007B), Richtlinien für die Anlage von 
Landstraßen (RAL 12) (FGSV 2012E), Hinweise zum Radverkehr außerhalb städtischer Gebiete (H-Ras 02) (FGSV 2002A), Richtlinien 
für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen (RSTO 01) (FGSV 2012F). Anwendbare Bauverfahren sind für 
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Zur Berücksichtigung der methodischen Anforderungen an Dringlichkeitsbewertungen von 
Straßenbaumaßnahmen sind verschiedene Regelwerke relevant. Der Leitfaden für die Verkehrs-
planung (FGSV 2001A) zeigt zur Lösung der vielfältigen, komplexen Aufgaben der Verkehrsplanung 
das Instrumentarium an Arbeitsabläufen, Methoden und Modellen auf. In den Hinweisen zur An-
wendung von Qualitätsmanagement in kommunalen Verkehrsplanungsprozessen (FGSV 
2007A) werden Methoden, Verfahrensansätze und Vorgehensweisen des Qualitätsmanagements 
dargestellt. Die Hinweise konkretisieren den Leitfaden für Verkehrsplanungen in Bezug auf Instru-
mente zur Vermeidung und Behebung typischer Probleme und Mängel in kommunalen Verkehrs-
planungsprozessen. Die Hinweise zum rechtlichen Rahmen der Verkehrsplanung (FGSV 2011A) 
behandeln die für die Planung relevanten Rechtsvorschriften. Die Hinweise zu Einsatzbereichen 
von Verfahren zur Entscheidungsfindung in der Verkehrsplanung (FGSV 2010) zeigen Wege 
auf, wie notwendige Abwägungsprozesse in der Verkehrsplanung methodisch einwandfrei gestaltet 
werden können. Die Hinweise zu regionalen Siedlungs- und Verkehrskonzepten (FGSV 2006) 
befassen sich mit der regionalen Entwicklung von Siedlung und Verkehr. Dabei wird auch auf die 
unterschiedlichen Interessen der Akteure im Zusammenspiel zwischen Politik, Wirtschaft und 
Planung eingegangen 
Für die Entscheidungsfindung ist eine bedarfsgerechte, wirtschaftliche und umweltschonende 
Weiterentwicklung des Verkehrssystems anzustreben. Bei der (vergleichenden) Bewertung dieser 
Aspekte sind die folgenden Regelwerke von besonderer Relevanz.  
Mit der funktionalen Gliederung des Straßennetzes befassen sich die Richtlinien für integrierte 
Netzgestaltung (RIN) (FGSV 2008A). Die RIN leiten die funktionale Gliederung der Verkehrsnetze 
aus der zentralörtlichen Gliederung ab und sind auf diese Weise eng mit dem System der zentralen 
Orte verzahnt. Die RIN behandeln neben dem Kfz-Verkehr den öffentlichen Personenverkehr, den 
Rad- und den Fußgängerverkehr.  
Die Hinweise zur EU-Umweltgesetzgebung in der Verkehrsplanungspraxis (FGSV 2011B) 
befassen sich mit der Umsetzung der EG-Luftqualitätsrichtlinie 2008/50/EG und der Richtlinie 
2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (EG-Umgebungslärm-
richtlinie). Sie stellen den Rahmen für die Bewertung von umweltrelevanten Wirkungen dar.  
Die zur Bewertung der Güte des Verkehrsablaufs anzusetzenden Qualitätsstufen des 
Verkehrsablaufs werden im Handbuch zur Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS) 
(FGSV 2009) definiert.  
Die Richtlinie für die Planung von Erhaltungsmaßnahmen an Straßenbefestigungen 
(RPE-Stra 01) (FGSV 2001C) regelt die Systematik der Straßenerhaltung für das Außerortsnetz. Die 
Empfehlungen für das Erhaltungsmanagement von Straßen (E EMI) (FGSV 2012B) stellen die 
Übertragung eines zum Außerortsnetz analogen Systems auf den innerörtlichen Bereich dar. Diese 
beiden Regelwerke geben grundsätzliche Hinweise zu Struktur, Inhalten und den Datenvoraus-
setzungen der einzelnen Elemente eines Straßenerhaltungssystems, welche bei der hier behandelten 
Entscheidungsfindung im Sinne einer vertikalen Durchgängigkeit der Planung zu berücksichtigen 
sind. 
                                                                                                                                                            
unterschiedliche Anlagenteile und Ziele in mehreren technischen Regelwerken enthalten. Für Maßnahmen an Verkehrsflächen sind 
als Beispiel die ZTV BEA-StB 09/13 (FGSV 2014), ZTV BEB-StB 02 (FGSV 2002B) und RStO 01 (FGSV 2012F) zu nennen. 
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2.6.4 Verkehrspolitische Rahmenbedingungen 
Neben den gesetzlichen Vorgaben werden von den zuständigen Verwaltungsträgern politisch 
motivierte Vorgaben mit Bezug auf die Verkehrsplanung gesetzt. Hieraus können Auswirkungen auf 
die Bewertung der Dringlichkeit von geplanten Straßenbaumaßnahmen resultieren.  
Diese Vorgaben sind in gesetzlich verankerten Plänen der Raumordnung und des Umweltschutzes 
festgelegt. Zu nennen sind insbesondere die Regional- und Raumordnungspläne, Flächen-
nutzungspläne, Luftreinhaltepläne und Lärmminderungspläne (vgl. FGSV 2011A). Diese Vor-
gaben sind fachlich in den Planungsprozess von Straßenbaumaßnahmen einzubeziehen. 
Die Länder füllen das Rahmengesetz der ROG durch Aufstellung von Raumordnungsplänen aus. 
Instrument der Raumordnung sind z.B. Landesentwicklungspläne und regionale Entwicklungs-
pläne.  
Im (regionalen) Flächennutzungsplan können die Flächen für den überörtlichen Verkehr und für 
die örtlichen Hauptverkehrszüge festgelegt werden. Dies betrifft auch die Ausweisung von 
wichtigen Radrouten und Radverkehrsnetzen.  
Für die Lärmminderungsplanung stehen im Wesentlichen zwei Instrumente zur Verfügung: 
• die Lärmkartierung zur Ermittlung der Belastung  
• die Lärmaktionsplanung zur Regelung von Lärmproblemen und Lärmauswirkungen. 
Die Lärmbelastung wird grafisch in Form strategischer Lärmkarten dargestellt. Aufbauend auf der 
Lärmkartierung erfolgt die Lärmaktionsplanung. Die Aufgabe der Lärmaktionsplanung ist die Be-
wertung der Lärmsituation und die Formulierung von Maßnahmen, Konzepten und Strategien, um 
Lärmbelastungen entgegenzuwirken.  
Der Luftreinhalteplan legt Grenzwerte für eine Reihe von Luftschadstoffen fest. Die Umsetzung in 
deutsches Recht erfolgte im Bundes-Immissionsschutzgesetz und in der 39. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchst-
mengen – 39. BImSchV). Mit der Veröffentlichung des Luftreinhalteplans nach Abschluss der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wird der Maßnahmenplan für alle Institutionen, die Verantwortung in 
den verschiedenen Maßnahmenbereichen haben, verbindlich. (vgl. HMUELV 2011) 
Neben diesen Plänen mit unmittelbarer Außenwirkung können für die Entscheidungsfindung 
weitere strategische Planungen zu beachten sein. 
Die Aufgabenträger des ÖPNV formulieren ihre gestalterischen Vorgaben im Nahverkehrsplan 
(NVP). Der Nahverkehrsplan wird in der Regel alle 5 Jahre fortgeschrieben und hat einen Planungs-
horizont von 5 bis 15 Jahren. 
In Verkehrsplänen unterschiedlicher Ausprägung wird der Rahmen für die verkehrliche Entwicklung 
einer Planungsebene definiert. In der Regel werden dabei auch konkrete verkehrliche Vorhaben und 
Projekte festgelegt. Der geläufigste Plan ist der Kommunale Verkehrsentwicklungsplan (VEP). 
Weitere Bezeichnungen für solche strategisch ausgelegten Pläne sind z.B. Verkehrsplan, Verkehrs-
programm oder Bedarfsplan. Konkretisierungen sind in sektoralen Verkehrskonzepten wie 
Radverkehrs- oder Parkraumkonzepten möglich. Die Aufstellung von dieser Art von strategischen 
Plänen ist eine freiwillige Aufgabe. Eine Verbindlichkeit für enthaltene Projektplanungen kann auch 
nur als Selbstverpflichtung des Planungsträgers hergestellt werden (vgl. FGSV 2011A). Die 
Aufnahme einer Maßnahme in einen solchen Plan kann allerdings als Voraussetzung für die Förder-
fähigkeit einer Maßnahme durch einen Fördergeber verlangt werden. 
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Neben diesen verkehrlich fokussierten Planungen können weitere politisch begründete Rahmen-
bedingungen aufgrund ihrer Wechselwirkungen mit dem Verkehrssystem relevant sein. Als Beispiele 
seien hier die Verbesserung des städtebaulichen Erscheinungsbilds oder die Wahrung von 
wirtschaftlichen Interessen genannt. 
2.6.5 Informatorische Rahmenbedingungen 
Das Wirkungsspektrum von Straßenbaumaßnahmen ist vielfältig, entsprechend viele 
unterschiedliche Informationen sind für eine sachgerechte Entscheidungsfindung relevant. Für die 
Entscheidungsfindung werden die folgenden Informationsarten unterschieden:  
Ein wesentlicher Aspekt bezüglich der informatorischen Rahmenbedingungen ist die Güte der 
verwendeten Informationen. Bei Bewertungsverfahren werden aber oft eine Reihe von nicht direkt 
messbaren Informationen wie Prognosen zur Einwohner- und Verkehrsbelastungsentwicklung, 
Schätzungen zu den Baukosten oder unscharfe Wirkungsbeschreibungen zu berücksichtigen sein. 
Dies führt dazu, dass die Wirkungen von Maßnahmen nicht vollständig und mit vollkommener 
Sicherheit ermittelt und bewertet werden können.  
Genaue Kenntnisse über die Sicherheit bzw. Unsicherheit von Informationen werden in der 
Praxis jedoch nur selten vorliegen. Ex-Post-Analysen von Straßenbauprojekten stehen zwar 
inzwischen stärker im Fokus, sind aber (noch) nicht etabliert. Verschiedene Studien belegen aber, 
dass Unsicherheiten eine entscheidende Bedeutung für die Entscheidungsfindung haben können. 
Bereits bei den Informationen, die zur Entwicklung von Straßenbaumaßnahmen führen, sind 
z. T. erhebliche Unsicherheiten vorhanden. Im Bereich der Erfassung und Bewertung des Straßen-
zustands liegt z. B. eine der wesentlichen Ursachen für Unsicherheit in der nicht wahrnehmbaren 
Heterogenität der Bausubstanz. Abschnitte, die auf der Grundlage von erfassten Zustands-
merkmalen identisch bewertet werden, können sich in Zukunft sehr unterschiedlich verhalten 
(KUHN 2010). Ein weiteres Beispiel ist die Erfassung von Verkehrsbelastungen. Diese weisen nicht 
nur Konstanten oder periodisch wiederkehrende Konstanten auf, sodass eine Verkehrserhebung 
immer in einem gewissen Umfang eine Momentaufnahme darstellt. 
Unsicherheit von Informationen über die geplanten Maßnahmen sind insbesondere aus Unter-
suchungen zur Entwicklung von Maßnahmenkosten bekannt. (FLYVBJERG ET AL. 2003) hat ver-
schiedene Verkehrsinfrastrukturprojekte ex post hinsichtlich der Maßnahmenkosten untersucht. Die 
tatsächlichen Kosten lagen überwiegend deutlich über den im Rahmen der Entscheidungsfindung 
berücksichtigten erwarteten Kosten. Bei nur rd. der Hälfte der betrachten Straßenbauprojekten 
lagen die tatsächlichen Maßnahmenkosten zwischen -20% und +20% der vorab prognostizierten 
Kosten. Rund 30% der Projekte hatten um 20% bis 40% und rund 10% sogar um 40% bis 60% 
höhere Kosten als vorab angenommen. 
Auch bei der Ermittlung von Maßnahmenwirkungen treten Unsicherheiten auf. (FLYVBJERG ET AL. 
2005) hat die erwarteten Auswirkungen von Straßenbauprojekten auf das Verkehrsaufkommen 
untersucht und festgestellt, dass die Wirkungen tendenziell weniger stark ausgeprägt als erwartet 
sind. Im Durchschnitt betrug die Abweichung knapp -10%. Nur rund die Hälfte der untersuchten 
Projekte wies eine Abweichung zwischen erwarteten und tatsächlichen Wirkungen von weniger als 
20% auf. (MEUNIER 2010) hat die Güte von verschiedenen Indikatoren, die häufig für die Bewertung 
von Maßnahmenwirkungen herangezogen werden, betrachtet. Demnach liegen z.B. die Zeit-
ersparnisse für einzelne Verkehrsteilnehmer bei Straßenbauprojekten mehr oder weniger im Bereich 
der Erwartungen, durch ungenaue Prognosen der Verkehrsentwicklung wird die Gesamtbewertung 
aber negativ beeinträchtigt. In Bezug auf die Verkehrssicherheit sind die positiven Effekte nahezu 
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zweimal so hoch wie erwartet. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die 
Verkehrssicherheit allgemein im Laufe der Zeit zugenommen hat. Die Bedeutung der Straßenbau-
projekte für die Verkehrssicherheit war geringer als angenommen. 
Eine wichtige Ursache für Unsicherheiten, die insbesondere bei einer maßnahmenartübergreifenden 
Bewertung von Bedeutung sein kann, ist der Planungsstand der betrachteten Maßnahmen. 
(BRANNOLTE 1998) greift diesen Aspekt in Zusammenhang mit der Bundesverkehrswegeplanung auf. 
Demnach bringen die Planungszyklen der Bundesverkehrswegeplanung unvermeidlich das Problem 
mit sich, alle zur Überprüfung angemeldeten Projekte auf ihre Bauwürdigkeit und Dringlichkeit zu 
überprüfen. Die angemeldeten Maßnahmen können prinzipiell sehr unterschiedliche "Reifegrade" 
haben. Mit zunehmender Konkretisierung eines Projektes steigen erfahrungsgemäß die geschätzten 
Kosten. Dies führt dazu, dass Projekte in einer frühen Planungsphase bei gleichbleibendem Projekt-
nutzen tendenziell ein günstigeres Nutzen-Kosten-Verhältnis als fortgeschrittene Projekte haben. 
(MEUNIER 2010) weist in diesem Zusammenhang auf mögliche Korrelationen zwischen Planungs-
dauer und Kostenzunahmen hin. Auch (LEHEIS 2010) sieht bei einer großen Zeitspanne zwischen 
Planungsanfang und Realisierungszeitpunkt das Risiko der Entstehung von erheblichen Abweich-
ungen zwischen den Rahmenbedingungen der Planung und den Rahmenbedingungen, wenn das 
Projekt realisiert wird.  
Bei der Verwendung von Informationen aus existierenden Quellen sind die technischen An-
forderungen insbesondere an Datenschnittstellen zu berücksichtigen. Eine möglichst reibungslose 
Datenübernahme durch eine frühzeitige Einbeziehung der vorliegenden Datenformate und System-
anforderungen kann den Bearbeitungsaufwand bei der Durchführung der Bewertung erheblich 
reduzieren. 
Durch die mittlerweile weit fortgeschrittene Normung der Datenerfassung werden Daten-
grundlagen in der Regel nach einheitlichen Regeln erfasst und aufbereitet. Im Bereich der Straßen-
datenbanken existieren bereits seit geraumer Zeit verschiedene Standards wie die Anweisung 
Straßeninformationsdatenbank des BMVBW (ASB), der Objektkatalog für das Straßen- und 
Verkehrswesen (OKSTRA), das Bundesinformationssystem Straße (BISStra), sowie Standards der 
Georeferenzierung wie das Geographic Data Files Format (GDF) oder das Amtliche Topographisch-
Kartographische Informationssystem (ATKIS) (vgl. BOLTZE ET AL. 2005, FGSV 2003C). 
2.6.6 Organisatorische Rahmenbedingungen  
Entscheidungsfindungsverfahren müssen zur Organisationsstruktur des Entscheidungsträgers 
kompatibel sein. Da es sich bei der hier behandelten Fragestellung um eine freiwillige Aufgabe 
handelt, sind keine verbindlichen Strukturen vorgegeben. Aus den vorliegenden Praxisbeispielen für 
diese Verfahren und den gesetzlich geregelten Zuständigkeiten lassen sich aber einige Aussagen 
grundsätzlicher Art ableiten. 
Die Verantwortung für die Erstellung und die Durchführung des Entscheidungsverfahrens liegt bei 
der zuständigen Fachstelle der Verwaltung. Sie wird diese Aufgaben insbesondere aufgrund der 
vielfältigen Wirkungspotenziale von Maßnahmen aber nicht immer im Alleingang adäquat 
bewältigen können. Eine feste und für jeden Fall geeignete Organisationsstruktur für diese Aufgabe 
lässt sich aus der Literatur nicht ableiten. Verschiedene Fachdienststellen sind in der Regel zu 
beteiligen, ggf. unter Hinzunahme von weiteren verwaltungsinternen und externen Fachleuten. 
Das Ergebnis einer Dringlichkeitsbewertung dient als Grundlage für die Entscheidungsfindung der 
hierzu legitimierten politischen Gremien. Je nach Verbindlichkeitsgrad der Ergebnisse erfordert 
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dies eine mehr oder weniger stark formalisierte Einbindung der politischen Ebene, bevor der 
Bewertungsvorgang formal abgeschlossen werden kann. 
Die organisatorischen Rahmenbedingungen werden nicht zuletzt durch die Organisationsstruktur 
der zuständigen Verwaltung bestimmt. Bei Verwaltungen, die Träger der Baulast für eine 
umfangreiche Straßeninfrastruktur sind, werden in der Regel die Zuständigkeiten für einzelne 
Anlagenteile der Straßen auf mehrere Stellen verteilt sein. Ferner ist auch die Zuständigkeits-
verteilung auf mehrere räumliche Teileinheiten gängig. Dies bedeutet in der Regel, dass 
spezialisiertes Fachwissen und detaillierte maßnahmenbezogene Informationen über mehrere 
Fachstellen verteilt vorliegen. Dahingegen ist bei nachgeordneten Verwaltungen mit relativ 
geringem Umfang an Straßeninfrastruktur in Baulast die Zuständigkeit in der Regel auf eine oder 
nur wenige Stellen konzentriert. Geringere Zeitbudgets für spezifische Aufgaben können sich aber 
negativ auf das Niveau des Fachwissens und die Qualität der maßnahmenbezogenen Informationen 
auswirken. 
Eine formalisierte Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange findet bei den vorliegenden Bei-
spielen für eine Dringlichkeitsbewertung nicht statt. Eine frühzeitige Beteiligung kann zur Ver-
besserung der entscheidungsrelevanten Informationslage beitragen sowie die Akzeptanz der Er-
gebnisse verbessern und damit die Umsetzungswahrscheinlichkeit von ausgewählten Maßnahmen 
vergrößern. 
Bei der Durchführung eines Entscheidungsverfahrens mit mehreren direkt Beteiligten sind die 
unterschiedlichen Belange der Akteure zu berücksichtigen. Bei der Meldung von Maßnahmen und 
Informationen über Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die hieraus abgeleiteten Ergebnisse 
objektiv und belastbar sind.  
Die Berücksichtigung von Planungsvorhaben durch Dritte kann für eine sachgerechte Ent-
scheidungsfindung erforderlich sein. Als Beispiel können Eingriffe der Ver- und Entsorger in den 
Straßenraum zu einer bevorzugten Behandlung von Straßenbaumaßnahmen im Verlauf der 
betroffenen Abschnitte führen (GROßMANN ET AL. 2008). Die Berücksichtigung von Planungs-
vorhaben von Dritten erfordert entsprechende Organisationsstrukturen. 
2.6.7 Finanzielle Rahmenbedingungen 
Für Ausbau und Erneuerung von wichtigen Straßen oder Streckenabschnitten sind Zuschüsse nach 
dem Entflechtungsgesetz und Zuschüsse nach Finanzausgleichsgesetzen der Länder möglich. Ab 
2014 ist die verkehrliche Zweckbindung für Mittel, die die Länder nach dem Entflechtungsgesetz als 
Ersatz für wegfallende GVFG-Beträge erhalten, weggefallen. Die Mittel sind von den Ländern aber 
weiterhin zweckgebunden für investive Vorhaben (nicht beschränkt auf die Verkehrsinfrastruktur) 
einzusetzen. Im Jahr 2020 sollen die Bundesmittel für die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 
der Gemeinden komplett wegfallen.  
Auf allen Ebenen der Baulastträgerschaft zeigt sich, dass zum einen der erforderliche Investitions-
bedarf bei bestehenden Anlagen einen erheblichen Anteil am Gesamtinvestitionsbedarf für die 
Straßeninfrastruktur hat und zum anderen dieser Investitionsbedarf in den letzten Jahren nicht 
ausreichend befriedigt werden konnte.  
Am Beispiel der Situation auf kommunaler Ebene werden die finanziellen Rahmenbedingungen im 
Folgenden aufgezeigt. In einer Untersuchung des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) aus dem 
Jahr 2008 wird der Investitionsbedarf der Kommunen von 2006 bis 2020 für die gesamte 
kommunale Infrastruktur ermittelt (REIDENBACH ET AL. 2008). Der Investitionsbedarf für die 
kommunale Infrastruktur beträgt für den Zeitraum von 2006 bis 2020 insgesamt rd. 704 Mrd. €, 
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von denen allein 162 Mrd. € auf die Straßeninfrastruktur entfallen. Im Vergleich der einzelnen 
untersuchten Infrastrukturbereiche besteht damit auch im Straßenbau der größte Investitionsbedarf 
bis 2020, gefolgt von Investitionen für Schulen (73 Mrd. €) und den kommunalen Abwasseranlagen 
(58 Mrd. €) (vgl. Abbildung 8).  
Der jährliche Finanzbedarf (inkl. Investitionen zur Auflösung des Investitionsstaus) für kommunale 
Straßen wird auf ca. 8 Mrd. EUR geschätzt. Tatsächlich wurden aber in den vergangenen Jahren 
weniger als 5 Mrd. EUR investiert. Neben dem unmittelbaren Bau von Straßen werden für Ein-
richtungen, die dem Geh- und Fahrradverkehr dienen, für Verkehrsinformations- und Steuerungs-
systeme, Lärmschutzeinrichtungen und Parkierungsanlagen zusammen 36 Mrd. Euro veranschlagt 
(REIDENBACH ET AL. 2008). 
Ähnliches gilt für das Straßennetz in Baulast des Bundes. Der Bundesverkehrswegeplan 2003 gibt 
den jährlichen Finanzbedarf für die Erhaltung des Bundesstraßennetzes ab 2005 mit rd. 2,6 Mrd. € 
(mit einer Konsolidierung auf 2.3 Mrd. € ab dem Jahr 2012) an (BMVBW 2003). In den Jahren 
2007 und 2008 wurden aber nur rd. 1,6 Mrd. Euro investiert, also rd. eine Milliarde Euro im Jahr 
weniger als der Bedarfsplan verlangt (BMVBS 2009, BMVBS 2010A). Im Jahr 2009 wurde das 
notwendige jährliche Investitionsvolumen mit Ausgaben in Höhe von rd. 2.6 Mrd. € für Erhaltungs-
maßnahmen in Baulast des Bundes erstmals eingehalten, u.a. aufgrund der zusätzlichen 
Investitionsmittel aus den Konjunkturpaketen I und II (BMVBS 2010B). 
 
Abbildung 8: Investitionsbedarf für kommunale Straßen in Deutschland im Kontext des gesamten Investitionsbedarfs 
in Mrd. € (Quelle: (DIU 2008)) 
Die fehlenden finanziellen Mittel ergeben nach (AHRENS ET AL. 2011) bereits 49 Mrd. Euro 
Investitionsrückstand nur für Bundesfernstraßen. Der Wertverlust von Straßen und damit der 
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Verlust öffentlicher Gelder durch unzureichende Investitionen ist sowohl bei Kommunal- als auch 
bei Landesstraßen dramatisch (RÖHRIG 2012).  
Für die künftig benötigten Finanzmittel für die Erhaltung im Bereich der Bundesfernstraßen liegt 
eine Erhaltungsbedarfsprognose für den Zeitraum 2010 bis 2025 vor. Demnach steigt der 
Erhaltungsbedarf bis zum Jahr 2019 stark an, um sich danach auf hohem Niveau (3,7 Mrd. Euro 
pro Jahr) zu konsolidieren. Somit müssen zumindest auf Bundesebene künftig die 
Erhaltungsinvestitionen deutlich erhöht werden. (BMVBS 2013A). 
Für die Zukunft wird der Investitionsbedarf für Straßenerhaltung demnach zunehmen. Große 
Teile der Infrastruktur stammen aus den 60er und 70er Jahren und stehen turnusgemäß zur 
Erneuerung an. Außerdem führt der zunehmende Straßengüterverkehr zu höheren Bean-
spruchungen und entsprechend zunehmendem Instandsetzungsbedarf.  
Auch die unzureichenden Finanzierungsmittel der letzten Jahre führen zu weiterem Mehr-
aufwand. Wenn nicht genügend Geld zur rechtzeitigen Unterhaltung und Erneuerung der Straßen 
zur Verfügung steht, dann muss später – unter der Prämisse, dass eine gleichbleibende Straßen-
qualität angestrebt wird – erheblich mehr an Geld aufgewendet werden (REIDENBACH ET AL. 2008). 
Je länger die anstehenden Arbeiten aufgeschoben werden, desto aufwendiger sind die 
erforderlichen Reparaturen, bis hin zur vollständigen Erneuerung. Der Mehraufwand an baulicher 
Unterhaltung ist auf Straßen mit schlechtem Zustand signifikant größer als bei Straßenverkehrs-
anlagen mit gutem Zustand (BARGSTÄDT ET AL. 2010; SCHACH ET AL. 2006). 
Gleichzeitig muss in Zukunft mit einem weiteren Rückgang der verfügbaren finanziellen Mittel 
der Kommunen für den Sektor Verkehr gerechnet werden (AHRENS ET AL. 2011). Auch auf Landes-
ebene sind die prognostizierten Ausgaben für Landesstraßen rückläufig. Der Finanzplan 2012-2016 
für das Land Hessen sieht z.B. einen Rückgang der Ausgaben für Landesstraßen von 225,6 Mio. 
Euro im Jahr 2012 auf 176 Mio. Euro im Jahr 2016 vor (HMF 2012 ). 
Die angespannte Haushaltslage wird Auswirkungen auf die Art der künftig geplanten 
Maßnahmen haben. Der Aus- und Neubau von Hauptverkehrsstraßen mit dem Ziel der Netz-
ergänzung und Kapazitätserweiterung spielt auf kommunaler Ebene bereits heute und auch in den 
kommenden Jahren eine vergleichsweise geringe Rolle. Der Grund dafür liegt u.a. in den sehr 
hohen Aufwendungen, die für die Erhaltung des heute bereits bestehenden Straßennetzes 
erforderlich sind, und der angespannten Haushaltssituation in den Kommunen. Auch die infolge der 
demografischen Entwicklung erwartete Stagnation der Verkehrsleistung spricht eher für den 
schwerpunktmäßigen Erhalt der bestehenden Infrastrukturen als für Neubau. Sofern an Haupt-
verkehrsstraßen in den kommenden Jahren – insbesondere bezüglich der Aspekte Erhöhung der 
Verkehrssicherheit und Aufenthaltsqualität – noch Umbau- und Umgestaltungsbedarf besteht, ist 
davon auszugehen, dass auch hier die Tendenz weiter in Richtung einfacher, kostengünstiger 
Lösungen gehen wird (REIDENBACH ET AL. 2008). Auf Bundesebene erfolgt die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Erhaltungsmaßnahmen auf der einen und Aus- und Neubaumaßnahmen auf 
der anderen Seite mittlerweile ausschließlich auf Grundlage der Erfordernisse der Bestands-
erhaltung des Netzes. Im BVWP 2003 wurden bereits 56 % der Mittel für die Erhaltung vorgesehen. 
Im aktuellen Investitionsrahmenplan ist dieser Anteil noch weiter erhöht worden und liegt nun bei 
65 % (BMVBS 2013A). 
Kommunen im ländlichen Raum sind besonders vom steigenden Investitionsbedarf für die 
Straßeninfrastruktur betroffen. Starke Überalterung und Einwohnerrückgänge kombiniert mit 
weiten Wegen verursachen hohe Kosten für Kommunen bei überdurchschnittlichen Finanz-
restriktionen (VALLÉE 2010). 
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Hohe Investitionsbedarfe, die über Verschuldung finanziert werden, führen zu abnehmender 
politischer Handlungsfähigkeit. Es stellt sich die Frage, ob die Erhaltung einer leistungsfähigen 
Straßeninfrastruktur sowie ihr Bedarfs- und umweltgerechter Ausbau unter dem bestehenden 
System der Haushaltsfinanzierung gewährleistet werden kann (vgl. z.B. KOSSAK 2010).  
Mögliche Lösungsansätze werden in der 
• verstärkten strategischen Ausrichtung des Investitionsmanagements unter Anwendung des 
Lebenszyklusansatzes und  
• im Einsatz kostenminimierender Unterhaltungsstrategien  
gesehen (REIDENBACH ET AL. 2008). 
Die Umstellung der Buchhaltung der öffentlichen Hand von der kameralistischen auf die doppelte 
Buchführung (Doppik) wird wahrscheinlich Auswirkungen auf den Umgang mit bestehenden Infra-
strukturanlagen haben. Die Doppik zeigt durch die Ausweisung von Ausschreibungssätzen den 
erforderlichen Finanzbedarf für zumindest den Werterhalt der Straßeninfrastruktur auf. Durch die 
erforderliche Bestandsaufnahme zur Erstellung der Eröffnungsbilanz für die Doppik werden Menge 
und Qualität des Infrastrukturvermögens besser ins Bewusstsein gebracht als zuzeiten der 
Kameralistik. Auch die Ausweisung der Abschreibungen bzw. von Rückstellungen für unterlassene 
Instandhaltung dürfte dazu beitragen (REIDENBACH ET AL. 2008). 
2.6.8 Zeitliche Rahmenbedingungen 
Die Allokation von Finanzmitteln für Straßenbaumaßnahmen steht in Zusammenhang mit der 
Aufstellung von Haushaltsplänen und von mehrjährigen, regelmäßig fortgeschriebenen Finanz-
plänen. Diese haushaltstechnischen Pläne werden im jährlichen oder zweijährlichen Turnus 
aufgestellt. Sie sichern die Finanzierung von Maßnahmen abschließend ab. Es ist allerdings nicht 
üblich, dass in diesem Rahmen eine grundlegend neue Entscheidungsfindung bezüglich der aufzu-
nehmenden Maßnahmen stattfindet. In der Regel werden die Maßnahmen aus mittel- bis lang-
fristigen Bedarfsplänen übernommen. Der Turnus für die Neuaufstellung von solchen Bedarfsplänen 
ist nicht festgelegt, beträgt in der Regel aber zwischen drei und zehn Jahren.  
Im Sinne eine Minimierung des mit der Entscheidungsfindung verbundenen Aufwands sind 
einerseits größere Entscheidungsintervalle anzustreben. Andererseits werden die Möglichkeiten, 
auf aktuelle, unerwartete Entwicklungen zu reagieren, bei größeren Intervallen beeinträchtigt. 
Größere Intervalle stellen daher höhere Anforderungen an die Informationslage und sind in der 
Folge ggf. mit höherem Aufwand für die Informationsbeschaffung verbunden.  
In der Praxis werden unerwartete Entwicklungen nie völlig auszuschließen sein. Sogenannte Sofort-
maßnahmen, die im Wesentlichen außerhalb des Entscheidungsfindungsprozesses aufgrund von 
aktuellen Entwicklungen kurzfristig zur Umsetzung festgelegt werden, sind nie komplett 
auszuschließen. Diese Sofortmaßnahmen beanspruchen im Vorfeld nur begrenzt vorhersehbare 
Finanzmittel, die dann für andere (ggf. bereits positiv beschiedene) Maßnahmen nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Im Sinne der Gewährleistung eines Mindestmaßes an Planungssicherheit ist 
daher anzustreben, den (finanziellen) Umfang von Sofortmaßnahmen durch möglichst kurze 
Entscheidungsintervalle gering zu halten.  
Ferner ist für die Festlegung der Intervalle von Bedeutung, ob eine geänderte Entscheidungs-
situation vorliegt. Wenn die Informationslage und die Rahmenbedingungen nicht wesentlich anders 
sind, ist eine grundlegend neue Entscheidungsfindung wenig sinnvoll. Im Abschnitt 2.4 wurde 
bereits dargestellt, dass die Regelmäßigkeit, mit der Datengrundlagen aktualisiert und 
Maßnahmen neu entwickelt bzw. aktualisiert werden, je nach Infrastrukturelement, 
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Betrachtungsgegenstand und -ebene sehr unterschiedlich ist. Eine einheitliche Fristigkeit lässt sich 
hieraus nicht ableiten. Eine wesentliche Änderung der Entscheidungssituation kann erst nach 
mehrjährigen Perioden eintreten.  
In der Praxis wird die Bewertung von Maßnahmen in Abhängigkeit von bestimmten Realisierungs-
zeitpunkten stehen. Dies ist z.B. der Fall, wenn eine Maßnahme ihre volle Wirkung nur in 
Kombination mit weiteren Maßnahmen entfalten kann oder durch Synergieeffekte besondere 
Vorteile auftreten (z.B. Maßnahmen von Versorgungsträgern, die mit einem Eingriff in dem 
Straßenraum verbunden sind). Das Entscheidungsverfahren ist so zu gestalten, dass diese 
entsprechend berücksichtigt werden können. Hierfür sind die für die Planung und Realisierung 
erforderlichen zeitlichen Vorlaufzeiten einzubeziehen.  
Der Zeitaufwand für die Entscheidungsfindung ist ein wesentlicher Faktor im gesamten 
Planungsprozess. Neben der erforderlichen Zeit für die Zusammenstellung der zu bewertenden 
Maßnahmen und der für die Bewertung erforderlichen Informationen wird die eigentliche 
Bewertung als Grundlage der Entscheidung mit Zeitaufwand verbunden sein. Die Entscheidung 
selbst erfordert im Allgemeinen die mehr oder weniger formale Einbindung von politischen 
Gremien und/oder weiteren Beteiligten, die wiederum mit zusätzlichem Zeitaufwand verbunden ist.  
Die erforderliche Zeitdauer für die Planung und Realisierung von Maßnahmen nach erfolgter 
Entscheidungsfindung ist bei der Gestaltung eines Entscheidungsverfahrens ebenfalls zu 
berücksichtigen. Erhaltungsmaßnahmen und teilweise auch Modernisierungsmaßnahmen können 
im Prinzip kurzfristig nach erfolgter Entscheidungsfindung realisiert werden. Für Neu- und Ausbau-
maßnahmen ist nach der Entscheidungsfindung in der Regel noch eine planungsrechtliche 
Sicherung der Maßnahme erforderlich. Der hierfür erforderliche Zeitaufwand kann mehrere Jahre 
in Anspruch nehmen. Die erforderliche Zeitdauer für die Realisierung von Maßnahmen kann somit 
zwischen wenigen Tagen bei Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen und bis zu mehreren 
Jahren bei Neubaumaßnahmen liegen. 
2.6.9 Sonstige Rahmenbedingungen 
Nachfolgend werden weitere Rahmenbedingungen dargestellt, die für die Entscheidungsfindung zu 
beachten sind. Dazu wird auf die folgenden Aspekte eingegangen: 
• demografischer Wandel, 
• Entwicklung des allgemeinen Verkehrsaufkommens, 
• Bedeutung der Straße, 
• Nachhaltigkeit und 
• technische Entwicklung. 
Der demografische Wandel wird die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland in Zukunft zunehmend beeinflussen. Rückläufige Bevölkerungszahlen und 
Wanderungsbewegungen zwischen Regionen werden Auswirkungen auf die Bewertung von 
Straßenbaumaßnahmen haben. Verkehrsinfrastruktur ist durch eine lange Nutzungsdauer 
gekennzeichnet und zählt damit zu den Bereichen, in denen Veränderungen durch den 
demografischen Wandel frühzeitig zu berücksichtigen sind, insbesondere da Straßenbau-
maßnahmen mit hohen Investitions- und Instandhaltungskosten verbunden sein können. Vor allem 
für Räume mit rückläufiger Bevölkerungszahl sind Überkapazitäten zu vermeiden. Gleichwohl 
besteht die Herausforderung darin, auch für diese Räume eine Grundversorgung sicherzustellen 
(BMVBS 2013A). 
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Insbesondere für überregional bedeutsame Verkehrsinfrastrukturen ist neben der demografischen 
Entwicklung die Wirtschaftsentwicklung und speziell die Außenhandelsentwicklung ein 
entscheidender Parameter für die Entwicklung der verkehrlichen Belastung von Straßen. Durch 
das zunehmende Verkehrsaufkommen im Güterverkehr ist mit höheren Belastungen im Schwer-
verkehr zu rechnen, welche mit den für dieses Verkehrssegment typischen Auswirkungen auf den 
Zustand von Straßenverkehrsanlagen und dem Umfeld von Straßen verbunden sein werden 
(BMVBS 2013A). 
Für die Bewertung von Straßenbauprojekten kann die Bedeutung der Straße für unterschiedliche 
direkte oder indirekte verkehrliche Belange, die sich nicht direkt in der Verkehrsbelastung oder 
der Klassifizierung niederschlagen, eine Rolle spielen. Als Beispiel seien hier die priorisierte 
Behandlung von ausgewiesenen Umleitungsstrecken der Bundesautobahnen oder Erschließungs-
maßnahmen im Zusammenhang mit Sonderveranstaltungen genannt.  
Die Beurteilung der Nachhaltigkeit von Bauwerken gewinnt in jüngerer Vergangenheit zunehmend 
an Bedeutung. Während für den üblichen Hochbau bereits nationale und internationale 
Beurteilungsverfahren existieren, haben diese sich bisher für Ingenieurbauwerke und verkehrliche 
Anlagen nicht etabliert. Im Rahmen der Beurteilung der Nachhaltigkeit sollen sämtliche relevanten 
Aspekte, wie Ökologie, Energieeffizienz, Technik und Strukturverhalten, Energieeffizienz, Technik, 
Prozesse sowie (kurz-, mittel- und langfristige) direkte und auch indirekte (volkswirtschaftliche) 
Kosten über die gesamte Nutzungsdauer einer Anlage, also von der Realisierung bis zum Abbruch 
und Rückbau, ganzheitlich betrachtet und bewertet werden (GRAUBNER ET AL. 2010).  
Die allgemeine technische Entwicklung kann auf unterschiedliche Weise für die Bewertung von 
Straßenbaumaßnahmen relevant sein.  
Einerseits hat die technische Entwicklung Einfluss auf die Art und Weise, wie Infrastrukturanlagen 
künftig realisiert werden können. Kostengünstigere Materialen und Bau- und Erhaltungsweisen 
können mittel- bis langfristig die Kostenseite beeinflussen. Veränderte Materialeigenschaften wie 
Flüsterasphalt oder feinstaubabsorbierende Beläge sind in der Lage (bestimmte) negative Wirkungs-
aspekte der Infrastruktur abzumindern. Sofern die Verwendung von solchen neuartigen, aber meist 
kostenintensiveren Materialien erwünscht ist, sind diese positiven Eigenschaften bei der 
Entscheidungsfindung zu honorieren.   
Daneben finden technische Entwicklungen statt, die allgemein für die Entscheidungsfindung 
bedeutend sein könnten. Insbesondere im Bereich der Fahrzeugtechnik findet eine ständige 
Innovation statt. Hervorzuheben ist in diesen Zusammenhang die Verkehrssicherheit, die in der 
Vergangenheit zu einem wesentlichen Anteil durch fahrzeugtechnische Entwicklungen verbessert 
werden konnte. In der Vergangenheit lag der Schwerpunkt auf der Minderung der negativen Folgen 
von Unfällen bzw. der Beherrschung von kritischen Situationen. Durch Weiterentwicklung von 
automatisierten intelligenten Assistenzsystemen und Informationsaustauschsystemen können 
kritische Situationen nicht nur besser beherrscht, sondern bereits im Vorfeld erkannt und so 
vermieden werden. Aspekte der Verkehrssicherheit, die derzeit noch stark von der physischen 
Infrastruktur bestimmt werden, könnten in Zukunft eine ganz andere Bedeutung bekommen. Die 
Bewertung von Verkehrssicherheitsaspekten auf lange Sicht kann daher nicht ohne Weiteres am 
Status Quo orientiert sein.  
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Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Abschnitt 2.6:  Rahmenbedingungen für die Entwicklung eines Verfahrens zur Dringlichkeitsbewertung 
 Die Dringlichkeitsbewertung soll zu wirtschaftlichen Ergebnissen führen. Bindende 
Vorschriften zur Methodik bestehen in diesem Zusammenhang aber nicht. Die Dring-
lichkeitsbewertung hat vor dem Hintergrund eines Finanzierungsplans zu erfolgen. Eine 
Vollzugsverbindlichkeit kann aus den Ergebnissen nicht abgeleitet werden. 
 Zielsetzungen von strategischen Rahmenplänen sind bei der Verfahrensentwicklung zu 
berücksichtigen. Diese Zielsetzungen sind das Ergebnis eines normativen Prozesses. Die 
Formulierung von allgemein gültigen Zielsetzungen für eine maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist daher nicht möglich. Die Spezifikation 
der Verfahrensziele muss im Rahmen der Verfahrensentwicklung gemeinsam mit dem 
Entscheidungsträger und unter Berücksichtigung des spezifischen Kontexts erfolgen. 
 Bei der Verfahrensentwicklung sind erhebliche Unsicherheiten in den Datengrundlagen 
zu berücksichtigen. Die Voraussetzungen für die Verwendung von existierenden Daten-
grundlagen sind durch die weit fortgeschrittene Normung allerdings günstig. Für die 
Entscheidungsfindung sind langfristige Entwicklungen zu berücksichtigen. Die dies-
bezüglichen Prognosen beinhalten aber in der Regel eine signifikante Unsicherheit. Im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung ist der Umgang mit Unsicherheit zu regeln. 
 Verbindliche Organisationsstrukturen oder Beteiligungsverfahren sind bei der 
Verfahrensentwicklung nicht zu berücksichtigen. Aufgrund der unterschiedlichen 
Organisationsstrukturen bei den zuständigen Verwaltungen können keine allgemein 
gültigen Strukturen vorgegeben werden. Bei der Entscheidungsfindung beteiligte 
Akteure vertreten unterschiedliche Belange, die eine fehlerfreie Entscheidungsfindung 
behindern können. Das Vorhandensein von geeigneten Organisationsstrukturen für 
die Verfahrensentwicklung und die Verfahrensanwendung ist daher im Rahmen der 
Verfahrensentwicklung sicherzustellen. Organisationsstrukturen und Zuständigkeiten 
können sich ändern. Bei der Verfahrensentwicklung ist aufgrund der periodischen 
Wiederholung der Entscheidungsfindung auf eine Robustheit gegenüber solchen 
Veränderungen zu achten.  
 Das Verfahren muss die massiv eingeschränkten Finanzierungsmöglichkeiten 
berücksichtigen. Insbesondere die Folgen für die langfristige politische Handlungs-
fähigkeit sollen bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden können. 
 Die Allokation von Finanzmitteln ist ein Vorgang, der periodisch wiederholt werden 
muss. Eine verbindliche Vorgabe für die Durchführungsintervalle gibt es nicht. 
Wesentliche Faktoren für die Festlegung von Durchführungsintervallen sind die 
Intervalle bei der Aufstellung von Haushalts- und Finanzplänen, bei der Fortschreibung 
von Bedarfsplänen und bei der Fortschreibung und Aktualisierung von Daten-
grundlagen. Das geeignete zeitliche Intervall für die periodische Durchführung der 
Entscheidungsfindung wird von örtlichen Rahmenbedingungen bestimmt und hat 
daher im Rahmen der Verfahrensentwicklung zu erfolgen.  
 Eine regelmäßige Überprüfung und Fortschreibung von Datengrundlagen, 
Bewertungskriterien und Ermittlungsmethoden ist anzustreben 
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2.7 Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Nachfolgend werden die wichtigsten Sachverhalte, die typisch für eine maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung sind und daher bei der Formulierung von Hinweisen 
besondere Beachtung erfordern, zusammengefasst. Anschließend werden hieraus Grundsätze für 
die weitere Bearbeitung abgeleitet. 
Ziele einer Dringlichkeitsbewertung 
Die Dringlichkeitsbewertung soll zu wirtschaftlichen Ergebnissen führen und eine ausgewogene 
Erschließungsqualität von Teilräumen unterstützen. Die Ergebnisse dürfen die langfristige 
politische Handlungsfähigkeit nicht beeinträchtigen. 
Weitere Ziele ergeben sich aus verkehrspolitischen Vorgaben, die auch lokale Interessenlagen von 
Personen und Personengruppen widerspiegeln. Die Formulierung eines allgemein gültigen Ziel-
katalogs für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist daher nicht möglich.  
Unverbindlichkeit der Bewertungsergebnisse 
Die Ergebnisse der Dringlichkeitsbewertung im Rahmen einer Programmplanung haben keine 
Vollzugsverbindlichkeit. 
Bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung werden Maßnahmen mit unter-
schiedlichen Planungsreifungsgraden zu berücksichtigen sein. Ferner gelten unterschiedliche 
Anforderungen an die planerische Sicherung der betrachteten Straßenbaumaßnahmen. Bei 
Maßnahmen, für die eine planerische Sicherung notwendig ist, kann die abschließende 
Entscheidung für oder gegen die Maßnahme erst nachträglich (also nach der Entscheidung im 
Rahmen der Programmplanung) erfolgen. Nachträgliche maßgebende Planungsänderungen sind 
im Verlauf der Planungsvertiefung möglich.  
Verfahrensgestaltung 
Bindende Vorschriften zur Gestaltung einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung bestehen nicht. 
Die Allokation von Finanzmitteln ist ein Vorgang, der periodisch durchgeführt werden muss. Eine 
verbindliche Vorgabe für die Durchführungsintervalle gibt es hierbei nicht. Das Durchführungs-
intervall wird von verschiedenen Prozessen mit unterschiedlichen periodischen Intervallen bei der 
Aufstellung von Haushalts- und Finanzplänen, bei der Fortschreibung von Bedarfsplänen und bei 
der Fortschreibung und Aktualisierung von Datengrundlagen bestimmt. In der Regel wird aber von 
einem mehrjährigen Intervall auszugehen sein. 
Verbindliche Organisationsstrukturen oder Beteiligungsverfahren sind bei der Verfahrens-
entwicklung nicht zu berücksichtigen. Aufgrund der unterschiedlichen Organisationstrukturen bei 
den zuständigen Verwaltungen können keine allgemein gültigen Strukturen vorgegeben werden. 
Die bei der Entscheidungsfindung beteiligten Akteure vertreten unterschiedliche Belange, die eine 
fehlerfreie Entscheidungsfindung behindern können. 
Aufgrund der unsicheren und veränderlichen Rahmenbedingungen muss eine Fortschreibung des 
Verfahrens möglich sein. 
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Hohe Anzahl von Maßnahmen 
Insbesondere für die Erhaltung der Straßeninfrastruktur ist in der Regel eine große Anzahl an 
Einzelmaßnahmen zu berücksichtigen. Durch die bereits seit Jahren andauernde Unter-
finanzierung und die damit verbundene zeitliche Verschiebung der Realisierung einzelner 
Maßnahmen erhöht sich die Anzahl zur Auswahl stehender Maßnahmen in Zukunft weiter. Je nach 
Baulastträger sind daher bei der Auswahl von finanzierbaren Maßnahmen mehrere hunderte oder 
auch mehrere tausende Maßnahmen einzubeziehen und abzuwägen.  
Heterogenität der bewertungsrelevanten Maßnahmeneigenschaften 
Die hier betrachteten Maßnahmenarten werden aus unterschiedlichem Anlass und mit jeweils 
abweichender Zielsetzung entwickelt. Die potenziellen Wirkungen und Wirkungsbeiträge von 
einzelnen Maßnahmenarten werden aufgrund der spezifischen Eigenschaften jeder Maßnahmenart 
anders sein. So bewegen sich die typischen Kosten, Nutzungsdauern oder die Auswirkungen für 
das Umfeld bei Neubaumaßnahmen in einer anderen Größenordnung als bei Instandsetzungs-
maßnahmen. Ferner wird das Wirkungsspektrum von Maßnahmen von Anzahl und Art der 
veränderten Anlagenteile bestimmt. Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen betreffen in der 
Regel einzelne Anlagenteile (z.B. Instandsetzung Fahrbahnbefestigung, Instandsetzung Brücken-
bauwerke, Instandsetzung Entwässerungsbauwerke usw.). Bei Neubau- und (in geringerem 
Umfang) Erweiterungsmaßnahmen sind hingegen in der Regel mehrere Anlagenteile gleichzeitig 
herzustellen, damit die angestrebte Funktionalität der Maßnahme aktiviert werden kann.  
Ein wesentlicher Unterschied zwischen Maßnahmen des Bereichs Erhaltung und Maßnahmen der 
Bereiche Modernisierung, Neubau und Erweiterung besteht in der unterschiedlichen zeitlichen 
Dynamik von Wirkungen. Unabhängig davon, ob Maßnahmen umgesetzt werden oder nicht, 
verändert der Zustand sich fortdauernd. Die zeitliche Verschiebung von erforderlichen Erhaltungs-
maßnahmen führt außerdem zu einem finanziellen Mehraufwand, der signifikant größer sein kann 
als bei einer rechtzeitigen Umsetzung von Erhaltungsmaßnahmen. Kennzeichnend für Neubau- und 
Erweiterungsmaßnahmen ist ihre Auswirkung auf die Kapazität des Verkehrsnetzes. Neubau- und 
Erweiterungsmaßnahmen sind in der Folge mit maßgeblichen räumlichen Verkehrsverlagerungen 
und Veränderungen der Qualität der Verkehrsabwicklung verbunden, die über das engere Umfeld 
der Maßnahme deutlich hinausgehen können. Diese Effekte treten bei Maßnahmen aus dem Bereich 
Erhaltung und Modernisierung in der Regel nicht auf. Die Ermittlung und Bewertung von 
Wirkungen kann in der Regel lokal begrenzt werden. 
Unvollständige Kenntnisse über Wirkungszusammenhänge  
Nicht alle Wirkungszusammenhänge lassen sich mit den verfügbaren Ermittlungsverfahren maß-
nahmenartübergreifend auf eine einheitliche Weise quantifizieren.  
Eine eindeutige Klassifizierung von Maßnahmenarten in Klassen mit homogenen 
bewertungsrelevanten Wirkungen als Grundlage für eine maßnahmenartübergreifende Dringlich-
keitsbewertung liegt nicht vor. Eine solche Klassifizierung ist unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Zielsetzungen und Wirkungsermittlungsweisen festzulegen. 
Heterogenität von Datengrundlagen und Informationsunsicherheit  
Die große Anzahl an Maßnahmen und die Berücksichtigung von maßnahmenartspezifischen 
Bewertungsgrundlagen führt zu einem hohen Informationsbedarf. Der Aufwand für die 
Beschaffung und Verarbeitung von Informationen ist allerdings zu minimieren, damit ein möglichst 
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großer Anteil der verfügbaren Ressourcen für die Entscheidungsfindung und Realisierung von 
Maßnahmen verwendet werden kann.  
Dies führt in besonderem Maße dazu, dass möglichst auf bereits vorliegende Informationsquellen 
zurückgegriffen werden sollte. Diese Informationen werden oft über mehrere Quellen verteilt 
vorhanden sein. Die Voraussetzungen für die Verwendung von existierenden Datengrundlagen sind 
aufgrund der weit fortgeschrittenen Normung der Erfassung und Aufbereitung von Daten-
grundlagen günstig, allerdings werden die Daten nicht immer, in Übereinstimmung mit den 
spezifischen Anforderungen einer maßnahmenartübergreifenden Entscheidungsfindung erfasst und 
aufbereitet, vorliegen. Hinzu kommt, dass Maßnahmen von unterschiedlichen Planungsreifungs-
graden zu vergleichen sein werden. Bei der Verfahrensentwicklung sind ferner Unsicherheiten in 
den Datengrundlagen zu berücksichtigen.  
Aus diesem Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung werden die 
nachfolgenden Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
abgeleitet.  
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Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung  
folgend aus dem Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
 
Die Hinweise zur Verfahrensentwicklung sollen: 
 bei unterschiedlichen Organisationsstrukturen anwendbar sein, 
 die Festlegung von eigenen Zielen durch den Entscheidungsträger erlauben, 
 die Festlegung der zu berücksichtigenden Maßnahmenarten durch den Entscheidungs-
träger erlauben, 
 flexibel in Hinblick auf die zu verwendenden Datengrundlagen sein,  
 flexibel in Hinblick auf die zu verwendenden Wirkungsermittlungsmethoden sein,  
 die zeitlich vorgelagerten maßnahmenartspezifischen Bedarfsermittlungen und die 
Variantenauswahl berücksichtigen,  
 eine effiziente Entwicklung und Implementierung des Verfahrens unterstützen und 
 die Verfahrensziele und -anforderungen berücksichtigen. 
 
Die Hinweise sollen die Entwicklung eines Verfahrens ermöglichen, dessen 
Bewertungsergebnis:  
 Budgetgrenzen einhält, 
 wirtschaftlich ist, 
 die langfristige politische Handlungsfähigkeit nicht beeinträchtigt,  
 zu einer ausgewogenen Erschließung von Teilräumen beiträgt und  
 keine Vollzugsverbindlichkeit hat.  
 
Die Hinweise sollen zu Verfahren führen, die:  
 die Bewertung von einer hohen Anzahl an Maßnahmen ermöglichen,  
 Maßnahmen mit unterschiedlicher Nutzungsdauer und unterschiedlichen Kosten ver-
gleichen können, 
 vielfältige Wirkungsarten und breite Wirkungsspektren,  
 statische und dynamische Wirkungsverläufe und  
 klein- und großräumige Wirkungsausdehnungen bewältigen können, 
 Interdependenzen berücksichtigen, 
 periodisch wiederholbar sind, 
 der Möglichkeit von nachträglichen Veränderungen an den bewerteten Maßnahmen 
Rechnung tragen,  
 aktualisierbar sind und  
 Unsicherheiten bei den Datengrundlagen und unvollständige Kenntnisse über Wirkungs-
zusammenhänge bewältigen können. 
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3 Methodische Grundlagen für die Entwicklung von Bewertungsverfahren 
3.1 Vorbemerkungen 
Eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung dient als Unterstützung bei der Ent-
scheidungsfindung im Rahmen der Programmplanung. In Kapitel 2 wurde der Kontext, in dem die 
Entscheidungsfindung stattfindet, dargestellt. Für die Entscheidungsfindung sind die hieraus 
abgeleiteten Grundsätze in ein Verfahren zu integrieren, welches dem Entscheidungsträger eine 
rationale Entscheidung ermöglicht. Hierzu kann auf verschiedene Methoden zurückgegriffen 
werden, die eine rationale Bewertung und Auswahl von Handlungsalternativen auf Grundlage eines 
vereinfachten Abbilds des realen Entscheidungsproblems unterstützen. Die Grundlagen hierfür 
liefert die Entscheidungstheorie.  
In Abschnitt 3.2 wird auf theoretische Grundlagen der Entscheidungsfindung im Kontext der 
Verkehrsplanung eingegangen. Neben einer Darstellung von Grundbegriffen werden allgemein 
gültige und spezifische verkehrsplanerische Anforderungen an Entscheidungsprozesse dargestellt. 
Hierauf aufbauend werden Ziel- und Wirkungssysteme für die Bewertung von Straßenbau-
maßnahmen behandelt (Abschnitt 3.3). Anschließend werden Verfahren aufgezeigt, die eine 
vergleichende Bewertung und Auswahl von Handlungsalternativen im vorliegenden Kontext einer 
Dringlichkeitsbewertung unterstützen (Abschnitt 3.4). Darauf folgt eine Darstellung der 
Möglichkeiten zur Bestimmung und Sicherstellung einer ausreichenden Güte der Entscheidungs-
findung (Abschnitt 3.5). Das Kapitel wird mit einer Zusammenfassung von Grundsätzen für die 
weitere Arbeit abgeschlossen (Abschnitt 3.6). 
3.2 Entscheidungsfindung im Kontext der Verkehrsplanung20 
3.2.1 Begriffsbestimmungen 
Die systematische Behandlung von Entscheidungen, wobei eine Handlungsalternative zur Lösung 
eines Entscheidungsproblems aus einer Menge möglicher Alternativen nach rationalen 
Überlegungen ausgewählt wird, ist Gegenstand der Entscheidungstheorie. Dabei stehen 
Entscheidungen im Vordergrund, die in Hinblick auf mehrere zueinander in Konflikt stehende Ziele 
und einer Ungewissheit bezüglich der Zukunft zu treffen sind. (LAUX 2003) 
Grundlage jeder Entscheidung ist, dass beim Entscheider eine Zielvorstellung vorhanden ist, mit 
deren Hilfe die Konsequenzen von Handlungsalternativen nach ihrer „Erwünschtheit“ bewertet 
werden können. Die Bewertung bezieht sich auf einen Entscheidungszeitpunkt und erfolgt auf der 
Grundlage eines bestimmten Informationsstands bezogen auf die Ausgangslage und die künftig zu 
erwartende Situation.  
Zur Lösung von Entscheidungsproblemen werden die Handlungsalternativen allgemein so 
definiert, dass sie sich gegenseitig ausschließen. Die Entscheidung besteht in der Auswahl genau 
einer der vorhandenen Handlungsalternativen. 
Die Entscheidungsfindung im Rahmen der Programmplanung betrifft im Kern die Lösung eines 
Allokationsproblems. Das hier behandelte Allokationsproblem ist das eines wiederkehrenden 
Entscheidungsprozesses. 
                                               
20  Allgemeine Quellengrundlagen zum Abschnitt sind (ADAM 1997), (LAUX 2003), (FGSV 2010), (MAY 2005).  
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Methoden der Entscheidungsfindung beruhen auf einer vereinfachten Abbildung des 
Entscheidungsproblems. Die Entscheidungstheorie bietet zur Unterstützung der Entscheidungs-
findung eine Vielzahl von Typen von Entscheidungsmodellen an. Durch die Integration dieser 
Entscheidungsmodelle in geregelte, nachvollziehbare und wiederholbare Abläufe entstehen 
Verfahren zur Entscheidungsfindung.  
Für die vorliegende Arbeit werden Verfahren auf mehreren Ebenen des Entscheidungsprozesses 
verwendet. Zur besseren Verständlichkeit werden die folgenden Begriffe abgegrenzt: 
• Entscheidungsverfahren 
Beinhaltet alle Abläufe von der Entwicklung eines Verfahrens bis einschließlich der Aus-
wahl einer Handlungsalternative. 
• Bewertungsverfahren 
Ist eine Teilmenge des Entscheidungsverfahrens und beschreibt die Abläufe bei der 
Bewertung von Handlungsalternativen von der Erfassung oder Übernahme von Infor-
mationen bis einschließlich dem Bewertungsergebnis (in diesem Fall relative Dringlichkeit 
von Straßenbaumaßnahmen).  
Entscheidungs- und Bewertungsverfahren sind aus weiteren Teilverfahren zusammengesetzt. Ein 
Teilverfahren beschreibt die Abläufe bei einer Teilaufgabe des übergeordneten Verfahrens, wie z.B. 
eine spezifische Wirkungsermittlung oder Wertsynthese.  
3.2.2 Anforderungen an die Entscheidungsfindung 
Im Rahmen der Entscheidungsfindung sind Wirkungen von Handlungsalternativen zu ermitteln, die 
Vor- und Nachteile zu beurteilen und auf dieser Grundlage die Entscheidung für eine Handlungs-
alternative herbeizuführen.  
Verkehrsplanerische Maßnahmen haben im Regelfall sowohl verkehrliche als auch soziale, 
ökonomische und ökologische Wirkungen (FGSV 2001A). Entscheidungsprozesse im Rahmen der 
Verkehrsplanung sind aufgrund der Vielzahl von Wirkungen, die mit verkehrsplanerischen 
Maßnahmen verbunden sind, in der Regel komplex. Die Betroffenheit ist räumlich, zeitlich und für 
unterschiedliche Personen(gruppen) unterschiedlich.  
Nach (FGSV 2010) werden folgende wesentliche Anforderungen an die Verfahren zur Ent-
scheidungsfindung in der Verkehrsplanung definiert: 
• Logische Konsistenz und Fehlerfreiheit der Beurteilungen, Abwägungen und Aus-
wahlprozesse 
• Gewährleistung einer gesellschaftlichen Kontrolle der Beurteilung, Abwägung und Auswahl 
öffentlicher Projekte (Nachvollziehbarkeit) 
• Gewährleistung flexibler, das heißt dem jeweiligen Arbeits- und Informationsstand an-
gepasster Vorgehensmöglichkeiten (Flexibilität). 
• Förderung des Lernens über die Wirkweisen von Maßnahmen, die erzielbaren Austausch-
relationen („Trade-Offs“) zwischen erwünschten und unerwünschten Wirkungen sowie 
über die Variationsmöglichkeiten für das Setzen von Standards. 
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Bei einer rationalen Entscheidung ist aus der Menge der Handlungsalternativen diejenige 
Handlungsalternative auszuwählen, die die höchste Vorteilhaftigkeit aufweist (relative 
Vorteilhaftigkeit). Dabei ist nach (FGSV 2001A) sicherzustellen, dass die gewählte Entscheidungs-
alternative den folgenden beiden Voraussetzungen genügt: 
• Zulässigkeit: Die Handlungsalternative muss mit gesetzlich vorgegebenen und selbst 
gesetzten Standards kompatibel sein. 
• Absolute Vorteilhaftigkeit: Die Vorteile müssen die Nachteile der Handlungsalternative 
eindeutig übersteigen. 
Für die Bewertung der Wirkungen einer Handlungsalternative besteht Gestaltungsfreiheit. Sie 
ergibt sich – auch ohne ausdrückliche gesetzliche Erwähnung – aus der Übertragung der Planungs-
befugnis auf einen Träger (FGSV 2001A). Hierzu gehört die Ermächtigung, unter Einhaltung der 
Zulässigkeit der Planung eigenverantwortliche Entscheidungen zu treffen. Die Erfassung und 
Bewertung aller Konsequenzen von Handlungsalternativen ist grundsätzlich nicht erforderlich, da 
für die Bewertung lediglich die Konsequenzen relevant sind, die für den Entscheidungsträger von 
Bedeutung sind (LAUX 2003).  
Die Entscheidung hat für Vorhaben, die unter Genehmigungsvorbehalt stehen, unter Beachtung des 
Abwägungsgebots zu erfolgen. Dieses fordert, die durch die Planung berührten öffentlichen und 
privaten Belange zu ermitteln und untereinander und gegeneinander gerecht abzuwägen 
(WALTHER 2011).  
Nach (FGSV 2010) schließt die Abwägung per se eine frühzeitige Verrechnung von Vor- und 
Nachteilen, von Begünstigungen und Benachteiligungen aus. Es ist sicherzustellen, dass Wirkungen 
aufgezeigt, Bewertungen nachvollzogen und Vor- und Nachteile diskursiv behandelt werden 
können. Eine Abwägung ist nach (WALTHER 2011) dann fehlerbehaftet, wenn: 
• eine Abwägung nicht stattgefunden hat (Abwägungsausfall), 
• der Sachlage angemessene Sachverhalte/Belange nicht berücksichtigt worden sind (Ab-
wägungsdefizit) oder 
• keine Berücksichtigung der notwendigen Belange in den ihnen nachvollziehbar zu-
kommenden Gewichtungen stattgefunden hat (Abwägungsfehlgewichtung). 
Fehlerhafte Abwägungen können nach (FGSV 2010) vermieden werden, „indem: 
• geeignete Verfahrensabläufe gesichert werden, 
• (alle) maßgeblichen Wirkungen – auch Folge-, Fern- und Langfristeffekte – berücksichtigt 
werden, 
• alle relevanten, potenziell geeigneten Handlungsoptionen berücksichtigt werden, 
• die Betroffenheit von Teilräumen oder Personengruppen sofern ermittelbar auch ermittelt 
werden und  
• die Ausübung des Planungsermessens und der Abwägung deutlich und nachvollziehbar 
wird.“ 
Insbesondere die Forderungen, alle maßgeblichen Wirkungen zu berücksichtigen und die Betroffen-
heit, sofern ermittelbar, auch zu ermitteln, können bei einer vergleichenden Bewertung von Maß-
nahmen mit unterschiedlicher Zielsetzung, Betroffenheit und Wirkungsrichtung zu einem sehr um-
fangreichen, komplexen Verfahren führen, für das aufwendige Wirkungsermittlungen erforderlich 
sind. Eine hohe Komplexität des Entscheidungsverfahrens gefährdet aber die geforderte Nachvoll-
ziehbarkeit von Entscheidungen und die diskursive Behandlung von Vor- und Nachteilen, 
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insbesondere wenn die Entscheidung, wie hier gegeben, zwischen vielen Alternativen getroffen 
werden soll.  
Für das hier behandelte Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung im 
Rahmen einer Programmplanung wird keine Vollzugsverbindlichkeit der Ergebnisse vorausgesetzt. 
Die formale Abwägung von Einzelmaßnahmen findet in gesonderten Verfahren statt. Hiervon 
unberührt bleibt, dass die Prinzipien der Abwägung für eine rationale Bestimmung der Vorteil-
haftigkeit von Handlungsalternativen zu beachten sind.  
Die Entwicklung und Anwendung des Entscheidungsverfahrens hat auf effiziente Weise zu erfolgen. 
Aufwand und Ergebnis müssen in einem der Aufgabenstellung angemessenen Verhältnis zueinander 
stehen.  
3.2.3 Entscheidungssituationen 
In Abhängigkeit des Informationsstands des Entscheidungsträgers werden üblicherweise drei Ent-
scheidungssituationen unterschieden (vgl. z.B. SCHOLL 2001): 
• Entscheidung unter Sicherheit: Die eintretende Situation ist bekannt (deterministisches 
Entscheidungsmodell) 
• Entscheidung unter Risiko: Die eintretende Situation ist nicht bekannt, es sind aber 
(objektive oder subjektive) Eintrittswahrscheinlichkeiten für mögliche Entwicklungen 
bekannt (stochastisches Entscheidungsmodell) 
• Entscheidung unter Ungewissheit: Die möglichen Entwicklungen sind bekannt, Infor-
mationen über die Eintrittswahrscheinlichkeiten liegen aber nicht vor. 
Die Entscheidungen unter Risiko und unter Ungewissheit werden unter dem Begriff der Ent-
scheidung unter Unsicherheit zusammengefasst. In der Entscheidungstheorie wird idealtypisch 
davon ausgegangen, dass die eintretende Situation bei Ungewissheit zwar unklar ist, die Anzahl 
möglicher Situationen und die Auswirkungen auf die Handlungsalternativen ausreichend bekannt 
sind (z.B. in Form von Zukunftsszenarien). In der Praxis wird dies häufig nicht gegeben sein, so 
dass als zusätzliche Aspekte die Unvollständigkeit und die Unbestimmtheit (Ungenauigkeit, 
Unschärfe) der der Entscheidung zugrunde liegenden Informationen zu berücksichtigen sind 
(SCHOLL 2001).  
3.2.4 Ablauf des Entscheidungsprozesses 
Für die Aufstellung eines komplexeren Entscheidungs- bzw. Bewertungsverfahrens ist der Durchlauf 
eines (strukturierten) Planungsprozesses erforderlich. Die Festlegung der einzelnen Schritte im Ent-
scheidungsprozess und deren inhaltliche Abgrenzung erfolgt in der Literatur21 nicht einheitlich. Die 
Grundstruktur ist aber in der Regel ähnlich der folgenden Systematik, die für die vorliegende 
Arbeit verwendet wird: 
1. Problemstellung mit Festlegung des Kontextes der Entscheidung  
2. Identifizierung von Handlungsalternativen 
3. Bewertung der Handlungsalternativen 
4. Auswahl einer Handlungsalternative 
                                               
21  Vgl. zu ähnlichen Einteilungen z.B. (LAUX 2003), (SCHOLL 2001), (ADAM 1997), (DCLG 2009). 
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Die einzelnen Prozessschritte der Entscheidungsfindung können nicht streng isoliert betrachtet 
werden. Der Entscheidungsprozess erfolgt in der Regel nicht starr in der dargestellten Reihenfolge, 
sondern ist ein iterativer Prozess.  
zu 1.: Problemstellung 
In der Phase der Problemstellung wird der Kontext des Entscheidungsfindungsprozesses erfasst.22 
Hierzu gehören die Identifikation der direkt und indirekt Beteiligten im Entscheidungsprozess und 
die Erfassung von Rahmenbedingungen der Entscheidung, z.B. technischer, rechtlicher oder 
finanzieller Art. Als Ergebnis der Problemstellung soll eine klare Vorstellung über die Fundamental-
ziele der zu treffenden Entscheidung und die möglichen Konsequenzen von Handlungsmöglich-
keiten vorliegen (der Begriff Fundamentalziel bringt zum Ausdruck, dass dieses Ziel für die Ent-
scheidungssituation von unmittelbarer Bedeutung ist (SCHOLL 2001)). Ohne diese Kenntnisse kann 
nicht abschließend festgestellt werden, welche Wirkungszusammenhänge zu analysieren und 
bewerten sind.  
Mit welcher Tiefe und in welchem Umfang die Problemstellung präzisiert werden soll, ist auch 
eine Frage der Zweckmäßigkeit. Eine präzisere Problemformulierung erfordert zusätzliche Infor-
mationen, deren Beschaffung und Verarbeitung mit weiterem Aufwand verbunden sein wird. Sie 
kann auf der anderen Seite auch dazu beitragen, die nachfolgenden Aktivitäten im Entscheidungs-
prozess zu vereinfachen. Die Problemformulierung stellt somit selbst ein Entscheidungsproblem dar 
(LAUX 2003).  
zu 2.: Identifizierung von Handlungsalternativen 
Für das Allokationsproblem wird die Handlungsalternative durch eine bestimmte Konstellation 
der zur Auswahl stehenden Straßenbaumaßnahmen definiert. Die Entscheidungsmöglichkeiten 
werden durch (finanzielle) Restriktionen bestimmt. Die Entscheidung für oder gegen eine Maß-
nahme kann dabei nicht unabhängig von der Entscheidung bezüglich der übrigen zur Auswahl 
stehenden Maßnahmen getroffen werden. Eine Handlungsalternative besteht aus dem Kollektiv 
aller Einzelmaßnahmen, bei der für jede Einzelmaßnahme ein bestimmtes Entscheidungsergebnis 
festgelegt ist.  
In Abhängigkeit der Aufgabenstellung können für die Lösung des Allokationsproblems folgende Ent-
scheidungsergebnisse mit Auswirkungen auf die Anzahl der Handlungsalternativen unterschieden 
werden: 
• Einfache Entscheidung: z.B. für oder gegen Realisierung (zwei Entscheidungsklassen). 
• Ermittlung von Dringlichkeitsklassen: z.B. Unterteilung in hoch-, mittel, gering- und 
nicht-prioritär (wenige Entscheidungsklassen).  
• Ermittlung einer Rangstellenreihung: diese ergibt sich bei einer Auflösung der Klassenein-
teilung bis auf die Ebene der Einzelmaßnahmen.  
Eine Rangstellenreihung wird dann vorgenommen, wenn nicht nur die Allokationsfrage gelöst 
werden soll, sondern auch eine maßnahmenscharfe Dringlichkeitsreihung z.B. für die Realisierungs-
reihenfolge benötigt wird. 
Für die vorliegende Arbeit wird vorausgesetzt, dass die Einzelmaßnahmen vorgegeben sind. Der 
Prozessschritt der Identifizierung von Handlungsalternativen ist im vorliegenden Fall also rein 
                                               
22  Die Erfassung des Kontexts der Entscheidungsfindung in Bezug auf das hier behandelte Allokationsproblem wurde bereits in Kapitel 2 
vorgenommen. 
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mathematisch bestimmt. Bei der hohen Anzahl an Maßnahmen ist aufgrund des kombinatorischen 
Effekts und je nach angestrebtem Entscheidungsergebnis (Anzahl Entscheidungsklassen) eine sehr 
hohe Anzahl an Handlungsalternativen zu bewerten. 
zu 3.: Bewertung der Handlungsalternativen 
Die Bewertung von Handlungsalternativen umfasst die: 
• Identifikation von Instrumentalzielen und Kriterien (Ergebnis: Zielsystem).  
• Ermittlung und Beschreibung der Wirkungen (Ergebnis: Wirkungsermittlung). 
• Bewertung der Handlungsalternativen und Synthese zu einer vergleichenden Gesamt-
beurteilung (Ergebnis: Präferenzordnung).  
Für die Erstellung des Zielsystems sind eine Präzisierung von Zielen und die Identifikation von 
Zielkriterien, die die Bedeutung der Wirkungen von Handlungsalternativen adäquat wiedergeben, 
erforderlich. Erst nach abschließender Festlegung des Zielsystems kann die Ermittlung und Be-
schreibung der Wirkungen der einzelnen Handlungsalternativen bezogen auf die formulierten Ziele 
anhand von geeigneten Wirkungsindikatoren erfolgen. Handlungsalternativen werden anhand der 
Ziele und Wirkungen bewertet. Über Entscheidungsregeln werden Wirkungen in Nutzengrößen 
transformiert und Zielkonflikte durch die Zusammenfassung der Einzelwirkungen zu einer Gesamt-
beurteilung aufgelöst. Dieser Vorgang wird als Wertsynthese bezeichnet.  
Die dargestellten Schritte bilden die Kernelemente des Bewertungsverfahrens. Indikatoren zur 
Wirkungsermittlung und das Wertsyntheseverfahren zur Ableitung einer Gesamtbeurteilung sind 
dabei unstrittige Elemente der Verfahren zur Entscheidungsfindung. Ob das Zielsystem ebenfalls 
Bestandteil des Verfahrens ist, ist strittig. Vor dem Hintergrund, dass die Aufnahme eines Ziels die 
Ergebnisse der Bewertung maßgeblich beeinflussen kann, bestehen gute Gründe das Zielsystem als 
Bestandteil des Verfahrens anzusehen (WALTHER 2011). So wird auch in dieser Arbeit das Ziel-
system als Bestandteil des Bewertungsverfahrens aufgefasst.  
zu 4.: Auswahl einer Handlungsalternative  
Der letzte Schritt des Entscheidungsprozesses ist die eigentliche Entscheidung für eine Handlungs-
alternative. In der Literatur wird dieser Schritt oft auch als integrierter Bestandteil der Be-
wertungsphase gesehen. An dieser Stelle wird die Auswahl einer Handlungsalternative als 
gesonderte Phase betrachtet, da keine der verfügbaren Entscheidungstechniken alle für die Ent-
scheidung relevanten Aspekte so umfassend integrieren kann, wie es für die endgültige Ent-
scheidung benötigt wird (DCLG 2009). 
Die Auswahl der Handlungsalternative ist Aufgabe des Entscheidungsträgers, die Bewertungs-
ergebnisse eine Hilfestellung hierzu. 
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3.3 Entwicklung von Ziel- und Wirkungssystemen 
3.3.1 Festlegung eines Zielsystems 
Eine rationale Entscheidung erfordert Zielvorstellungen, anhand derer die Alternativen hinsichtlich 
ihrer Wirkungen miteinander verglichen werden können. Hierzu ist für die Bewertung das über-
geordnete Ziel (Fundamentalziel) durch Unterziele (Instrumentalziele) zu verfeinern, damit das 
Entscheidungsproblem gelöst werden kann. Die unterschiedlichen Ziele werden in einem Ziel-
system strukturiert. 
Die Festlegung des verfolgten Zielsystems ist eine der wichtigsten Determinanten für die 
konkrete inhaltliche Ausgestaltung des Entscheidungsprozesses (ADAM 1997). Die auf der 
Grundlage eines Entscheidungsverfahrens erzielten Ergebnisse sind als subjektiv bestmögliche 
Lösung anzusehen, die nach einem bewusst und folgerichtig vollzogenen Prozess vernünftig und 
zweckmäßig im Sinne der zugrunde gelegten Zielvorstellungen erscheint. Andere Präferenzen oder 
Zielvorstellungen können zu anderen Ergebnissen führen. Die systematische Zusammenstellung von 
Zielen ist daher im Rahmen eines Entscheidungsverfahrens von grundlegender Bedeutung. 
Die Herleitung eines Zielsystems ist ein politischer und damit normativer Prozess, basierend auf 
Wertvorstellungen und Interessenlagen von Personen und Personengruppen. Dieser Prozess sollte 
nach (Walther 2011) von wissenschaftlicher Seite unterstützt werden, damit die Anforderungen an 
Vollständigkeit, Widerspruchsfreiheit und eine konsistente Strukturierung des Zielsystems 
gewährleistet werden. Über das Zielkonzept haben aber am Ende die entscheidungslegimitierten 
politischen Gremien zu entscheiden (FGSV 2001A). 
Die Zielsystematisierung hat in der Verkehrsplanung mittlerweile einen hohen Entwicklungsstand 
erreicht (APPEL 1997). Systematisierungen von Zielen lassen sich weitgehend aus gesetzlichen 
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 Ein Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung muss logisch 
konsistent, fehlerfrei und nachvollziehbar sein. 
 Das Verfahren muss die Auswahl einer zulässigen, absolut und relativ vorteilhaften 
Handlungsalternative ermöglichen. 
 Für eine rationale Entscheidungsfindung sind die Vor- und Nachteile von Handlungs-
alternativen unter Berücksichtigung der von der Planung berührten Belange zu 
bewerten. 
 Vor dem Hintergrund der Sicherstellung eines vertretbaren Aufwands und der Hand-
habbarkeit für die Entscheidungsfindung ist bei der Entwicklung eines Verfahrens die 
Maßgeblichkeit von Wirkungen und die Ermittelbarkeit von Betroffenheiten zu 
berücksichtigen. 
 Im vorliegenden Kontext erfolgt die Entscheidungsfindung unter Unsicherheit. 
 Die Anzahl von bewertungsrelevanten Entscheidungsklassen hat Auswirkungen auf 
den Bewertungsaufwand und die Anforderungen an die Genauigkeit des Entscheidungs-
verfahrens. 
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Regelungen, Normen und institutionalisierten Entscheidungsverfahren entnehmen. Dies bedeutet 
nicht, dass Zielsysteme unverändert aus anderen Entscheidungsverfahren übernommen werden 
können. Das Zielsystem ist immer problemspezifisch zu betrachten, da es z.B. von den jeweiligen 
politischen, technischen, organisatorischen, finanziellen oder zeitlichen Rahmenbedingungen 
abhängig ist. 
Nach dem Abwägungsgebot sind alle öffentlichen und privaten Belange in der Entscheidungs-
findung einzubeziehen. In der Praxis wird dies in der Regel durch die Festlegung von Zielen nach 
Betroffenheit umgesetzt. Unterschieden wird dabei meist nach:23 
• Betreiber, 
• Nutzer und 
• Dritten/Umwelt. 
Damit Abhängigkeiten zwischen den Zielen aufgezeigt werden können, werden diese im 
Allgemeinen im Zielsystem strukturiert. Dieser Strukturierungsprozess beinhaltet folgende Arbeits-
schritte: 
• Definition von Zielen, die für die Entscheidung berücksichtigt werden müssen (im 
Wesentlichen Bestandteil der Problemfeststellung) 
• Präzisierung dieser Ziele und Identifikation von Zielkriterien, die die Ziele und deren 
Erfüllung adäquat wiedergeben. 
• Festlegung des Grades, zu welchem die Ziele verwirklicht werden sollen (Anspruchs-
niveau). 
Bei der weiteren Präzisierung der Ziele geht es um die Konkretisierung der Ziele durch Festlegung 
von entsprechenden quantifizierbaren Zielkriterien. Dabei müssen die Zielvorstellungen im Hinblick 
auf fachspezifische Möglichkeiten und aufgabenspezifische Notwendigkeiten detailliert werden. 
Jedes Ziel sollte durch Zielkriterien sachlich, räumlich und zeitlich beschreibbar sein 
(FGSV 2001A). 
3.3.2 Zielarten und Zielbeziehungen 
Ein Ziel ist nach (LAUX 2003) dadurch gekennzeichnet, dass ein zukünftiger Zustand angestrebt 
wird, der sich im Allgemeinen vom gegenwärtigen Ausgangszustand unterscheidet. Der angestrebte 
Zustand wird als Zielzustand bezeichnet. 
Ziele sollten spezifisch, messbar, anerkannt, realistisch und zeitabhängig sein (DCLG 2009). Im 
Wesentlichen ist darauf zu achten, dass alle relevanten Ziele erfasst und die Ziele trennscharf und 
widerspruchsfrei formuliert sind. Ziele sind dabei klar abzugrenzen von Maßnahmen (FGSV 2010). 
Bei Entscheidungsprozessen in der Verkehrsplanung lassen sich verschiedene Zieltypen unter-
scheiden. Eine Unterscheidung ist die nach (FGSV 2001A): 
• Verbindliche Ziele: Sie ergeben sich insbesondere aus gesetzlichen Regelungen, Normen, 
aufgrund von politischen Beschlüssen, verbindlichen übergeordneten Planungen usw. 
• Konzeptionelle Ziele: Sie werden im jeweiligen Entscheidungsfall festgelegt. 
Die verbindlichen Ziele sind als Vorgaben für die Entscheidung zu übernehmen. Sie müssen aber in 
der Regel für die Entscheidungsfindung operationalisiert werden, indem geeignete Kriterien 
gefunden werden, die eine Bewertung der Handlungsalternativen in Bezug auf diese Ziele 
                                               
23  Vgl. z.B. (FGSV 2001A), (FGSV 2010), (MAERSCHALK ET AL. 2008). 
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ermöglichen. Verbindliche Ziele stehen im Rahmen der Entscheidungsfindung nicht zur Disposition. 
Konzeptionelle Ziele beschreiben darüber hinausgehende Absichten oder Bestrebungen, die bei der 
Entscheidung berücksichtigt werden sollen. 
Bei der Lösung des Entscheidungsproblems sind im Allgemeinen mehrere Ziele zu berücksichtigen. 
Bei der Betrachtung von mehreren Zielen sind die Beziehungen zwischen den Zielgrößen zu 
beachten. Zwischen zwei Zielgrößen können folgenden Beziehungen auftreten (LAUX 2003): 
• Neutralität: Die Zielgrößen haben keinen Einfluss auf die Ausprägung der anderen Ziel-
größen. 
• Komplementarität: Die Ausprägung der Zielgrößen ist gleichgerichtet. 
• Konkurrenz: Die Ausprägung der Zielgrößen ist gegengerichtet. Eine verbesserte Ziel-
erreichung des einen Ziels ist mit einer Verschlechterung der Zielerreichung des anderen 
Ziels verbunden (Zielkonflikt). 
Die Neutralität, Komplementarität oder Konkurrenz muss nicht den gesamten Wertebereich der 
Zielgrößen umfassen. Bei Entscheidungsproblemen in der Verkehrsplanung ist das Vorhandensein 
von Zielkonflikten die Regel. 
3.3.3 Operationalisierung von Zielen  
Durch Zielkriterien werden die Ziele operationalisiert. Ein Ziel wird dabei als operationalisiert 
bezeichnet, wenn Zielgröße und Zielniveau eindeutig definiert sind und eine Ordnung der Ent-
scheidungsalternativen auf dieser Grundlage möglich ist. Als weitere Anforderung wird z.B. von 
(ADAM 1997) genannt, dass operationalisierte Ziele auch durch Dritte eindeutig überprüft werden 
können (interpersonell nachvollziehbar). Dies ist in der Regel gegeben, wenn keine Quantifi-
zierungsprobleme bezüglich des Zielerreichungsgrads bestehen. 
Der Katalog der definierten Zielkriterien sollte die (möglichen) Wirkungen der betrachteten 
Handlungsalternativen, sofern sie relevante Auswirkungen auf die Zielerreichung haben könnten, 
vollständig berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere auch die räumlichen und zeitlichen Kom-
ponenten von Wirkungen. 
Damit Zielkriterien praktisch anwendbar sind, müssen sie verschiedenen weiteren Anforderungen 
genügen. (Ziel-)Kriterien müssen nach (BOLTZE 1992): 
• bedeutsam, 
• empfindlich hinsichtlich Veränderungen, 
• umfassend und 
• mit vertretbarem Aufwand erfassbar sein.  
Im Allgemeinen ist zu vermeiden, dass bestimmte Wirkungen mehrfach über verschiedene Ziel-
kriterien abgebildet werden. Auch die Forderung, dass zwischen den Zielkriterien keine Ab-
hängigkeiten bestehen dürfen, ist für die gängigsten Wertsyntheseverfahren eine Voraussetzung 
(DCLG 2009). 
Für die Bewertung der Handlungsalternativen ist es erforderlich anzugeben, welcher Zustand für 
die Ziele angestrebt wird. Dieser Zustand kann auf verschiedene Weisen definiert sein (Approx-
imation, Satisfizierung, Extremierung) (SCHOLL 2001). 
Diese Anspruchsniveaus können mit relativem Bezug zum bestehenden Zustand festgelegt werden. 
Wenn möglich sollten sie aber anhand von absoluten Grenzwerten bestimmt werden, insbesondere, 
wenn bindende Anforderungen vorliegen. Grundsätzlich sind für die Anspruchsniveaus 
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kontrollierbare und kommunizierbare Festlegungen quantitativer Art anzustreben. Häufig wird man 
sich aber auf eine qualitative Beschreibung beschränken müssen (FGSV 2001A). 
Eine wesentliche Möglichkeit der Unterscheidung bei der Art der Operationalisierung von Zielen ist 
die nach der Verwendung von qualitativen oder quantitativen Informationen. 
Bei quantifizierbaren Zielkriterien wird das Ziel durch kardinal messbare Informationen operatio-
nalisiert. Elemente des realen Systems werden durch Variablen und Konstanten abgebildet und in 
Form von Gleichungen miteinander verknüpft. Qualitative Zielkriterien werden dahingegen durch 
verbale Beschreibungen gekennzeichnet. Zusammenhänge zwischen qualitativ beschriebenen Ziel-
kriterien lassen sich aufgrund ihrer partiellen Unbestimmtheit nicht ohne weiteres ableiten. 
Wesentlicher Vorteil von quantitativ beschriebenen Zielkriterien ist, dass sie intersubjektiv 
verifizierbar sind. Grundsätzlich sind daher kontrollierbare und kommunizierbare Festlegungen 
quantitativer Art anzustreben (FGSV 2001A). Sie erfordern aber in der Regel eine deutlich genauere 
Durchdringung der Zusammenhänge zwischen Handlungsalternativen und Ziel, was zu einem 
erhöhten Aufwand bei der Erfassung und Verarbeitung von Informationen führen kann. Eine 
qualitative Beschreibung eines Zielkriteriums kann daher trotzdem unter Umständen die 
geeignetere Methode der Operationalisierung darstellen. 
3.3.4 Festlegung des Wirkungssystems 
Die Wirkungen von Handlungsalternativen werden über eine Wirkungsermittlung aufgezeigt. Die 
Wirkungsermittlung soll eine möglichst umfassende Grundlage für die Entscheidungsfindung 
bilden. Folglich sind nicht nur die direkten Wirkungen auf das Verkehrssystem, sondern auch 
sonstige mögliche Wirkungen und Folgewirkungen (z.B. soziale, ökonomische und ökologische 
Wirkungen) zu berücksichtigen (FGSV 2001A). 
Wirkungen sind Konsequenzen von Entscheidungen bezogen auf bestimmte, für die Entscheidung 
relevante Merkmale und werden durch Wirkungszusammenhänge beschrieben. Die Wirkungs-
zusammenhänge determinieren das Mengengerüst der Nutzenermittlung, die Wirkungsgrößen. 
Wirkungszusammenhänge können über eine formale Darstellung von Zusammenhängen zwischen 
bestimmten Ausprägungen von Variablen und Daten in Bezug auf eine bestimmte Zielgröße 
dargestellt werden. Die Größen oder Tatbestände, die unmittelbar überprüft werden und als 
Grundlage für die Ausprägung der entscheidungsrelevanten Daten dienen, werden als Indikatoren 
bezeichnet. 
In der Regel werden die Wirkungen auf übergeordneter Ebene in Wirkungsbereiche kategorisiert 
und in Teilwirkungsbereiche untergliedert. Für die Kategorisierung von Wirkungen besteht in der 
Verkehrsplanung keine einzig zulässige und einheitliche Einteilung (FGSV 2010). Relevante 
Wirkungen und deren Wirkungsbereiche müssen in Abhängigkeit der jeweiligen Fragestellung 
bestimmt werden. (FGSV 2010) beschreibt eine Einteilung in die folgenden Wirkungsbereiche:24 
• Wirkungen auf das Verkehrssystem 
• Wirkungen auf die Umwelt 
• Effekte auf den Lebensraum und das soziale Umfeld 
• Effekte auf die Wirtschaft 
• Effekte auf die Verkehrssicherheit 
• Maßnahmenkosten 
                                               
24  Für eine nähere Charakterisierung dieser Wirkungsbereiche wird auf diese Quelle verwiesen. 
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Zur besseren Verständlichkeit dieser komplexen Zusammenhänge ist die Ermittlung und Darstellung 
von Wirkungsketten ein wichtiges Hilfsmittel. In der Regel sind vielschichtige komplexe 
Wirkungsketten zu berücksichtigen. 
Wirkungen und Wirkungsintensitäten können je nach berücksichtigten zeitlichen oder räumlichen 
Bezugsrahmen sehr unterschiedlich ausgeprägt sein. Es ist daher sicherzustellen, dass auch 
längerfristige Wirkungen, räumlich entfernte Wirkungen oder indirekte Wirkungen und 
Folgewirkungen von Handlungsalternativen nicht unberücksichtigt bleiben, wenn sie für die 
Zielerreichung von Bedeutung sind.  
3.3.5 Zeitliche und räumliche Wirkungskomponenten 
Zeitliche Wirkungskomponenten 
Für die Bewertung von Maßnahmen sind außer den Wirkungen bei Realisierung der Maßnahme 
auch die Wirkungen bei „Untätigkeit“ relevant. Wie bereits gezeigt, tritt insbesondere bei 
Erhaltungsmaßnahmen bei „Untätigkeit“ eine kontinuierliche Verschlechterung des Substanz-
zustandes auf. Die Wirkungen bei „Untätigkeit“ können daher nicht ohne weiteres aus der Bestands-
erfassung übernommen werden. 
Maßnahmen haben über ihren Lebenszyklus von der Planung über die Realisierung, Nutzung und 
den abschließenden Rückbau maßgeblich unterschiedliche Wirkungsphasen. Eine Differenzierung 
der Wirkungen z.B. nach Realisierung und Nutzung findet sich in verschiedenen bestehenden 
Bewertungsverfahren. Insbesondere durch den aktuellen Fokus auf die Nachhaltigkeit von Infra-
strukturmaßnahmen (vgl. z.B. GRAUBNER ET AL. 2010) finden die verschiedenen Wirkungsphasen 
einer Maßnahme auch bei der Entscheidungsfindung für Infrastrukturmaßnahmen verstärkt 
Berücksichtigung.  
Für die vorliegende Fragestellung ist der Vergleich von Maßnahmen mit unterschiedlichen 
Nutzungsdauern und unterschiedlichen Realisierungszeitpunkten bzw. Wechselzeitpunkten von 
Wirkungsphasen erforderlich. Dies ist methodisch anspruchsvoll und erfordert zur Vermeidung der 
Bevorzugung oder Benachteiligung einer Maßnahmenart die Berücksichtigung der Fristigkeit von 
Maßnahmen z.B. durch Reinvestitionszyklen oder Restwertberechnungen (FGSV 2010). 
Die Wahl des Betrachtungszeitraumes hat Einfluss auf verschiedene zentrale Aspekte eines Ent-
scheidungsverfahrens. Durch die Wahl des Betrachtungszeitraums wird definiert, welche zeitlich 
versetzten Wirkungen in die Bewertung einbezogen werden, und somit das Ergebnis einer 
Wirkungsermittlung beeinflussen. 
Neben diesem direkten Einfluss hat die Wahl des Betrachtungszeitraums auch Einfluss auf die 
Anforderungen an die Informationsversorgung und auf die Frage von Reinvestitionen und 
Restwerten. Bei allen Teilen einer Infrastruktur, deren Nutzungsdauer nicht gleichzeitig mit dem 
Ende des Betrachtungszeitraums endet, sind Anpassungen nötig. Wenn die Nutzungsdauer eines 
Teiles der Infrastruktur kleiner als der Betrachtungszeitraum ist, sind Reinvestitionen einzuplanen. 
Ist hingegen die Lebensdauer größer als der Betrachtungszeitraum, ist der Restwert dieses 
Infrastrukturteiles zu berücksichtigen.  
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Folgende Möglichkeiten sind für die Festlegung des Betrachtungszeitraums nach (ECOPLAN ET AL. 
2005) denkbar: 
• Nutzungsdauer der langlebigsten Maßnahme. 
• Gewichtete durchschnittliche Nutzungsdauer der einzelnen Projektbestandteile. 
• Ökonomischer Horizont, d.h. Zeitspanne, in welcher X% der Kosten und Nutzen anfallen, 
die bei einer unendlichen Betrachtungsdauer anfallen würden. 
• „Überblickbarer Rahmen“, d.h. eine Zeitspanne, für welche angenommen wird, dass eine 
ausreichende Sicherheit bei den Entwicklungsprognosen besteht. 
• Arbiträre Festlegung eines fixen Betrachtungszeitraums. 
Die Berücksichtigung der Nutzungsdauer des langlebigsten Elements führt zu sehr langen 
Betrachtungszeiträumen und ist daher nur in Ausnahmefällen ein geeignetes Kriterium für die 
Begrenzung des Betrachtungszeitraums. 
Die gewichtete durchschnittliche Nutzungsdauer berechnet sich als gewogener (harmonischer) 
Durchschnitt aus den Nutzungsdauern und Kosten der einzelnen Anlageteile und ist ferner vom 
verwendeten Diskontsatz abhängig. Dieser Ansatz wird z.B. im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 
verfolgt. Vorteil der gewichteten durchschnittlichen Nutzungsdauer ist, dass der Betrachtungs-
zeitraum nicht starr festgelegt wird, sondern in einem direkten Zusammenhang zur Maßnahme 
steht. Durch die Festlegung des Betrachtungszeitraums mit der Methode der gewichteten 
durchschnittlichen Nutzungsdauer können verschiedene Maßnahmen mit unterschiedlichen 
Betrachtungszeiträumen vergleichend bewertet werden. 
Der Ansatz des ökonomischen Horizonts versucht auf pragmatische Weise die wesentlichen 
Einflüsse einzuschließen, ohne sämtliche Effekte in alle Unendlichkeit ermitteln zu müssen. Die 
Festlegung dieser Zeitspanne ist allerdings bei Maßnahmen mit stark unterschiedlicher Nutzungs-
dauer problematisch. 
Die Festlegung nach einem überblickbaren Rahmen erfolgt durch Festsetzung einer Zeitspanne, 
für welche angenommen wird, dass zukünftige Wirkungen genügend verlässlich ermittelt und 
bewertet werden können. In dieser Situation behilft man sich gelegentlich mit der Annahme der 
Konstanz sämtlicher Wirkungen ab einem gewissen Zeitpunkt oder einer allenfalls geringen 
jährlichen Veränderungsrate. 
Der Betrachtungszeitraum wird in der Praxis häufig arbiträr unter Berücksichtigung verschiedener 
der oben angeführten Überlegungen festgelegt. Nach (ECOPLAN ET AL. 2005) variieren die gewählten 
Zeiträume in der Regel zwischen 15 Jahren und 60 Jahren. 
Die zeitliche Variabilität von Wirkungen ist – sofern sie für den Entscheidungsträger zur 
Bewertung der Wirkungen relevant ist – zu berücksichtigen. Je größer der Zeitraum, über den sich 
die Bewertung erstreckt, desto größer werden in der Regel die Auswirkungen für die Bewertung 
sein. Wenn die Wirkung durch eine lineare Änderung gekennzeichnet wird, kann die zeitliche 
Variabilität ggf. über eine Mittelwertbildung über den Bewertungszeitraum berücksichtigt werden. 
Treten Diskontinuitäten in der zeitlichen Entwicklung von Wirkungen (z.B. beim Übergang von 
Wirkungsphasen) oder nichtlineare Entwicklungen auf, erfordert dies für eine korrekte Bewertung 
eine differenzierte Wirkungsermittlung, wie etwa eine Differenzierung der Wirkungsermittlung in 
zeitlichen Teilabschnitten. 
Räumliche Wirkungskomponenten 
Straßenbaumaßnahmen haben regelmäßig eine erhebliche (linienhafte) Ausdehnung, weshalb 
Wirkungsdisparitäten im Verlauf der Maßnahme auftreten können. Zur Vereinfachung der 
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Wirkungsermittlung werden insbesondere bei Maßnahmen an bestehenden Verkehrsanlagen 
Maßnahmenabschnitte mit möglichst homogenen Eigenschaften und Bedingungen gebildet (vgl. 
KULKARNI ET AL. 2004, KÖPPEL ET AL. 2001). 
Die Merkmale, nach der eine Abschnittsbildung erfolgen kann, sind vielfältig, sollten aber Relevanz 
für die Wirkungsermittlung haben. Nach den Empfehlungen für das Erhaltungsmanagement von 
Innerortsstraßen (E EMI) sollen „… homogene Abschnitte in ihrer Bauweise und ihrem Schichten-
aufbau, ihrem Querschnitt, der Verkehrsbelastung und ihren Zustand möglichst einheitlich sein. 
Ergänzt durch administrative Gegebenheiten (z.B. Verwaltungsgrenzen) ergeben sich aus diesen 
Merkmalen auch die Kriterien, die für eine Abgrenzung von homogenen Abschnitten maßgeblich 
sind. Im Zusammenhang mit dem Erhaltungsmanagement kommt dabei dem Zustand eine 
vorrangige Bedeutung zu." (FGSV 2003A). 
(KÖPPEL ET AL. 2001) sehen als relevante Merkmale für eine Abschnittsbildung u.a. die Lage 
(Ortslage/Außerortslage), die Änderung der Verkehrsstärke, den Fahrbahnoberflächenzustand, 
Bereiche mit zu geringer Fahrbahnbreite sowie Bereiche mit straßenbegleitenden Bäumen und 
Störstellen (Brücken/Unterführungen mit Einschränkungen für den Schwerverkehr). 
3.3.6 Wirkungsinterdependenzen 
Interne Wirkungsinterdependenzen25 sind dann vorhanden, wenn zwischen den untersuchten 
Maßnahmen Abhängigkeiten bestehen, die für den Entscheidungsträger bei der Bewertung der 
Wirkungen von Bedeutung sind.  
Interne Wirkungsinterdependenzen sind für Allokationsprobleme besonders relevant. Sind die 
Wirkungen von Maßnahmen untereinander vollkommen unabhängig, lässt sich das Allokations-
problem durch eine isolierte Ermittlung der Wirkungen der einzelnen Maßnahmen lösen. Bestehen 
dahingegen Wirkungsinterdependenzen, ist die Wirkungsermittlung für eine Maßnahme folglich in 
Abhängigkeit der Entscheidung zur Realisierung oder Nicht-Realisierung einer oder mehrerer 
anderer Maßnahmen des betrachteten Maßnahmenkollektivs durchzuführen. Hierdurch steigt die 
Komplexität der Wirkungsermittlung erheblich an.  
Über Wirkungsinterdependenzen innerhalb des untersuchten Maßnahmenkollektivs hinaus sind für 
die vorliegende Fragestellung weitere externe Wirkungsinterdependenzen mit Planungsvorhaben 
außerhalb des eigenen Maßnahmenkollektivs relevant. Dies betrifft insbesondere Planungsvorhaben 
von anderen Entscheidungsträgern. Solche Wirkungsinterdependenzen führen zu besonderen 
Problemen, da sie ohne eine Koordinierung der betroffenen Entscheidungsprozesse der jeweiligen 
Entscheidungsträger nicht abschließend bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden 
können. 
 
 
 
 
 
 
 
                                               
25  In der Entscheidungstheorie auch als Erfolgskopplungen oder Erfolgsverbund bezeichnet, vgl. z.B. Laux (2001,S.6 ff.).  
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3.4 Verfahren im Kontext einer Dringlichkeitsbewertung  
3.4.1 Klassifizierung und Typisierung von Bewertungsverfahren 
Die Synthese von Zielsystem und Wirkungsermittlung zu einer Gesamtbewertung wird als 
Wertsynthese bezeichnet. Die in der Verkehrsplanung angewandten Verfahren zur Wertsynthese 
werden im Allgemeinen in drei Klassen unterteilt:26 
• Nichtformalisierte Verfahren  
Hierbei findet die Entscheidungsfindung auf beschreibender/verbaler Ebene statt. Die 
Bewertungen sind in der Regel subjektiv-ganzheitliche Urteile, bei denen Nachvollzieh-
barkeit und Kontrollierbarkeit erschwert sind (FGSV 2001A).  
• Teilformalisierte Verfahren  
Für diese Verfahren ist bereits eine umfangreiche und meist quantitative Wirkungs-
ermittlung erforderlich. Ziel von teilformalisierten Verfahren ist „die Teilmenge der 
unzulässigen Maßnahmen abzugrenzen und die zulässigen Maßnahmen nach ihrer 
Vorteilhaftigkeit zu ordnen“ (FGSV 2010).  
• Formalisierte Verfahren 
Bei ihnen findet im Rahmen der Bewertung eine Kompensation von Wirkungen statt, 
indem Wirkungen auf eine einheitliche Bewertungsgröße transformiert werden. Dies kann 
durch Monetarisierung oder die Verwendung von Nutzenpunkten geschehen. Ein 
entscheidender Vorteil von formalisierten Verfahren ist, dass sie auch bei einer großen 
Anzahl an Varianten zu einer Prioritätenreihung bei multikriterieller Betrachtung gelangen 
(WALTHER 2011). Sie stellen aber durch die für die Transformation benötigte Quanti-
fizierung der Wirkungen vergleichsweise hohe Anforderungen an die Datenverfügbarkeit 
                                               
26  In (FGSV 2010) findet sich eine ausführliche Systematisierung dieser Verfahren, auf die an dieser Stelle verwiesen wird. 
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 3.3:  Entwicklung von Ziel- und Wirkungssystemen 
 
 Die Festlegung des Zielsystems ist ein normativer Prozess. Eine allgemein gültige 
Definition des Zielsystems ist daher nicht möglich. Die Zielsystematisierung hat in der 
Verkehrsplanung allerdings einen hohen Entwicklungsstand erreicht, sodass die 
Verfahrensentwicklung weitgehend auf bekannte Zielsysteme aufbauen kann. 
 Bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung erschweren die 
erheblichen Unterschiede bei den Nutzungsdauern sowie die periodische Wiederholung 
der Entscheidungsfindung die Wahl eines geeigneten Betrachtungszeitraums. Dieser hat 
einen maßgebenden Einfluss auf die Güte der Bewertungsergebnisse. Der Festlegung 
des Betrachtungszeitraums ist im Rahmen der Verfahrensentwicklung besondere Auf-
merksamkeit zu widmen.  
 Interne und externe Wirkungsinterdependenzen sind im Rahmen der Verfahrens-
entwicklung zu spezifizieren und deren Einfluss über Koordinationsmechanismen zu 
berücksichtigen.  
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und die Berechenbarkeit von Indikatoren. Beispiele für formalisierte Verfahren sind die 
Nutzen-Kosten-Analyse, Nutzwertanalyse und die Wirksamkeits-Kosten-Analyse. 
In der Entscheidungstheorie werden die nachfolgend dargestellten Typisierungen für 
Entscheidungsmodelle verwendet, die für die nähere Bestimmung der relevanten Eigenschaften 
eines Bewertungsverfahrens herangezogen werden:27 
• Entscheidungsverfahren / Optimierungsverfahren 
Mit Entscheidungsverfahren werden Verfahren bezeichnet, bei der die Menge der 
Handlungsalternativen explizit vorgegeben ist. In einem Optimierungsverfahren sind die 
Alternativen implizit durch ein System von Restriktionen gegeben.  
• monokriterielle Verfahren / multikriterielle Verfahren 
Ist nur ein Zielkriterium zu beachten, so handelt es sich um ein einkriterielles, ansonsten 
um ein multikriterielles Verfahren.  
• quantitative / qualitative Verfahren 
In quantitativen (mathematischen) Verfahren werden die im Modell abgebildeten Aspekte 
durch kardinal messbare Informationen beschrieben. Qualitative Verfahren beinhalten 
Aspekte, die über qualitative Informationen beschrieben werden.  
• statische / dynamische Verfahren 
Die im Modell abgebildete Realität unterliegt dynamischen Veränderungen im Zeitverlauf. 
Wird die dynamische Entwicklung von Daten abstrahiert, so wird dies als statisches Modell 
bezeichnet.  
• deterministische / stochastische Verfahren 
Deterministische Verfahren betrachten von jeder relevanten Information nur eine 
Ausprägung. Sie berücksichtigen entweder Daten, die mit Sicherheit bekannt sind, oder 
abstrahieren die Datenunsicherheit. Stochastische Entscheidungsverfahren berücksichtigen 
die Unsicherheit von Informationen explizit, indem die Eintrittswahrscheinlichkeiten der 
relevanten Informationen über Zufallsvariablen abgebildet werden.  
3.4.2 Eingrenzung von geeigneten Verfahrenstypen 
Anhand des vorliegenden Kontextes der Entscheidungssituation kann bereits eine erste Abgrenzung 
der erforderlichen Modelleigenschaften für das Verfahren vorgenommen werden.  
Nach (FGSV 2010) sind folgende Entscheidungskontexte für die Spezifizierung der Verfahrensarten 
besonders relevant: 
• Anzahl an Maßnahmen und Anzahl an einbezogenen Indikatoren 
Je mehr Maßnahmen und Indikatoren einzubeziehen sind, umso effizienter sind 
formalisierte Verfahren.  
• Verfügbare Entscheidungszeit 
Eine kurze Entscheidungszeit erfordert den Einsatz von nichtformalisierten oder teil-
formalisierten Verfahren. Da es sich bei der vorliegenden Aufgabenstellung um eine 
periodisch wiederkehrende Entscheidungsaufgabe handelt, wird angenommen, dass der 
Entscheidungsträger die für die Entscheidung erforderlichen Schritte rechtzeitig einleiten 
kann.   
                                               
27  Vgl. z.B. (ADAM 1997), (SCHOLL 2001). 
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• Verfügbare Daten 
Die Quantifizierung von relevanten Wirkungen ist immer anzustreben. Je mehr qualitative 
Indikatoren zur Anwendung kommen, umso eher sind teilformalisierte Verfahren geeignet.  
• Bearbeitungstiefe 
Die erforderliche Bearbeitungstiefe wird von der Planungsphase und der erforderlichen 
Vergleichbarkeit mit anderen oder bisherigen Planungen oder Varianten bestimmt. Bei 
grob erfassten Wirkungsmengengerüsten in frühen Planungsphasen sind nichtformalisierte 
Verfahren angemessen. Im vorliegenden Entscheidungsfall ist das Ergebnis der Ent-
scheidungsfindung für (einen Teil) der untersuchten Maßnahmen mit einer Entscheidung 
für oder gegen Umsetzung der Maßnahme gleichgestellt. Der Planungsprozess ist folglich 
vorangeschritten. Teilformalisierte oder formalisierte Verfahren sind hier angebracht.  
• Nachvollziehbarkeit 
Je stärker die Anforderungen an Nachvollziehbarkeit, desto eher sollte eine Anwendung 
von teilformalisierten Verfahren in Betracht gezogen werden. Für die vorliegende Ent-
scheidungssituation werden diese Anforderungen im Vergleich zu den üblichen Anforder-
ungen an Entscheidungsverfahren in der Verkehrsplanung als nicht besonders hoch 
eingestuft. Wichtig ist die transparente Darstellung aller mit einer Handlungsalternative 
verbundenen Vor- und Nachteile, die die Entscheidungsfindung auch gerichtlich 
nachprüfbar macht.  
Hieraus folgt, dass für die vorliegende Fragenstellung formalisierte Verfahren am geeignetsten 
sind. Nach (FGSV 2001A) sind für Entscheidungsverfahren kontrollierbare und kommunizierbare 
Festlegungen quantitativer Art anzustreben. 
Ein erheblicher genereller Nachteil von formalisierten Verfahren ist, dass über die Wertsynthese 
gebildete Gesamtgröße Zielkonflikte, Problembereiche und tatsächliche Wirkungen nicht oder nur 
schwer ersichtlich sind (SCHEINER 2003). Ferner spiegelt sich „…in der starken Formalisierung nicht 
grundsätzlich nur das Postulat der Rationalität der Planung – und damit der intersubjektiven Über-
prüfbarkeit ihrer Vorgehensweise und Ergebnisse –, sondern auch die Neigung zur Überhöhung der 
formalen gegenüber der inhaltlichen Auseinandersetzung" (SCHEINER 2003) wider. 
Für die Lösung eines Entscheidungsproblems ist nicht zwingend ein einziges Wertsyntheseverfahren 
oder eine einzige Klasse der Wertsyntheseverfahren anzuwenden. Je nach Aufgabenstellung kann 
nach (FGSV 2010) durch eine „Kaskade“ von Wertsyntheseverfahren mit unterschiedlichen Merk-
malen eine sehr transparente Bewertung erreicht werden. 
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3.4.3 Wertsynthese bei multikriteriellen Bewertungsverfahren 
Für die Bestimmung der Lösung eines multikriteriellen Entscheidungsproblems mit mehreren Zielen 
wird bei komplexeren Entscheidungsproblemen auf mathematische Modelle oder festgelegte Regeln 
zurückgegriffen. Ersatzentscheidungskriterien ermöglichen die Synthese der Zielerreichungsgrade 
zu einem Gesamtwert. Im Folgenden werden verschiedene Ansätze für solche Ersatzkriterien dar-
gestellt: 
• Zielunterdrückung 
Es wird nur diejenige Zielgröße berücksichtigt, der vom Entscheider das größte Gewicht 
beigemessen wird.  
• Lexikographische Ordnung 
Bei dieser Vorgehensweise werden die Alternativen nach der Rangordnung der ver-
schiedenen Zielkriterien geordnet. Der Entscheider muss hierzu die einzelnen Zielgrößen 
nach ihrer Wichtigkeit eindeutig ordnen können. Diese Vorgehensweise impliziert, dass 
auch ein nur marginaler Vorteil für eine Zielgröße nicht durch die nächstwichtigeren Ziel-
größen kompensiert werden kann.  
• Maximierung einer Zielgröße bei gegebenen Anspruchsniveaus für die übrigen Zielgrößen 
Hierbei wird eine Zielgröße maximiert, unter der Voraussetzung dass die übrigen Ziel-
größen befriedigende Werte nicht unterschreiten dürfen. Das Problem besteht vor allem 
darin, die Anspruchsniveaus festzulegen, da hiervon in besonderem Maße abhängt, ob eine 
„gute“ Lösung erreicht wird. 
• Zielgewichtung  
Bei dieser Vorgehensweise wird die gewichtete Summe über alle Zielgrößen maximiert.  
• Goal-Programming  
Wenn ausschließlich satisfizierende Teilziele vorhanden sind, kann Goal-Programming ein-
gesetzt werden, um eine Nutzenfunktion abzuleiten. Hierbei wird für jede Zielgröße ein 
anzustrebendes Niveau festgelegt. Eine nicht erwünschte Abweichung wird mit Straf-
punkten belegt.  
• Ordinale Methode 
Paarweises Vergleichen aller Alternativen bzgl. aller Ziele. Eine häufig benutzte Regel ist 
die Majoritätsregel, die einen Abstimmungsprozess simuliert. Allerdings kann hierbei das 
Transitivitätskriterium verletzt werden, was insbesondere bei vielen Kriterien und 
Handlungsalternativen kaum zu vermeiden ist. Ein in der Verkehrsplanung nach diesem 
Prinzip angewandtes Verfahren ist das formalisierte Abwägungs- und Rangordnungs-
verfahren (FAR).  
Zielgewichtung ist in der Verkehrsplanung der gängige Ansatz zur Lösung von (formalisierten) Ent-
scheidungsverfahren. Sie erlaubt eine effiziente Bildung von Rangordnungen, wie sie für eine Dring-
lichkeitsbewertung benötigt werden. Die übrigen dargestellten Wertsyntheseverfahren sind 
dahingegen insbesondere bei vielen Maßnahmen und vielen Zielkriterien äußerst aufwendig, wenig 
transparent und/oder im Ergebnis nur bedingt konsistent. Im Folgenden werden daher ausschließ-
lich die wesentlichen Aspekte der Zielgewichtung behandelt. 
Im Rahmen der Zielgewichtung wird über eine Transformation der einzelnen Zielerreichungsgrade 
die Vergleichbarkeit von unterschiedlichen Wirkungsbeiträgen hergestellt und so eine Kompen-
sation (Verrechnung) von Wirkungen ermöglicht. 
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Im ersten Schritt werden die im Rahmen der Wirkungsermittlung erfassten bzw. zu erfassenden 
Größen einzelner Indikatoren normiert. Durch die Normierung wird die Vergleichbarkeit zwischen 
verschiedenen Indikatoren hergestellt. Hierzu sind für die dimensionsbehafteten Zielerträge auf der 
Grundlage von spezifischen Zielfunktionen dimensionslose Zielerreichungsgrade auf einer für die 
Bewertung festzulegenden Skala zu ermitteln. Die Zielfunktion muss konsistent mit den Präferenz-
vorstellungen des Entscheidungsträgers sein.  
Die Skalierung erfolgt in der Regel auf einer Intervallskala. Die Festlegung der Skala kann 
entweder global oder lokal erfolgen und orientiert sich an Referenzwerten, welche in der Regel die 
Extremwerte der gewählten Skala darstellen. Bei einer lokalen Skalierung werden die Extremwerte 
anhand der für die spezifische Entscheidungssituation ermittelten Wirkungsextreme festgelegt. Die 
globale Skalierung orientiert sich an den (vermuteten) äußersten Wirkungsextremen, die für die 
spezifische Entscheidungssituation aber nicht zwingend eintreten müssen. Vorteil der globalen 
Skalierung ist, dass weitere Handlungsalternativen problemlos nachträglich in das Kollektiv der 
Alternativen integriert werden können.  
Über eine Nutzenfunktion werden die Zielvorstellungen des Entscheiders formal dargestellt. 
Diese ordnet nach (LAUX 2003) den einzelnen Alternativen eindeutige Nutzwerte zu und kann als 
Indikator für den Grad der Zielerreichung interpretiert werden. Es sind endogene und exogene 
Nutzenfunktionen möglich. Je komplexer die Präferenzfunktion, umso schwieriger wird die 
Anforderung der Nachvollziehbarkeit einzuhalten sein. In der Praxis werden häufig lineare Funk-
tionen für die Zielfunktion verwendet.  
Anschließend wird über die eigentliche Zielgewichtung die Bedeutung, die der Entscheidungs-
träger den einzelnen Zielen beimisst, wiedergegeben. Sie ist für sich eine komplexe Aufgabe, die 
entscheidenden Einfluss auf die gefundene Lösung des Entscheidungsproblems hat. Die Bestimmung 
der Gewichte ist wie die Festlegung der verfolgten Ziele und der Zielfunktionen eine subjektive 
Komponente im Verfahren. Die abschließende Festlegung fällt in die Zuständigkeit des Entschei-
dungsträgers. Die Festlegung der Gewichte lässt sich nach (SCHEINER 2003) daher kaum fachlich, 
sondern nur politisch-normativ begründen. Wer im Einzelnen am diskursiven Findungsprozess 
beteiligt sein sollte, ist ebenfalls eine politische Frage.  
Die Festlegung der Zielgewichte kann z.B. auf geltende Rechtsprechung, politische Beschlüsse, 
wissenschaftliche Erkenntnisse oder auf die Ergebnisse von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
gestützt werden. Die Gewichte müssen sowohl die wertmäßigen Distanzen der Präferenzunter-
schiede für die Ziele als auch die Bedeutung dieser Unterschiede für den Entscheider zum Ausdruck 
bringen (DCLG 2009). Bei der Festlegung der Zielgewichte sind dazu die Substitutionsbeziehungen 
(Trade-off) vom Entscheider explizit zu berücksichtigen (ADAM 1997). Gewichtungen müssen 
immer innerhalb des Kontextes des Entscheidungsverfahrens festgelegt werden, wenn sie sich auf 
normierte Nutzenbeiträge beziehen. Die Gewichtungen und die gewählten Zielfunktionen bilden 
eine Einheit. Gewichtungen müssen einen Bezug zum berücksichtigten Wirkungsspektrum auf-
weisen (IES 1998). 
Kritikpunkt an der Zielgewichtung ist, dass durch die Verdichtung der Informationen sämtliche 
Kriterien ihre originäre Dimension verlieren. Hierdurch treten Informationsverluste auf, die die 
Nachvollziehbarkeit der Entscheidungsfindung beeinträchtigen. Um dem entgegenzuwirken, 
können ergänzende multikriterielle Wirkungsdarstellungen erfolgen. Ferner ist die abschließende 
Durchführung von Sensitivitätsuntersuchungen in Bezug auf die Zielgewichtung ein wesentlicher 
Schritt zur Verbesserung des Verständnisses über die Zusammenhänge des Verfahrens.  
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3.4.4 Grundformen von multikriteriellen Bewertungsverfahren  
Häufig angewandte und anerkannte multikriterielle Verfahren, die auf dem Prinzip der Ziel-
gewichtung beruhen, sind:  
1. Nutzen-Kosten-Analyse (NKA),  
2. Nutzwertanalyse (NWA) und  
3. Wirksamkeits-Kosten-Analyse (WKA).  
Diese Verfahren entsprechen den Anforderungen an angemessene Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen nach den Haushaltsgesetzen und -verordnungen auf Bundes-, Landes- und Gemeinde-
ebene (FGSV 2010).  
Für die Entscheidungsfindung können Kombinationen von mehreren Verfahren angewandt 
werden. Es gibt viele Beispiele für “gemischte” Verfahren, bei denen ein Teil der Auswirkungen 
monetarisiert, ein anderer Teil nur quantitativ oder qualitativ gemessen wird. In den meisten Fällen 
kommen Mischformen von Kosten-Nutzen- und Nutzwert-Analyse zur Anwendung, wenn auch in 
unterschiedlichen Ausprägungen (ECOPLAN ET AL. 2005). 
Kritik an den genannten Verfahren besteht hinsichtlich der Verdichtung des multikriteriellen 
Problems auf ein einkriterielles Problem, das auch Belange grundsätzlicher Art miteinander 
verrechnet werden. Hierdurch wird das Lernen über das Entscheidungsproblem erschwert, da die 
Beteiligten nicht mehr in der Lage sind, das Problem von mehreren Seiten zu betrachten. 
(IES 1998). Diese Verdichtung ist allerdings Voraussetzung für eine eindeutige Rangreihung. 
Die dargestellten multikriteriellen Verfahren zeigen in der Regel eine Robustheit gegenüber 
verschiedener Nutzenbeiträge und Gewichtungen auf. Die Begründung für diese gute Verträg-
lichkeit gegenüber Ungenauigkeiten ist, dass die Zielerträge bei vielen Zielkriterien eine hohe 
statistische Korrelation aufweisen. Ferner werden Änderungen bei einzelnen Zielerträgen oft durch 
die Zielerträge bei den anderen Zielkriterien überlagert (DCLG 2009) 
zu 1.:  Methodik der Nutzen-Kosten-Analyse 
Ein in der Verkehrsplanung häufig eingesetztes Verfahren ist die Nutzen-Kosten-Analyse (NKA), 
bei der Wirkungsbeträge über eine Monetarisierung gewichtet werden. Hierbei werden alle Kosten-
größen für Erstellung, Unterhaltung und Betrieb der Straßeninfrastruktur unter Berücksichtigung 
der Nutzungsdauer allen, in Geldeinheiten ausgedrückten Nutzengrößen, gegenübergestellt. Vorteil 
dieses Verfahrens ist die gute Zugänglichkeit aufgrund des gewohnten Vergleichsmaßstabs und die 
Gewichtung über standardisierte bzw. allgemein anerkannte Kostensätze (FGSV 2010), (DCLG 
2009). Als Kriterium für die Rangordnung kann entweder eine Nutzen-Kosten-Differenz (NKD) oder 
ein Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) als Quotient der Nutzen- und Kostengröße gebildet werden. 
Durch die Verwendung der NKD werden eher größer dimensionierte Projekte bevorzugt 
(ROTHENGATTER 2006), (ECOPLAN ET AL. 2005). 
Würdigung der Nutzen-Kosten-Analyse 
Obwohl die NKA in der Literatur allgemein als zielführendes Instrument angesehen wird, weist es 
nach (KULKARNI ET AL. 2004) bestimmte praktische Einschränkungen auf, insbesondere wenn das 
Verfahren für ein großräumiges Programm mit vielen unterschiedlich gearteten Projekten 
entwickelt wird. Schwächen grundsätzlicherer Art werden von (SCHEINER 2003) bei der Schwierig-
keit der monetären Bewertung von Gütern, die nicht den Gesetzmäßigkeiten des Marktes unter-
liegen, gesehen. Dies kann dazu führen, dass nicht alle relevanten Wirkungen berücksichtigt werden 
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können. Irreversible Folgen seien nicht bewertbar, da deren Kosten theoretisch unendlich sind. 
Auch liegen keine allgemein anerkannten monetären Bewertungen für Umwelteffekte in der 
gleichen Qualität wie für die Bewertung von Reisezeiten und Verkehrsunfällen vor. Weiterhin wird 
kritisiert, dass Wechselwirkungen zwischen Wirkungskomponenten allgemein nicht berücksichtigt 
werden (DCLG 2009). Die Brauchbarkeit von NKA für die Bewertung von komplexen Projekten wird 
nach (KOSSAK 2010) von unabhängigen Wissenschaftlern und Praktikern seit Jahrzehnten ent-
schieden in Frage gestellt. Hauptkritikpunkte seien, dass meist nur selektive Teilaspekte/ Wirkungs-
bereiche der Thematik berücksichtigt werden und Manipulations-/Interpretationsspielräume bei 
den zugrunde gelegten Annahmen in weiten Grenzen ausgenutzt werden. 
zu 2. und 3.: Methodik der Nutzwertanalyse und Wirksamkeits-Kosten-Analyse 
Bei der Nutzwertanalyse (NWA) werden alle Wirkungen einschließlich Kosten als Wirkungsaspekt 
behandelt. Aus allen Teilwerten werden dimensionslose Zielerreichungsgrade ermittelt, die in der 
Regel unter Berücksichtigung von Zielgewichtungen zu einem Gesamtnutzwert addiert werden. Das 
multikriterielle Problem wird also zu einem monokriteriellen Problem verdichtet. Je höher der 
Gesamtnutzwert, umso geeigneter ist die Entscheidungsvariante. Aussagen zur Effizienz der 
Maßnahme sind infolge der Verrechnung der Kosten im Gesamtnutzwert nicht mehr möglich.  
Bei der Wirksamkeits-Kosten-Analyse (WKA) werden die ermittelten Kosten der dimensionslosen 
Größe der Wirksamkeit gegenübergestellt. Die Wirksamkeit wird in der Regel mit Hilfe von Ziel-
gewichtungen ermittelt. Auf die Monetarisierung der Nutzen wird ebenso wie bei der NWA 
verzichtet. Auch auf die Diskontierung der Kosten und Wirksamkeiten wird verzichtet. Wirksam-
keiten werden für die Nutzungsdauer als jährlich konstant angesehen. Gesellschaftliche Kosten, die 
z.B. im Zusammenhang mit Umwelteffekten eintreten, erscheinen als negative Wirksamkeit. Im 
Kosten-Modell werden nur die periodisierten Ausgaben des Staates, Investitionsausgaben und 
Folgekosten, aufgeführt (ROTHENGATTER 2006). Über die Bildung von Wirksamkeits-Kosten-
Quotienten ist eine Rangreihung der Maßnahmen möglich. Ähnlich wie beim NKV werden über 
diesen Quotient kleiner dimensionierte Projekte bevorzugt (ROTHENGATTER 2006).  
Würdigung der Nutzwertanalyse und Wirksamkeits-Kosten-Analyse 
Ein Vorteil von NWA und WKA ist, dass die Einschränkungen bezüglich der berücksichtigten 
Wirkungsbereiche im Vergleich zum NKA geringer sind. Ein wichtiger Kritikpunkt in Bezug auf die 
NWA und die WKA im Vergleich zur NKA ist die Verwendung von Zielgewichtungen, da hierdurch 
starke (subjektiv geprägte) Wertungen vorgenommen werden (ROTHENGATTER 2006). Nach (DCLG 
2009) gilt dahingegen, dass, wenn Kosten und Nutzen angemessen monetarisiert werden können, 
diese Informationen auch für die Zielgewichtung in NWA oder NKA herangezogen werden können. 
Ein wesentlicher Nachteil gegenüber der NKA ergibt sich in diesem Punkt demnach nicht. Ein Ab-
gleich der gewählten Nutzenfunktionen und Gewichtungen mit Monetarisierungsansätzen ist bei 
der NWA darüber hinaus für eine gute Entscheidungsfindung zielführend, da durch die Um-
wandlung von Kostenkomponenten in Nutzenpunkte auch eine indirekte Monetarisierung von 
Nutzenbeiträgen stattfindet. 
3.4.5 Auswahlverfahren zur Festlegung der Handlungsalternative  
Die Auswahl der Maßnahmen, die aus dem Gesamtkollektiv der bewerteten Maßnahmen zur 
Realisierung gebracht werden sollen, kann anhand einer Rangreihung unter Berücksichtigung des 
verfügbaren Budgets erfolgen. Dabei werden die Maßnahmen in abnehmender Reihenfolge ihres 
Gesamtnutzens ausgewählt, bis das verfügbare Budget durch die summierten Kosten für die 
einzelnen bereits gewählten Maßnahmen überschritten wird. Die Maßnahme, die zum Abbruch der 
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Auswahlroutine führt, gehört nicht mehr zum Kollektiv der finanzierbaren Maßnahmen. Diese Vor-
gehensweise ist in der Entscheidungstheorie als Greedy Algorithmus bekannt 
(KELLERER ET AL. 2004). 
Allerdings führt diese Vorgehensweise nicht zwingend zum optimalen (bei vorgegeben Budget 
maximalen) Nutzen (MENESES ET AL. 2010). Theoretisch führt der Greedy Algorithmus zu einem 
Gesamtnutzen, der mit Sicherheit nur mindestens halb so hoch ist wie der optimale Nutzen 
(KELLERER ET AL. 2004). Das Problem, wie ein optimaler Gesamtnutzen bei einem begrenzten Budget 
erreicht werden kann, ist in der Entscheidungstheorie als Knapsack-Problem (KP) bekannt. Das KP 
betrachtet die Entscheidung als Optimierungsproblem. 
Zur Lösung dieses Problems werden Ansätze aus dem Bereich Dynamic Programming und Branch-
and-bound-Verfahren angewandt. Voraussetzung für die Formalisierung ist die Quantifizierbarkeit 
des gesamten Nutzenbeitrags. Rein qualitative Nutzenaspekte können nicht berücksichtigt werden.  
Bereits diese einfachste Variante des KP gehört zu der Klasse der komplexen Probleme 
(KELLERER ET AL. 2004). Es gibt verschiedene KP-Varianten, die unterschiedlich gelagerte Ent-
scheidungsprobleme wiedergeben. Multiple Knapsack-Probleme (MKP) sind die Erweiterung von 
einem auf mehrere Knapsack-Probleme, z.B. wenn die Auswahl über mehrere Perioden erfolgt. Mit 
dem Quadratic Knapsack-Problem (QKP) können Abhängigkeiten zwischen Maßnahmen bezüglich 
ihrer Nutzenbewertung formuliert werden. Das Multiple-Choice Knapsack-Problem (MCKP) erlaubt 
die Einbeziehung von Maßnahmenalternativen bei der Suche nach dem optimalen Nutzen. Multi-
periode KP (MPKP) behandeln Entscheidungsprobleme, bei denen Budgetperioden beachtet werden 
müssen. Unsicherheiten können über stochastische Ansätze in ein KP integriert werden.28  
 
 
                                               
28  Für weitere Varianten und eine nähere Beschreibung dieser Varianten wird auf (KELLERER ET AL. 2004) verwiesen. 
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 3.4:  Verfahren im Kontext einer Dringlichkeitsbewertung  
 
 Im vorliegenden Kontext der Entscheidungsfindung ist ein multikriterielles Verfahren 
erforderlich.  
 Das Verfahren sollte geeignet sein, quantitative und qualitative Informationen zu 
verarbeiten.  
 Die zeitliche Variabilität und die vorhandenen Unsicherheiten der hier relevanten 
Wirkungen führen zu dynamischen und stochastischen Verfahren. Aufgrund der 
erheblich höheren Komplexität dieser beiden Verfahrensvarianten ist zu prüfen, ob 
durch eine Abstrahierung der zeitlichen Variabilität und der Unsicherheit auch über 
ein statisches und/oder deterministisches Verfahren eine ausreichende Qualität der Ent-
scheidungsfindung sichergestellt werden kann. 
 Für die Wertsynthese ist eine Zielgewichtung zu berücksichtigen. 
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3.5 Güte der Entscheidung 
3.5.1 Strukturierungsgrad von Entscheidungsproblemen 
Das hier betrachtete Entscheidungsproblem ist komplex und kann nicht ohne Verluste an 
Abbildungsgenauigkeit unmittelbar in ein Bewertungsverfahren übertragen werden. Ein hoher 
Strukturierungsgrad des Entscheidungsproblems verbessert die Abbildungsgenauigkeit und damit 
die Güte der Entscheidung.  
Folgende Merkmale eines gut strukturierten Entscheidungsproblems werden von (ADAM 1997) 
genannt:  
• Art und Anzahl der Variablen des Problems sind eindeutig bekannt, gegeben sind 
zudem alle Beziehungen zwischen den Variablen, sodass die Menge der Lösungen eines 
Problems vollständig definiert ist. Der Entscheider muss keine neuen Lösungen für das 
Problem finden.  
• Es ist eine operationale, d.h. eindimensionale Zielfunktion gegeben, die es erlaubt, die 
Alternativen nach dem Grad ihrer Vorziehungswürdigkeit zu ordnen. Voraussetzung dafür 
ist allerdings, dass sich die Wirkungen (Handlungskonsequenzen) dieser Alternativen in 
der Dimension der Zielfunktion bewerten lassen.  
• Die optimale Lösung kann mit Hilfe eines effizienten Lösungsverfahrens bestimmt 
werden. Effizient ist das Verfahren dann, wenn die günstigste Entscheidungsalternative auf 
systematische Weise in einer annehmbaren Zeit identifiziert werden kann.  
In Abhängigkeit von der Struktur der Entscheidungssituation, beschrieben durch Eigenschaften von 
Daten, Variablen, Wirkungszusammenhängen und Zielsetzungen, werden verschiedene Typen von 
Strukturdefekten unterschieden, die bei der Aufstellung eines Entscheidungsverfahrens im Rahmen 
eines Modellierungs- und Abstraktionsprozesses möglichst zu überwinden sind (SCHOLL 2001). 
Ein Entscheidungsproblem ist abgrenzungsdefiniert, wenn die Menge der Handlungsalternativen 
und die grundsätzlichen Ziele vollständig bekannt sind (bzw. diese ermittelt oder sinnvoll 
eingeschränkt werden können). Ist dies nicht der Fall, so liegt ein Abgrenzungsdefekt vor.  
Sind die dem Entscheidungsproblem zugrunde liegenden Daten und/oder die Wirkungszusammen-
hänge nicht bekannt oder unsicher, bezeichnet (SCHOLL 2001) dies als ein wirkungsdefektes 
Problem. Die Berücksichtigung der Unsicherheit von Daten lässt sich allerdings nicht nur diesem 
Strukturierungsschritt zuordnen.  
Die Alternativen sind nach einem oder mehreren Kriterien, die aus den grundsätzlichen Zielen 
abgeleitet werden, zu bewerten. Bewertungsdefekte treten auf, wenn der Beitrag einer Alternative 
zur Erreichung eines Ziels nicht (unmittelbar) oder nicht hinreichend genau quantifiziert werden 
kann.  
Sind für das Entscheidungsproblem mehrere konfliktäre Ziele relevant oder steht das anzustrebende 
Niveau der Zielgröße nicht fest, wird von einem Zielsetzungsdefekt gesprochen. In der Regel kann 
in diesem Fall trotz Bewertungsdefiniertheit eines Problems keine Handlungsalternative als optimal 
identifiziert werden. Ein Entscheidungsproblem wird als zielsetzungsdefiniertes oder wohl-
definiertes Problem bezeichnet, wenn nur eine operationale Zielsetzung zu beachten ist, mehrere, 
aber zueinander komplementäre Zielsetzungen vorliegen oder wenn sich ein Zielkonflikt eindeutig 
lösen lässt. In diesem Fall lässt sich das Problem als einkriterielles Optimierungs- oder Ent-
scheidungsmodell definieren.  
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Lösungsdefekte liegen vor, wenn keine effizienten Lösungsmethoden gegebenen sind. Es handelt 
sich dann um einen geringen Grad an Strukturmängeln. Zur Klasse der lösungsdefekten Probleme 
gehören auch die kombinatorischen Probleme (Reihenfolgeprobleme). In der Regel verfügen 
Reihenfolgeprobleme über eine Struktur, die eine vollständige Enumeration aller möglichen Reihen-
folgen erfordert, damit die optimale Lösung gefunden werden kann. Für Probleme mit einer 
größeren Anzahl zu ordnender Elemente ist dies rechnerisch nicht zu bewältigen. Das Verfahren ist 
mithin nicht effizient. Probleme dieser Art können nur dann gelöst werden, wenn das Problem 
vereinfacht wird. Das vereinfachte Problem umfasst dann nicht mehr sämtliche Beziehungen 
zwischen den Alternativen (ADAM 1997). 
Im Zuge eines Strukturierungsvorgangs sind Defekte im Allgemeinen durch Problemverein-
fachungen aufzulösen. Das Auffinden von geeigneten Lösungstechniken erfordert dabei stets eine 
Abwägung zwischen vertretbarem Aufwand für die Lösung des Entscheidungsproblems und der 
Qualität der Lösung des eigentlichen Problems. Die Strukturierung eines Entscheidungsproblems ist 
daher ein heuristischer Prozess, der nicht formallogisch begründbar ist. Für das Ergebnis der 
Strukturierung eines bestimmten Entscheidungsproblems mit Strukturdefekten besteht keine ein-
deutig richtige oder optimale Lösung (ADAM 1997). 
Heuristiken reduzieren den Umfang komplexer Probleme, indem sie einen Teil der potenziellen 
Lösungen aus der Analyse ausschließen. Heuristiken führen in der Regel nicht zur optimalen Lösung 
des Problems, erzeugen bestenfalls eine zulässige Näherungslösung. Es kommt damit darauf an, 
das Problem lösbar zu machen, ohne die wesentlichen Beziehungen zwischen Elementen des 
Problems zu abstrahieren. 
Im Idealfall kann ein schlecht strukturiertes Entscheidungsproblem in ein wohlstrukturiertes 
Problem transformiert werden, für das mit Hilfe eines monokriteriellen deterministischen 
Entscheidungs- oder Optimierungsmodells eine optimale Lösung ermittelt werden kann, ohne dass 
hierbei die wichtigen Problemeigenschaften verloren gehen.  
3.5.2 Ansätze zur Berücksichtigung von Unsicherheit  
Die Möglichkeiten, Unsicherheiten in Planungsansätzen zu berücksichtigen, lassen sich grob in 
direkte und indirekte Methoden einteilen. Direkte Methoden verwenden den vorhandenen 
Informationsstand (Szenarien, ggf. Eintrittswahrscheinlichkeiten) explizit und möglichst 
vollständig. Indirekte Methoden berücksichtigen für jeden unsicheren Parameter einen (deter-
ministischen) Ersatzwert und versuchen das durch Unsicherheit entstehende Planungsrisiko mit 
anderen Mitteln (z.B. rollierende Planung, Aggregation, erhöhter Aufwand bei der Informations-
beschaffung) gering zu halten (SCHOLL ET AL. 2000). 
In der Literatur finden sich viele Ansätze und Beispiele, wie Unsicherheit über stochastische 
Ansätze in Wertsyntheseverfahren implementiert werden kann. Bei Unsicherheit wird dabei die 
Präferenzfunktion die Einstellung des Entscheiders zum Risiko abbilden. Eine einfache Form der 
expliziten Berücksichtigung von Unsicherheit bildet das (, )-Prinzip. Hierbei wird die Standard-
abweichung (bzw. die Varianz) des Ergebnisses als Maß für das Risiko verwendet und der 
Präferenzwert einer Alternative wird über den Erwartungswert () und die Standardabweichung () abgebildet (LAUX ET AL. 2011). Das (, )-Prinzip setzt voraus, dass sich der Entscheider nur an einer 
Zielgröße orientiert. Anstatt dieser Verdichtung der Wahrscheinlichkeitsverteilungen der Ergebnisse 
durch die implizite Berücksichtigung können die Eintrittswahrscheinlichkeiten auch explizit berück-
sichtigt werden. Eine Möglichkeit stellt das Bernoulli-Prinzip dar. Hierbei wird das eigentliche Ent-
scheidungsproblem vereinfacht, indem in einem ersten Schritt nur drei mögliche Ergebnisse vom 
Entscheider subjektiv gegeneinander abzuwägen sind. Anhand dieser Ergebnisse wird eine Nutzen-
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funktion bestimmt, die den Ergebnissen reelle Nutzenwerte zuordnet. Darauf aufbauend, wird mit 
Rechenoperationen die optimale Alternative anhand des höchsten Erwartungswertes des Nutzens 
für das eigentliche komplexere Entscheidungsproblem ermittelt (LAUX ET AL. 2011). 
Einer der ersten in der Praxis anwendbaren Ansätze, die darauf abzielten, den Entscheidungsträger 
in die Lage zu versetzen, multikriterielle Entscheidungsprobleme zu betrachten, basierte auf der 
Arbeit von Keeney und Raiffa, die 1976 veröffentlicht wurde. Dieser Ansatz berücksichtigte bereits 
Unsicherheit und wurde seitdem, obwohl komplex, vielfach angewandt (DCLG 2009). 
Insbesondere bei der qualitativen Darstellung von Wirkungen sind stochastische Ansätze 
problematisch, weil diese nur dann eindeutig sind, wenn die verschiedenen an der Entscheidung 
beteiligten Personen den jeweiligen Begriffen oder Beschreibungen dieselbe inhaltliche Bedeutung 
beimessen. Diese Voraussetzung ist aber gerade bei der Darstellung von Wahrscheinlichkeitsvor-
stellungen in der Regel nicht erfüllt. Nach (LAUX 2003) haben empirische Untersuchungen gezeigt, 
dass Wahrscheinlichkeitsvorstellungen, die durch dieselbe verbale Beschreibung (z.B. das Eintreten 
einer Situation wird als „sehr unwahrscheinlich“ bezeichnet) dargestellt werden, sich von Person zu 
Person erheblich unterscheiden. 
Entscheidungen auf der Grundlage von stochastischen Verfahren sind möglich, in der Regel aber 
aufwendig. Um diesen Aufwand reduzieren zu können, können nach (ADAM 1997) zwei Wege 
beschritten werden: 
• Das Spektrum der zufallsabhängigen Informationen wird auf einen mittleren Wert 
verdichtet (Durchschnittsprinzip).  
• Für die Zufallsgrößen wird ein bestimmtes einzuhaltendes Sicherheitsniveau formuliert. 
Lösungen sollen z.B. eine Restriktion mit einer Wahrscheinlichkeit von 80 % einhalten. Das 
zufallsabhängige Ausgangsproblem wird dann in ein deterministisches Problem trans-
formiert. 
Für Entscheidungsprobleme im Allgemeinen ist es praktischer, die Unsicherheit nicht explizit zu 
modellieren, sondern durch Sensitivitätsuntersuchungen die Auswirkungen von Unsicherheiten 
bezüglich der Wirkung der Maßnahmen auf die Robustheit der ermittelten Rangreihung zu testen 
(DCLG 2009). 
Bei Risikoanalysen werden zur Reflektion von Unsicherheiten bei wesentlichen Inputgrößen Profile 
erstellt. Dies kann analytisch oder über Simulationen, z.B. mit Hilfe von Tabellenkalkulations-
programmen, erfolgen (DCLG 2009). In der Literatur wird die Sicherheitsanalyse in bis zu sechs 
Schritte untergliedert: 
• Auswahl der unsicheren Inputgrößen 
• Schätzung der Wahrscheinlichkeitsverteilungen der Inputgrößen 
• Generierung von Inputdaten aus den Verteilungen 
• Berechnung der Outputgröße für eine Datenkonstellation 
• Ableitung des Risikoprofils 
• Entscheidung auf der Basis des Profils 
Durch die Risikoanalyse werden Informationen bereitgestellt, die auch für die klassischen 
Entscheidungsprinzipien wie das (, )-Prinzip erforderlich sind. Die Risikoanalyse ermöglicht es, 
eine große Anzahl an unsicheren Informationen und sich daraus ergebenden Zukunftslagen in die 
Entscheidungsfindung einzubeziehen. Existieren zwischen den Ausprägungen der verschiedenen 
Inputgrößen stochastische Abhängigkeiten, so sind diese zu berücksichtigen. Diese sind im 
Allgemeinen aber kaum bestimmbar. Die analytische Ableitung einer Verteilungsfunktion der 
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Nutzen (Risikoprofil) bei vielen unsicheren Inputgrößen bereitet nach (ADAM 1997) fast unlösbare 
Probleme. 
Die Simulation ist hingegen an weitaus weniger Restriktionen gebunden. Die Simulation ist häufig 
der letzte Weg zur Bewertung von Handlungsalternativen in komplexen Systemen, wenn sich die 
Systeme nicht in effizienten, auswertbaren, analytischen Modellstrukturen abbilden lassen oder 
wenn diese Modelle grobe Abbildungsungenauigkeiten aufweisen. Da der Rechenaufwand sehr groß 
ist, wird häufig eine künstliche Beschränkung der zu analysierenden Datensituationen vor-
genommen (z.B. Dreipunktanalyse mit einem pessimistischen, optimistischen und am häufigsten 
erwarteten Wert). In diesen Fällen liefert die Simulation aber nur einen groben Schätzwert für das 
Risikoprofil. 
(ADAM 1997) stellt weitere Ansätze, wie z.B. Verfahren beruhend auf Fuzzy-Logik, dar, die hier 
aufgrund der damit verbundenen Handhabungsschwierigkeiten und kaum oder nicht vorhandenen 
Anwendungsbeispielen in der Verkehrsplanung nicht weiter betrachtet werden. 
3.5.3 Robustheit der Entscheidungsfindung  
In der Praxis wird die Entscheidungsfindung auf Grundlage von vereinfachten Abbildungen der 
Wirklichkeit und unvollständigen oder ungenauen Datengrundlagen stattfinden. Sie beruht auf 
Annahmen über Zusammenhänge zwischen technischen, zeitlichen, ökonomischen, verkehrlichen, 
räumlichen und sonstigen Wirkungen. Mit wachsender Ausdehnung der Zeithorizonte sind diese 
Aussagen zunehmend mit Unsicherheiten behaftet. Sie sind zudem allein schon deshalb mit 
Unsicherheiten behaftet, da ihnen Annahmen über individuelles Verhalten und dessen Einfluss-
größen zugrunde liegen. 
Wie bereits gezeigt, bestehen verschiedene methodische Ansätze, die eine Berücksichtigung von 
Unsicherheiten im Verfahrensablauf erlauben. Der praktischen Anwendung dieser Methoden sind in 
der Verkehrsplanung aufgrund der erforderlichen Informationsversorgung in der Regel enge 
Grenzen gesetzt, da bei vielen Parametern unsichere Wirkungen untersucht und bewertet werden 
müssen. Aus Vereinfachungsgründen werden die möglichen Datensituationen daher häufig bewusst 
oder unbewusst zu einem (Erwartungs-)Wert verdichtet und die Bewertung auf dieser Grundlage 
durchgeführt (Durchschnittsprinzip). Diese Vorgehensweise bedarf aber einer sehr sorgfältigen 
Festlegung des Erwartungswerts und kann zu grob fehlerhaften Entscheidungen (ADAM 1997) 
führen.  
Prinzipiell bestimmt die gewünschte Genauigkeit der gesuchten Problemlösung das mögliche 
Ausmaß der Abstraktion. Ein hohes Abstraktionsniveau ist dann unkritisch, wenn vernachlässigte 
Elemente einen geringen Einfluss auf die Güte von Lösungen haben. Das Vorhandensein von 
Unsicherheiten ist bei der Entscheidungsfindung daher nicht zwingend relevant. Unsicherheiten 
werden aber dann relevant, wenn eine auf dieser Grundlage getroffene Entscheidung zu einem 
Risiko (aus Sicht des Entscheidungsträgers) führt. Der Risikoeinstellung des Entscheidungs-
trägers kommt daher eine wichtige Bedeutung zu. 
Die Robustheit als Eigenschaft eines Entscheidungsverfahrens hat in diesem Zusammenhang eine 
zentrale Bedeutung. Unter Robustheit wird in Anlehnung an (SCHOLL 2001) allgemein die Un-
empfindlichkeit eines Objekts bzw. Systems gegenüber (zufälligen) Umwelteinflüssen verstanden. 
Diese Unempfindlichkeit bezieht sich auf das Ergebnis des Verfahrens, die Entscheidungsgrundlage. 
Nach (SCHOLL 2001) lässt sich die Robustheit nach folgenden Aspekten differenzierter fassen: 
• Von hoher Robustheit eines Systems kann ausgegangen werden, wenn es für (fast) alle 
denkbaren Umweltentwicklungen sehr stabil ist (das System also eine hohe Stabilität 
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aufweist). In diesem Fall ist das System weitgehend unabhängig von Variationen aufgrund 
von Unsicherheiten. 
• Robustheit kann aber auch bei unzureichender Stabilität des Systems gegeben sein. Wenn 
das System eine ausreichende Elastizität aufweist, sodass ggf. notwendige Anpassungen 
möglich sind, ohne dass hierdurch die verfolgten Ziele maßgeblich beeinträchtigt werden. 
In diesem Fall ist also ein ausreichendes Maß an Flexibilität im System erforderlich, damit 
vorhandene Elastizitäten auch genutzt werden können. 
In der Praxis wird ein Entscheidungsverfahren sowohl ein bestimmtes Maß an Stabilität als auch an 
Flexibilität aufweisen müssen, damit es als robust angesehen werden kann.  
Die Flexibilität kann also maßgeblich zu der Robustheit eines Systems beitragen. Allerdings bewirkt 
die Flexibilität nicht nur eine höhere Robustheit, indem Entscheidungen nachträglich modifiziert 
werden können, sondern in der Folge auch eine Planungsnervosität, die in der Regel unerwünscht 
sein wird. Der Begriff der Planungsnervosität beschreibt, dass im Zeitverlauf erhebliche Änderungen 
bisher geplanter, aber noch nicht realisierter Entscheidungen möglich sind. Die (vorläufigen) 
Entscheidungen sind in solchen Fällen instabil, sodass sowohl die Akzeptanz als auch der Ablauf der 
Realisierung beeinträchtigt werden können. Diese Beeinträchtigungen dürfen bei der vorliegenden 
Aufgabenstellung nicht außer Acht gelassen werden. Aufgrund der teilweise mit hohem Aufwand 
verbundenen Vorbereitungen zur Maßnahmenrealisierung wird eine möglichst frühzeitige 
Planungssicherheit angestrebt. In diesem Fall muss also abgewogen werden, ob teilweise oder 
gänzlich auf eine mögliche Flexibilität (und damit ggf. Robustheit) verzichtet wird. 
 (SCHOLL 2001) definiert verschiedene Robustheitskriterien, die für die Konkretisierung des 
Robustheitsbegriffs verwendet werden:  
• Ergebnisrobustheit: Ergebnisrobustheit ist gegeben, wenn das Ergebnis mit hoher Wahr-
scheinlichkeit ein angestrebtes Anspruchsniveaus erreicht.   
• Zulässigkeitsrobustheit: Ein Entscheidungsverfahren ist zulässigkeitsrobust, wenn das 
Ergebnis innerhalb der möglichen Ausprägungen aufgrund von Unsicherheit zulässig 
(umsetzbar) ist.  
• Informationsrobustheit: Dieses Kriterium bezieht sich auf die Unempfindlichkeit eines 
Entscheidungsverfahrens gegenüber Güte und Umfang der verwendeten Informationen. 
Die Informationsrobustheit steht in engem Zusammenhang mit den übrigen Robustheits-
kriterien. 
Der Informationsstand ist im Allgemeinen nicht unveränderlich. Der Entscheider kann aktiv zur 
Verbesserung des Informationsstands beitragen, indem zusätzliche Informationen beschafft 
werden. Die Beschaffung von Informationen kann dabei sowohl durch die Erlangung zusätzlicher 
Rohdaten als auch durch eine weitergehende Verarbeitung von bereits vorliegenden Daten (z.B. 
durch detailliertere Wirkungsberechnungen) erfolgen. Die Beschaffung von zusätzlichen Infor-
mationen kann u.a. sinnvoll sein, wenn hierdurch die Wirkungen der Alternativen genauer ab-
geschätzt und/oder Wahrscheinlichkeitsurteile über Umweltzustände verbessert werden können. 
Die Beschaffung von Informationen ist aber im Allgemeinen mit Aufwand (Kosten, Arbeit, Zeit…) 
verbunden.  
Voraussetzung für die Beschaffung von Informationen ist demnach, dass der Aufwand für die 
Beschaffung einer Information geringer eingestuft wird als der hierdurch erreichte Nutzen. Im 
vorliegenden Fall mit mehreren, teilweise voneinander abhängigen Indikatoren, für die Infor-
mationen benötigt werden, kann weder der Wert noch der Nutzen einer Information abschließend 
bestimmt werden. Es sind also (erhebliche) Vereinfachungen bei der Festlegung eines optimalen 
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Informationszustandes erforderlich. Der Beitrag von Informationen an der Reduzierung der Wahr-
scheinlichkeit von Fehlentscheidungen (insbesondere in Bezug auf die Aufnahme oder Nicht-
Aufnahme einer Maßnahme in ein Bauprogramm) ist daher eine wesentliche Bezugsgröße für den 
Informationswert.  
Die zeitliche Reichweite einer Entscheidung ist ein wesentliches Merkmal, welches bei den Fest-
legungen bezüglich des geeigneten Entscheidungsverfahrens zu berücksichtigen ist. Durch Ansätze 
der rollierenden Entscheidungsverfahren kann die Robustheit des Verfahrens verbessert werden. 
Bei einer rollierenden Planung wird im Vergleich zur Anschlussplanung die Entscheidung in 
kürzeren Perioden durchgeführt, wobei lediglich die Realisierung von Maßnahmen bis zur nächsten 
Entscheidung verbindlich festgelegt wird. Die Entscheidungen bezüglich Maßnahmen, die erst 
später realisiert werden, sind vorläufiger Natur. Auf diese Weise können aktuelle und verbesserte 
Informationen (z.B. infolge der Konkretisierung der Maßnahmenplanung) besser berücksichtigt 
werden.  
 
3.6 Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Gezeigt wurde, dass für ein Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
keine einzig richtige oder optimale Lösung besteht. Durch Strukturierung nach heuristischen 
Planungsprinzipien ist das Verfahren in ein möglichst wohlstrukturiertes Problem, welches 
Plausibilitätsaspekten genügt, zu transformieren.  
Bei der Gestaltung des Verfahrens hat der Entscheidungsträger Gestaltungsfreiheit. Für eine 
rationale Entscheidungsfindung sind die Vor- und Nachteile von Handlungsalternativen unter 
Berücksichtigung der von der Planung berührten Belange zu bewerten.  
Das zu entwickelnde Verfahren muss eine konsistente, fehlerfreie und nachvollziehbare 
Bewertung ermöglichen. Das Verfahren soll dabei auf eine effiziente und flexible Weise zur 
Auswahl einer zulässigen, absolut und relativ vorteilhaften Handlungsalternative führen.  
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Abschnitt 3.5:  Güte der Entscheidung  
 
 Das hier behandelte Entscheidungsproblem ist Wirkungs- und Lösungsdefekt. Die 
Entwicklung eines Verfahrens zur Entscheidungsfindung hat über Heuristiken zu 
erfolgen. 
 Die Berücksichtigung von Unsicherheit über direkte Methoden stellt hohe 
Anforderungen an die Informationsversorgung und erschwert die Nachvollziehbarkeit 
der Ergebnisse. Für die Entwicklung eines Verfahrens zur Dringlichkeitsbewertung von 
Straßenbaumaßnahmen wird daher die Berücksichtigung von Unsicherheit über 
indirekte Methoden bevorzugt. 
 Eine vollständige Bewältigung von Unsicherheiten wird in der Praxis nicht möglich sein. 
Aus diesem Grund wird der Robustheit des Entscheidungsverfahrens eine zentrale 
Bedeutung zugemessen.  
 Die Risikoeinstellung des Entscheidungsträgers ist für die Bestimmung der erforder-
lichen Robustheit des Verfahrens entscheidend.  
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Damit praxisorientierte Hinweise zur Entwicklung einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung entwickelt werden können, ist das Fundamentalziel des Verfahrens in 
seinen grundlegenden Ausprägungen festzulegen.  
Bei der Entwicklung eines Bewertungsverfahrens sind, aufbauend auf einer Analyse des Kontextes 
der Entscheidung und der Handlungsalternativen, ein Ziel- und Wirkungssystem sowie ein 
Verfahren zur Bewertung, Wertsynthese und Maßnahmenauswahl festzulegen.  
Die Ausarbeitung eines Ziel- und Wirkungssystems ist die Grundlage für eine geordnete 
Bewertung. Die Festlegung des Zielsystems ist ein normativer Prozess und Aufgabe des jeweiligen 
Entscheidungsträgers. Eine allgemein gültige Definition des Zielsystems ist daher nicht möglich. Die 
Zielsystematisierung hat in der Verkehrsplanung allerdings einen hohen Entwicklungsstand erreicht, 
sodass weitestgehend auf bekannte Zielsysteme aufgebaut werden kann. Die Festlegung des 
Wirkungssystems kann nicht losgekoppelt von der Festlegung des Zielsystems erfolgen.  
Die Festlegung des Betrachtungszeitraums hat einen maßgeblichen Einfluss auf die Güte der 
Bewertungsergebnisse. Bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
erschweren die erheblichen Unterschiede bei den Nutzungsdauern und der periodischen 
Wiederholung der Entscheidungsfindung die Wahl eines geeigneten Betrachtungszeitraums. Für die 
Bewertung ist die Vergleichbarkeit der ermittelten Wirkungen zwischen den betrachteten Maß-
nahmen(arten) sicherzustellen. Interne und externe Wirkungsinterdependenzen sind zu 
identifizieren und, wenn vorhanden, deren Einfluss über Koordinationsmechanismen zu berück-
sichtigen. Dies kann z.B. durch eine iterative Gestaltung des Entscheidungsprozesses oder die Koor-
dinierung von Entscheidungen verschiedener Entscheidungsträger erfolgen. 
Zur Berücksichtigung der Anforderungen an Nachvollziehbarkeit und Effizienz sind für das 
Verfahren Vereinfachungen erforderlich. Vereinfachungen haben Einfluss auf die Güte der 
Bewertungsergebnisse.  
Vereinfachungen können erreicht werden, indem für das Verfahren nur maßgebliche Ziele und 
Wirkungen aufgenommen werden, die Anzahl der bewertungsrelevanten Entscheidungsklassen 
und die Anforderungen an die Genauigkeit des Entscheidungsverfahrens auf ein vertretbares Maß 
reduziert werden und wenn es gelingt, die Anzahl der Handlungsalternativen, die einer 
(vollständigen) Wirkungsermittlung unterzogen werden, zu begrenzen.  
Bei der Entwicklung eines Bewertungsverfahrens ist vor dem Hintergrund der vorhandenen 
Unsicherheiten der Robustheit besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Das erforderliche 
Robustheitsmaß wird vom jeweiligen Entscheidungsträger bestimmt, und hängt im Wesentlichen 
von der Risikoeinstellung des Entscheidungsträgers ab.  
Für die Gestaltung des Verfahrens wurde in diesem Kapitel abgeleitet, dass das Verfahren bei dem 
gegebenen Kontext des Entscheidungsproblems im Kern einen multikriteriellen Ansatz erfordert. 
Hierbei wird die Zielgewichtung als Ansatz für die Synthese von mehreren Nutzenbeiträgen 
berücksichtigt. Das Verfahren muss dabei sowohl quantitative als auch qualitative Informationen 
verarbeiten können. Eine vollständige Begegnung der unsicheren Entscheidungssituation durch 
stochastische Ansätze ist nicht zielführend. Indirekte Methoden wie Sensitivitätsanalysen oder 
Risikountersuchungen sind bei den weiteren Betrachtungen einzubeziehen. Aufgrund der Dynamik 
von Wirkungen sind dynamische Verfahren grundsätzlich geeignet. Die hohe Anzahl an Maß-
nahmen erfordert ferner einen hohen Formalisierungsgrad des Verfahrens.  
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Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung  
folgend aus den methodischen Grundlagen für die Entwicklung von Bewertungsverfahren 
 
Die Hinweise zur Verfahrensentwicklung sollen 
 die Gestaltungsfreiheit des Entscheidungsträgers widerspiegeln, 
 die Verfahrensentwicklung nach heuristischen Planungsprinzipien berücksichtigen, 
 der Entwicklung eines geeigneten Ziel- und Wirkungssystems dienen, 
 die Festlegung der wesentlichen Elementen des Bewertungsverfahrens unterstützen, 
 Grundstrukturen für den Verfahrensablauf aufzeigen und 
 die Verfahrensziele und -anforderungen berücksichtigen. 
 
Die Hinweise sollen die Entwicklung eines Verfahrens ermöglichen, dessen 
Bewertungsergebnis: 
 die Auswahl einer zulässigen, absolut und relativ vorteilhaften Handlungsalternative 
ermöglicht. 
 
Die Hinweise sollen zu Verfahren führen, die: 
 eine konsistente,  
 fehlerfreie und  
 nachvollziehbare Bewertung von Handlungsalternativen ermöglichen, 
 flexibel und 
 effizient sind und  
 robuste Entscheidungsgrundlagen liefern.  
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4 Bewertungsverfahren mit Elementen einer maßnahmenartübergreifenden 
Bewertung 
4.1 Vorbemerkungen 
Nachfolgend werden ausgewählte Beispiele für Verfahren zur Entscheidungsfindung, die im 
Zusammenhang mit der Priorisierung und Auswahl von Straßenbaumaßnahmen relevant sind, 
kurzgefasst dargestellt.  
Anhand der in Deutschland etablierten Verfahren zur Maßnahmenbewertung werden Rahmen-
bedingungen für eine maßnahmenartübergreifende Bewertung aufgezeigt (Abschnitt 4.2). 
Insbesondere sind bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung die vorgelagerten 
Bewertungsverfahren zur Nutzung möglicher Synergie-Effekte und zur Vermeidung von wider-
sprüchlichen Entscheidungen zu berücksichtigen. Ferner liefern diese Verfahren wichtige Hinweise 
zu den in Deutschland anerkannten Vorgehensweisen, Zielsysteme und Bewertungskriterien.  
Anschließend werden verschiedene weitere Verfahren, die in Deutschland zum Zweck einer 
maßnahmenartübergreifenden Bewertung entwickelt worden sind, behandelt (Abschnitt 4.3). 
Auf der Basis einer kritischen Würdigung dieser Verfahren werden zielführende Ansätze für diese 
Arbeit aufgezeigt. 
Schließlich werden exemplarisch verschiedene im Ausland angewandte, anerkannte Verfahren 
dargestellt (Abschnitt 4.4). Es wurden solche Verfahren gewählt, die methodisch von den in 
Deutschland etablierten Verfahren abweichen. Hierdurch wird das Spektrum der methodischen 
Ansatzpunkte für die vorliegende Arbeit erweitert.  
Das Kapitel wird mit Schlussfolgerungen für die weitere Arbeit abgeschlossen (Abschnitt 4.5). 
Dieser Teil der Arbeit beruht auf einer Literaturanalyse. Aufgrund der stetigen Weiterentwicklung 
von Entscheidungsverfahren wurden bei der Auswahl nur Publikationen, die nach dem Jahr 2000 
veröffentlicht wurden, berücksichtigt. Für die ausgewählten Verfahren erfolgen jeweils eine kurze 
Beschreibung und eine Vertiefung von relevanten maßnahmenartübergreifenden Aspekten des 
Verfahrens. Bei der Analyse wurde geprüft, inwiefern die Verfahren einen Beitrag zur Umsetzung 
der in den vorgehenden Kapiteln abgeleiteten Grundsätze für die Verfahrensentwicklung liefern 
können. Hierzu wurde eine systematische Analyse von folgenden relevanten Verfahrenselementen 
durchgeführt (Anlage 2) dargestellte: 
• Verfahrenszweck und Einsatzbereich,  
• Typisierung des Verfahrens,  
• berücksichtigte Maßnahmenarten,  
• berücksichtigte Ziel- und Wirkungssysteme, 
• Besonderheiten der Wirkungsermittlung einschl. der verwendeten Datengrundlagen,  
• Teilverfahren der Wertsynthese und Maßnahmenauswahl und 
• Verfahrensablauf. 
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4.2 In Deutschland etablierte Bewertungsverfahren  
4.2.1 Projektbewertung für den Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 
Kurzbeschreibung 
Die Verkehrswegeplanung auf Bundesebene besteht aus zwei zeitlich aufeinander folgenden 
Verfahren. Aufbauend auf dem verkehrsträgerübergreifenden Fachplan, dem 
Bundesverkehrswegeplan (BVWP), werden die zu finanzierenden Schienenwege und 
Bundesfernstraßen abschließend durch Bedarfspläne festgelegt. Der Bundesverkehrswegeplan ist als 
verkehrsträgerübergreifender Investitionsrahmenplan konzipiert. Er umfasst in seinen planerischen 
Festlegungen die Verkehrsträger Schiene, Straße und Schifffahrtsweg. Inhalt und Umfang des 
BVWP sowie eine Anpassungspflicht sind gesetzlich nicht festgelegt. Bei dem BVWP handelt es sich 
daher um eine gesetzlich nicht näher geregelte Administrativplanung (BOSCH&PARTNER ET AL. 2010). 
Derzeit hat der BVWP 2003 Gültigkeit. Der angestrebte Termin der Fertigstellung für den neuen 
Bundesverkehrswegeplan ist das Jahr 2016. Der BVWP wird nicht nur inhaltlich, sondern wie die 
Vorgänger auch methodisch fortgeschrieben. (vgl. BMVBW 2002; BMVBS 2013A; ECK ET AL. 2011). 
Die hier enthaltenen Darstellungen beziehen sich, wenn nicht anders dargestellt, auf den BVWP 
2015. 
Im Rahmen der Projektbewertung für den BVWP erfolgt eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
nach nutzen-kosten-analytischen, umwelt- und naturschutzfachlichen und raumordnerischen 
Kriterien.  
Besonderheiten des BVWP 2015 sind eine verstärkte Vorprüfung und Projektoptimierung vor der 
Wirkungsermittlung, wodurch Trassenverlauf und Investitionskosten von angemeldeten Projekten 
plausibilisiert werden sollen. Ferner wird die strategische Umweltprüfung (SUP) in die Verfahren 
integriert (vgl. BALLA ET AL. 2012) und eine stärkere Öffentlichkeitsbeteiligung wird vorgesehen. Der 
Gesamtablaufprozess der Projektbewertung für den BVWP ist in Abbildung 9 dargestellt.  
 
Abbildung 9:  Gesamtprozess des BVWP 2015 (Quelle BMVBS 2013A) 
Maßnahmenartübergreifender Charakter der Projektbewertung für den BVWP: 
Im Rahmen der Projektbewertung für den BVWP werden Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen 
vergleichend bewertet. Maßnahmen werden in ihrer Gesamtheit bewertet. Aufgrund der zentralen 
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Bedeutung von BAB-Knotenpunkten wurden die Länder allerdings aufgefordert, beim BVWP 2015 
BAB-Knotenpunkte als Einzelprojekte anzumelden. 
Neben Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen werden Möglichkeiten einer effizienteren Nutzung 
der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur durch Verkehrstelematik bzw. Verkehrsmanagement in 
die Überlegungen zur Infrastrukturplanung einbezogen. Diese sind allerdings auf Maßnahmen zur 
temporären Seitenstreifenfreigabe im Vorgriff auf die geplante Ausbaumaßnahme begrenzt. 
Maßnahmen für einzelne Anlagenteile, die aufgrund der Komplexität nicht im BVWP behandelt 
werden können, wie das Lärmsanierungsprogramm oder das Programm zur Schaffung von Lkw-
Parkplätzen, werden außerhalb des BVWP über Sonderprogramme behandelt (BMVBS 2013A).  
Erhaltungsmaßnahmen sind kein integrierter Bestandteil der Projektbewertungsverfahren des 
BVWP. Allerdings wird im BVWP 2015 der Erhaltung der bestehenden Infrastruktur eine hohe 
Priorität zugesprochen, sodass sie bei der Aufstellung des BVWP eine höhere Bedeutung im 
Vergleich zu den früheren BVWP erhält. Der Bedarf für Erhaltungsinvestitionen wird im BVWP 
2015 fachlich ermittelt und hat Vorrang vor Aus- und Neubauvorhaben (BMVBS 2013A). 
Diese Bedarfsprognose für Erhaltungsinvestitionen umfasst alle Anlagenteile der Straßen-
infrastruktur. Es werden allerdings ausschließlich die benötigten Finanzmittel für die Erhaltung der 
bestehenden Infrastruktur im Bereich der Bundesfernstraßen ermittelt. Die Erhaltungsbedarfs-
prognose für den Zeitraum 2010 bis 2025 hat hierzu z.B. die Zielvorgabe, dass der Zustand des 
Bundesfernstraßennetzes im Jahr 2025 wieder den Ausgangszustand von 2010 erreicht (BMVBS 
2013A). Die Ermittlung erfolgt für die einzelnen Anlagenanteile je nach Datenverfügbarkeit mit 
unterschiedlich differenzierten und aussagefähigen Verfahren. Für die Fahrbahnbefestigungen wird 
ein objektbezogenes Verfahren (Pavement Management System) durchgeführt. Eine vergleichende 
objektbezogene Bewertung und Priorisierung von Erhaltungsmaßnahmen findet bei der 
Projektbewertung für den BVWP nicht statt. Die für die Erhaltung erforderlichen Finanzmittel 
werden als fester Anteil der benötigten Investitionsmittel für den BVWP 2015 berücksichtigt (vgl. 
Abbildung 10).  
 
Abbildung 10:  Berücksichtigung von Erhaltungsmaßnahmen im Bewertungsprozess des BVWP (Quelle: BMVBS 2013A) 
Kosten, die in Zusammenhang mit der künftig erforderlichen/vermiedenen Erneuerung und 
Instandsetzung von geplanten Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen werden im Rahmen der NKA 
im BVWP berücksichtigt.  
VB: vordringlicher Bedarf  
WB: weiterer Bedarf 
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Erhaltungsmaßnahmen sind ferner Bestandteil der Priorisierung von Maßnahmen, da Maßnahmen, 
die das Kriterium Erhaltungsmanagement Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen mit positiven 
Synergien für das Erhaltungsmanagement (z. B Ausbauvorhaben, bei denen größere Erhaltungs-
maßnahmen erforderlich sind) erfüllen, vorranging sind. 
Durch diese Vorgehensweise wird das Bestandsnetz festgeschrieben. Eine Auseinandersetzung mit 
dem langfristig anzustrebenden Umfang und der Qualität des Bundesstraßennetzes im Bestand 
findet im Rahmen der Entscheidungsfindung des BVWP 2015 nicht statt. Diese Vorgehensweise 
führt tendenziell zu einer fortdauernden Erweiterung des Straßennetzes und ist in der Folge auch 
mit einem zunehmenden Finanzierungsbedarf für den Erhalt dieses Straßennetzes verbunden. In 
Anbetracht der demografischen Entwicklung in weiten Teilen der Bundesrepublik und der bereits 
heute bestehenden Finanzierungsprobleme ist diese Herangehensweise kritisch zu hinterfragen.  
Modernisierungsmaßnahmen werden nicht explizit im BVWP aufgenommen. Die Bedarfs-
prognose für Erhaltungsinvestitionen berücksichtigt periodisch wiederkehrende Maßnahmen, wozu 
Modernisierungsmaßnahmen in der Regel nicht gehören. Die Maßnahmenbewertung im Rahmen 
des BVWP beruht stark auf den von Maßnahmen verursachten Änderungen in der strecken- und 
belastungsabhängigen Verkehrssituation. Solche Wirkungen sind bei Modernisierungsmaßnahmen 
in der Regel nur begrenzt oder nicht vorhanden.  
Darüber hinaus berücksichtigt das Entscheidungsverfahren des BVWP Neubau- und Erweiterungs-
maßnahmen für die drei Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße. Die Maßnahmen 
werden nicht direkt verkehrsträgerübergreifend bewertet. Finanzmittel werden normativ auf die 
Verkehrsträger aufgeteilt. Im Investitionsrahmenplan 2011-2015 sind für den Verkehrsträger Straße 
50 %, die Schiene 41 % und die Wasserstraße 9 % der insgesamt für Aus- und Neubau 
veranschlagten Investitionsmittel vorgesehen (BMVBS 2013A). Die vergleichende Bewertung von 
Maßnahmen erfolgt getrennt nach Verkehrsträgern. Für die Vorbereitung der politischen Abwägung 
der Mittelaufteilung wird im BVWP 2015 auf die gesamtplanbezogene Prüfung von Alternativen 
zurückgegriffen. Dazu werden die Gesamtwirkungen des Plans bei unterschiedlichen Budget-
aufteilungen auf die Verkehrsträger sowohl aus gesamtwirtschaftlicher als auch aus umwelt- und 
naturschutzfachlicher Sicht dargestellt. Dabei soll geprüft werden, inwieweit die Erreichung der 
Gesamtziele beispielsweise im Bereich der CO2-Vermeidung oder beim Flächenverbrauch von der 
Finanzmittelaufteilung abhängen. Auf dieser Grundlage wird dann entschieden, ob die bisherige 
Aufteilung der Mittel auf die Verkehrsträger beibehalten werden soll oder Verschiebungen 
notwendig sind (BMVBS 2013A). 
4.2.2 Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen an Straßen (EWS) 
Kurzbeschreibung 
Die Empfehlungen für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen an Straßen (EWS) (FGSV 1997A) sind ein 
etabliertes und in Deutschland vielfach angewandtes Verfahren. Die EWS genügen den 
Anforderungen an eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Auf eine ausführliche Darstellung des 
Verfahrens wird an dieser Stelle verzichtet. Einzelheiten sind (FGSV 1997A, FGSV 1997C, FGSV 
2010) zu entnehmen. 
Die EWS basieren auf einer Kosten-Nutzen-Analyse. Sie gibt standardisierte Monetarisierungs-
ansätze und Rechenvorschriften zur Ermittlung der Kostengrößen für die Erstellung, die Erhaltung 
und den Betrieb der Infrastruktur sowie den entsprechenden Nutzengrößen vor. Der Nutzen wird 
über eine Ohne-/Mitfall-Betrachtung ermittelt. Eine wesentliche Größe für die Nutzenermittlung 
bilden Änderungen bezüglich der Verkehrsleistung. Die Investitionsrechnung erfolgt nach der 
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Annuitätenmethode. Das Verfahren wird derzeit fortgeschrieben, grundlegende Änderungen im 
Verfahrensablauf sind nicht zu erwarten (FGSV 2010). 
Maßnahmenartübergreifender Charakter der EWS 
Die EWS sind für die Beurteilung von Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen mit 
(großräumigen) Auswirkungen für den motorisierten Straßenverkehr konzipiert. Die Bewertung 
von Erhaltungs- oder Modernisierungsmaßnahmen ist grundsätzlich nicht ausgeschlossen, setzt aber 
eine vollständige Monetarisierung der spezifischen Kosten- und Nutzenkomponenten innerhalb des 
Bewertungskorsetts der EWS voraus. Aufgrund des starken Einflusses von Änderungen in der 
Verkehrsbelastung auf die Nutzenbewertung wird dies in der Praxis auf erhebliche Schwierigkeiten 
stoßen (vgl. Abschnitt 4.3). 
4.2.3 Pavement Management System (PMS) 
Kurzbeschreibung 
Bei der Planung von Erhaltungsmaßnahmen in einem Pavement Management System (PMS) 
werden Maßnahmenvarianten (Rangreihung von Maßnahmenvarianten für einen Strecken-
abschnitt) und netzweiten Handlungsalternativen (Ermittlung der optimalen Maßnahmen für das 
Straßennetz bei vorgegebenem Budgetrahmen) integriert bewertet. Die nachfolgenden Dar-
stellungen basieren auf (MAERSCHALK ET AL. 2004) und (MAERSCHALK ET AL. 2008). 
Das Verfahren beruht auf einem dynamischen, wirksamkeits-kosten-analytischen Ansatz. Hierbei 
wird neben einem (Analyse-)Startjahr ein Planungszeitraum (z.B. 10 Jahre) und ein Analyse-
zeitraum (z.B. 20 Jahre) festgelegt. Der Analysezeitraum wird in zeitliche Berechnungseinheiten 
unterteilt (Einheit entspricht in der Regel einem Kalenderjahr). Vom System werden für den 
Planungszeitraum Maßnahmenalternativen generiert und die Folgen der Maßnahmen bis zum Ende 
des Analysezeitraums ermittelt und bewertet.  
Für jeden verhaltenshomogenen Abschnitt wird innerhalb des Systems eine Auswahl von geeigneten 
Maßnahmenvarianten vorgenommen anhand: 
• der Ergebnisse der Zustandserfassung und -bewertung (ZEB), 
• einer Prognose der künftig zu erwartenden Veränderungen von Zustandswerten (für jedes 
Merkmal gesondert) auf der Grundlage von typisierten Verhaltensfunktionen unter Berück-
sichtigung der örtlichen Gegebenheiten (Art und Alter der vorhandenen Befestigungs-
schichten, Art und Zeitpunkt bereits durchgeführter Maßnahmen),  
• eines vorgegebenen Eingriffsbereichs für den Zustandswert, bei dem Eingriffe in Betracht 
gezogen werden sollen (z.B. zwischen dem Warnwert mit Note 3,5 und dem Schwellen-
wert mit Note 4,5) und  
• eines vordefinierten Maßnahmenkatalogs, der für die Behebung der erwarteten Schäden 
geeignet ist. 
Durch die Realisierung einer Maßnahme werden die Attribute des betroffenen Streckenabschnitts 
verändert. Dies wird im System durch eine maßnahmenspezifische Veränderung der Zustands-
werte und eine Veränderung der Verhaltensfunktion abgebildet.  
Maßnahmenvorschläge werden für jedes Jahr des Prognosezeitraums unterbreitet, in denen die 
Verhaltensfunktion innerhalb des Eingriffsbereichs verläuft. In der Regel sind mehrere Maßnahmen-
alternativen für die Sicherstellung eines akzeptablen Straßenzustands geeignet. Durch die 
Zusammensetzung von sinnvollen Maßnahmenkombinationen ergeben sich die sinnvollen 
Maßnahmenstrategien. 
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Abbildung 11:  Schematische Darstellung der Zustandsentwicklung bei verschiedenen Maßnahmenalternativen (eigene 
Darstellung nach MAERSCHALK ET AL. 2008) 
Die Nutzenermittlung der einzelnen Strategien erfolgt qualitativ anhand eines Vergleichs der 
Flächen unter den Verhaltenskurven mit und ohne Maßnahme. Die Differenz zwischen den Kurven-
flächen wird als Maß für die qualitative Beurteilung der Wirksamkeit einer Maßnahme angesehen. 
Hierbei werden im PMS in der Regel die jeweiligen Verhaltensfunktionen für den Gesamtwert 
herangezogen. Die Differenzen werden für jede Berechnungsperiode ermittelt und aufsummiert. 
Diese Summe ergibt die Gesamtwirksamkeit einer Strategie. Für eine weitere Differenzierung der 
Wirksamkeit auf Netzebene wird die Wirksamkeit als Produkt aus Verkehrsstärke und Gesamtwert 
gebildet. Eine Diskontrate wird bei der Nutzenermittlung aus der Annahme heraus verwendet, dass 
ein frühzeitiger Nutzen für den Entscheidungsträger von höherer Bedeutung ist als ein späterer. 
Für einzelne Netzabschnitte kann auf dieser Grundlage auf Abschnittsebene die Bestimmung der 
Maßnahmenstrategie mit dem höchsten Nutzen und eine Rangreihung der Maßnahmen-
strategien nach ihren Nutzen erfolgen. Ob die Maßnahmenstrategie mit dem höchsten Nutzen 
umgesetzt werden kann, hängt von den verfügbaren Finanzmitteln (Erhaltungsbudget) ab.  
Bei Einschränkungen können in der Regel nicht die absolut vorteilhaftesten Maßnahmenszenarien, 
sondern die im Budgetrahmen optimalen Maßnahmenszenarien realisiert werden. Diese Auswahl 
erfolgt im Rahmen des PMS durch eine netzweite Optimierung. Hierzu wird kein mathematisches 
Optimierungsverfahren, sondern ein heuristisches Verfahren angewandt, welches zu quasi-
optimalen Lösungen von Entscheidungsproblemen führt (MAERSCHALK ET AL. 2004).  
Das Grundprinzip dieses Verfahrens ist in Abbildung 12 dargestellt. In einem zweidimensionalen 
Koordinatensystem werden die Maßnahmenszenarien anhand ihres Nutzen- und Kostenwerts ein-
getragen. Die Kosten der Maßnahmen werden dazu nach Einheitspreisen ermittelt. Durch eine 
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inflationsbereinigte Diskontierung der Kosten auf das Ende des Analysezeitraums wird die 
Vergleichbarkeit der in unterschiedlichen Jahren anfallenden Kosten hergestellt.  
Im Koordinatensystem stellt der Koordinatenursprung den Fall „nichts tun“ dar. Alle Strategien für 
alle Netzabschnitte werden in nach Kosten aufsteigender Reihenfolge sortiert. Die netzbezogene 
Optimierung der Strategieauswahl wird dabei nach der Vorgabe des „maximalen Nutzenzuwachses 
bei ansteigenden Kosten“ und den finanziellen Restriktionen aus den Budgetvorgaben ermittelt. In 
einem ersten Schritt werden ineffiziente Strategien, für die mindestens eine weitere Strategie 
besteht, die sowohl geringere Kosten als auch höhere Nutzen aufweist, aussortiert. Danach wird ein 
Kosten-Nutzen-Profil in Form einer Konvex-Einhüllenden über alle Strategien für alle Netz-
abschnitte erstellt. Wenn bei einer relativ starken Kostenzunahme ein unterproportionaler Nutzen-
zuwachs vorhanden ist, entsteht, bezogen auf das Nutzen-Kosten-Profil, eine konkave „Beule“. Im 
Sinne der gesetzten Zielfunktion (Erreichung eines maximalen Nutzenzuwachses) wird auch diese 
Strategie aussortiert, kann aber z.B. zur möglichst weitgehenden Ausschöpfung des Budgetrahmens 
als „Nachrücker“ in Reserve gehalten werden. Damit ergibt sich eine Rangreihung aller Strategien, 
wobei für einen Abschnitt mehrere Strategien enthalten sind. In einem abschließenden Verfahrens-
schritt werden nun netzweit Maßnahmenstrategien den einzelnen Netzabschnitten zugeordnet, 
indem die sortierte Liste der Strategien in absteigender Reihenfolge abgearbeitet wird (bei gleich-
zeitiger Ermittlung der kumulierten Kosten und Abgleich mit dem Gesamtbudget, letzteres ohne 
Diskontierung). Der Optimierungsprozess endet, wenn für alle zur Erhaltung vorgesehenen 
Abschnitte Strategien zugeordnet worden sind oder die Budgetmittel erschöpft sind. 
 
Abbildung 12:  Beispielhafte Darstellung des Prinzips der Konvex-Einhüllenden des Nutzen-Kosten-Profils für sechs  
 exemplarische Strategien (eigene Darstellung nach MAERSCHALK ET AL. 2008) 
Im Ergebnis wird ein Maßnahmenprogramm ausgewiesen, welches die aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht optimalen Strategien, die im verfügbaren Budgetrahmen möglich sind, 
aufweist. Mit der netzweiten Optimierung wird auf diese Weise für jeden Abschnitt eine bestimmte 
Variante ausgewählt, für die auf Netzebene eine Rangreihung erfolgen kann. 
Maßnahmenartübergreifender Charakter 
Das PMS bezieht sich auf Erhaltungsmaßnahmen für Fahrbahnen, da über die ZEB derzeit keine 
anderen Verkehrsflächen betrachtet werden (MAERSCHALK ET AL. 2008). Theoretisch lassen sich die 
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sonstigen Anlagenteile der Straßeninfrastruktur in die Managementverfahren für Straßen-
befestigungen und Bauwerke integrieren. Dies ist derzeit noch nicht realisiert, da der Zustand der 
sonstigen Anlagenteile meist unbekannt und ihre, aufgrund ihrer Vielfalt und Unterschiedlichkeit 
sehr schwierige, methodische Behandlung noch lückenhaft ist (MAERSCHALK ET AL. 2004). 
In einem erweiterten PMS wäre es theoretisch auch möglich, Vorschläge für Um-/Ausbau- 
bzw. Erweiterungsmaßnahmen zu ermitteln. Dazu müssten jedoch objektivierte und nachvoll-
ziehbare Algorithmen angegeben werden. Dies ist, vor allem im Bereich der Modernisierungs-
maßnahmen, nur bei einem sehr geringen Teil dieser Maßnahmen möglich (MAERSCHALK ET AL. 
2004). 
Während im Rahmen der Zustandserfassung und -bewertung und somit auch bei der Erhaltungs-
planung über die Teilzielwerte Verkehrssicherheit, Befahrbarkeit und Substanzerhalt die Zielträger 
'Bürger als Straßennutzer' und 'Bürger als Steuerzahler (Baulastträger)' weitgehend Berück-
sichtigung finden, gibt es für den Zielträger 'Bürger als Betroffener (Allgemeinheit/ Dritter)' 
bislang keine allgemeingültigen Ansätze (GROßMANN ET AL. 2008). 
4.2.4 Bauwerk Management System (BMS) 
Kurzbeschreibung 
Das Bauwerk-Management-System (BMS) soll als wichtiger Baustein eines künftigen 
Gesamtsystems Straßenerhaltung eine umfassende Erfassung und Bewertung des Bauwerkszustands 
auf Objekt- und Netzebene ermöglichen und zur Unterstützung von Bund und Ländern bei der 
Planung und Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen eingesetzt werden. Die objektbezogene 
Betrachtung wurde im Abschnitt 2.4.2 dargestellt. Nachfolgend wird die BMS-Komponente zur 
netzweiten Optimierung des objektbezogenen Ansatzes beschrieben (vgl. HOLST 2005).  
Ziel des Verfahrens ist die möglichst effiziente Nutzung von Finanzmitteln zur Erreichung eines 
möglichst guten Bauwerkzustands im betrachteten Netz. Grundlage bildet die Bewertung auf 
Objektebene, die einen ersten Ansatz für Maßnahmen und eine Rangreihung auf Objektebene 
liefert. Auf dieser Grundlage wird unter Berücksichtigung von Randbedingungen und Restriktionen 
auf Netzebene eine netzweit optimierte Rangreihung von Erhaltungsmaßnahmen erstellt.  
Als Lösungsansatz wurde ein heuristisches Verfahren gewählt, das aus einer jahresweisen 
Optimierung durch Lösung des jeweiligen Knapsack-Problems und einer periodenübergreifenden 
Planung (Backtracking-Verfahren) besteht. Durch letztere sollen sogenannte „Sackgassen“ 
vermieden werden, die entstehen, wenn so viele Erhaltungsmaßnahmen zur Sicherstellung eines 
Mindestzustands notwendig werden, dass für diese das Budget in diesem Jahr nicht ausreicht. Sack-
gassen werden vermieden, indem für notwendige Maßnahmen eine Fixierung für eine bestimmte 
Anzahl an Jahren vorgenommen wird, verbunden mit dem Anstoßen einer Neuplanung mit dem 
dann reduzierten Budget (Backtracking). Das (Multiple-Choice-)Knapsack-Problem (MCKP) wird 
mit Hilfe von Verfahren der dynamischen Programmierung gelöst. 
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Abbildung 13:  Systemüberblick und Datenfluss BMS-EP (Quelle: HOLST 2005) 
Die Optimierung erfolgt nach einem Nutzenwert, der insbesondere die Auswirkung einer 
Maßnahme auf den Bauwerkszustand berücksichtigt. Daneben können volkswirtschaftliche Aspekte 
wie Nutzerkosten über einen Gewichtungsansatz einbezogen werden. Ferner können Gewichtungs-
faktoren zur Berücksichtigung der Bedeutung des Bauwerks integriert werden.  
Der zustandsorientierte Nutzenwert wird durch ein gewichtetes Mittel der Zustandsnoten der 
einzelnen Bauteilgruppen gebildet. Im Gegensatz zum PMS werden Durchschlagregeln nicht 
berücksichtigt, wodurch alle Einflüsse von Maßnahmen auf den Bauwerkszustand berücksichtigt 
werden. Der Effekt von Maßnahmen wird über einfache Rücksetzwerte abgebildet, die aber auch 
durch realitätsnahe Effektfunktionen ersetzt werden können. 
Dem Risiko, dass durch die Nutzenoptimierung Maßnahmen mit geringerem Nutzen nicht 
umgesetzt werden und dies in der Folge zu einer Verschiebung notwendiger Ausgaben in die 
Zukunft (außerhalb des Planungshorizonts von ca. 6 Jahren) führt, begegnet das BMS durch die 
Definition von sog. „Default-Maßnahmen“. Der Grundgedanke besteht darin, dass für jedes 
Bauwerk zunächst eine kostenminimale Maßnahmenauswahl über alle Jahre des Planungszeitraums 
von ca. sechs Jahren bestimmt wird, die das Unterschreiten des Mindesterhaltungsstandards 
verhindert. Diese „Default-Maßnahmen“ werden erst endgültig eingeplant, wenn die nachfolgende 
Knapsack-Optimierung nicht noch bessere Maßnahmen erlaubt.  
Für die sequentielle periodenweise Optimierung werden die Jahresbudgets um die Kosten für die 
gesetzten „Default-Maßnahmen“ reduziert. Maßnahmen, die in einem Jahr mehr Effekt zeigen als 
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die Default-Maßnahme, werden in ihren Nutzen und Kosten um Nutzen und Kosten der „Default-
Maßnahme“ reduziert.  
 
Abbildung 14:  Lösung des Optimierungsproblems beim BMS-EP bei vorgegebenem Finanzierungsbudget  (Quelle: 
HOLST 2005) 
Neben dieser netzweiten Optimierung verfügt das BMS über ein Modul zur Szenarienbildung, das 
auf einen praktikablen Weg eine kurzfristige Erstellung von Qualitäts- und Finanzszenarien 
ermöglicht. Die Szenarienbildung ermöglicht eine Erweiterung des Betrachtungszeitraums über den 
Planungshorizont von 6 Jahren hinaus. 
Maßnahmenartübergreifender Charakter 
Das Verfahren ist grundsätzlich für alle Bauwerke geeignet, ist aber durch die Ausrichtung auf 
Zustandsdaten für Brückenbauwerke schwerpunktmäßig auf diese Bauwerksart ausgerichtet. Das 
Verfahren wurde in erster Linie für Bundesstraßen entwickelt, kann aber bei Verfügbarkeit von 
geeigneten Datengrundlagen auch durch andere Baulastträger verwendet werden. Berücksichtigt 
werden bauliche Maßnahmen an Bauwerken, die nicht mit einer Kapazitätserweiterung für den Kfz-
Verkehr verbunden sind (also Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen).  
Auch wenn die inhaltliche Ausrichtung des Verfahrens auf Bauwerksdaten eine direkte Übertragung 
auf andere Maßnahmenarten verhindert, bietet die gewählte Methodik Ansätze, die für eine 
maßnahmenartübergreifende Bewertung von Belang sein könnten. Hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang die Definition von „Default-Maßnahmen“, über die Investitionsstaus aufgrund von 
nicht realisierten (Erhaltungs-)Maßnahmen vermieden werden sollen.  
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Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 4.2:  In Deutschland etablierte Bewertungsverfahren  
 
 Die etablierten Verfahren sind auf einzelne Bereiche und Anlagenteile des Straßen-
baus begrenzt.  
 Die mit den Verfahren verfolgten Ziele sind weitestgehend vergleichbar, die 
verwendeten Zielkriterien und die Methoden zur Wirkungsermittlung weichen z.T. 
erheblich voneinander ab. Hierdurch wird eine direkte Integration dieser Verfahren in 
einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung verhindert. 
 Eine Erweiterung der betrachteten Verfahren auf andere Bereiche oder Anlagenteile ist 
grundsätzlich denkbar. Derzeit fehlen jedoch wesentliche Kenntnisse, infolgedessen 
keine Erweiterung der etablierten Verfahren auf andere Maßnahmenarten 
innerhalb der jeweils angewandten Methoden möglich ist. 
 Die flexible Anwendung der untersuchten Verfahren ist aufgrund des standar-
disierten Charakters begrenzt (z.B. in Hinblick auf die Festlegung von eigenen Zielen 
durch den Entscheidungsträger, die zu berücksichtigenden Maßnahmenarten, die zu 
verwendenden Datengrundlagen und die verwendeten Wirkungsermittlungs-
methoden). 
 Alle Verfahren sind dazu geeignet, für eine große Anzahl an Maßnahmen eine Dring-
lichkeitsreihung unter Beachtung von Budgetrestriktionen zu erreichen. 
 Dynamische Wirkungsverläufe werden bei den Managementverfahren explizit 
berücksichtigt. Die EWS erlauben ebenfalls einen dynamischen Ansatz. 
 Alleinig das Verfahren zum Bauwerk-Management-System bietet Ansätze zur Sicher-
stellung der langfristigen politischen Handlungsfähigkeit durch die Vermeidung von 
Investitionsstaus.  
 Die Berücksichtigung von Unsicherheit erfolgt nur im Rahmen des Bundes-
verkehrswegeplans in wesentlichem Umfang in Form einer Vorprüfung von Projekt-
informationen. 
 Die Berücksichtigung von (komplexen) Interdependenzwirkungen (z.B. aufgrund 
von weiträumigen Wirkungsausdehnungen) erfolgt bei den Management-Verfahren auf-
grund des objektbezogenen Optimierungsansatzes nicht. Bei der Projektbewertung für 
den BVWP und EWS können Interdependenzwirkungen berücksichtigt werden.  
 Die betrachteten Verfahren sind sämtlich für eine periodische Wiederholung 
konzipiert worden. 
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4.3 Beispiele für die in Deutschland eingesetzten Verfahren zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
4.3.1 Systematik für eine objektive Dringlichkeitsreihung im Rahmen der 
Straßenerhaltung in Kommunen29 
Kurzbeschreibung 
Dieser Ansatz wurde von (GROßMANN ET AL. 2008) entwickelt und am Beispiel der 
Wissenschaftsstadt Darmstadt angewandt. Der Ansatz baut auf den Ergebnissen von Pavement-
Management-Systemen (PMS) auf. Für den Fall, dass die verfügbaren Finanzierungsmittel nicht 
für die Umsetzung der ermittelten Bauprogramme ausreichen, wird durch die Implementierung von 
zusätzlichen Kriterien eine objektive und zielführende Dringlichkeitsreihung von Erhaltungsmaß-
nahmen auf kommunaler Ebene unter zusätzlicher Einbeziehung des Zielträgers Allgemeinheit/ 
Dritte angestrebt. Ziel ist, einen möglichst großen Nutzen für das gesamte städtische Umfeld zu 
erzielen, indem die Betroffenheit von Dritten/der Allgemeinheit, für die im PMS keine allgemein-
gültigen Ansätze vorliegen, besser berücksichtigt wird.  
Das Verfahren verfolgt einen nutzwertanalytischen Ansatz und ist als Übergangslösung in Bezug 
auf die Bewertung der Betroffenheit Dritter bei Erhaltungsmaßnahmen bis zum Vorliegen ent-
sprechender Regelwerke konzipiert.  
Die Bewertung berücksichtigt die vorhandene Lärmbetroffenheit von Anwohnern anhand einer vor-
liegenden Lärmkartierung und priorisiert Maßnahmen für Abschnitte mit hoher Vorbelastung. Es 
wird zwar ausdrücklich kein zwingender Zusammenhang zwischen Maßnahme und Verbesserung 
der Lärmbelastung erwartet, durch die Beseitigung von Schlaglöchern oder Unebenheiten soll aber 
das subjektive Lärmempfinden der Anwohner positiv beeinflusst werden. Weitere Bewertungs-
kriterien sind subjektive Festlegungen bezüglich der Bedeutung der Straße und dem Umfang der 
Maßnahme oder empfindliche Straßenrandnutzungen (Schulen, Altenpflegeheime, Krankenhäuser 
etc.). 
Für die Dringlichkeitsbewertung wird die Priorisierung für definierte Tatbestände durchgeführt. 
Eingriffe der Ver- und Entsorger in den Straßenraum gelten bei der Planung als Durchschlags-
kriterium, entsprechende Abschnitte bevorzugt zu behandeln. Ferner sollen Streckenabschnitte, die 
vom ÖPNV genutzt werden, und Abschnitte mit hoher Verkehrsbelastung bevorzugt umgesetzt 
werden. 
Maßnahmenartübergreifender Charakter 
Die vorgestellte Methodik ist für Erhaltungsmaßnahmen ausgelegt. Der Ansatz, weitere Bewertungs-
kriterien in Bezug auf die Betroffenheit Dritter einzubringen und die Maßnahmen in eine Dringlich-
keitsreihung zu bringen, verknüpft Elemente aus der Bewertung von Neubau- und Erweiterungs-
maßnahmen mit dem Verfahren des PMS.  
Die Autoren weisen darauf hin, dass aufgrund der verschiedenen Anforderungen, Möglichkeiten 
und Rahmenbedingungen einer Kommune sowie den unterschiedlichen Zielsetzungen die Definition 
allgemeingültiger Kriterien für den Parameter „Umwelt/Dritte“ schwierig ist. Es wird empfohlen, 
dass künftige Regelwerke hierzu einen gewissen Freiraum erlauben, damit jede Kommune ihre 
eigenen Schwerpunkte setzen kann.  
                                               
29  Quellengrundlage für diesen Abschnitt ist (GROßMANN ET AL. 2008). 
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4.3.2 Bewertungsverfahren zum Ausbauplan für die Staatsstraßen in Bayern unter 
Einbezug der EWS30 
Kurzbeschreibung 
Das Verfahren wird für die Aufstellung des Ausbauplans für Staatsstraßen in Bayern angewandt 
und von (MUVEDA ET AL. 2011) und (DEGELMANN ET AL. 2000) beschrieben. 
Das Verfahren wurde für den 5. Ausbauplan 2001 entwickelt und seitdem fortgeschrieben. Die 
letzte Anpassung fand im Rahmen des 7. Ausbauplans 2011 statt. Mit dem Verfahren werden rd. 
1.000 Planungsmaßnahmen gesamtwirtschaftlich bewertet. Die hierfür verwendete Nutzen-Kosten-
Analyse integriert wesentliche Teilaspekte des BVWP und der EWS. Für die abschließende 
Dringlichkeitsreihung werden eine gesonderte Umweltrisikoeinschätzung und eine Raumwirksam-
keitsanalyse durchgeführt.  
Maßnahmenartübergreifender Charakter 
Neben Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen werden im Bewertungsverfahren auch 
Maßnahmen aus den Kategorien Modernisierung und Erhaltung berücksichtigt. Maßnahmen aus 
den Bereichen Modernisierung und Erhaltung sind allerdings auf jeweils einen Maßnahmentyp 
(Beseitigung von Bahnübergängen bzw. Erneuerungsmaßnahmen an Bauwerken) begrenzt, für den 
gesonderte NKA durchgeführt werden.  
Die Ergebnisse der einzelnen Teilverfahren werden für die Gesamtbewertung zusammengeführt. 
Grundsätzlich werden bei der Nutzenbewertung eingesparte Kosten für Erhaltungsmaßnahmen 
berücksichtigt.  
Das Verfahren für Staatsstraßen in Bayern kann vereinfachend als Äquivalent des Bewertungs-
verfahrens für Bundesstraßen des BVWP angesehen werden.  
4.3.3 Maßnahmenbewertung in der Straßenerhaltung unter Einbeziehung der 
EWS31 
Kurzbeschreibung 
Dieses von (HÜLSEMANN 2000) beschriebene Verfahren geht auf eine vom BMVBW initiierte 
verkehrswirtschaftliche Untersuchung zur Abschätzung der Wirkung zeitlich zurückgestellter 
Reinvestitionen in die Straßeninfrastruktur zurück.  
Grundansatz ist, über eine Verknüpfung von Zustandsdaten und Monetarisierungsansätzen der 
EWS eine Rangreihung von Erhaltungsmaßnahmen nach gesamtwirtschaftlich relevanten Nutzen-
komponenten zu erhalten. Als Indikator wird hier die Änderung der Reisegeschwindigkeiten 
zwischen Ohne- und Mitfall gewählt, auf deren Grundlage Auswirkungen für die Fahrzeugbetriebs-
kosten, Reisezeitgewinne, Schadstoffbelastungen und Klimabelastungen nach den Berechnungs-
vorschriften der EWS ermittelt werden.  
                                               
30  Quellengrundlagen für diesen Abschnitt sind (MUVEDA ET AL. 2011) und (DEGELMANN ET AL. 2000). 
31  Quellengrundlage für diesen Abschnitt ist (HÜLSEMANN 2000). 
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Maßnahmenartübergreifender Charakter  
Das Verfahren bezieht sich ausdrücklich ausschließlich auf Erhaltungsmaßnahmen an Fahrbahn-
befestigungen. Erhaltungsmaßnahmen an weiteren Anlagenteilen können auf dieser Grundlage 
nicht bewertet werden. Der methodische Ansatz strebt allerdings eine Verknüpfung der etablierten 
Verfahren für Erhaltungsmaßnahmen (PMS) und für Neu- und Erweiterungsmaßnahmen (EWS) an. 
Umgesetzt wird dies durch eine Verkettung der Grundlagendaten für ein PMS mit dem Bewertungs-
verfahren der EWS. Wie die Ergebnisse in eine Entscheidungsfindung innerhalb eines PMS integriert 
werden sollen, bleibt offen.  
Der Autor weist ausdrücklich darauf hin, dass es sich bei der Darstellung um Vorüberlegungen zu 
einer späteren Implementierung in einem PMS handelt und die Grundlagen und Annahmen noch zu 
verifizieren seien. Insbesondere, ob der angenommene Zusammenhang zwischen Reisegeschwindig-
keit und Zustandsgrößen der ZEB so besteht, ist zu hinterfragen.  
Außerdem fehlen für eine Bewertung der gesamtwirtschaftlichen Aspekte wichtige Elemente wie die 
Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit und das Umfeld. Die Bedeutung des Beitrags vor dem 
Hintergrund der vorliegenden Fragestellung besteht vor allem in dem Ansatz, eine Verknüpfung von 
Elementen des PMS mit Bewertungsansätzen der EWS über eine dynamische Bewertung von 
Wirkungszusammenhängen herzustellen.  
4.3.4 Dringlichkeitsbewertung von Ausbau-, Umbau- und Erhaltungsmaßnahmen an 
Landesstraßen in Hessen32 
Kurzbeschreibung 
Die Hessische Straßen- und Verkehrsverwaltung (HSVV) verfügt mit einem Verfahren zur 
Bewertung der Dringlichkeit von Modernisierungs- und Erhaltungsmaßnahmen im hessischen 
Landesstraßennetz über ein Instrument zur Steuerung des Einsatzes der hierfür verfügbaren 
Finanzmittel. Mit dem Verfahren werden üblicherweise im Vorfeld einer Legislaturperiode des 
Hessischen Landtages die angemeldeten Maßnahmen einer systematischen Bewertung bezüglich 
ihres Gesamtnutzens für Betreiber, Nutzer und Umfeld unterzogen. Über eine Dringlichkeitsreihung 
werden die Maßnahmen ausgewählt, die im Geltungszeitraum unter Berücksichtigung der verfüg-
baren Finanzmittel durchgeführt werden können.  
Die Maßnahmen werden von den zuständigen Ämtern für Straßen- und Verkehrswesen (ASV) 
gemeldet. Das Verfahren basiert auf einem nutzwertanalytischen Ansatz. Man entschied sich 
gegen eine Monetarisierung der Nutzenbeiträge wegen der sich teilweise in einem frühen Planungs-
stand befindlichen Maßnahmen, der nur grob vorhandenen Kenntnisse über Maßnahmenkosten und 
Wirkungszusammenhänge sowie der hohen Anzahl der zu bewertenden Maßnahmen. Das 
Verfahren wurde mehrfach fortgeschrieben, zuletzt im Jahr 2010.  
Ziel der Fortschreibung ist es, den Bewertungsaufwand für das vorhandene Verfahren zu 
minimieren und die Belastbarkeit und Akzeptanz der Bewertungsergebnisse weiter zu optimieren. 
Hierzu wurde eine verstärkte Einbindung von objektiv erfassbaren Grundlagen angestrebt. Die 
Herstellung der Vergleichbarkeit der Wirkungsbeiträge hat in diesem Zusammenhang eine hohe 
Bedeutung für eine integrierte Bewertung und Prioritätenreihung aller Maßnahmen. Dazu werden 
Ansätze der Monetarisierung als Hilfsmittel aufgegriffen. Zur Orientierung dienen Kostensätze, 
die z.B. in den EWS und weiteren allgemein anerkannten Verfahren der Verkehrsplanung 
                                               
32  Quellengrundlage für diesen Abschnitt ist (DIELEMAN ET AL. 2010). 
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verwendet werden. Durch eine Längennormierung der Nutzenbeiträge für linienhafte Maßnahmen 
wird die Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen verbessert.  
Eine wichtige Grundlage für die Bewertung bilden bereits vorliegende Datengrundlagen wie die 
Ergebnisse der Zustands-Erfassung und -Bewertung (ZEB), die Bauwerksprüfungen nach DIN 1076 
für Bauwerke und die Verkehrsmengenkarte Hessen.  
Maßnahmenartübergreifender Charakter  
Das Verfahren sieht eine vergleichende Bewertung von Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, die keine wesentlichen Belastungsänderungen hervorrufen, vor. Hierbei werden 
grundsätzlich alle Anlagenteile der Straßeninfrastruktur einbezogen. Die Bewertung für die 
HSVV umfasst allerdings im Kern Maßnahmen am Straßenoberbau, Brückenbauwerke und Aus-
stattungen für Knotenpunkte.  
Über bewusst vereinfachte und mehrstufige Ansätze wird angestrebt, die vorhandene Daten-
unsicherheit und die in der Praxis nur bedingt modellhaft abbildbaren komplexen Wirkungsketten 
transparent und dadurch dem Entscheidungsträger bewusst zu machen. Die Skalierung und 
Gewichtung über Monetarisierungsansätze objektiviert deren Festlegung, ohne dass hierdurch 
politische Schwerpunktsetzungen verhindert werden. Die Effizienz von Maßnahmen wird nur 
indirekt berücksichtigt. Die im Zeitverlauf dynamische Entwicklung der Substanz wird durch das 
statische Verfahren und den zeitlich begrenzten Betrachtungszeitraum von fünf Jahren ebenfalls nur 
indirekt berücksichtigt.  
4.3.5 Beurteilung des Ausbaubedarfs von anbaufreien Strecken von Bundes- und 
Landesstraßen im Land Brandenburg33 
Das Verfahren wurde zur Ermittlung des Ausbaubedarfs von Außerortsstraßennetzen und der 
Bestimmung der Dringlichkeit des Ausbaubedarfs für Streckenabschnitte entwickelt und ist stark 
an die EWS angelehnt. 
Die Bewertung erfolgt auf der Grundlage von jährlich bestimmten Nutzenpotenzialen, die bei der 
Umsetzung von zwei vorgegebenen Ausbauformen gegenüber der Bestandssituation erwartet 
werden. Diese werden zu den jährlichen Kosten (ermittelt nach der Annuitätenmethode) ins 
Verhältnis gesetzt. Abschnitte mit einem Nutzen-Kosten-Verhältnis > 1 haben Ausbaubedarf.  
Bewertet werden die erwarteten Sicherheitspotenziale auf Grundlage der Unfallkostendichte, 
Erreichbarkeitsverbesserungen durch die Behebung von linienhaften und punktuellen 
Geschwindigkeitseinschränkungen, Einsparungen im Energieverbrauch durch vermeidbare 
Umwege für den Schwerverkehr und Änderungen bei den Geschwindigkeitsprofilen. Die Nutzen-
beiträge werden auf Grundlage von fest definierten Zielwerten, die beim Ausbau erreicht werden, 
und der Fahrleistung berechnet. Durch Multiplikation mit dem Verhältnis von prognostizierter 
Verkehrsstärke und der Analyse-Verkehrsstärke wird der Nutzen auf einen Prognosehorizont hoch-
gerechnet. 
Maßnahmenartübergreifender Charakter  
In diesem Verfahren werden die Maßnahmenarten Erhaltung (Erneuerung) und Modernisierung 
behandelt. Das Verfahren schließt zwar keine Anlagenteile explizit aus, die Nutzenermittlung 
fokussiert allerdings auf die Auswirkungen für den Verkehrsablauf. Eine besondere Bewertung der 
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Situation nach dem Ausbau unter Berücksichtigung der jeweiligen Umfeldbedingungen erfolgt 
nicht.  
Dieses Verfahren ist nicht nur für die objektbezogene Bewertung einer Liste von Einzelmaßnahmen 
konzipiert, sondern ermöglicht eine netzweite Bewertung von wirkungshomogenen Strecken-
abschnitten anhand quantifizierter Zielgrößen und Nutzenpotenziale. Es ermöglicht daher auch die 
Identifikation von Abschnitten mit Handlungsbedarf. Die Bewertung wird für zwei vordefinierte 
Ausbauformen (grundhafte Erneuerung/mittelfristiger Ausbau) durchgeführt. Die beiden Ausbau-
formen werden dabei in ihrer Kosten- und Wirkungsstruktur standardisiert.  
Durch die Verwendung von nicht nachgewiesenen Wirkungszusammenhängen (z.B., dass 
mittelfristige Ausbaumaßnahmen 50% des Sicherheitspotenzials von grundhaften Ausbau-
maßnahmen haben), fest definierten Wirkungsgraden bei der Umsetzung der Ausbauformen ohne 
Berücksichtigung der gegebenen Umfeldbedingungen und durch die Vernachlässigung von 
Wirkungskomponenten (Auswirkungen auf Dritte/Umwelt) ist das Verfahren für die Begründung 
eines Ausbaubedarfs als problematisch zu sehen. Als Grundlage für die Bewertung von 
Dringlichkeiten bietet das grundlegende Prinzip des Verfahrens auf der Basis von vermeidbaren 
Mängeln in Bezug auf definierte Zielwerte aber einen relativ einfachen und nachvollziehbaren 
Ansatz. 
 
4.4 Ausgewählte, außerhalb von Deutschland eingesetzte Verfahren  
4.4.1 Vorbemerkungen 
Nachfolgend werden als Ergebnis der durchgeführten Literaturanalyse drei für diese Arbeit 
relevante Verfahren dargestellt, die exemplarisch die alternativen Herangehensweisen zu den in 
Deutschland verwendeten Verfahren veranschaulichen sollen.    
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Abschnitt 4.3:  Beispiele für die in Deutschland eingesetzten Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung  
 
 In den letzten Jahren wurden verschiedene fallspezifische Verfahren für eine 
maßnahmenartübergreifende Bewertung von Straßenbaumaßnahmen entwickelt. 
Hieraus wird ein grundsätzlicher Bedarf an solchen Verfahren deutlich.  
 Die Verfahren sind auf ausgewählte Bereiche des Straßenbaus und Anlagenteile 
begrenzt.  
 Die Verfahren orientieren sich in der Regel an den EWS und verknüpfen diese mit 
weiteren Ansätzen, z.B. denen des PMS. Die Verfahren werden dabei vor dem Hinter-
grund des jeweils fallspezifischen Kontextes der Entscheidungsfindung konzipiert.  
 Die Verfahren bestehen aus verschiedenen und nicht oder nur bedingt auf andere 
Anwendungsfälle übertragbaren Vorgehensweisen.  
 Insbesondere Ansätze zur Sicherstellung der langfristigen politischen Handlungs-
fähigkeit durch die Vermeidung von Investitionsstaus und die Berücksichtigung von 
Unsicherheit bilden keine wesentlichen Bestandteile der analysierten Verfahren. 
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4.4.2 Highway Development and Management (HDM-4) 
Kurzbeschreibung 
Das HDM-Verfahren ist eines der weltweit meistverwendeten gesamtwirtschaftlichen 
Bewertungsverfahren für Straßenbaumaßnahmen. Die grundlegende Methodik wird bei von der 
EU geförderten Straßeninfrastrukturvorhaben angewendet. Das Verfahren wird auch von der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) und anderen international agierenden Banken als Bewertungs-
verfahren gefordert. Außerdem sind viele europäischen Bewertungsrichtlinien mit diesem Verfahren 
konform. (FGSV 2010) 
Das HDM-Verfahren unterstützt die Entscheidungsfindung für strategische Fragestellungen, 
Allokationsentscheidungen im Rahmen der Programmplanung und die Variantenbewertung von 
Einzelmaßnahmen bzw. Maßnahmenbündeln (KERALI ET AL. 2006). 
Das HDM-Verfahren ist modular mit den folgenden vier Komponenten aufgebaut: 
• Infrastrukturabnutzung 
• Effekte durch Straßenerhaltungsmaßnahmen 
• Effekte der Straßennutzung (sowohl für motorisierte als auch für nichtmotorisierte 
Verkehrsteilnehmer) 
• sozio-ökonomische und Umwelteffekte 
Eine wichtige Grundlage für die Nutzenbewertung bildet der Zustand des Straßennetzes, das den 
Zustand über den International Roughness Index (IRI) abgebildet. Die zukünftige Entwicklung des 
IR-Index unter Einfluss von exogenen Faktoren wie der Verkehrsbelastung wird über das Modul der 
Infrastrukturabnutzung ermittelt. Über den IRI-Index werden sowohl die Effekte von Straßen-
erhaltungsmaßnahmen als auch Effekte für die Straßennutzung abgeleitet. Eine der wichtigsten 
Wirkungskomponenten ist z.B. die Reduktion der Fahrzeugbetriebskosten durch bessere 
Straßenzustände.  
Über das HDM-4-Verfahren können softwaregestützt über Monetarisierungsansätze die 
periodischen (in Jahresscheiben) Kosten und Nutzen für ein Vielzahl von Varianten für einen 
vom Entscheider festgelegten Betrachtungszeitraum ermittelt und dargestellt werden. Hierzu 
werden detaillierte Angaben zum jeweiligen Bauprogramm, zu angestrebten Qualitätsstandards für 
den Zustand des Straßennetzes, zu Eigenschaften von Erhaltungsmaßnahmen, zum Verkehrs-
aufkommen und zu Umweltbedingungen benötigt.  
Das Verfahren bietet die Möglichkeit, Fragestellungen unter Einbeziehung von verschiedenen 
Planungsebenen zu bearbeiten. So können zur Allokationsentscheidung im Rahmen der Programm-
planung simultan unterschiedliche Budgetszenarien auf strategischer Ebene bewertet und optimiert 
werden. Auf diese Weise können Erkenntnisse über Umfang und Ausbauqualität eines langfristig 
nachhaltig finanzierbaren Straßennetzes unter verschiedenen Budgetszenarien gewonnen werden.  
Das HDM-4-Verfahren unterstützt bei der Aufstellung von mehrjährigen, rollierenden 
Programmplanungen unter Verwendung von Rangreihungen auf Basis von Nutzen-Kosten-
Verhältnissen (vgl. Abbildung 15). 
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Abbildung 15:  Beispiel für ein Ergebnis der Programmplanung des HDM-4-Verfahren (Quelle KERALI ET AL. 2006) 
Maßnahmenartübergreifender Charakter  
Die dynamische Ermittlung des vorhandenen und erwarteten Straßenzustands erlaubt eine 
vergleichende Bewertung sowohl von Neubau- und Erweiterungs- als auch von Erhaltungs-
maßnahmen.  
Im HDM-4-Verfahren können außerdem neben dem Straßenoberbau auch Ingenieurbauwerke und 
sonstige Anlagenteile behandelt werden, allerdings nur als Teil von Maßnahmenkosten für Straßen-
baumaßnahmen und im Rahmen der Anlagenbewertung auf strategischer Ebene. Eine 
vergleichende Bewertung von spezifischen Maßnahmen für Ingenieurbauwerke oder sonstige 
Anlagenteile ist im HDM-4-Verfahren nicht vorgesehen.  
Das Verfahren ist ursprünglich für die Entscheidungsfindung in Entwicklungsländern unter Berück-
sichtigung der dort vorherrschenden besonderen Problemlagen entwickelt worden. Das Verfahren 
ist insbesondere für Fälle geeignet, bei denen signifikante Wechselwirkungen zwischen Straßen-
zustand und Fahrzeugkosten oder erhebliche Veränderungen der Nachfrage über den Unter-
suchungszeitraum auftreten. Die Konformität mit den in den EWS und im PMS verankerten 
Ansätzen ist nur ansatzweise gegeben. Das dynamische Verfahren, das dem HDM zugrunde liegt, 
lässt aber grundsätzlich auch andere Bewertungsansätze zu (vgl. z.B. EUC 2002).  
4.4.3 Kosten-Nutzen-Analysen im Straßenverkehr – Schweiz34 
Kurzbeschreibung 
In der Schweiz regelt die Norm „Kosten-Nutzen-Analysen im Straßenverkehr“ die Bewertung der 
volkswirtschaftlichen Effizienz von Infrastrukturinvestitionen im Straßenverkehr, basierend 
auf einer Nutzen-Kosten-Analyse. Sie gibt ähnlich wie die EWS Vorgaben über die einzu-
beziehenden Indikatoren, Rechenvorschriften und zu verwendenden Monetarisierungsansätze. Sie 
                                               
34 Quellengrundlage für diesen Abschnitt ist (ECOPLAN ET AL. 2005). 
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ist sowohl für die Bewertung von Maßnahmenvarianten als auch für die Priorisierung von 
Maßnahmen anwendbar.  
 
Abbildung 16:  Fiktive Ergebnisdarstellung der Schweizer Kosten-Nutzen-Analyse im Straßenverkehr 
(Quelle ECOPLAN ET AL. 2005) 
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Ein wesentlicher Unterschied zu den Nutzen-Kosten-Analysen der EWS und dem BVWP ist die 
Vorgabe einer dynamischen Nutzen-Kosten-Analyse. Hierdurch sollen variable Nutzenbeiträge im 
Verlauf des Betrachtungszeitraums besser berücksichtigt werden können. Diese Vorgehensweise 
ermöglicht außerdem eine zeitliche Optimierung der Realisierung von Maßnahmen.  
Maßnahmenartübergreifender Charakter  
Die Norm hat einen breiten Anwendungsbereich, so sollen auch Aussagen zu den Kosten und 
Nutzen von verkehrspolitischen Maßnahmen oder Vorschriften ermöglicht werden.  
Wie bei den EWS ergeben sich viele Indikatoren direkt aus der Veränderung der Verkehrsbelastung 
infolge der Maßnahmen. Der Straßenzustand geht nicht explizit in das Verfahren ein. Hierdurch 
wird, obwohl die dynamische Bewertung von Wirkungen Vorteile für die maßnahmenartüber-
greifende Bewertung bietet, die Eignung des Verfahrens für eine maßnahmenartübergreifende 
Bewertung in der Praxis vermutlich begrenzt sein.  
4.4.4 Bedarfsorientierte Priorisierung 
Kurzbeschreibung 
Das Kansas Department of Transportation (KDOT) ist für Erhaltung, Modernisierung, Neubau und 
Erweiterung des staatlichen Schnellstraßennetzes verantwortlich. Ein dort für die Entscheidungs-
findung bei der Aufstellung von Bauprogrammen eingesetztes Verfahren beruht auf einem bedarfs-
orientierten nutzwertanalytischen Ansatz (KULKARNI ET AL. 2004). 
Die Rangreihung von Maßnahmen erfolgt ausschließlich auf Basis der Bedürfnisse der Allgemein-
heit, Verbesserungen vorzunehmen, und zwar unabhängig von den Kosten, die mit der Ver-
besserung verbunden sind. Das Verfahren berücksichtigt Auswirkungen für die Verkehrssicherheit, 
Reisezeit, Reisekomfort, Fahrzeugbetriebskosten und Substanzerhalt. Durch das Ausblenden der 
Maßnahmenkosten soll das Verfahren gerechter sein, indem weder Regionen mit relativ hohen 
allgemeinen Baukosten noch stark geschädigte Straßen mit relativ wenig Verkehr benachteiligt 
werden. 
Als Begründung für den Verzicht auf einen Nutzen-Kosten-Ansatz wird angeführt, dass für einen 
solchen Ansatz ein sehr hoher Aufwand für die Sicherstellung einer methodisch korrekten 
Durchführung erbracht werden muss, obwohl aufgrund der weiterhin erforderlichen Verein-
fachungen die Ergebnisse nicht besser sein müssen als ein einfacherer Ansatz (KULKARNI ET AL. 
2004). 
Maßnahmenartübergreifender Charakter 
Über das Verfahren können Erhaltungs-, Modernisierungs-, Neubau- und Erweiterungs-
maßnahmen für Fahrbahnen und Brückenbauwerken vergleichend bewertet werden. Für 
regionale und überregionale Straßen sowie Brückenbauwerke sind dazu allerdings getrennte 
Nutzenbewertungen durchzuführen. 
4.4.5 Weiterentwicklung von Pavement Management Systemen  
Pavement Management Systemen (PMS) werden vielerorts nach den in Deutschland verwendeten 
Ansätzen aufgebaut und angewandt. In der Literatur finden sich aktuell insbesondere Beiträge 
bezüglich verschiedener Ansätze zur weiteren Verbesserung der im PMS eingesetzten Opti-
mierungsalgorithmen.  
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Viele Autoren beschreiben verschiedene Ansätze, eine Nutzenoptimierung über (komplexe) KP-
Ansätze zu erreichen. (LI 2009) beschreibt z.B. ein Verfahren zur möglichst effizienten Auswahl von 
Autobahnprojekten unter Maßgabe der Maximierung des Gesamtnutzens für das Autobahnsystem 
unter der Berücksichtigung von unsicheren Budgets über eine mehrjährige Projektauswahl- und 
Programmperiode. Dieser Ansatz wurde als ein stochastisches multichoice multidimensional 
Knapsack-Problem (MCMDKP) formuliert. Ein Verfahren in Anlehnung an ein stochastisches multi-
objective Knapsack-Problem (MOKP) findet sich in (WU ET AL. 2009). Bei diesem Ansatz wird 
anhand einer Fallstudie eine Maximierung des durchschnittlichen Infrastrukturzustands bei gleich-
zeitiger Minimierung der Erhaltungskosten unter Berücksichtigung eines unsicheren Budgets für die 
Planungsperiode untersucht. 
Derzeit werden für PMS fast ausschließlich monokriterielle Optimierungsmodelle angewendet, 
wobei die nicht für die Optimierung verwendeten Ziele als einschränkende Randbedingungen 
angesetzt werden (MENESES ET AL. 2010). Kritikpunkt an diesem monokriteriellen Ansatz ist, dass 
hierdurch künstlich Einschränkungen in den Optimierungsprozess eingebaut werden, wodurch die 
Ergebnisse dieser Verfahren suboptimal im Vergleich zu einem multikriteriellen Ansatz sind 
(FWA ET AL. 2000). Entsprechend finden sich in der Literatur verschiedene Arbeiten, die sich mit der 
Implementierung von multikriteriellen Optimierungstechniken befassen, welche eine 
Optimierung nach in der Regel zwei oder drei Zielkriterien ermöglichen (FWA ET AL. 2000, 
WU ET AL. 2009, MENESES ET AL. 2010).  
Allerdings handelt es sich bei den multikriteriellen Ansätzen um hochkomplexe Methoden, deren 
Handhabung erhebliche Vereinfachungen bei der Festlegung der Variablen erfordert. 
(FWA ET AL. 2000) optimiert z.B. nach drei Zielkriterien (Maximierung der Produktivität bei der 
Umsetzung, Minimierung der Kosten für Erhaltungsmaßnahmen und Maximierung des Straßen-
zustands im Netzwerk), berücksichtigt dafür aber nur drei mögliche Straßenzustände 
(Eingriffsbedarf hoch, mittel und gering) und vier Maßnahmenalternativen. Außerdem besteht bei 
den multikriteriellen Problemen für den Entscheidungsträger weiterhin die Notwendigkeit, eine 
optimale Lösung auszuwählen, da die verwendeten Verfahren zu einer Sammlung von optimalen 
Lösungen führen.  
Eine häufig angewandte Methode, um den stochastischen Aspekten der Zustandsentwicklung zu 
begegnen, ist das Markov-Modell (KHALED ET AL. 2006). Dieses Modell findet auch bei der 
Erhaltungsplanung von Bauwerken Anwendung. Problematisch ist, dass dieser Ansatz bei 
komplexen Entscheidungsproblemen praktisch nicht lösbar ist (KUHN 2010).  
Diese Ansätze sind zwar in der Theorie vorteilhaft, haben aber für die praktische Anwendung 
erhebliche Nachteile. Der komplexe Charakter des hier betrachteten Entscheidungsproblems und die 
hierdurch erforderlichen Vereinfachungen erschweren die Möglichkeiten einer maßnahmenartüber-
greifenden Entscheidungsfindung auf Basis solcher Optimierungsansätze derart, dass sie nicht 
weiter betrachtet werden.  
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4.5 Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
Festzustellen ist, dass die Bewertungsverfahren im Kern entweder für den Neubau und die 
Erweiterung von Straßen oder für das Erhaltungsmanagement konzipiert worden sind. Erstere 
gehören typischerweise zu den Entscheidungsmodellen, letztere weisen Merkmale von Opti-
mierungsmodellen auf.  
Die analysierten maßnahmenartübergreifenden Entscheidungsverfahren, die Modernisierungsmaß-
nahmen berücksichtigen, versuchen die bewertungsrelevanten Elemente entweder über Ansätze für 
Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen oder über Ansätze für das Erhaltungsmanagement zu 
integrieren. Die direkte Übertragbarkeit dieser Ansätze auf Modernisierungsmaßnahmen ist 
aber beschränkt, da sie in der Regel weder primär auf eine Änderung der Infrastruktursubstanz 
ausgelegt sind noch Verlagerungen des Kfz-Verkehrs in größerem Umfang generieren. 
Ein wesentliches Problem für die maßnahmenartübergreifende Verwendung von bestehenden 
Verfahren bilden die unterschiedliche Definition von Zielkriterien und die verschiedenen 
Wirkungsermittlungsmethoden. Für Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen erfolgt die Bewertung 
der Zielerreichung durch eine Quantifizierung der direkten Wirkungsbeiträge. Die Grundlage dafür 
bilden im Wesentlichen Änderungen bei den Verkehrsbelastungen und teilweise auch im Verkehrs-
ablauf. Ziele in Bezug auf Reisezeitgewinne, Lärmbelastungen und Auswirkungen auf die Verkehrs-
sicherheit werden hieraus mit direktem Bezug zu den dazu passenden Größen (Reisezeit, Schall-
pegel, Anzahl und Schwere der Unfälle) bewertet. Verfahren des Erhaltungsmanagements bewerten 
diese Effekte nur indirekt. Die Bewertung wird auf Grundlage von Zustandswerten für Oberflächen- 
und Substanzmerkmale des jeweiligen Anlagenteils durchgeführt. Die Verfahren zum BMS und PMS 
verwenden zudem stark aggregierte, dimensionslose Gesamtwerte. Hieraus lassen sich die 
relevanten Aspekte in Bezug auf die Erhaltung der Infrastruktur ableiten. Die Auswirkungen für 
Verkehrsteilnehmer oder Dritte können so jedoch objektiv nicht quantifiziert und folglich nur stark 
eingeschränkt in eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsreihung überführt werden.  
Folgerungen für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 4.4:  Ausgewählte, außerhalb von Deutschland eingesetzte Verfahren  
 
 Übertragbaren Verfahren oder Bewertungsansätze, die ohne Einschränkungen für 
den hier betrachteten Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung verwendet werden können, wurden nicht ermittelt.  
 Außerhalb von Deutschland sind vielerorts dynamische Verfahren für die Bewertung 
von Neu- und Ausbaumaßnahmen etabliert. Diese Verfahren bieten aufgrund des 
dynamischen Ansatzes bessere Voraussetzungen für die übergreifende Bewertung von 
Maßnahmen mit und ohne dynamischen Wirkungsverlauf als die in Deutschland 
etablierten Verfahren. 
 Die in der Literatur beschriebenen Verfahren betreffen überwiegend konkrete 
Anwendungsfälle oder die Weiterentwicklung von methodischen Details. Insbesondere 
übertragbare Hinweise zum praxisorientierten Umgang mit Unsicherheit und der 
Sicherstellung der langfristigen politischen Handlungsfähigkeit scheinen kein Schwer-
punkt der Forschung zu sein. 
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Zu unterscheiden sind Verfahren, die eine simultane Bewertung der unterschiedlichen 
Maßnahmenarten anstreben, und Verfahren, die durch eine sukzessive Bewertung der 
verschiedenen Maßnahmenarten eine Lösung für das Entscheidungsproblem anstreben. Ein Beispiel 
für die sukzessive Betrachtung ist die Projektbewertung für den BVWP. Hier erfolgt eine 
vorgeschaltete Ermittlung des Finanzbedarfs für Erhaltungsmaßnahmen. Deren Finanzbedarf gilt als 
gesetzt und geht als weitere Restriktion in das verfügbare Finanzmittelbudget für Neubau- und 
Erweiterungsmaßnahmen ein. Eine maßnahmenartübergreifende Bewertung im engeren Sinne 
erfolgt im Gegensatz zu anderen Verfahren nicht. Die verschiedenen Beispiele für simultane 
Bewertungsverfahren umfassen allerdings nur Teilbereiche des Straßenbaus. 
Die an Optimierungsmodelle angelehnten Verfahren des Erhaltungsmanagement sind inhaltlich 
überwiegend auf bauliche Erhaltungsmaßnahmen für bestimmte Anlagenteile begrenzt. Diese 
Verfahren werden zwar als grundsätzlich geeignet für eine Erweiterung auf andere Bereiche des 
Straßenbaus angesehen, hier fehlt es jedoch an objektivierten und nachvollziehbaren Algorithmen, 
die eine Integration von weiteren Maßnahmenarten im bestehenden Verfahren für Erhaltungs-
maßnahmen erlauben.  
Die Beispiele für die in Deutschland eingesetzten maßnahmenartübergreifenden Verfahren lassen 
auf die besondere Bedeutung der EWS in Deutschland schließen. Der Großteil der ausgewerteten 
Verfahren bezieht sich ausdrücklich auf die EWS und versucht, die für Neubau- und Erweiterungs-
maßnahmen ausgelegten Ansätze der EWS auf das jeweils behandelte Entscheidungsproblem 
anzuwenden. Die Übertragung von Wirkungszusammenhängen der EWS auf Modernisierungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen beruht stark auf subjektiven (vermuteten) Wirkungszusammenhängen. Die 
mehr oder weniger direkte Übernahme von EWS-Ansätzen und die erforderlichen methodischen 
Vereinfachungen haben einen erheblichen Einfluss auf die Ergebnisse. Die Bewertung der zeitlichen 
Dynamik von Wirkungen bei den in Deutschland ermittelten maßnahmenartübergreifenden 
Entscheidungsverfahren wird durch eine Überführung in eine statische Wirkungsgröße erreicht. 
Begründungen für die statische Auslegung liegen nicht vor. Eine Erklärung könnte sein, dass 
dynamische Ansätze in den EWS zwar nicht ausgeschlossen, im Gegensatz zu einigen international 
etablierten Verfahren aber nicht als Regellösung vorgesehen sind. Außerhalb von Deutschland ist 
tendenziell eine weitere Streuung über die verschiedenen Verfahrensarten zu erkennen  
Die Wirtschaftlichkeit der Bewertungsergebnisse wird bei allen untersuchten Verfahren 
thematisiert. Eindeutige Vorteile von nutzwertanalytischen Ansätzen bzw. Monetarisierungs-
ansätzen in Bezug auf die vorliegende Fragenstellung sind aus den beschriebenen Verfahren nicht 
erkennbar. Die häufige Anwendung von Monetarisierungsansätzen in Deutschland scheint 
insbesondere auf die Bedeutung der EWS zurückzuführen zu sein. 
Die Beeinträchtigung der längerfristigen politischen Handlungsfähigkeit wird bei den 
Entscheidungsverfahren nur selten thematisiert. Die Projektbewertung für den neuen BVWP 
berücksichtigt durch eine vorgeschaltete Ermittlung den Finanzbedarf für Erhaltungsmaßnahmen. 
Dieser Bedarf gilt als gesetzt und geht als weitere Restriktion in das verfügbare Finanzmittelbudget 
für Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen ein. In PMS werden durch die Berücksichtigung von 
langfristigen Analysezeiträumen die Folgen der Planung auch für künftige Entscheidungssituationen 
abgebildet. Bei einer Auswahl von Maßnahmen nach Dringlichkeit wird dieses geschlossene System 
aber verlassen. Die weitere Berücksichtigung erfordert eine aufwendige Rückkopplung zwischen 
Entscheidungs- und Optimierungsverfahren. Das hier betrachtete BMS liefert einen Ansatz, bei dem 
„Default-Maßnahmen“ Investitionsstaus aufgrund von nicht realisierten (Erhaltungs-)Maßnahmen 
vermeiden sollen. Dieser Ansatz ist ggf. auch für den vorliegenden Kontext der maßnahmenartüber-
greifenden Dringlichkeitsbewertung geeignet.  
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Die Sicherstellung einer ausgewogenen Erschließung von Teilräumen ist kein inhärentes Element 
der auf den EWS oder dem Erhaltungsmanagement aufbauenden Verfahren. Sie wird aber z.B. über 
eine Gewichtung der Ergebnisse nach Lage oder raumplanerischer Bedeutung berücksichtigt. Die 
Projektbewertung für den BVWP berücksichtigt die Raumplanung über ein eigenständiges 
Bewertungsmodul. Die Übertragbarkeit dieser Vorgehensweise auf eine maßnahmenart-
übergreifende Bewertung ist aufgrund des hiermit verbundenen Aufwands nicht gegeben. 
Festzuhalten ist, dass die Unsicherheit bei der Entscheidungsfindung entweder nicht oder nur 
oberflächlich thematisiert wird. Eine internalisierte, systematische Behandlung ist nicht erkenn-
bar. Beispiele für in Deutschland angewandte stochastische Verfahren liegen nicht vor. Ob und wie 
z.B. indirekte Methoden wie Sensitivitätsuntersuchungen durchgeführt werden, ist oft nicht 
erkennbar. Ferner ist festzuhalten, dass insbesondere bei den Management-Verfahren komplexe 
Lösungsansätze zum Einsatz kommen, die eine starke Vereinfachung der bewertungsrelevanten 
Informationen erfordern. Die im Zusammenhang mit diesen Verfahren ausgewertete Literatur 
bezieht sich stark auf die methodische Korrektheit der Verfahren und weniger auf die Konsequenzen 
dieser Vereinfachungen für die inhaltliche Aussagekraft der Ergebnisse. Für die Beispiele der in 
Deutschland eingesetzten Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
liegen Informationen über die festgelegten Zielkriterien und Wirkungsermittlungen vor. Für die in 
diesen Verfahren durchgeführten Vereinfachungen ist aber nicht erkennbar, ob eine konstruktive 
Auseinandersetzung mit den methodischen Folgen der Vereinfachung, dem Umgang mit 
unvollständigen Kenntnissen über Wirkungszusammenhänge und den hieraus folgenden Konse-
quenzen für die Robustheit der Ergebnisse des Verfahrens stattgefunden hat.  
Zur Reduzierung der Anzahl an Entscheidungsalternativen werden bei Interdependenzen zwischen 
Maßnahmen mit Verlagerungswirkungen Maßnahmenbündel gebildet.  
Die Auswertung zeigt, dass maßnahmenartübergreifende Ansätze entwickelt und angewendet 
werden, und folglich ein grundsätzlicher Bedarf für solche Verfahren besteht. Die erheblichen 
methodischen Unterschiede zwischen den Verfahren zeigen aber auch, dass Hinweise für die 
Entwicklung solcher Verfahren für eine methodisch einwandfreie Bewertung benötigt werden.  
 
 
Grundsätze für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung 
folgend aus Bewertungsverfahren mit Elementen einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung  
 
 Es besteht ein Bedarf an Hinweisen für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmen-
artübergreifenden Dringlichkeitsbewertung. 
 Uneingeschränkt passende Ansätze, die den wesentlichen Anforderungen an ein 
Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung genügen, liegen 
nicht vor.  
 Eine große Hürde für die maßnahmenartübergreifende Verwendung von bestehenden 
Bewertungsansätzen stellen die uneinheitliche Festlegung von Zielkriterien und die 
verschiedenen Wirkungsermittlungsmethoden dar.  
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5 Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen für die Verfahrensentwicklung 
5.1 Vorbemerkungen 
Die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung von 
Straßenbaumaßnahmen erfordert die Bewältigung von verschiedensten Aufgabenstellungen. Aus 
der Literatur können für viele dieser Aufgabenstellungen geeignete Hinweise entnommen werden.35 
Allerdings sind diese Hinweise nicht gezielt für die Bewältigung von Aufgabenstellungen konzipiert 
worden, die bei der Verfahrensentwicklung im vorliegenden Kontext typischerweise zu lösen sind. 
In den nachfolgenden Kapiteln werden daher ergänzende Hinweise zur Bewältigung dieser 
typischen Aufgaben erarbeitet.  
Die Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen werden in diesem Kapitel festgelegt. Hierzu 
werden die zu berücksichtigenden Anforderungen dargestellt und typische Aufgabenstellungen, für 
die Hinweise erforderlich sind, abgeleitet.  
Hinweise sollen den Verfahrensentwickler bei einer spezifischen Aufgabenstellung unter 
bestimmten Rahmenbedingungen unterstützen. Für die praktische Anwendbarkeit von Hinweisen 
müssen dazu sowohl die grundsätzlich möglichen Rahmenbedingungen, unter der ein Verfahren 
entwickelt wird, als auch die Anforderungen an das Verfahren selbst (das Ergebnis der Verfahrens-
entwicklung) beachtet werden. Im Abschnitt 5.2 werden daher zuerst die Anforderungen an den 
Prozess der Verfahrensentwicklung dargestellt. Anschließend werden im Abschnitt 5.3 die 
Anforderungen an das Ergebnis der Verfahrensentwicklung behandelt. Auf Basis dieser Grund-
lagen werden im Abschnitt 5.4 typische Aufgabenstellungen, für die Hinweise zu erarbeiten sind, 
auf systematische Weise abgeleitet. Zur Strukturierung der weiteren Arbeit werden im Abschnitt 
5.5 Aufgabenfelder benannt, entsprechend welcher die identifizierten typischen Aufgaben-
stellungen gegliedert werden. Hieraus ergibt sich das Gerüst (Struktur und inhaltliche Schwer-
punkte) für die Erarbeitung der Hinweise. Im letzten Abschnitt 5.6 werden abschließende Be-
stimmungen für diese Erarbeitung festgelegt. 
5.2 Anforderungen an die Hinweise aus dem Prozess der Verfahrensentwicklung 
Die Anforderungen aus dem Prozess der Verfahrensentwicklung beschreiben die anzustrebenden 
Freiheiten und erforderlichen Einschränkungen als Voraussetzung für eine praktische Anwend-
barkeit der Hinweise. Diese Anforderungen wirken sich daher auf den anzustrebenden Konkre-
tisierungsgrad der Hinweise aus und geben gleichzeitig Themenfelder vor, für die Hinweise zu erar-
beiten sind.  
Die Hinweise sollen:36  
• bei unterschiedlichen Organisationsstrukturen anwendbar sein, 
• die Gestaltungsfreiheit des Entscheidungsträgers widerspiegeln, insbesondere die Fest-
legung von eigenen Zielen durch den Entscheidungsträger erlauben, 
• die Festlegung der zu berücksichtigenden Maßnahmenarten durch den Entscheidungs-
träger erlauben, 
• flexibel in Hinblick auf die zu verwendenden Datengrundlagen sein,  
                                               
35  Vgl. Kapitel 3 für entsprechende Quellenangaben. 
36  Die inhaltliche Ableitung dieser Anforderungen erfolgte in Kapitel 2 (vgl. Abschnitt 2.7) und Kapitel 3 (vgl. Abschnitt 3.6). An dieser 
Stelle erfolgt daher nur eine zusammenfassende Auflistung. 
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• flexibel in Hinblick auf die zu verwendenden Wirkungsermittlungsmethoden sein,  
• die zeitlich vorgelagerten maßnahmenartspezifischen Bedarfsermittlungen und Varianten-
auswahl berücksichtigen,  
• eine effiziente Entwicklung und Implementierung des Verfahrens unterstützen,  
• die Verfahrensentwicklung nach heuristischen Planungsprinzipien berücksichtigen,  
• die Gestaltung der Kernelemente eines Bewertungsverfahrens unterstützen, 
• der Entwicklung eines geeigneten Ziel- und Wirkungssystems ermöglichen, 
• Strukturen für den Verfahrensablauf aufzeigen und dabei  
• die Verfahrensziele und -anforderungen berücksichtigen. 
Die Hinweise sollen einem Verfahrensentwickler ausreichende Freiheitsgrade bieten, damit 
anwendungsspezifische Voraussetzungen hinsichtlich Organisation, Zielsetzungen, Daten-
grundlagen und Maßnahmenarten bei der Verfahrensentwicklung berücksichtigt werden können.  
Im deutschen Regelwerk verankerten Verfahren sollen nicht ersetzt werden. Die Hinweise 
sollen die Entwicklung eines Verfahrens unterstützen, welches in Ergänzung zu diesen Verfahren 
angewandt werden kann. Ergebnisse und Verfahrenselemente dieser anerkannten Verfahren sollen 
soweit wie sinnvoll berücksichtigt werden.  
Die Verknüpfung von bestehenden maßnahmenartspezifischen Bewertungsverfahren für die 
maßnahmenartübergreifende Bewertung wird nicht vorgesehen. Die unterschiedliche Definition 
von Zielkriterien, die Anwendung von verschiedenen Wirkungsermittlungsmethoden, Bewertungs-
zeiträumen, Datengrundlagen und die fehlende systematische Sicherstellung der langfristigen 
politischen Handlungsfähigkeit verhindern dies. 
5.3 Anforderungen an die Hinweise aus dem angestrebten Ergebnis der  
Verfahrensentwicklung 
5.3.1 Vorbemerkungen 
Als Ergebnis der Verfahrensentwicklung soll ein Verfahren vorliegen, welches den Zielen und 
Anforderungen einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung von Straßenbau-
maßnahmen entspricht. Die erarbeiteten Hinweise müssen die Einhaltung dieser Anforderungen 
unterstützen.  
Diese Anforderungen an das Ergebnis der Verfahrensentwicklung werden vom Verfahrensziel und 
den Verfahrensanforderungen vorgegeben. Diese werden nachfolgend unter Berücksichtigung der 
im Abschnitt 5.2 festgehaltenen erforderlichen Freiheitsgrade konkretisiert.  
5.3.2 Verfahrensziel 
Das Verfahrensziel lässt sich im Allgemeinen in Form eines angestrebten Zustands und einer oder 
mehrerer Restriktionen, die bei der Zielerreichung einzuhalten sind, formulieren. Bei der Dring-
lichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen wird hierzu in der Regel von einer Maximierung 
des durch die realisierten Straßenbaumaßnahmen erreichten Nutzens unter Budgetrestriktionen 
ausgegangen.  
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Die Anforderungen an das Ergebnis einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
werden auf der Grundlage der in Abschnitt 2.7 formulierten Grundsätze abgeleitet. Das Ergebnis 
einer solchen Bewertung soll demnach:  
• Budgetgrenzen einhalten, 
• wirtschaftlich sein, 
• zu keiner wesentlichen Beeinträchtigung der langfristigen politischen Handlungsfähigkeit 
führen,  
• zu einer ausgewogenen Erschließung von Teilräumen beitragen,  
• keine Vollzugsverbindlichkeit haben und  
• zulässig sowie absolut und relativ vorteilhaft sein.  
Das grundlegende Ziel eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
wird entsprechend folgendermaßen definiert: 
Das Fundamentalziel eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
ist die: 
• Schaffung einer Entscheidungsgrundlage zur Auswahl von Straßenbaumaßnahmen, welche 
das 
• Erreichen eines möglichst hohen Gesamtnutzens unter  
• Sicherstellung einer dauerhaften Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur und unter 
• Einhaltung eines vorgegebenen und begrenzten Budgets unterstützt.  
Dieses Fundamentalziel bringt zum Ausdruck, dass die Entscheidung letztendlich durch den 
legitimierten Entscheidungsträger vollzogen werden muss. Das Ergebnis des Bewertungs-
verfahrens kann und soll ausschließlich als (nachvollziehbare und belastbare) Unterstützung dieser 
Entscheidung dienen.  
Der Gesamtnutzen wird grundsätzlich als Überlagerung aller kurz-, mittel- und langfristigen Vor- 
und Nachteile für die direkt und indirekt Betroffenen verstanden und umfasst die geforderte 
relative Vorteilhaftigkeit des Bewertungsergebnisses. Die Definition des Fundamentalziels spiegelt 
die für die Praxis geltende Tatsache wider, dass eine Nutzenmaximierung im vorliegenden Kontext 
zu keiner einzig richtigen oder optimalen Lösung führen wird.37  
Die Sicherstellung einer dauerhaften Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur wird als ein-
zuhaltende Restriktion festgelegt. Für die vorliegende Arbeit wird die Funktionsfähigkeit so 
verstanden, dass für den Verkehrsteilnehmer eine angemessene Befahrbarkeit und Sicherheit sowie 
gleichzeitig bewältigbare Investitions- und Betriebskosten und vertretbare Umfeldbeein-
trächtigungen gewährleistet werden. Die dauerhafte Funktionsfähigkeit wird an das Nachhaltig-
keitsprinzip angelehnt. Es soll zum Ausdruck bringen, dass die Nutzenoptimierung nicht dazu 
führen darf, dass notwendige Maßnahmen so weit in die Zukunft verschoben werden, dass 
hierdurch die langfristige politische Handlungsfähigkeit oder die ausgewogene Erschließung von 
Teilräumen beeinträchtigt werden.  
Als weitere Restriktion gilt, dass vorgegebene und (innerhalb des Entscheidungsverfahrens) 
unveränderliche Budgetbeschränkungen einzuhalten sind. Die Verschiebung von notwendigen 
Maßnahmen in die Zukunft darf nicht dazu führen, dass die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit 
über Sonderinvestitionsprogramme o.Ä. erfolgen muss. Sofortmaßnahmen, die außerhalb einer 
                                               
37  Es gilt das heuristische Prinzip der beschränkten Rationalität (vgl. GRÜNIG ET AL. 2013). 
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vergleichenden Bewertung aufgrund von unakzeptablen Situationen entstehen, sind auf ein 
Minimum zu reduzieren und innerhalb des verfügbaren Budgets zu realisieren.  
Die Zulässigkeit der Handlungsalternative ist unter Voraussetzung der Vollzugsunverbindlichkeit 
der Ergebnisse dann gegeben, wenn für die gewählte Handlungsalternative die Budget-
einschränkungen eingehalten werden und die dauerhafte Funktionsfähigkeit der Straßen-
infrastruktur sichergestellt ist. Über die Kombination von Nutzenmaximierung und Budget-
beschränkung wird der geforderten Wirtschaftlichkeit Rechnung getragen. Die absolute 
Vorteilhaftigkeit von Handlungsalternativen wird durch die absolute Vorteilhaftigkeit der Einzel-
maßnahmen als ausreichend abgesichert angenommen.38 
5.3.3 Verfahrensanforderungen  
Die Verfahrensanforderungen wurden im Abschnitt 2.7 bzw. Abschnitt 3.6 zusammengefasst. Die 
Hinweise zur Verfahrensentwicklung sollen demnach zu Verfahren führen, die folgenden 
sachlichen Anforderungen genügen:  
• die Bewertung von einer hohen Anzahl an Maßnahmen ermöglichen,  
• Maßnahmen mit unterschiedlicher Nutzungsdauer und unterschiedlichen Kosten 
vergleichen können, 
• vielfältige Wirkungsarten und breite Wirkungsspektren,  
• statische und dynamische Wirkungsverläufe sowie  
• klein- und großräumige Wirkungsausdehnungen bewältigen können, 
• Interdependenzen berücksichtigen, 
• periodisch wiederholbar sind, 
• die Möglichkeit von nachträglichen Veränderungen an den bewerteten Maßnahmen 
Rechnung tragen,  
• aktualisierbar sind, 
• Unsicherheiten bei den Datengrundlagen,  
• unvollständige Kenntnisse über Wirkungszusammenhänge und 
• verschiedene Datenquellen und Datenlieferanten bewältigen können.  
Das Verfahren ist so zu gestalten, dass eine Entscheidungsfindung unter Einhaltung der 
methodischen Anforderungen an ein geregeltes, nachvollziehbares und wiederholbares 
Entscheidungsverfahren gewährleistet werden kann. Die Hinweise sollen dazu beitragen, dass 
Verfahren entwickelt werden, die: 
• eine konsistente,  
• fehlerfreie und  
• nachvollziehbare Bewertung von Handlungsalternativen ermöglichen, 
• flexibel und 
• effizient sind und  
• robuste Entscheidungsgrundlagen liefern. 
                                               
38  Eine eventuelle Verletzung der Forderung nach absoluter Vorteilhaftigkeit durch Interdependenzwirkungen wird im Folgenden 
vernachlässigt. 
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5.4 Ermittlung von typischen Aufgabenstellungen bei der Verfahrensentwicklung  
Hinweise zur Verfahrensentwicklung sollen bei der sachgerechten und methodisch einwandfreien 
Lösung von Aufgaben, die sich im Rahmen der Verfahrensentwicklung ergeben, unterstützen. 
Für die vorliegende Arbeit sind daher die verschiedenen (typischen) Aufgaben abzuleiten, für die 
Hinweise zur Unterstützung des Verfahrensentwicklers benötigt werden. Diese Aufgaben sind auf 
ein – für die Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung – angemessenes Abstraktions-
niveau zu konkretisieren.  
5.4.1 Aufgaben in Zusammenhang mit der Umsetzung des Verfahrensziels 
Die Entwicklung eines Verfahrens soll zu einem Ergebnis führen, welches das Erreichen des 
Verfahrensziels grundsätzlich erlaubt. Verfahren, die im Ergebnis eine Nutzenmaximierung 
anstreben und dabei ein begrenztes Budgets berücksichtigen, werden in der Verkehrsplanung oft 
eingesetzt. In Kapitel 4 wurden bereits einige Beispiele dargestellt. Als geeigneter Verfahrenstyp 
wurde bereits ein formalisiertes, deterministisches und multikriterielles Entscheidungsverfahren mit 
Zielgewichtung und Berücksichtigung von Unsicherheit über indirekte Methoden identifiziert (vgl. 
Abschnitt 3.4.2).  
Für die Sicherstellung einer dauerhaften Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur werden 
zwar in der Praxis verschiedene Ansätze verfolgt (vgl. Kapitel 4), es hat sich jedoch noch keine 
Vorgehensweise etabliert. Das Verfahren ist so zu gestalten, dass eine Entscheidung zur 
Realisierung von Maßnahmen nur dann in die Zukunft verschoben werden darf, wenn hierdurch die 
langfristige Finanzierbarkeit oder Funktionsfähigkeit des Straßennetzes nicht beeinträchtigt wird.  
Aufgabe bei der Verfahrensentwicklung (Index):39 
 Entwickeln und Implementieren eines Ansatzes, der eine dauerhafte Funktionsfähigkeit der 
Straßeninfrastruktur sicherstellt (A1)  
5.4.2 Aufgaben in Zusammenhang mit der Einhaltung der Verfahrensanforderungen 
Die Einung von sachlichen und methodischen Anforderungen ist aufgrund der auftretenden 
Zielkonflikte eine wesentliche Herausforderung bei der Entwicklung eines Verfahrens.  
Damit bei der Vielzahl an Verfahrensanforderungen eine vollständige Übersicht über die typischen 
Aufgaben bei der Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung sichergestellt werden kann, werden diese Aufgaben nachfolgend systematisch abgeleitet. 
Hierzu werden die allgemeingültigen methodischen Anforderungen den typischen sachlichen 
Anforderungen gegenübergestellt. Grundgedanke ist, dass die Fälle, in welchen die Einhaltung der 
allgemeingültigen methodischen Anforderungen durch die typischen sachlichen Anforderungen 
erschwert wird, typische Aufgaben für die Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenart-
übergreifenden Dringlichkeitsbewertung darstellen. 
Tabelle 10 zeigt die betrachteten Felder zwischen typischen sachlichen und allgemeingültigen 
methodischen Anforderungen. In den nachfolgenden Abschnitten werden systematisch die typischen 
Aufgaben bei der Entwicklung eines Verfahrens abgeleitet. Hierzu wird für jedes der Felder auf 
argumentative Weise überprüft, ob aus der Kombination von sachlichen und methodischen Anfor-
                                               
39  Die im Abschnitt 5.4 ermittelten Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung werden im Abschnitt 5.5 nach Aufgabenfeldern 
strukturiert. Zur einfacheren Handhabung werden die Aufgaben über einen Index eindeutig gekennzeichnet. 
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derungen Konflikte entstehen, deren Lösung zu bestimmten Aufgaben oder Konsequenzen für die 
Verfahrensgestaltung führt. 
 
Tabelle 10: Matrix der sachlichen und methodischen Verfahrensanforderungen  
Konsistenz (m1) 
Der Umfang und die Vielfältigkeit von Wirkungen (Anforderungen s1, s2, s3, s4, s5, s6) führt zu 
einem erheblichen Bearbeitungsaufwand.  
Selbst bei einem hohen Automatisierungsgrad wird zur Einhaltung von akzeptablen Bearbeitungs-
zeiten in der Praxis eine multipersonale Bearbeitung von Bewertungsaufgaben erforderlich sein. 
Größere Freiheiten bei der Bewertung von Wirkungsbeiträgen erschweren die Einhaltung der 
Konsistenzforderung erheblich. Subjektiv geprägte Verfahrenselemente sind daher möglichst 
auszuschließen oder mit eindeutigen und überprüfbaren Bewertungsvorschriften auf beherrschbare 
Teilaufgaben zu begrenzen.  
Der Bearbeitungsaufwand kann durch die Übernahme von Wirkungsermittlungen und/oder 
Bewertungsergebnissen aus vorgelagerten maßnahmenartspezifischen Bedarfsermittlungen und 
Variantenauswahl reduziert werden (s11). Diese vorgelagerten Ermittlungen basieren ebenfalls auf 
einem – wie auch immer gearteten – Entscheidungsverfahren. Eine vollständig konsistente 
Bewertung von der Bedarfsermittlung bis zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
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bewertung wird aus Gründen der Effizienz (m4) und Nachvollziehbarkeit (m3) in der Praxis nicht 
immer darstellbar sein. Falls im Rahmen der maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung die Bewertung der Faktenlage auf andere Weise als bei dem vorgelagerten Verfahren 
erforderlich ist (z.B. weil bestimmte Kriterien aus Effizienzgründen nicht in die maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung aufgenommen werden), kann dies zu Konsistenz-
verletzungen führen. 
Das Verfahren soll die Bewertung von Maßnahmen mit und ohne planungsrechtliche Absicherung 
ermöglichen (s8). Für Maßnahmen mit planungsrechtlicher Absicherung gilt, dass in der Regel erst 
im Anschluss an die Dringlichkeitsbewertung eine Plansicherung erfolgen wird. Die Datengrund-
lagen für beide Verfahren (Dringlichkeitsbewertung und Plansicherung) und die hieraus abge-
leiteten Bewertungen sollten frei von Widersprüchen sein.  
Die periodische Wiederholung der Entscheidungsfindung (s7) muss auf konsistente Weise erfolgen. 
Die Bewertung und Entscheidungsfindung muss in künftigen Fällen nach den gleichen Regeln und 
Maßstäben erfolgen. Hieraus folgt, dass auch die für die Zukunft absehbaren Veränderungen des 
Kontexts der Entscheidungsfindung bei der Verfahrensentwicklung berücksichtigt werden 
sollten. Bei der Aktualisierung des Verfahrens (s9) müssen hierdurch auftretende Konsistenz-
verletzungen gegenüber vorhergehenden Verfahrensanwendungen im Vorfeld erkennbar sein.  
Die Unsicherheiten bei den Datengrundlagen und die unvollständigen Kenntnisse über Wirkungs-
zusammenhänge (s10) führen zu keinen besonderen Aufgaben in Zusammenhang mit der 
Konsistenzanforderung. 
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Implementieren von eindeutigen Bewertungsvorschriften und Sicherstellen der inter-
personellen Überprüfbarkeit von manuellen Bewertungsvorgängen (A2)  
 Sicherstellung der Freiheit von Widersprüchen mit vor- und nachgelagerten Verfahren (A3)  
 Sicherstellen der Konsistenz der Verfahrensergebnisse bei mehrfacher Verfahrensanwendung 
(A4) 
Fehlerfreiheit der Beurteilung, Abwägung und Auswahl (m2) 
Eine hohe Anzahl an Maßnahmen / Entscheidungsalternativen (s1) und die vielfältigen räumlichen 
und zeitlichen Wirkungsinterdependenzen (s6) führen nicht unmittelbar zu Aufgaben im Rahmen 
der Sicherstellung der Fehlerfreiheit der Beurteilung, Abwägung und Auswahl (m2). Mittelbar wird 
aber durch die Anforderung an die Effizienz des Verfahrens (m4) der Fehlerfreiheit besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen sein. Insbesondere die Frage nach dem zulässigen Maß an 
Abstraktion bei der Wirkungsermittlung ist hierzu von Bedeutung.  
Unterschiedliche Nutzungsdauer und Kosten (s2), vielfältige Wirkungsarten und Wirkungsspektren 
(s3) sowie die heterogenen räumlichen und zeitlichen Wirkungsverläufe und -ausdehnungen (s4, 
s5) sind fehlerfrei zu beurteilen und abzuwägen. Wichtige Voraussetzung hierfür ist die Herstellung 
der Vergleichbarkeit bei der Bewertung von Wirkungsbeiträgen. Die Gewichtung von Wirkungs-
beiträgen ist eine wesentliche Aufgabe hierbei. In diesen Zusammenhang stellt sich ferner die Frage 
nach der Festlegung des Betrachtungszeitraums und der Berücksichtigung der zu unterschied-
lichen Zeitpunkten anfallenden Maßnahmenkosten. Ferner sind die verschiedenartigen Erfassungs-
zeitpunkte und Aufbereitungsarten von bewertungsrelevanten Informationen zu harmonisieren 
(s11).  
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Die Abhängigkeit von mehreren Fachebenen mit unterschiedlichen Interessenslagen bei der 
Bedarfsermittlung und Planung von Maßnahmen (s11) im Vorlauf zu einer maßnahmenartüber-
greifenden Bewertung kann Risiken für die Fehlerfreiheit der Ergebnisse haben, wenn durch die 
Fachebenen aufgrund der Entscheidungsfindung Vor- oder Nachteile entstehen können. Dies kann 
eintreten, wenn z.B. für die Entscheidungsträger auf vorgelagerten Ebenen Anreize bestehen, 
möglichst viele Maßnahmen über die maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung zur 
Realisierung zu bringen. Es wurde bereits dargestellt, dass eine vollständig konsistente Bewertung 
der Faktenlage mit vorgelagerten Verfahren aus Gründen der Effizienz (m4) und Nach-
vollziehbarkeit (m3) in der Praxis nicht darstellbar sein wird. Trotzdem ist sicherzustellen, dass nur 
relativ vorteilhafte Maßnahmenvarianten in die Bewertung eingehen.  
Ein weiterer Aspekt in diesen Zusammenhang ist die Fehlerfreiheit der verwendeten Maßnahmen-
informationen, die für die Bewertung herangezogen werden. Diese Informationen werden in der 
Regel von den für die Maßnahmenentwicklung zuständigen Fachebenen zur Verfügung gestellt. Es 
muss sichergestellt sein, dass keine bewusste oder unbewusste Anpassung dieser Informationen 
zugunsten eines angestrebten Bewertungsergebnisses erfolgt. Dies lässt sich in der Regel dann 
erreichen, wenn keine subjektiven Informationen über die Eigenschaften einer Maßnahme 
verwendet werden, sondern die maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung auf der 
Grundlage von objektiv messbaren und nachprüfbaren Datengrundlagen durchgeführt wird. 
Die Bewältigung der Risiken für eine fehlerfreie Bewertung erfordert eine frühzeitige Ausein-
andersetzung mit den Interessenlagen der Lieferanten von Grundlagendaten und Verantwortlichen 
für die Anmeldung von Maßnahmen sowie die Etablierung von Kontrollmechanismen zur 
Erkennung und Verhinderung von fehlerhaften Informationslieferungen.  
Die periodische Wiederholung der Entscheidungsfindung (s7) führt dazu, dass Entscheidungen 
gegen Realisierung einer Maßnahme nur eine begrenzte Gültigkeit haben. Beim nächsten 
Entscheidungsprozess können diese Maßnahmen erneut zur Disposition stehen. Dies ist für eine 
fehlerfreie Bewertung der Maßnahmen zu berücksichtigen und daher bei der Festlegung des 
Betrachtungszeitraums einzubeziehen.  
Damit bei den gegebenen unterschiedlichen planungsreifen und planungsrechtlichen 
Anforderungen (s8) sowie trotz der ungenauen und unvollständigen Informationslage (s10) der 
Maßnahmen eine fehlerfreie Entscheidungsfindung erfolgen kann, sind Verfahrensstrukturen 
und -abläufe zu schaffen, die eine Reaktion auf eine nachträglich geänderte Ausgangslage erlauben.  
Eine Aktualisierung des Verfahrens (s9) muss ohne Beeinträchtigung der Fehlerfreiheit von 
Beurteilung, Abwägung und Auswahl möglich sein. Dies kann durch eine ausreichende Nach-
vollziehbarkeit des Verfahrens (m3) sichergestellt werden. 
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei der Festlegung der 
Gewichtung von Wirkungsbeiträgen (A5) 
 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei der Festlegung des 
Betrachtungszeitraums (A6) 
 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei Festlegung der Bewertung von 
Maßnahmenkosten (A7) 
 Harmonisieren der verschiedenen Erfassungszeitpunkte und Aufbereitungsarten von Daten-
grundlagen (A8) 
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 Sicherstellen der Verwendung von objektiven und nachprüfbaren Datengrundlagen (A9) 
 Implementieren von Kontrollmechanismen zur Erkennung und Verhinderung von mani-
pulierten/fehlerhaften Informationslieferungen (A10) 
 Berücksichtigung der begrenzten Gültigkeitsdauer von Entscheidungen zur Nicht-Rea-
lisierung einer Maßnahme (A11) 
 Implementieren einer Rückkopplung bei nachträglichen Planungsänderungen (A12) 
Nachvollziehbarkeit (m3) 
Die Nachvollziehbarkeit (m3) eines Verfahrens beschreibt das Maß, in dem eine gesellschaftliche 
Kontrolle der Beurteilung, Abwägung und Entscheidung möglich ist. Außerdem hat die Nachvoll-
ziehbarkeit der mit dem Verfahren produzierten Ergebnisse große Bedeutung für die Robustheit des 
Verfahrens (m5). Erst mit dem Wissen und Verstehen von Unsicherheiten im Ergebnis können diese 
vom Entscheidungsträger bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden. Für die Verfahrens-
entwicklung ist daher generell festzuhalten, dass Festlegungen zur Ausgestaltung der einzelnen 
Elemente des Bewertungsverfahrens nachvollziehbar begründet und dokumentiert werden 
müssen. Außerdem ist im Rahmen der Verfahrensentwicklung darauf zu achten, dass bei Implemen-
tierung des entwickelten Verfahrens nicht nur die Ergebnisse, sondern auch die verwendeten 
Grundlagen und die für die Nachvollziehbarkeit relevanten Zwischenergebnisse dokumentiert 
werden können. „Black-Box“ Lösungen sind zu vermeiden. 
Bei der Vielzahl an Maßnahmen und Entscheidungsvarianten (s1) wird eine Dokumentation 
ausschließlich auf der Ebene von Einzelmaßnahmen für die Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit 
zwar Voraussetzung, in der Regel aber nicht ausreichend sein. Bei der Verfahrensentwicklung ist 
daher darauf zu achten, dass Datengrundlagen, Zwischen- und Endergebnisse auf geeignete 
Aggregationsebenen zusammengefasst dokumentiert werden können. Als Aggregationsebenen 
sind z.B. eine Zusammenfassung nach Maßnahmenarten, Zuständigkeitsbereichen oder Wirkungs-
feldern geeignet. Die Nachvollziehbarkeit kann über die Darstellung der Ergebnisse in Form von 
Grafiken oder durch kartografische Ausarbeitungen zusätzlich verbessert werden. Aufgrund der 
Möglichkeit von nachträglichen Veränderungen an bewerteten Maßnahmen (s8) ist die 
Versionierung von Maßnahmeninformationen anzustreben.  
Die unterschiedliche Nutzungsdauer und Kosten (s2), die vielfältigen Wirkungsarten und breiten 
Wirkungsspektren (s3), die verschiedenen räumlichen und zeitlichen Wirkungsverläufe und 
Wirkungsausdehnungen (s4, s5) sowie die räumlichen und zeitlichen Wirkungsinterdependenzen 
(s6) erschweren die Nachvollziehbarkeit einer vergleichenden Maßnahmenbewertung erheblich. 
Die Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit setzt hier insbesondere bei der Verfahrens-
entwicklung an. Die gewählten Festlegungen zu den berücksichtigten Zielkriterien und die 
Vorgehensweisen bei der Wirkungsermittlung sind zu dokumentieren. Für die Bewertung der Maß-
nahmenwirkungen sind möglichst eindeutige Bewertungsregeln zu formulieren, die idealerweise 
eine Bewertung vollständig ohne subjektive Bewertungselemente erlauben. Sofern auf die 
Bewertung von bestimmten Wirkungen verzichtet wird (z.B. da keine belastbaren Datengrundlagen 
oder effiziente Methoden zur Wirkungsermittlung vorliegen), ist dies zu dokumentieren. Generell 
gilt, dass Unsicherheiten (s10), die sich erkennbar aus den getroffenen Festlegungen für die Ent-
scheidungsfindung ergeben (wie z.B. unberücksichtigte Wirkungen oder vereinfachte Wirkungs-
ermittlungen), möglichst quantitativ, aber zumindest qualitativ beschrieben werden sollten, damit 
eine Abschätzung der Robustheit der Bewertungsergebnisse (m5) ermöglicht wird.  
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Uneinheitliche Erfassungszeitpunkte und Aufbereitungsarten von bewertungsrelevanten 
Informationen sowie die unterschiedlichen/zahlreichen beteiligten Fach- und Entscheidungsebenen 
und Interessenslagen bei der Bedarfsermittlung und Planung von Maßnahmen (s11) erfordern eine 
Auseinandersetzung mit der Aussagekraft der verwendeten Datengrundlagen. Die beabsichtigte 
Weiterverwendung von Daten sollte mit dem Erfasser der Datengrundlagen zurückgekoppelt 
werden, damit Fehlinterpretationen seitens des Verfahrensentwicklers bezüglich Deutung, Genauig-
keit oder Aktualität vermieden werden können. Die Dateninterpretation ist darüber hinaus für 
künftige Anwender des Verfahrens zu dokumentieren. Bei künftigen Anwendungen ist vom 
Anwender stets zu prüfen, ob die Datenlieferungen weiterhin mit dieser Dateninterpretation über-
einstimmen.  
Die Dokumentation von unterschiedlichen Interessenlagen von beteiligten Fach- und Entscheidungs-
ebenen wird in der Praxis nicht immer unproblematisch sein, außerdem können diese im Laufe der 
Zeit Veränderungen unterliegen. Zielführender ist es daher, für das Verfahren weitestgehend 
objektive, nachprüfbare Datengrundlagen zu verwenden. Durch die Etablierung von eindeutigen 
Datenübergabeprozeduren, die möglichst wenig Raum für subjektive Interpretation lassen, kann 
das Risiko einer fehlerhaften oder unvollständigen Datengrundlage weiter reduziert werden. Auch 
die konsequente Dokumentation von Datenlieferungen der einzelnen beteiligten Institutionen 
und die Verteilung (auf geeigneter Aggregationsebene) unter den an der Entscheidungsfindung 
Beteiligten werden zu einer Versachlichung von Datenlieferungen beitragen. Auf diese Weise kann 
auf eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den tatsächlichen oder vermeintlichen Interessenlagen 
der Beteiligten verzichtet werden. 
In Bezug auf die periodische Wiederholung der Entscheidungsfindung (s7) ist sicherzustellen, dass 
im Rahmen der Verfahrensentwicklung über die Dokumentation eine Überprüfung der Aktualität 
von Richtwerten, Wirkungszusammenhängen, Daten-Interpretationen usw. bei künftigen 
Verfahrensanwendungen möglich ist. Außerdem ist sicherzustellen, dass die Verfahrensstruktur 
soweit nachvollziehbar ist, dass sie veränderten Rahmenbedingungen auch angepasst werden kann 
(s9). Dies kann z.B. durch eine modulare Verfahrensstruktur und eine Dokumentation der 
Struktur (z.B. in Form von Datenflussdiagrammen, kommentierten Programmcodes usw.) 
sichergestellt werden.  
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Begründen und Dokumentieren der Festlegungen zur Ausgestaltung der einzelnen Elemente 
des Verfahrens (A13) 
 Entwickeln und Implementieren einer versionierbaren Dokumentation von Verfahrens-
ergebnissen und Zwischenergebnissen auf geeigneten Aggregationsebenen (A14) 
 Dokumentieren der verwendeten Datengrundlagen und der verbleibenden Unsicherheiten 
(A15) 
 Abstimmen und Dokumentieren der Datenverwendung und Maßnahmenbewertung mit den 
zuständigen Fachebenen/Organisationen (A16) 
 Entwickeln und Implementieren von eindeutigen Datenübergabeprozeduren (A17) 
 Sicherstellen der interpersonellen Überprüfbarkeit der Dokumentationen und Verfahrens-
regelungen (A18) 
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Effizienz (m4) 
Die Anforderung an die Effizienz (m4) wird aufgrund der Tatsache, dass das Verfahren mehrfach 
zur Anwendung kommen soll, schwerpunktmäßig auf die Anwendung des Verfahrens bezogen. 
Mehraufwände im Rahmen der Verfahrensentwicklung und -implementierung sowie die 
Aktualisierung des Verfahrens (s9), die für eine effiziente Verfahrensgestaltung erforderlich sind, 
sollten dabei aber durch eine geeignete Organisationsstruktur und die Verwendung von vor-
handenen Kenntnissen, Systemen und Verfahren auf ein vertretbares Maß begrenzt bleiben.  
Die hohe Anzahl an Maßnahmen und die Vielfältigkeit der Maßnahmenwirkungen (s1, s3, s4, s5, 
s6) können zu personell, finanziell und zeitlich aufwändigen Verfahren führen. Insbesondere das 
Vorhandensein von räumlichen und zeitlichen Wirkungsinterdependenzen (s6) zwischen den 
einzelnen Maßnahmen erhöht die Anzahl an Entscheidungsalternativen enorm. Damit der über das 
entwickelte Verfahren erreichte Nutzen im Einklang mit dem erforderlichen Einsatz von Ressourcen 
steht, ist bei der Entwicklung des Verfahrens stets auf aufwandsoptimierte Ansätze zu achten.  
Ein wesentlicher Aspekt ist die Verwendung von vorhandenen Datenressourcen und die 
Minimierung des Aufwands für die Erfassung von Daten (s11). Ferner kann die Effizienz 
insbesondere in Anbetracht der periodischen Wiederholung der Entscheidungsfindung (s7) durch 
eine weitestgehend automatisierte Übernahme, Verarbeitung und Plausibilisierung von Daten 
mit Hilfe von geeigneten EDV-Systemen unterstützt werden.   
Effizienzsteigerungen können durch eine entsprechende Strukturierung des Verfahrens erreicht 
werden. Die Potenziale, die z.B. durch eine schrittweise Reduzierung des Bewertungsumfangs 
durch Vorselektion oder durch eine modulare Gestaltung des Verfahrens, sind bei der 
Verfahrensgestaltung zu berücksichtigen.  
Darüber hinaus sind Effizienzsteigerungen durch eine Vereinfachung der Wirkungsermittlungen 
möglich und in der Praxis immer erforderlich. Die Abstrahierung von Wirkungszusammenhängen ist 
jedoch jederzeit unter Einhaltung der Anforderungen an die Konsistenz (m1) und Fehlerfreiheit 
(m2) und in Zusammenhang mit den Auswirkungen auf die Robustheit der Verfahrensergebnisse 
(m5) zu sehen.  
In Zusammenhang mit uneinheitlichen Erfassungszeitpunkten und Aufbereitungsarten von 
bewertungsrelevanten Informationen (s10) ist stets eine Prüfung der Ausgewogenheit 
erforderlich. In der Regel werden vereinfachte Umrechnungsverfahren, z.B. zur Hochrechnung auf 
einen einheitlichen Bezugshorizont, in Anbetracht der weiteren Unsicherheiten der Entscheidungs-
situation ausreichen. 
Die diversen beteiligten Fach- und Entscheidungsebenen (s11) führen zu einem erhöhten 
Abstimmungsaufwand. Durch die Schaffung einer geordneten Organisationsstruktur mit 
eindeutigen Zuständigkeiten, sowohl für die Verfahrensentwicklung als auch im Rahmen der 
Verfahrensimplementierung, können inneffiziente Bearbeitungsschritte vermieden werden. 
Außerdem bietet sich dadurch die Möglichkeit, Aufgaben zu delegieren.   
Die Tatsache, dass Maßnahmen eine heterogene Planungsreife aufweisen und unterschiedliche 
planungsrechtliche Anforderungen haben (s8) und Informationen auch sonst ungenau und 
unvollständig sein können (s10), bedeutet, dass es entweder im Verlauf des Entscheidungsprozesses 
oder im Realisierungszeitraum bis zur nächsten Dringlichkeitsbewertung veränderte Erkenntnisse 
über die Zulässigkeit oder die Wirkung von einzelnen Maßnahmen geben kann. Zur Sicherstellung 
einer konsistenten und fehlerfreien Auswahl von Maßnahmen ist bei der Verfahrensentwicklung 
darauf zu achten, dass der Verfahrensablauf und die Verfahrensstruktur die Berücksichtigung 
einer Veränderung von Maßnahmeninformationen mit vertretbarem Aufwand ermöglichen.  
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Die unterschiedliche Nutzungsdauer sowie die diversen Kosten von Maßnahmen (s2) führen zu 
keinen besonderen Aufgaben in Zusammenhang mit der Effizienzanforderung. 
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Prüfen der Verwertbarkeit von vorliegenden Datengrundlagen (A19) 
 Entscheiden über die Verwendung von vorliegenden Datengrundlagen (A20) 
 Entwickeln und Implementieren von effizienten Datenerfassungsprozeduren (A21) 
 Entwickeln und Implementieren von Vereinfachungsmöglichkeiten bei der Wirkungs-
ermittlung (A22) 
 Entwickeln und Implementieren von effizienten Datenübernahme-, Datenverarbeitungs- und 
Datenplausibilisierungsprozeduren (A23) 
 Entwickeln und Implementieren von effizienten Bewertungsabläufen (A24) 
 Entwickeln und Implementieren von effizienten Organisationsstrukturen für Abstimmung 
und Bearbeitung (A25) 
 Sicherstellen einer effizienten Verarbeitung von Planungsveränderungen (A26) 
Robustheit (m5) 
Robustheit (m5) beschreibt die Empfindlichkeit eines Entscheidungsverfahrens gegenüber 
Variationen in der Datensituation. Die Robustheitsanforderung folgt aus der Anforderung nach 
Fehlerfreiheit der Beurteilung (m2) und ist in engem Zusammenhang mit den Anforderungen nach 
Nachvollziehbarkeit (m3), Effizienz (m4) und Flexibilität (m6) zu sehen. 
Die Kombination einer hohen Anzahl an Maßnahmen und damit an Entscheidungsalternativen (s1), 
die Vielfältigkeit der Maßnahmenwirkungen (s2, s3, s4, s5, s6) sowie eine unsichere 
Entscheidungssituation (s8, s10) führen dazu, dass bei einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen eine robuste Entscheidungsfindung nicht 
ohne Weiteres als gegeben angesehen werden kann.  
Entsprechend ist die Sicherstellung eines ausreichenden Maßes an Robustheit eine wesentliche 
Aufgabe im Rahmen der Verfahrensentwicklung. Die erforderliche Robustheit kann letztendlich nur 
vom Entscheidungsträger bestimmt werden. Hierzu ist eine Konkretisierung des Robustheits-
maßes für die vorliegende Entscheidungssituation erforderlich, wozu die Risikoeinstellung des 
Entscheidungsträgers zu erfassen ist. Für diese Erfassung ist zu berücksichtigen, dass am 
Verfahren mehrere Fach- und Entscheidungsebenen mit unterschiedlichen Interessenslagen (s11) 
beteiligt sein werden, die zudem vom Ergebnis der Entscheidung direkt oder indirekt betroffen sein 
könnten. 
Für die Bestimmung der Robustheit müssen die Unsicherheiten im Verfahren bestimmbar sein. 
Der Verfahrensentwickler ist daher gefordert, bei Festlegungen im Rahmen der Verfahrens-
gestaltung stets die Konsequenzen für die Robustheit der Verfahrensergebnisse mit zu bedenken.  
Das entwickelte Verfahren wird mehrfach eingesetzt (s7). Daher sind Prozeduren vorzusehen, die 
eine (möglichst effizient) wiederholbare Bestimmung der Robustheit erlauben. Eine Operationa-
lisierung des Robustheitsbegriffs ist hierzu anzustreben.  
Außerdem muss eine effiziente Aktualisierung des operationalisierten Robustheitsmaßes bei einer 
veränderten Risikobereitschaft des Entscheidungsträgers möglich sein (s9). Eine Überprüfung der 
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Aktualität des verwendeten Robustheitsmaßes sollte daher vor jedem neuen Entscheidungs-
prozess vorgesehen sein. 
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Konkretisierung des Robustheitsbegriffs (A27) 
 Erfassen der Risikoeinstellung des Entscheidungsträgers (A28) 
 Entwickeln und Implementieren von Prozeduren zur Operationalisierung der Robustheit 
(A29) 
 Entwickeln und Implementieren von Prozeduren zur Aktualisierung des verwendeten 
Robustheitsmaßes (A30) 
Flexibilität (m6) 
Anforderungen an die Flexibilität (m6) ergeben sich insbesondere in Zusammenhang mit der 
Wiederholung der Entscheidungsfindung (s7), der Möglichkeit, nachträgliche Veränderungen bei 
der Maßnahmenplanung zu berücksichtigen (s8) und der Forderung nach Aktualisierbarkeit (s9). 
Bei der hohen Anzahl an Maßnahmen (s1) wird der Entscheidungsprozess von der anfänglichen 
Datenerfassung bis zur Entscheidung eine Zeitspanne erfordern, in der bewertungsrelevante 
Veränderungen wahrscheinlich sind. Die Berücksichtigung von veränderten Grundlagendaten 
während des Bewertungsprozesses ist für eine fehlerfreie Bewertung und Abwägung (m2) 
anzustreben. Das Verfahren ist daher so zu gestalten, dass neue Erkenntnisse unter Einhaltung 
der sonstigen Verfahrensanforderungen auch während der Verfahrensanwendung 
berücksichtigt werden können. Dies stellt insbesondere Anforderungen an die Datenhaltungs- und 
-verarbeitungsstruktur. Diese ist so zu konzipieren, dass eine Veränderung an einzelnen Daten-
sätzen auf effiziente Weise (m4) möglich ist.  
Bei der Entwicklung des Verfahrens sind bereits absehbare künftige Rahmenbedingungen für 
die Entscheidungsfindung miteinzubeziehen. So kann die Häufigkeit, in der das Verfahren an 
neue Rahmenbedingungen angepasst werden muss, reduziert werden. Ferner wird ein modularer 
Aufbau des Verfahrens zur Erhöhung der Flexibilität bei einer Aktualisierung beitragen. 
Darüber hinaus ergibt sich die Anforderung an Flexibilität aus den Anforderungen nach Robustheit. 
Eine flexible Verfahrensgestaltung erleichtert die Sicherstellung einer fehlerfreien Entscheidungs-
findung bei der unsicheren Entscheidungssituation (s10).  
Die Vielfältigkeit der Maßnahmenwirkungen (s2, s3, s4, s5, s6) erfordert ausreichend flexible 
Wirkungsermittlungsmethoden.  
Daten aus verschiedenen Datenquellen (s11) können bei flexiblen Schnittstellen einfacher 
übernommen werden.  
Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung (Index): 
 Ermitteln und ggf. Implementieren von absehbaren künftigen Entwicklungen (A31) 
 Entwickeln und Implementieren einer modularen Verfahrensstruktur (A32) 
 Dokumentieren der Festlegungen zur Ausgestaltung der einzelnen Elemente des Verfahrens 
(A33) 
 Entwickeln und Implementieren von flexiblen Datenübernahme-, Datenhaltungs- und 
Datenverarbeitungsstrukturen (A34) 
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5.5 Strukturierung der Aufgabenstellungen in Aufgabenfeldern  
Insgesamt wurden aus den Anforderungen an das Ergebnis der Verfahrensentwicklung 34 typische 
Aufgabenstellungen abgeleitet, die sich allerdings inhaltlich z.T. überlagern. Fokus der 
nachfolgenden Erarbeitung von Hinweisen ist die Formulierung von Empfehlungen, die bei der 
Bewältigung dieser typischen Aufgabenstellungen unterstützen. Die Aufgaben betreffen sowohl klar 
abgrenzbare Detailaufgaben mit Relevanz für eine spezifische Aufgabe als auch Querschnitts-
aufgaben der Verfahrensentwicklung.  
Zur Verbesserung der Nachvollziehbarkeit und Anwendbarkeit der Hinweise werden die Aufgaben-
stellungen nach übergeordneten Aufgabenfeldern der Verfahrensentwicklung strukturiert.  
Für diese Strukturierung werden die folgenden Aufgabenbereiche und -teilbereiche der Verfahrens-
entwicklung unterschieden:40 
1. Aufgaben in Zusammenhang mit der Grundkonzeption des Verfahrens 
2. Aufgaben bei der Entwicklung der Grundelemente eines Verfahrens: 
a. Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems 
b. Entwicklung des Bewertungssystems  
c. Effiziente und robuste Strukturierung des Verfahrensablaufs 
3. Sonstige Aufgaben bei der Verfahrensentwicklung: 
a. Datenverarbeitung 
b. Organisation 
c. Dokumentation 
Nachfolgend ist eine Zuordnung der typischen Aufgabenstellungen zu Aufgabenbereichen 
und -teilbereichen dargestellt. Ebenfalls dargestellt sind die Abschnitte der vorliegenden Arbeit, in 
dem schwerpunktmäßig Hinweise für die Bearbeitung dieser Aufgabenstellungen abgeleitet werden. 
Bei Querschnittsaufgaben, die für eine Vielzahl der behandelten Themen relevant sind, werden nur 
die wichtigsten Abschnitte aufgeführt.  
  
                                               
40  Grundlage für alle identifizierten Aufgaben ist eine Erfassung des Kontexts des spezifischen Anwendungsfalls. Diese Erfassung des 
Kontexts für die Verfahrensentwicklung ist als eigenständiger Aufgabenbereich zu sehen. Die diesem Arbeitsbereich zuordenbaren 
Arbeitsschritte werden in dieser Arbeit nicht gesondert, sondern als Teil der jeweiligen Aufgabenstellung behandelt. Allgemeine 
Hinweise zur Erfassung von Rahmenbedingungen für die Verfahrensentwicklung können Kapitel 2 entnommen werden. 
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A1 
Entwickeln und Implementieren eines Ansatzes, der eine 
dauerhafte Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur 
sicherstellt 
x x x     
6 
8.3 
8.4 
A2 
Implementieren von eindeutigen Bewertungsvorschriften 
und Sicherstellen der interpersonellen Überprüfbarkeit von 
manuellen Bewertungsvorgängen 
 x x x x x x 
7.3.3 
8 
9 
10 
A3 Sicherstellung der Freiheit von Widersprüchen mit vor- und nachgelagerten Verfahren  x x x x x x 
7.2 
7.4 
9.3.5 
A4 Sicherstellen der Konsistenz der Verfahrensergebnisse bei mehrfacher Verfahrensanwendung      x x x 
9.2 
10 
A5 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei der Festlegung der Gewichtung von Wirkungsbeiträgen    x     8.2 
A6 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei der Festlegung des Betrachtungszeitraums    x     8.3 
A7 Sicherstellen der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen bei Festlegung der Bewertung von Maßnahmenkosten    x     8.4 
A8 Harmonisieren der verschiedenen Erfassungszeitpunkte und Aufbereitungsarten von Datengrundlagen   x   x   
7.3.3 
7.4 
10.2 
A9 Sicherstellen der Verwendung von objektiven und nachprüfbaren Datengrundlagen   x   x x x 
7.3 / 7.4 
10.4 
A10 
Implementieren von Kontrollmechanismen zur Erkennung 
und Verhinderung von manipulierten/fehlerhaften 
Informationslieferungen  
   x x x x 9.3 
10 
A11 Berücksichtigung der begrenzten Gültigkeitsdauer von Entscheidungen  x  x     
6  
8.3 
A12 Implementieren einer Rückkopplung bei nachträglichen Planungsänderungen    x    9.3 
A13 Begründen und Dokumentieren der Festlegungen zur Ausgestaltung der einzelnen Elemente des Verfahrens  x x x x x x x 
7 
10.4 
A14 
Entwickeln und Implementieren einer versionierbaren 
Dokumentation von Verfahrensergebnissen und 
Zwischenergebnissen auf geeigneten Aggregationsebenen 
      x 10.4 
A15 Dokumentieren der verwendeten Datengrundlagen und der verbleibenden Unsicherheiten  x     x 
7.3 
10.4 
A17 Entwickeln und Implementieren von eindeutigen Datenübergabeprozeduren      x  x 
10.2 
10.4 
A18 Sicherstellen der interpersonellen Überprüfbarkeit der Dokumentationen und Verfahrensregelungen        x 10.4 
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A19 Prüfen der Verwertbarkeit von vorliegenden Datengrundlagen  x   x   
7.3 
7.4 
10.2 
A20 Entscheiden über die Verwendung von vorliegenden Datengrundlagen  x      
7.3 
7.4 
10.2 
A21 Entwickeln und Implementieren von effizienten Datenerfassungsprozeduren      x   10.2 
A22 Entwickeln und Implementieren von Vereinfachungsmöglichkeiten bei der Wirkungsermittlung   x  x    
7 
9.2 
A23 
Entwickeln und Implementieren von effizienten 
Datenübernahme-, Datenverarbeitungs- und Daten-
plausibilisierungsprozeduren  
    x   10.2 
A24 Entwickeln und Implementieren von effizienten Bewertungsabläufen   x x x x x x 
7 
8 
9.2 
10 
A25 Entwickeln und Implementieren von effizienten Organisationsstrukturen für Abstimmung und Bearbeitung     x  x  
7 
9.2 
10.3 
A26 Sicherstellen einer effizienten Verarbeitung von Planungsveränderungen    x    9 
A27 Konkretisierung des Robustheitsbegriffs     x    9.3 
A28 Erfassen der Risikoeinstellung des Entscheidungsträgers     x    9.3 
A29 Entwickeln und Implementieren von Prozeduren zur Operationalisierung der Robustheit     x    
9.2 
9.3 
A30 Entwickeln und Implementieren von Prozeduren zur Aktualisierung des verwendeten Robustheitsmaßes     x    
9.3 
10.4 
A31 Ermitteln und ggf. Implementieren von absehbaren künftigen Entwicklungen  x      7.2 
A32 Entwickeln und Implementieren einer modularen Verfahrensstruktur  x x x x x x x 
7 
9.2 
A33 Dokumentieren der Festlegungen zur Ausgestaltung der einzelnen Elemente des Verfahrens  x x x x x x x 
7 
10.4 
A34 
Entwickeln und Implementieren von flexiblen 
Datenübernahme-, Datenhaltungs- und 
Datenverarbeitungsstrukturen 
    x   10.2 
Tabelle 11: Zuordnung der typischen Aufgabenstellungen bei der Verfahrensentwicklung nach Aufgabenbereichen 
5. Prämissen für die Erarbeitung von Hinweisen für die Verfahrensentwicklung 
122 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
5.6 Bestimmungen für die Erarbeitung von Hinweisen 
Nachfolgend werden Bestimmungen, die für das Verständnis der nachfolgenden Erarbeitung von 
Hinweisen vorausgesetzt werden, festgelegt. 
Unter einer Straßenverkehrsanlage (sva) wird im Folgenden ein eindeutig abgegrenztes Element 
des relevanten Straßennetzes verstanden. Eine Straßenverkehrsanlage umfasst einen oder mehrere 
Anlagenteile (at), wobei ein Anlagenteil stets einer Straßenverkehrsanlage eindeutig zugeordnet 
werden kann.  
Vorausgesetzt wird, dass das Straßenverkehrsnetz ausschließlich Straßenverkehrsanlagen enthält, 
die für die Erfüllung der Aufgaben des zuständigen Baulastträgers notwendig sind.41  
Der Zustand von Anlagenteilen von Straßenverkehrsanlagen wird über Zustandsmerkmale (zm) 
beschrieben. Zur Differenzierung von verschiedenen Zustandsmerkmalen wird der Index z 
verwendet.  
Der Zustand eines Anlagenteils hat Auswirkungen für den Betreiber, den Nutzer oder das Umfeld. 
Über den Index w werden die verschiedenen Wirkungsmerkmale (wm) differenziert.  
Maßnahmen (m) bezeichnen geplante Veränderungen am Zustand eines oder mehrerer Anlagen-
teile oder bei Neubau die Schaffung von Anlagenteilen mit bestimmten Zustandsmerkmalen. Gegen-
stand der Entscheidungsfindung ist stets ein Maßnahmenkollektiv (M). Zur Differenzierung der 
verschiedenen Maßnahmen eines Maßnahmenkollektivs wird der Index m verwendet, die Anzahl 
der Maßnahmen eines Maßnahmenkollektivs M wird mit nm angegeben. Eine Maßnahme wird 
räumlich stets so abgegrenzt, dass sie unabhängig von der Realisierung (oder Nicht-Realisierung) 
von anderen Maßnahmen des Maßnahmenkollektivs umgesetzt werden kann. Für die Gestaltung 
des Verfahrens wird folglich vorausgesetzt, dass eine Maßnahme nur in „Teilmaßnahmen“ aufgeteilt 
werden kann, wenn diese Teilmaßnahmen alle als eigenständige Maßnahmen realisiert werden 
können, und dass sich ausschließende Maßnahmenvarianten kein Gegenstand der 
Entscheidungsfindung sind.  
Für alle Maßnahmen gilt stets, dass sie aufgrund eines festgestellten Mangels (Unterschreitung 
eines Sollzustands) entwickelt worden sind und zur Behebung des Mangels als absolut und relativ 
vorteilhaft angesehen werden können. Ferner wird vorausgesetzt, dass die Zulässigkeit der 
Maßnahme gegeben oder für planungsrechtlich abzusichernde Maßnahmen zumindest 
wahrscheinlich ist.  
Die Entscheidungsfindung findet periodisch statt, es sind also regelmäßig wiederkehrende 
Entscheidungsprozesse (E_PR) durchzuführen. Die nachfolgenden Darstellungen betreffen, wenn 
nicht anders angegeben, einen Entscheidungsprozess mit vollständig bekanntem Maßnahmen-
kollektiv, der auch als „aktueller Entscheidungsprozess“ bezeichnet wird. „Künftige Entscheidungs-
prozesse“ betreffen Entscheidungsfindungen, für die das Maßnahmenkollektiv noch nicht 
abschließend bekannt ist und die zeitlich nach dem aktuellen Entscheidungsprozess stattfinden. 
„Vergangene Entscheidungsprozesse“ bezeichnen in der Vergangenheit (vor dem aktuellen 
Entscheidungsprozess) durchgeführte Entscheidungsfindungen. 
Jeder Entscheidungsprozess wird zu einem bestimmten Entscheidungszeitpunkt (ez) mit einer 
Entscheidung abgeschlossen. Das Ergebnis eines Entscheidungsprozesses hat bis zum Abschluss des 
                                               
41  Ob Verkehrsanlagen in diesem Zusammenhang verzichtbar sind (z.B. ob Streckenabschnitte anders klassifiziert werden sollten oder 
ob Streckenelemente zur Sicherstellung der raumordnerischen Zielvorgaben notwendig sind), ist außerhalb des Verfahrens zu prüfen. 
Der Verzicht auf nicht zwingend erforderliche Infrastruktur ist ein mögliches Instrument, um Kosten langfristig zu senken. 
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nächsten Entscheidungsprozesses Gültigkeit. Bei jedem folgenden Entscheidungsprozess hat eine 
neue Entscheidungsfindung unter Berücksichtigung des dann vorliegenden Maßnahmenkollektivs 
zu erfolgen.  
Der Zeitraum zwischen zwei Entscheidungszeitpunkten wird im Folgenden als Entscheidungs-
periode (ep) bezeichnet. Zur Differenzierung der verschiedenen Entscheidungszeitpunkte und -
perioden wird der Index p verwendet. Für Elemente des aktuellen Entscheidungsprozesses ist p 
gleich 0. ez0 und epo bezeichnen demnach den aktuellen Entscheidungszeitpunkt sowie die aktuelle 
Enscheidungsperiode. Mit p = 1, 2, 3, … werden künftige Entscheidungen angegeben. Mit p = -1, -
2, -3, … werden vergangene Entscheidungsprozesse bezeichnet.  
Das Ergebnis eines Entscheidungsprozesses wird auf Maßnahmenebene durch folgende 
Entscheidungszustände charakterisiert: 
• Eine positive Entscheidung führt zur Einleitung der Realisierung42 während der folgenden 
Entscheidungsperiode ep0. Sollte dies nicht geschehen, entfällt die positive Entscheidung. 
Im Rahmen des nächsten Entscheidungsfindungsprozesses wird eine neue Entscheidung 
getroffen.  
• Wenn eine negative Entscheidung getroffen wird, hat dies ausschließlich Konsequenzen 
für die aktuelle Entscheidungsperiode ep0. Über die betroffenen Maßnahmen wird vor 
jeder künftigen Entscheidungsperiode neu entschieden. Dies wird so lange fortgesetzt, bis 
eine positive Entscheidung getroffen und die Maßnahme realisiert wird oder bis die 
Maßnahme nicht mehr im Maßnahmenkollektiv einer Entscheidungsfindung enthalten ist. 
"#$% bezeichnet eine Maßnahme m mit positiver Entscheidung, "&'( eine Maßnahme mit 
negativer Entscheidung. 
Die Entscheidung wird für Handlungsalternativen (h) getroffen. Eine Handlungsalternative ist 
eine bestimmte Konstellation von Maßnahmen des Maßnahmenkollektivs, bei der für jede 
Maßnahme zumindest entweder eine positive oder eine negative Entscheidung angenommen wird. )#$%,* bezeichnet das Kollektiv der Maßnahmen mit positiver, )&'(,* das Kollektiv der Maßnahmen 
mit negativer Entscheidung für eine Handlungsalternative h. Es gilt stets: 
 +,-.,/ +  +123,/ = + ( 1 ) 
Als Entscheidungsklasse (ek) wird in der vorliegenden Arbeit eine Zusammenfassung von 
Maßnahmen anhand deren Bewertungsergebnisse verstanden. Die Maßnahmenkollektive +,-. und +123 sind folglich Entscheidungsklassen. Eine weitere Differenzierung des Maßnahmenkollektivs in 
zusätzlichen Entscheidungsklassen ist möglich, z.B. zur weiteren Unterscheidung von Prioritäts-
stufen.  
Die Investitionskosten einer Maßnahme m werden mit 56&7," bezeichnet. Sie beschreiben die Kosten 
für Realisierung einer Maßnahme, die das verfügbare Budget belasten. Die Summe der Investitions-
kosten für eine Handlungsalternative h ist 86&7,*. 9: ist das verfügbare Budget für die aktuelle 
Entscheidungsperiode. Eine Handlungsalternative h wird im folgendem als zulässig bezeichnet, 
wenn die Kosten 86&7,* für die Handlungsalternative gleich oder geringer als das verfügbare Budget 9 sind (Kinv, h ≤ B) 
                                               
42  Für Maßnahmen mit Planungsrecht erfolgt eine Freigabe von Finanzmitteln zur Einleitung der nächsten Planungsschritte. Die 
Investitionskosten werden erst nach Erlangung von Baurecht freigegeben, sind aber für die Realisierung der Maßnahme „reserviert“. 
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Die zur Umsetzung empfohlene Handlungsalternative wird als Entscheidungsalternative 
bezeichnet. Im Verlauf der Entscheidungsbildung kann die Bildung von vorläufigen Entscheidungs-
alternativen erforderlich sein.  
Die Entscheidungsfindung beruht auf der vergleichenden Bewertung des erwarteten Nutzens von 
Maßnahmen. Der Bewertungszeitraum (BZ) bezeichnet im Folgenden den Zeitraum, über den der 
Nutzen von Maßnahmen ermittelt und bewertet wird. 
Bei einer maßnahmenübergreifenden Bewertung sind Maßnahmen mit unterschiedlichen Nutzungs-
dauern und Nutzenverhalten vergleichend zu bewerten. Damit die Wirkungsvariabilität von 
Maßnahmen miterfasst werden kann, wird von einer Unterteilung des Bewertungszeitraums in 
mehrere Bewertungsperioden (bp) ausgegangen.  
Der Gesamtnutzwert einer Maßnahme m wird mit ?" angegeben. Dieser ergibt sich aus der 
Summe der Nutzwertbeiträge für die einzelnen Bewertungsperioden.  
 @A =  B @A,C
1DE
CFG  
( 2 ) 
Mit: 
um   Gesamtnutzwert einer Maßnahme m über den Bewertungszeitraum BZ 
um,i:   Nutzwert einer Maßnahme m in der Bewertungsperiode i HI,  Anzahl Bewertungsperioden im Bewertungszeitraum BZ 
 
Der Gesamtnutzwert einer Maßnahme m wird aus mehreren Teilnutzwerten (?J5,") gebildet. Die 
Teilnutzwerte geben den Zielerreichungsgrad für jeweils ein Zielkriterium (zk) wieder. Der Gesamt-
nutzwert wird unter Berücksichtigung einer Gewichtung (KJ5) der einzelnen Teilnutzwerte 
gebildet. 
 uL = B wMN1OPQRFG uMN,L ( 3 ) 
Mit: 
um   Gesamtnutzwert einer Maßnahme m  
wzk:   Gewichtungsfaktor für das Zielkriterium zk 
uzk,m  Teilnutzwert der Maßnahme m für das Zielkriterium zk 
nzk   Anzahl Zielkriterien 
 
Der Nutzwert einer Maßnahme m wird aus der Differenz des Wirkungswerts eines Wirkungs-
bereichs mit und ohne Maßnahme m gebildet.  
 @QR,A = SQR(TUVQR, -.,A −  TUVQR,123,A) ( 4 ) 
Mit: 
Uzk,m  Teilnutzwert der Maßnahme m für das Zielkriterium zk SQR(x)  Nutzwertfunktion für das Zielkriterium zk 
impzk,pos,m: Wirkungswert bei einer positiven Entscheidung für Maßnahme m 
impzk,neg,m Wirkungswert bei negativer Entscheidung für Maßnahme m  
 
X* bezeichnet den Gesamtnutzen einer Handlungsalternative h.  
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Der Realisierungszeitpunkt (Y") einer Maßnahme entspricht dem Zeitpunkt, ab dem für diese 
Maßnahme Nutzenbeiträge entstehen. Der Realisierungszeitpunkt wird im Folgenden stets auf eine 
Bewertungsperiode bezogen. Eine Maßnahme wird bei einer positiven Entscheidung aufgrund der 
erforderlichen Vorbereitungen in der Regel nicht direkt realisiert werden. Die Mindestanzahl der 
Bewertungsperioden zwischen Entscheidungszeitpunkt und Realisierungszeitpunkt einer 
Maßnahme k wird als Mindest-Realisierungszeitraum (Y"6&,") bezeichnet. Der früheste 
Realisierungszeitpunkt einer Maßnahme m in der Entscheidungsperiode p kann folgendermaßen 
bestimmt werden:  
 Z,,A = [\, +  ZAC1,A ( 5 ) 
Mit: 
rp,m  Realisierungszeitpunkt einer Maßnahme m bei einer positiven Bewertung in der Entscheidungsperiode p [\,   Entscheidungszeitpunkt p ZAC1,A Mindestanzahl der Bewertungsperioden zwischen Entscheidungszeitpunkt und Realisierungszeitpunkt für die 
Maßnahme m 
 
Die Nutzungsdauer von Anlagenteilen wird mit ND angegeben. NDm beschreibt die Zeitspanne, 
über die eine Maßnahme m ab dem Realisierungszeitpunkt ZA  im Vergleich zur Situation ohne 
Realisierung der Maßnahme m zusätzliche Nutzen generiert (@A > 0). Sofern für neu errichtete 
bzw. für Maßnahmen an bestehenden Anlagenteilen in Zukunft Erhaltungsmaßnahmen oder 
Erneuerungsmaßnahmen zur Erhaltung der Funktionalität der Verkehrsanlage erforderlich sind, 
sind diese Gegenstand von künftigen Entscheidungsprozessen. 
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6 Hinweise für die Grundkonzeption des Verfahrens 
6.1 Vorbemerkungen 
Das Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung soll nicht nur die 
Sicherung der Finanzierbarkeit und Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur für die aktuelle 
Allokationsperiode ermöglichen, sondern auch die Berücksichtigung von langfristigen Konse-
quenzen bei der Entscheidungsfindung unterstützten. Dies folgt aus dem Grundsatz, dass die 
langfristige politische Handlungsfähigkeit durch die Entscheidungsfindung nicht wesentlich beein-
trächtigt werden darf. Im vorhergehenden Kapitel wurde in der Entwicklung eines Ansatzes zur 
Sicherstellung der dauerhaften Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur eine Aufgabenstellung 
identifiziert, für die ergänzende Hinweise zu erarbeiten sind. Diese Hinweise werden in diesem 
Kapitel unter Berücksichtigung der sonstigen Verfahrensziele und -anforderungen erarbeitet.  
Hierzu wird zuerst auf die Zulässigkeit einer negativen Entscheidung für eine Maßnahme 
eingegangen (Abschnitt 6.2). Im vorliegenden Kontext ist die periodische Wiederholung der 
Entscheidungsfindung von besonderer Bedeutung. Sie bewirkt, dass die Entscheidung stets nur über 
einen begrenzten Zeitraum Gültigkeit hat. Es stellt sich die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
eine zeitliche Verschiebung der Entscheidung (= negative Entscheidung) auf nachfolgende 
Entscheidungsperioden zulässig ist. Bei einer positiven Entscheidung für eine Maßnahme ist in 
Zusammenhang mit der langfristigen Finanzierbarkeit und Funktionsfähigkeit der Straßen-
infrastruktur insbesondere die Bindung von künftigen Finanzmitteln in die Entscheidungsfindung 
einzubeziehen (Abschnitt 6.3). Dabei ist abzuwägen, ob durch die Realisierung einer Maßnahme 
die Handlungsmöglichkeiten von künftigen Entscheidungsträgern infolge von z.B. Folgekosten 
derart beeinträchtigt werden, dass dem Ziel einer langfristigen Finanzierbarkeit der Straßen-
infrastruktur nicht mehr Genüge getan wird.  
Aufbauend auf diesen Überlegungen wird ein Ansatz dargestellt, der beschreibt, wie die Einhaltung 
dieser Voraussetzungen bei der Entscheidungsfindung verankert werden kann und welche Folgen 
dies für die Definition von Maßnahmen hat (Abschnitt 6.4). Anschließend werden diese 
Erkenntnisse als Grundlage für die eine Verfahrensentwicklung operationalisiert (Abschnitt 6.5). 
Das Kapitel endet mit einer Zusammenstellung der hieraus folgenden Hinweise für die Verfahrens-
entwicklung (Abschnitt 6.6). 
6.2 Zulässigkeit einer negativen Entscheidung 
Die Ergebnisse des Entscheidungsverfahrens sollen dazu führen, dass die dauerhafte Funktions-
fähigkeit der Straßeninfrastruktur sichergestellt wird. Maßnahmen dürfen folglich nur dann in die 
Zukunft verschoben werden, wenn hieraus keine unakzeptablen Einschränkungen für die 
langfristige Funktionalität des Straßennetzes entstehen.  
Die Einhaltung dieser Folgerung verlangt zur Bestimmung der Funktionsfähigkeit einer Straßen-
verkehrsanlage die Definition von Mindestanforderungen, die jederzeit einzuhalten sind. Mindest-
anforderungen sind in diesem Zusammenhang nicht zwingend mit Zielgrößen oder Auslösekriterien 
für Straßenbaumaßnahmen gleichzusetzen. Eine Mindestanforderung definiert den Bereich, 
innerhalb welchem eine (geregelte) Nutzung der Straßenverkehrsanlage (ggf. unter Inkaufnahme 
von Nutzungseinschränkungen) für ein bestimmtes Wirkungsmerkmal (gerade) noch möglich ist. 
Nachfolgend werden Merkmale, die die Realisierung einer Maßnahme rechtfertigen, als „oberer 
Eingriffsgrenzwert“ (o_eg) bezeichnet. Für die jederzeit einzuhaltenden Mindestanforderungen 
wird der Begriff „unterer Eingriffsgrenzwert“ (u_eg) verwendet. 
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Formalisierung: 
Die Mindestanforderung an ein Wirkungsmerkmal w sei @_[_` .Die Mindestanforderung @_[_`    
wird so definiert, dass eine Unterschreitung dieser nicht zulässig ist. Die Ausprägung des Wirkungs-
merkmals w für ein Anlagenteil l sei ohne Maßnahme m a`,b,Acde,f und mit Maßnahme a`,b,AEgh,f.  
Die Zulässigkeit, eine Maßnahme m zeitlich von einer Entscheidungsperiode epp auf die folgende 
Periode ep(p+1) zu verlegen, wird über die Funktion  
 i(U, V) =  j0 a[HH  ∀ a`,b,Acde,f ≥  @_[_`  1  a[HH  ∃ a`,b,Acde,f < @_[_`     ∀ a ∈ {1, … , H`} ( 6 ) 
mit: 
U       Maßnahme m a`,b,Acde,f  Wirkungsmerkmal w für das Anlagenteil l in der Entscheidungsperiode p ohne Realisierung der 
Maßnahme m V      Entscheidungsperiode p H`      Anzahl der Wirkungsmerkmale @_[_`     Mindestanforderung für das Wirkungsmerkmal w 
 
zum Ausdruck gebracht. i ist gleich 0, wenn sämtliche Mindestanforderungen eingehalten werden. 
Die geplante Maßnahme m ist bei V gleich 0 in der Folge nicht zwingend in der Entscheidungs-
periode [V, umzusetzen. V ist gleich 1, wenn mindestens eine Mindestanforderung nicht 
eingehalten wird und ein Eingriff zur Einhaltung der Mindestanforderungen in der Entscheidungs-
periode [V, erfolgen muss.43  
Auf der Grundlage von Formel ( 6 ) können Maßnahmen für eine bestimmte Anzahl an künftigen 
Entscheidungsperioden nach verschiedenen Typen eingeteilt werden: 
 
1. i(U, V) =  1 für p = 0 
Die Maßnahme m ist innerhalb der Entscheidungsperiode zu realisieren. Die Menge der 
Maßnahmen dieses Typs von Maßnahmen wird im Folgenden als nicht verschiebbare 
Maßnahmen (NV_M) bezeichnet. Die Entscheidungsfindung kann sich für diese 
Maßnahmen höchstens mit der Fragenstellung befassen, zu welchem Zeitpunkt innerhalb 
der aktuellen Entscheidungsperiode die Realisierung erfolgen soll.  
2. i(U, V) =  s 0  SüZ V = 01 SüZ mindestens ein V > 0  
Die Maßnahme m kann zeitlich verschoben werden, sie ist in künftigen 
Entscheidungsperioden aber mit Sicherheit zur Einhaltung der Mindestanforderungen 
umzusetzen. Die Menge der Maßnahmen dieses Typs wird im Folgenden als 
eingeschränkt verschiebbare Maßnahmen (EV_M) bezeichnet. Dieser Typ ist dann 
vorhanden, wenn sich mindestens eine Ausprägung für eine Mindestanforderung an ein 
Anlagenteil im Zeitverlauf unter die Mindestanforderung verschlechtert. Beispiele für 
Maßnahmen dieses Typs sind Erhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen.  
                                               
43  Hierbei wird vorausgesetzt, dass im Maßnahmenkollektiv +2,E stets alle Maßnahmen enthalten sind, die für die Einhaltung aller 
Mindestanforderungen für alle Anlagenteile der Entscheidungsperiode [V, erforderlich sind. 
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3. i(U, V) = 0 für alle p ≥ 0 
Die Maßnahme m ist in den berücksichtigten künftigen Entscheidungsperioden nicht 
zwingend umzusetzen und kann daher uneingeschränkt in die Zukunft verschoben werden. 
Die Menge der Maßnahmen dieses Typs wird im Folgenden entsprechend als unein-
geschränkt verschiebbare Maßnahmen (UV_M) bezeichnet. Eine Maßnahme gehört zu 
diesem Typ, wenn die Ausprägungen aller relevanten Mindestanforderungen der 
betroffenen Anlagenteile sich in Zukunft oberhalb der Mindestanforderung bewegen. 
 
 
6.3 Sicherstellung der Handlungsfähigkeit von Entscheidungsträgern bei künftigen 
Entscheidungssituationen 
Für eingeschränkt und uneingeschränkt verschiebbare Maßnahmen, die auf eine zukünftige 
Entscheidungsperiode verschoben werden können, gilt nach dem Verfahrensziel die Restriktion, 
dass dies nur zulässig ist, solange hierdurch die Handlungsfähigkeit der in Zukunft verantwortlichen 
Entscheidungsträger nicht beeinträchtigt wird. Die Handlungsfähigkeit ist nicht mehr gewährleistet, 
wenn die Größenordnung der in die Zukunft verschobenen (finanziellen) Aufwände die zukünftige 
Handlungsfähigkeit des Baulastträgers/Entscheidungsträgers so stark einschränkt, dass die Sicher-
stellung der dauerhaften Funktionsfähigkeit beim dann verfügbaren Finanzbudget nicht mehr 
möglich ist.  
Die uneingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen führen zu keiner Beeinträchtigung der 
zukünftigen Handlungsfähigkeit des Entscheidungsträgers. Diese Maßnahmen können immer 
wieder auf eine spätere Entscheidungsperiode verschoben werden, ohne dass hierdurch zusätzliche 
Nachteile für den Entscheidungsträger entstehen. Die o.g. Restriktion gilt daher nur für das 
Maßnahmenkollektiv der eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen (EV_M). 
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 6.2:  Zulässigkeit einer negativen Entscheidung  
 
 Für die Bestimmung der langfristigen Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur sind 
Mindestanforderungen für relevante Wirkungsmerkmale zu definieren, deren Unter-
schreitung als unzulässig definiert wird. 
 Für die Bestimmung der Zulässigkeit von negativen Maßnahmenentscheidungen 
sind die drei Maßnahmentypen („nicht verschiebbare“, „eingeschränkt verschiebbare“ 
und „uneingeschränkte verschiebbare“), die durch die „Verschiebbarkeit“ von 
Realisierungsentscheidungen auf nachfolgende Entscheidungssituationen definiert 
werden, zu unterscheiden. 
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Es gilt, dass für jede Entscheidungsperiode V das Budget ausreichend sein muss, um zumindest die 
nicht verschiebbaren Maßnahmen zu realisieren. vi_+, sei die Menge der zum Entscheidungs-
zeitpunkt V nicht verschiebbaren Maßnahmen und wC1x,yz_{E die summierten Kosten dieser 
Maßnahmen: 
 |, ≥  wC1x,yz_{E  ∀  V ∈ } ( 7 ) 
mit: 
|,      Budget für die Entscheidungsperiode p wC1x,yz_{E  Gesamtinvestitionskosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen für Entscheidungsperiode p 
 
Wenn die Bedingung ( 7 ) nicht eingehalten wird, ist die Sicherstellung einer dauerhaften 
Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur grundsätzlich nicht möglich; das Budget ist in der Folge 
für die betroffenen Entscheidungsperioden zu erhöhen. 
Die Gesamtinvestitionskosten wC1x,yz_{E für nicht verschiebbare Maßnahmen einer Entscheidungs-
periode V ergeben sich nach folgender Formel: 
 wC1x,yz_{, =  wC1x,yz_{,,   +   B wC1x,~z_{(E),
1dE
FG    ∀  V ∈ } ( 8 ) 
mit: 
wC1x,yz_{E      Gesamtinvestitionskosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen für die Entscheidungsperiode p wC1x,yz_{,,     Gesamtkosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen, die zum Entscheidungszeitpunkt p erstmals 
      bewertet werden wC1x,~z_{(E),E, Gesamtkosten der Maßnahmen, die bei vergangenen Entscheidungszeitpunkten (ezp-1,…, ezp-x) 
bereits bewertet wurden, auf die Entscheidungsperiode p verschoben worden sind und nicht weiter 
in eine Entscheidungsperiode p+1 verschoben werden können  H2,  Anzahl der vorhergegangenen Entscheidungsperioden 
  
Die Gesamtkosten der Maßnahmen, die nicht weiter in die Zukunft verschoben werden können, 
werden demnach durch das Ergebnis der Entscheidungsfindung der vorhergehenden Entscheidungs-
perioden mitbestimmt.  
Die Beurteilung der Auswirkungen einer aktuellen Entscheidungsfindung für die künftige 
Handlungsfähigkeit des Baulastträgers erfordert demnach Kenntnisse über die Handlungs-
alternativen und die verfügbaren Budgets für künftige Entscheidungsperioden. Diese werden in der 
Praxis aber nicht abschließend bekannt sein. Aus diesem Grund wird in der Praxis eine 
abschließende Bestimmung der Zulässigkeit einer zeitlichen Verschiebung von Maßnahmen 
a priori nicht möglich sein.  
Die Bestimmung, ob die zeitliche Verschiebung einer Maßnahme auf eine künftige Entscheidungs-
periode zulässig ist, erfordert daher die Voraussetzung von Annahmen.  
Kostenänderungen für Maßnahmen, die in der aktuellen Entscheidungsperiode ep0 zeitlich 
verschoben werden, werden annähernd zu beziffern sein. Ebenfalls wird die Bestimmung der 
Periode, in der diese Maßnahme spätestens umzusetzen ist, anhand von Verhaltensfunktionen des 
Zustands grob ermittelt werden können. Für die Bestimmung der gebundenen Kosten von weiter in 
der Zukunft liegenden Entscheidungsperioden sind Informationen über künftig eingeschränkt 
zeitlich verschiebbaren Maßnahmen erforderlich. Der Umfang wird von der dann vorliegenden 
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Entscheidungssituation bestimmt werden. Die ausschlaggebenden Elemente (Maßnahmen, 
Ausgangssituation, Budget) sind zur aktuellen Entscheidungsperiode nicht (vollständig) bekannt. 
Annahmen für die gebundenen Kosten über die nächste Entscheidungsperiode hinaus sind daher 
spekulativer Natur. 
Vor diesem Hintergrund wird eine vereinfachte Randbedingung zur Bestimmung der Zulässigkeit 
einer zeitlichen Verschiebung von zwingend umzusetzenden Maßnahmen geprüft. Der Grund-
gedanke beruht darauf, dass solange die eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen alle in der 
jeweils nächsten Entscheidungsperiode realisiert werden können, die Forderung ( 7 ) mit Sicherheit 
eingehalten wird: 
 |´(,G) ≥  w´C1x,yz(E),(E) +  wC1x,~zE,(,)    ∀   V,  ∈  } ( 9 ) 
mit: |´(,G)    geschätztes Budget für die nächste Entscheidungsperiode (p+1) w´C1x,yz_{(E)(,E)   geschätzte Gesamtkosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen, die für die Entscheidungsperiode 
(p+1) zum ersten Mal bewertet werden wC1x,~z_{2QE,(,) Gesamtkosten aller eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen, die zum Entscheidungszeitpunkt p 
auf eine beliebige zulässige nächste Entscheidungsperiode verschoben werden  
 
Diese Bedingung wird nur eingehalten, wenn für alle nachfolgenden zukünftigen Entscheidungs-
perioden alle eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen auch tatsächlich irgendwann umgesetzt 
werden können. Bei weiter in der Zukunft liegenden Entscheidungsperioden und abnehmenden 
Budgets kann die Handlungsfähigkeit der dann zuständigen Entscheidungsträger aber derart 
beeinträchtigt sein, dass nicht mehr alle nichtverschiebbaren Maßnahmen umgesetzt werden 
können.  
Die Forderung, dass durch die Verschiebung von Maßnahmen die Handlungsfähigkeit künftiger 
Entscheidungsträger nicht beeinträchtigt werden darf, kann mit Sicherheit nur dann eingehalten 
werden, wenn die nachfolgenden Entscheidungsprozesse stets unter völliger Handlungsfreiheit auch 
bezüglich neu hinzukommender, eingeschränkt verschiebbarer Maßnahmen erfolgen können, also 
wenn gilt:  
 |(,G) ≥  wC1x,yz(E),(E) + wC1x,~z(E),(E) +  wC1x,~zE,(,)      ∀  V,  ∈  } ( 10 ) 
mit: 
|(,G)     Budget für die nächste Entscheidungsperiode (p+1) wC1x,yz_{(E),(E)   Gesamtkosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen, die zum Entscheidungszeitpunkt (p+1) zum 
ersten Mal bewertet werden wC1x,~z_{,,(,)  Gesamtinvestitionskosten der eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen, die zum      
     Entscheidungszeitpunkt p auf eine beliebige zulässige nächste Entscheidungsperiode verschoben  
     werden  wC1x,~z_{(,G),(,) Gesamtkosten der eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen, die zum Entscheidungszeitpunkt p+1 
      erstmals bewertet werden und auf eine beliebige zulässige Entscheidungsperiode verschoben werden  
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Für die aktuelle Entscheidungssituation bedeutet dies, das eingeschränkt verschiebbare Maßnahmen 
nur zeitlich verschoben werden dürfen, solange gilt:  
 wC1x,~z_{,()  ≤ |G – wC1x,yz_{, − wC1x,~z_{,()       ∀   ∈  } ( 11 ) 
mit: 
wC1x,~z_{,()   Gesamtinvestitionskosten der eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen, die zum aktuellen   
      Entscheidungszeitpunkt auf nachfolgende Entscheidungsperioden verschoben werden sollen  |G      Budget der nächsten Entscheidungsperiode  wC1x,yz_{2Q   Gesamtinvestitionskosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen, die zum nächsten     
      Entscheidungszeitpunkt erstmals bewertet werden wC1x,~z_{,()   Gesamtinvestitionskosten der eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen, die zum      
      nächsten Entscheidungszeitpunkt erstmals bewertet werden 
 
Eine zeitliche Verschiebung von eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen in maßgeblichen 
Umfang unter Einhaltung des Verfahrensziels erfordert in der Konsequenz zunehmende Budgets für 
künftige Entscheidungssituationen und/oder abnehmende Kosten bei den in Zukunft hinzu-
kommenden nicht und eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen.  
Für die nächste Entscheidungsperiode werden außerdem das Budget und die Kosten der neu hinzu-
kommenden nicht und eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen benötigt. Diese werden in der 
Praxis nicht vollständig bekannt sein und müssen daher geschätzt werden.  
 
 
6.4 Folgen für die Maßnahmendefinition 
Im vorhergehenden Abschnitt wurden ausgehend vom Fundamentalziel Bedingungen abgeleitet, die 
die Möglichkeit einer zeitlichen Verschiebung von Maßnahmen beschränken.  
Maßnahmen werden in der Praxis eine Zusammenstellung aus unterschiedlichen Veränderungen an 
einzelnen Anlagenteilen von Straßenverkehrsanlagen beinhalten. Dies ist zur Ausschöpfung von 
Synergieeffekten grundsätzlich sinnvoll. Hierdurch werden aber in der Regel nicht alle 
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 6.3:  Sicherstellung der Handlungsfähigkeit von Entscheidungsträgern bei künftigen 
Entscheidungssituationen 
 
 Für eingeschränkt verschiebbare Maßnahmen ist zur Sicherstellung der geforderten 
langfristigen Funktionsfähigkeit des Straßennetzes eine negative Entscheidung nur im 
Falle von eng abgesteckten Rahmenbedingungen möglich. 
 Eine zeitliche Verschiebung dieser Maßnahmen in maßgeblichen Umfang erfordert 
zunehmende Budgets für künftige Entscheidungssituationen und/oder abnehmende 
Kosten bei den in Zukunft hinzukommenden Maßnahmen.  
 Die Beurteilung der Verschiebbarkeit von Maßnahmen erfordert Annahmen und ist 
mit Unsicherheit verbunden. Die Robustheit der Entscheidungsfindung wird hierdurch 
beeinträchtigt. 
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Maßnahmenbestandteile Bedeutung für die Sicherstellung der langfristigen Funktionalität des 
Straßennetzes haben – auch wenn die Maßnahme als Ganze diese hat.  
Als Folge der formulierten Bedingungen müssen Maßnahmen mit zumindest einem Maßnahmen-
bestandteil, der Bedeutung für die Sicherstellung der langfristigen Funktionalität des Straßennetzes 
hat, priorisiert werden. Dies wird in der Praxis insbesondere Maßnahmen mit Erhaltungs-
komponenten betreffen. Es ist in der Folge das Risiko vorhanden, dass Maßnahmen, die im 
Kern eine uneingeschränkt verschiebbare Maßnahme darstellen, über eine Erhaltungs-
komponente unverhältnismäßig priorisiert werden.  
 
Beispiel:  
Modernisierung einer Straße durch richtliniengerechten Querschnittausbau: Beim 
Querschnittausbau ist eine Erneuerung der Fahrbahndecke erforderlich. Durch diese 
„Erhaltungsmaßnahme“ an der vorhandenen Fahrbahndecke wird die Maßnahme 
priorisiert, obwohl durch Verzicht auf die Maßnahmenkomponente „Querschnittausbau“ 
kein Ausfall der langfristigen Funktionalität des Straßennetzes zu erwarten wäre. 
 
Dies führt in der Konsequenz dazu, dass der Anteil des Budgets, der für nicht oder eingeschränkt 
verschiebbare Maßnahmen gebunden ist, höher sein wird, als dies für die Sicherstellung der 
langfristigen Funktionsfähigkeit des Straßennetzes erforderlich sein würde. Das verbleibende 
Budget für Maßnahmen, die zeitlich verschiebbar sind, wird in der Folge reduziert.44 Eine sachlich 
korrekte Nutzenabwägung wird dadurch behindert.  
Der z.B. für die Projektbewertung für den BVWP gewählte Ansatz, die Erhaltungsmaßnahmen 
festzulegen, bevor die Entscheidungsfindung über die übrigen Maßnahmen stattfindet, umgeht 
diese Problematik, sofern eine konsequente Trennung zwischen Erhaltung und sonstigen 
Maßnahmen stattfindet. Die stufenweise Durchführung des Entscheidungsverfahrens führt 
allerdings dazu, dass eine integrierte maßnahmenartübergreifende Bewertung nicht mehr gegeben 
ist. Die Festlegung der Erhaltungsstrategie hat Konsequenzen für die Realisierungsmöglichkeit der 
sonstigen Maßnahmen, die zeitliche Verschiebung von Erhaltungsmaßnahmen zugunsten von 
anderen Maßnahmen ist nicht ohne Weiteres möglich. Diese Vorgehensweise entspricht also nicht 
der Zielsetzung dieser Arbeit.  
Eine Vorgehensweise, die auf der Vorgehensweise der Projektbewertung für den BVWP aufbaut, die 
damit verbundene Problematik aber umgeht, wird im Folgenden dargestellt. Diese Vorgehensweise 
entspricht im Grunde dem im Abschnitt 4.2.4 beschriebenen Ansatz für ein Bauwerks-
management:45  
Die langfristige Funktionalität des Straßennetzes ist stets sicherzustellen. Die hieraus folgende 
Dominanz von bestimmten Maßnahmen kann wie dargestellt die Durchführung einer sachgerechten 
Abwägung beeinträchtigen. Durch die ergänzende Definition von Mindestmaßnahmen (mmin), die 
bei minimierten Kosten die langfristige Einhaltung der Mindestanforderungen an das Straßennetz 
(gerade noch) sicherstellen, kann diese Beeinträchtigung vermieden werden.  
                                               
44  Wenn die Kosten der nicht verschiebbaren Maßnahmen das vorgesehene Budget übersteigen, könnte außerdem eine Aufstockung des 
Budgets erforderlich werden (da die nicht verschiebbaren Maßnahmen alle realisiert werden müssen), obwohl das Budget zur 
Sicherstellung der Funktionalität des Straßennetzes auskömmlich gewesen wäre. 
45  vgl. (HOLST 2005). 
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Vorteile der Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen sind:  
• Alle Maßnahmen können nun uneingeschränkt zeitlich verschoben werden, da die 
Funktionsfähigkeit des Straßennetzes langfristig gewährleistet ist.  
• Für alle Maßnahmen ist daher prinzipiell eine uneingeschränkte vergleichende Bewertung 
der Nutzen und eine Auswahl nach diesen möglich. Der einschränkende Faktor für 
Kostenverschiebungen bei eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen kann bei dieser 
Vorgehensweise entfallen.  
• Die Schätzung von künftigen Budgets und Kosten von künftigen nicht oder eingeschränkt 
verschiebbaren Maßnahmen ist nicht mehr erforderlich, wodurch die Unsicherheit 
verringert und damit die Robustheit des Ergebnisses verbessert wird.  
Nachteil dieser Vorgehensweise ist, dass sie eine zusätzliche Maßnahmenentwicklung erfordert. 
Die Maßnahmenentwicklung hat unter der Prämisse einer Kostenminimierung bei Einhaltung der 
Mindestanforderungen zu erfolgen. Der zusätzlich erforderliche Aufwand für die Entwicklung von 
Mindestmaßnahmen kann an dieser Stelle nicht quantifiziert werden. 
 
6.5 Operationalisierung  
Der vorgeschlagene Ansatz über die Festlegung von Mindestmaßnahmen hat Folgen für die 
Verfahrensgestaltung.  
Das Maßnahmenkollektiv der Mindestmaßnahmen bildet für die jeweiligen Entscheidungsperioden 
die Menge der nicht verschiebbaren Maßnahmen NV_M. Sie können aber durch eine 
uneingeschränkt verschiebbare Maßnahme (im Folgenden auch als disponible Maßnahme 
bezeichnet) ersetzt werden.  
Nutzen und Kosten von disponiblen Maßnahmen, die Veränderungen an denselben Anlagenteilen 
bewirken wie Mindestmaßnahmen, sind bei dieser Vorgehensweise mit den entsprechenden 
Nutzen- und Kostenbeiträgen der Mindestmaßnahme zu verrechnen.  
Es wird angenommen, dass die Wirkung einer Mindestmaßnahme mit einer disponiblen 
Maßnahme korrespondiert. Mindestmaßnahmen werden in der Folge entweder realisiert oder 
vollständig durch eine disponible Maßnahme ersetzt. Damit die Nutzungsdauer einer disponiblen 
Maßnahme mit einer Mindestmaßnahme vergleichbar ist, kann eine Mindestmaßnahme auch aus 
einer Abfolge von mehreren Teilmaßnahmen bestehen.  
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 6.4:  Folgen für die Maßnahmendefinition 
 
 Eine maßnahmenartübergreifende formalisierte Entscheidungsfindung mit 
festgelegten, zusammengestellten Maßnahmen führt unter Berücksichtigung des 
formulierten Fundamentalziels zu suboptimalen Entscheidungen. 
 Durch die Definition und Aufnahme von Mindestmaßnahmen für die Bewertung kann 
die geforderte langfristige Funktionsfähigkeit des Straßennetzes eingehalten werden, 
ohne dass die Entscheidungsfindung hierzu auf der Grundlage von unsicheren 
Schätzwerten zu zukünftigen Budgets und Maßnahmenkosten erfolgt.  
 Diese Vorgehensweise vermeidet außerdem suboptimale Entscheidungen, die bei 
zusammengestellten Maßnahmen mit Erhaltungskomponente auftreten können 
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Eine zulässige Handlungsalternative ist stets aus einem Kollektiv von nicht korrespondierenden 
Mindestmaßnahmen und disponiblen Maßnahmen zusammengesetzt. Es gilt: 
 U =  sUAC1  [T U123UC. [T U,-.  ( 12 ) 
UC.  ∈ +,-. ⋀ UC.  ∉ +123 UAC1  ∈ +123 ⋀ UAC1  ∉ +,-. 
 
Für die Ermittlung des Nutzens einer Maßnahme über die Nutzungsdauer gilt bei dieser Vorgehens-
weise vereinfacht:  
 @y,A = @y,Ah −  @y,Afc ( 13 ) 
Mit: 
uND,m Nutzwert einer Maßnahme m über die Nutzungsdauer ND @y,Ah,:     Nutzwert einer disponiblen Maßnahme mdis über die Nutzungsdauer ND @y,Afc:    Nutzwert einer korrespondierenden Mindestmaßnahme mmin über die Nutzungsdauer ND 
 
Für eine periodisch wiederholbare Maßnahme ergibt sich hieraus folgendes typisiertes Bild für die 
Nutzenentwicklung bei Realisierung der disponiblen Maßnahme (grüne Linie) oder der 
korrespondieren Mindestmaßnahme (rote Linie). 
 
Abbildung 17:  Typische Nutzenentwicklung bei Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen 
Die Kosten für das Maßnahmenkollektiv der Mindestmaßnahmen bilden dann nach Definition die 
absolute Mindesthöhe des Budgets, welches für die Sicherstellung der langfristigen Funktions-
fähigkeit des Straßennetzes unter Berücksichtigung der Mindestanforderungen erforderlich und 
bereitzustellen ist (wie im Abschnitt 6.2 dargestellt, sind die Mindestanforderungen so definiert, 
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dass die Nicht-Einhaltung zu unzulässigen Auswirkungen für Betreiber, Nutzer und/oder Umfeld 
führt). Hieraus ergibt sich folgende Anforderung an die Mindesthöhe des Budgets B0: 
 | ≥  wC1xfc,  ( 14 ) 
 wC1xfc, = B C1x,Afc,
1ffc
AFG  
 
Mit:  
wC1xfc,  Summe der Investitionskosten zur Umsetzung aller für die aktuelle Entscheidungsperiode 
festgelegten Mindestmaßnahmen C1xffc  Investitionskosten zur Umsetzung einer Mindestmaßnahme in der aktuellen Entscheidungsperiode  | Budget für die aktuelle Entscheidungsperiode HAfc  Anzahl Mindestmaßnahmen 
 
Ferner gilt als Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Handlungsalternative: 
 | ≤  wC1xcde,,/ +  wC1xEgh,,/  ( 15 ) 
Mit:  
wC1xcde,,/  Summe der Investitionskosten für umzusetzende Mindestmaßnahmen bei Handlungsalternative h wC1xEgh,,/ Summe der Investitionskosten für umzusetzende disponible Maßnahmen bei Handlungsalternative h | Budget für die aktuelle Entscheidungsperiode 
 
Die Entscheidung wird unter Berücksichtigung des Budgets der aktuellen Entscheidungs-
periode und der in dieser Periode anfallenden Investitionskosten getroffen. Damit 
Verschiebungen von Finanzaufwänden in der Zukunft vermieden werden, sind die Mindest-
maßnahmen vor dem Hintergrund einer längerfristig angelegten Strategie zur Minimierung der 
Kosten für die Sicherstellung der Mindestanforderungen zu entwickeln. Für Fahrbahnen und 
Bauwerke stellen Pavement-Management-Systeme bzw. Bauwerk-Management-Systeme geeignete 
Instrumente zur Verfügung.  
Die Vorgehensweise für die Bestimmung von Mindestmaßnahmen würde vom Prinzip her ohnehin 
praktizierten Vorgehensweisen entsprechen. Für andere Maßnahmenarten sind die Mindest-
maßnahmen ggf. fallspezifisch zu entwickeln. Bei ohnehin uneingeschränkt verschiebbaren 
Maßnahmen ist die Entwicklung einer Mindestmaßnahme auch langfristig nicht erforderlich 
(„nichts tun“ ist zur Einhaltung der Mindestanforderungen ausreichend).  
6.6 Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Die Sicherstellung der langfristigen Funktionsfähigkeit des Straßennetzes erfordert zur eindeutigen 
Bestimmung der Funktionsfähigkeit einer Straßenverkehrsanlage die Definition von eindeutigen 
Mindestanforderungen. Diese sind von der Entscheidungsebene (in Zusammenarbeit mit der 
Verfahrensentwicklungsebene und den zuständigen Fachebenen) festzulegen.  
Hierzu bestehen derzeit keine verbindlichen Vorgaben. Als Richtgrößen für die Mindest-
anforderungen können z.B. die Standards für sogenannte „Sofortmaßnahmen“ dienen, über die – in 
Erwartung einer endgültigen Lösung von festgestellten Defiziten – eine Weiternutzung der Straßen-
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verkehrsanlage gewährleistet wird (in der Regel durch Nutzungsbeschränkungen wie Geschwindig-
keitsbeschränkungen, Beschränkung des zul. Gesamtgewichts von Fahrzeugen usw.). Eine vom 
Netzabschnitt abhängige Definition von Mindestanforderungen kann für die Berücksichtigung von 
bestimmten Belangen sinnvoll sein (z.B. höhere Anforderungen an Strecken, die vom ÖPNV benutzt 
werden, ausgewiesene Umleitungsstrecken von Bundesautobahnen, Strecken innerhalb von Wasser-
schutzgebieten usw.). 
Durch die Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen wird die Sicherstellung der langfristigen 
Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung unterstützt, ohne dass hierzu zusätzliche Unsicherheiten infolge von Schätzungen für 
künftige Budgets oder Maßnahmenkosten im Entscheidungsprozess betrachtet werden müssen. 
Außerdem werden durch die Definition von Mindestmaßnahmen suboptimale Entscheidungen in 
Folge von zusammengesetzten Maßnahmen mit Erhaltungskomponenten vermieden.  
Für die weitere Arbeit wird daher als grundlegender Ansatz die Berücksichtigung von Mindest-
maßnahmen zugrunde gelegt. Die Definition von Mindestmaßnahmen ist keine gängige Praxis, 
entsprechende Ansätze finden sich aber z.B. bei Bauwerk-Management-Systemen. Aufgabe des 
Verfahrensentwicklers wird daher die Entwicklung und Implementierung von entsprechenden 
Verfahrensabläufen zur Festlegung von Mindestmaßnahmen sein. Hierzu kann auf bestehenden 
Ansätze des PMS und BMS aufgebaut werden, welche grundsätzlich für die Entwicklung von 
Mindestmaßnahmen als geeignet anzusehen sind.  
In Abbildung 18 ist ein vereinfachtes Ablaufschema mit besonderer Hervorhebung der zusätzlichen 
Prozessschritte bei einem Verfahrensansatz mit Mindestmaßnahmen dargestellt. Hier sind darüber 
hinaus die Zuständigkeiten bei den einzelnen Prozessschritten erkennbar.  
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Hinweise für die Verfahrensentwicklung  
Zusammenfassung der Hinweise für die Grundkonzeption einer maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung 
 
 Zur Sicherstellung der langfristigen Funktionsfähigkeit des Straßennetzes sind vom 
Entscheidungsträger – in Ergänzung zu den Grenzwerten, die die Realisierung einer 
Maßnahme rechtfertigen – Mindestanforderungen für relevante Wirkungsmerkmale zu 
definieren, deren Einhaltung jederzeit gewährleistet sein soll.  
 Als Richtgrößen für die Mindestanforderungen können die Standards für sogenannte 
„Sofortmaßnahmen“ dienen, über die – in Erwartung einer endgültigen Lösung von 
festgestellten Defiziten – eine Weiternutzung der Straßenverkehrsanlage in der Regel 
durch Nutzungsbeschränkungen (Geschwindigkeitsbeschränkung, Beschränkung des zul. 
Gesamtgewichts von Fahrzeugen usw.) gewährleistet wird. 
 Für alle eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen sind in Umfang und Nutzungsdauer 
korrespondierende Mindestmaßnahmen festzulegen. 
 Die Mindestmaßnahmen sind so festzulegen, dass die langfristige Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit bei minimalen Kosten erfolgt. 
 Dieser Ansatz sieht vor, dass für jede eingeschränkt verschiebbare Maßnahme zunächst 
eine kostenminimale Mindestmaßnahme berücksichtigt wird. Das Budget wird um die 
Kosten für die gesetzten Mindestmaßnahmen reduziert. Wird eine Maßnahme als 
Ergebnis der Dringlichkeitsbewertung als finanzierbar eingestuft, wird die Mindest-
maßnahme durch diese Maßnahme ersetzt. 
 Für Fahrbahnen und Bauwerke stellen Pavement-Management-Systeme bzw. 
Bauwerks-Management-Systeme geeignete Instrumente für die Entwicklung von 
Mindestmaßnahmen zur Verfügung.  
 Für andere Maßnahmenarten sind geeignete Vorgehensweisen ggf. fallspezifisch zu 
entwickeln. Denkbar wäre die Festlegung/Verwendung von standardisierten 
Maßnahmenkatalogen mit geeigneten Mindestmaßnahmen zur Gewährleistung der 
Einhaltung von Mindestanforderungen für bestimmte Wirkungsmerkmale. 
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Abbildung 18:  Ablaufschema bei einem Verfahrensansatz mit Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen 
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7 Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems 
7.1 Vorbemerkungen 
Wesentliche Aufgabe bei der Entwicklung eines Bewertungsverfahrens ist die Festlegung des Ziel- 
und Wirkungssystems. Hierzu sind die Instrumentalziele abzuleiten und die bewertungs-
relevanten Wirkungen festzulegen. Ziele und Wirkungen sind dabei für die Anwendung des 
Bewertungsverfahrens zu operationalisieren.  
Das Zielsystem wird bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung nicht 
wesentlich anders als bei anderen Bewertungsverfahren der Verkehrsplanung festgelegt. Systema-
tisierungen von Zielen lassen sich weitgehend aus gesetzlichen Regelungen, Normen und institutio-
nalisierten Entscheidungsverfahren entnehmen. Auf eine gesonderte Behandlung der Festlegung 
der Instrumentalziele wird daher in dieser Arbeit verzichtet. Allgemeine Hinweise hierzu sind 
im Abschnitt 3.3 dargestellt. 
Für die Festlegung des Wirkungssystems ist eine Auswahl von bewertungsrelevanten Maßnahmen-
wirkungen erforderlich. Hierzu sind in einem ersten Schritt die potenziellen Maßnahmenwirkungen 
zu identifizieren. Welche Maßnahmenwirkungen für die Bewertung relevant sind, wird in erster 
Linie durch die im Zielsystem aufgenommenen Instrumentalziele bestimmt. Für eine maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung stellt dabei die Vielzahl und Heterogenität der poten-
ziellen Wirkungen und Unsicherheiten bei den Datengrundlagen und Wirkungsbe-
schreibungen eine besondere Herausforderung dar. 
In diesem Kapitel werden Hinweise erarbeitet, die eine systematische und begründete Auswahl 
und Festlegung von relevanten Maßnahmenwirkungen als Grundlage für die Entwicklung des 
Wirkungssystems unterstützen. Wechselwirkungen mit der Gestaltung des Zielsystems werden dabei 
berücksichtigt.46 
Die erarbeiteten Hinweise unterstützen eine systematische, schrittweise Vervollständigung und 
Operationalisierung des Wirkungssystems unter Berücksichtigung von Rückkopplungen mit dem 
Zielsystem. Der Aufbau dieses Kapitels ist nach den wesentlichen Arbeitsschritten dieses 
Entwicklungsprozesses gegliedert (vgl. Abbildung 19). 
Bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung ist aufgrund der Vielzahl und Heterogenität der 
möglichen Wirkungen große Sorgfalt auf die Identifikation aller relevanten Wirkungsbereiche zu 
legen. Sofern einzelne Wirkungen nicht oder unzureichend in die Bewertung eingehen, kann dies zu 
einer unausgewogenen Entscheidungsfindung führen, die bestimmte Maßnahmenarten bei der Prio-
risierung übervorteilt bzw. benachteiligt. Ein existierendes Wirkungssystem, welches für eine 
bestimmte Maßnahmenart entwickelt worden ist und in diesem Zusammenhang zu einer guten Ent-
scheidungsfindung führt, kann nicht ohne Weiteres auf eine maßnahmenartübergreifende Be-
wertung übertragen werden. In Abschnitt 7.2 werden daher Hinweise für eine systematische 
Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern erarbeitet. 
Je umfangreicher der Katalog von Wirkungsbeiträgen, umso komplexer und aufwändiger wird die 
Durchführung der Dringlichkeitsbewertung. Zur Sicherstellung einer effizienten und nachvoll-
ziehbaren Bewertung ist die Anzahl der Wirkungsfelder auf das notwendige Maß zu reduzieren. 
                                               
46  Bei der Erarbeitung der Hinweise liegt der Schwerpunkt auf der Lösung der identifizierten typischen Aufgabenstellungen (vgl. 
Abschnitt 5.5, Tabelle 11). 
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Hinweise für die Bestimmung der Bewertungsrelevanz von Wirkungsfeldern sind in 
Abschnitt 7.3 dargestellt. 
 
Abbildung 19: Aufbau und inhaltliche Zusammenhänge des Kapitels „Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und 
Wirkungssystems“ 
In Abschnitt 7.4 werden Hinweise für die Festlegung der Wirkungsermittlungsmethoden aus-
gearbeitet. Hierzu wird dargestellt, unter welchen Voraussetzungen bereits vorliegende Wirkungs-
ermittlungen für die Dringlichkeitsbewertung übernommen werden können und welche 
Anforderungen bei der Festlegung von Wirkungsindikatoren zu berücksichtigen sind.  
Neben Wirkungen, die bei isolierter Betrachtung von Maßnahmen identifiziert werden können, sind 
Interdependenzwirkungen infolge von Abhängigkeiten zwischen Maßnahmen für die Bewertung 
relevant. Ergänzende Hinweise zur Identifikation von bewertungsrelevanten Interdependenzen 
finden sich in Abschnitt 7.5.  
Dieses Kapitel wird mit einer Zusammenfassung der Folgerungen und Hinweise für die 
Verfahrensentwicklung in Abschnitt 7.6 abgeschlossen.  
7.2 Systematische Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern 
Zur Sicherstellung der Erfassung aller relevanten Wirkungsbereiche sind in einem ersten Schritt 
die verschiedenen Maßnahmenwirkungen zu identifizieren.  
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Eine wichtige Grundlage für die Identifikation von Wirkungsbereichen bilden die vorgelagerten 
maßnahmenartspezifischen Bewertungsverfahren, die bei der Entwicklung und Festlegung der 
Maßnahmen zum Einsatz kommen.  
 
Tabelle 12:  Beispiel für Wirkungsfelder nach Bereichen des Straßenbaus 
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Zur Unterstützung einer systematischen Erfassung von potenziellen Maßnahmenwirkungen wird 
hier die Erstellung einer Wirkungsmatrix vorgeschlagen. In dieser Wirkungsmatrix werden die 
Wirkungsbereiche den verschiedenen Maßnahmenarten gegenübergestellt. Jedes Matrixfeld 
(Wirkungsfeld) steht für einen potenziellen Wirkungsbeitrag. Durch die schrittweise 
Konkretisierung der einzelnen Wirkungsfelder können die nicht relevanten Wirkungen identifiziert 
und in Folge vernachlässigt werden. Für relevante Wirkungsfelder können wesentliche Zusammen-
hänge, die bei der Festlegung der Wirkungsermittlung zu berücksichtigen sind, herausgearbeitet 
werden. 
Tabelle 12 zeigt eine Übersicht über potenzielle Wirkungsfelder von Straßenbaumaßnahmen und 
deren Relevanz für das Wirkungssystem der verschiedenen Bereiche des Straßenbaus. Hieraus ist 
ersichtlich, dass bei dieser Ordnungsebene nach Maßnahmenbereichen des Straßenbaus für 
mehrere Wirkungsfelder nicht eindeutig festgelegt werden kann, ob sie Bestandteil des 
maßnahmenartspezifischen Wirkungssystems sind oder nicht. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
unter den Maßnahmenbereichen ein weites Spektrum von Maßnahmen zusammengefasst ist. Je 
nach Einzelmaßnahme können sehr unterschiedliche Wirkungsbereiche relevant sein. Für eine 
eindeutige Identifizierung der Maßnahmenwirkungen ist daher eine detailliertere Kategorisierung 
der Maßnahmen erforderlich. 
Bei der Abgrenzung von Maßnahmenkategorien sollten folgenden Kriterien herangezogen werden: 
• Für jedes Wirkungsfeld ist eine eindeutige Festlegung der Wirkungsrelevanz möglich. Eine 
weitere Differenzierung nach Maßnahmenausprägungen ist nicht erforderlich. 
Beispiele:  
In der Regel werden Maßnahmen innerorts andere relevante Wirkungen als außerorts 
hervorrufen. Ein Beispiel hierfür ist die Bewertung von Lärmbelastungsveränderungen. Bei 
der Festlegung von Maßnahmenkategorien ist daher z.B. nach Maßnahmen innerorts und 
Maßnahmen außerorts zu unterscheiden 
Eine typischerweise als „Umbau Ortsdurchfahrt“ gekennzeichnete Maßnahme kann 
unterschiedliche Anlässe haben (Verbesserung der Aufenthaltsqualität, Sicherheits-
ertüchtigung von Schulwegen, ...). Hieraus können verschiedenen relevanten Wirkungsfelder 
hervorgehen, die über Maßnahmenkategorien zu erfassen sind.  
 
• Für jedes Wirkungsfeld liegen einheitliche Informationen vor. Eine weitere Differenzierung 
nach Datengrundlagen ist nicht erforderlich 
Beispiel:  
Wenn vergleichbare Maßnahmen von unterschiedlichen Verwaltungsbereichen mit unter-
schiedlichen Datengrundlagen/Vorgehenseisen geplant werden, ist dies bei der Maßnahmen-
kategorisierung zu berücksichtigen. 
 
Je höher die angestrebte Vollständigkeit und Genauigkeit der Wirkungsermittlung, desto mehr 
Maßnahmenkategorien werden in der Regel zu differenzieren sein. Die Festlegung einer für die Ent-
wicklung des Bewertungsverfahrens „angemessenen“ Wirkungsmatrix wird in einer frühen Phase 
der Verfahrensentwicklung aufgrund der iterativen Vorgehensweise bei der Festlegung von 
bewertungsrelevanten Maßnahmenwirkungen in der Regel nicht möglich sein.  
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Tabelle 13: Beispiel für eine Startlösung der Wirkungsmatrix mit Klassifizierung von Maßnahmen nach ihren 
Wirkungsbereichen 
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Für die praktische Umsetzung wird daher die Generierung einer angemessenen Startlösung 
empfohlen, die im weiteren Verlauf der Bearbeitung in der gleichbleibenden Systematik weiter 
verfeinert oder aggregiert wird.  
Tabelle 13 zeigt ein Beispiel für die erforderliche Verfeinerungsebene, die eine eindeutige 
Klassifizierung von Maßnahmen nach ihren Wirkungsbereichen ermöglicht.  
Für jedes der Wirkungsfelder ist zu untersuchen, ob die zugehörige Maßnahmenkategorie eine 
Veränderung des zutreffenden Wirkungsbereichs hervorrufen kann.  
 
Abbildung 20: Ablaufschema bei der systematischen Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern 
Bei der Bewertung von potenziell relevanten Wirkungsfeldern ist stets die Bedeutung für die 
Erreichung der festgelegten Verfahrensziele zu hinterfragen. Kann eine Wirkung keinem der 
festgelegten Ziele zugeordnet werden, kann sie für die Bewertung vernachlässigt werden. Bevor 
eine Wirkung aber vernachlässigt wird, sollte stets die Vollständigkeit des Zielsystems kritisch 
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hinterfragt werden. Ggf. war bei der Festlegung des Zielsystems die Wirkung nicht bekannt, und das 
Zielsystem ist um ein weiteres Ziel zu ergänzen. 
Als Ergebnis wird auf systematische Weise eine vollständige Übersicht über die potenziell 
relevanten Wirkungsfelder generiert. Durch eine Rückkopplung mit dem festgelegten Zielsystem 
kann außerdem eine systematische Auseinandersetzung mit der Vollständigkeit und Richtigkeit 
der formulierten Ziele stattfinden (vgl. Abbildung 20). 
7.3 Bestimmung der Bewertungsrelevanz von Wirkungsfeldern 
7.3.1 Vorbemerkungen 
Die Entscheidung, ob ein Wirkungsfeld für die Beurteilung einer Maßnahme Relevanz hat oder 
nicht, ist nicht immer selbstverständlich. Auch die Tatsache, ob ein bestimmtes Wirkungsfeld bei 
einem vorgelagerten Verfahren berücksichtigt wird, ist hierzu nicht abschließend aussagekräftig.  
Viele Wirkungsfelder lassen sich bei näherer Betrachtung mit Maßnahmen in Verbindung bringen:  
 
Beispiel:  
Ein Zusammenhang zwischen einer Deckenerneuerungsmaßnahme und der 
Schadstoffemission eines Fahrzeugs oder der wirtschaftlichen Standortattraktivität einer 
Region ist nicht eindeutig zu verneinen. Eine Strecke mit Schlaglöchern behindert eine 
flüssige und damit schadstoffarme Fahrweise und kann die Eignung von mittels dieser 
Straße erschlossenen Gewerbegebieten für bestimmte Wirtschaftszweige mindern. Beide 
Aspekte sind aber keine Grundlage für die Bewertung von Straßenerhaltungsmaßnahmen 
im PMS. 
 
Das besondere Problem bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung ist die 
Kombination der vielen Wirkungsfelder und Maßnahmenkategorien, die zu einem erheblichen 
Aufwand bei der Definition der für die Wirkungsermittlung erforderlichen Wirkungszusammen-
hänge und erforderlichen Datengrundlagen führt.  
Eine frühzeitige Identifikation von relevanten Wirkungsfeldern trägt daher zur effizienten 
Gestaltung des Verfahrens bei. Sofern Wirkungsfelder für einzelne Maßnahmenkategorien nicht 
relevant sind, kann auf eine Datenerfassung, -aufbereitung und Wirkungsermittlung für die 
betroffenen Maßnahmen von vornherein verzichtet werden. Außerdem kann u.U. eine aufwändige 
Vereinheitlichung von Datengrundlagen und Wirkungsermittlungsmethoden für unterschiedliche 
Maßnahmenkategorien unterlassen werden. Wenn nur wenige Maßnahmenkategorien für 
bestimmte Wirkungsbereiche relevant sind, erleichtert dies die Verwendung von bereits 
vorliegenden Bewertungsergebnissen aus vorgelagerten Verfahren (vgl. Abschnitt 7.4). 
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Für die Bestimmung der Relevanz eines Wirkungsfelds wird die folgende stufenweise Vorgehens-
weise vorgeschlagen, wobei nacheinander die Merkmale Empfindlichkeit, Erfassbarkeit und 
Bedeutsamkeit untersucht werden: 
• Bestimmung der Empfindlichkeit: Treten durch Realisierung einer Maßnahme 
Veränderungen für den Wirkungsbereich auf? (Abschnitt 7.3.2) 
• Bestimmung der Erfassbarkeit: Kann die Wirkung mit ausreichender Sicherheit ermittelt 
werden? (Abschnitt 7.3.3) 
• Bestimmung der Bedeutsamkeit: Sind die Wirkungen so stark, dass hieraus eine 
maßgebende Auswirkung auf das Bewertungsergebnis zu erwarten ist? (Abschnitt 7.3.4)  
Jede Bearbeitungsstufe wird mit einer Beurteilung des bewerteten Merkmals abgeschlossen. Bei 
einer positiven Beurteilung ist mit der Bestimmung der nachfolgenden (arbeitsaufwändigeren) 
Stufe fortzusetzen. Bei einer negativen Beurteilung ist die Bewertungsrelevanz nicht gegeben, somit 
kann auf die Beurteilung der nachfolgenden Stufen verzichtet werden. Liegt für alle drei Merkmale 
eine positive Beurteilung vor, sollte das Wirkungsfeld bei der weiteren Verfahrensentwicklung 
berücksichtigt werden. 
Diese Vorgehensweise erlaubt eine schrittweise Vertiefung und Verdichtung auf relevante 
Wirkungsfelder und unterstützt damit eine effiziente Verfahrensentwicklung. Für die 
systematische Bestimmung der Relevanz von Wirkungsbereichen ist die vorher beschriebene 
Erarbeitung einer Wirkungsmatrix mit potenziellen Wirkungsbereichen und Maßnahmen-
kategorien eine geeignete Grundlage. 
7.3.2 Bestimmung der Empfindlichkeit  
Auf Grundlage der Wirkungsmatrix kann für alle Wirkungsfelder die Empfindlichkeit systematisch 
überprüft und die Wirkungen für diese Betrachtungsebene qualitativ beschrieben werden. Zur 
besseren Durchdringung von Wirkungszusammenhängen und zur Verbesserung der Nachvollzieh-
barkeit für Dritte sollten dabei die kausalen Zusammenhänge, z. B. in Form von Wirkungsketten, 
beschrieben werden.  
 
Abbildung 21:  Beispiel für die Dokumentation der Empfindlichkeit einer Maßnahmenkategorie für einen 
Wirkungsbereich  
Die Bestimmung der Empfindlichkeit soll auf effiziente Weise eine fundierte und abgestimmte 
Grundlage für die weitere Ausarbeitung des Verfahrens liefern. Wirkungsfelder können frühzeitig 
von der weiteren Verfahrensentwicklung ausgeschlossen werden. In diesen Zusammenhang sollten 
die Festlegungen zu potenziellen Wirkungen gemeinsam mit der Fachebene erarbeitet und die 
abschließende Beurteilung gemeinsam mit dem Entscheidungsträger getroffen werden. 
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Sofern im Rahmen dieses Arbeitsschrittes Wirkungen identifiziert werden, die über die in der Matrix 
enthaltenen Wirkungsbereiche und Maßnahmenkategorien nicht eindeutig eingeordnet werden 
können, ist eine Rückkopplung mit der Festlegung der Wirkungsmatrix erforderlich (Ergänzung 
Wirkungsfelder).  
7.3.3 Bestimmung der Erfassbarkeit  
Voraussetzung für die Erfassbarkeit der Wirkung sind bekannte Wirkungsketten, Berechnungs-
methoden und Datengrundlagen für die Bestimmung des Wirkungswerts. In der Praxis wird 
aufgrund der Komplexität der Wirkungszusammenhänge eine vollständige Erfassung der Wirkungen 
unter Berücksichtigung aller relevanten Rahmenbedingungen nicht möglich sein.  
Für die Bestimmung der Erfassbarkeit sind die nachfolgenden Arbeitsschritte durchzuführen:  
• Bestimmung einer geeigneten Methode der Wirkungsermittlung 
• Bestimmung der Verfügbarkeit von erforderlichen Datengrundlagen 
Der entsprechende Arbeitsablauf für die Bestimmung der Erfassbarkeit ist in Abbildung 22 
dargestellt.  
Zu 1.: Methode der Wirkungsermittlung 
Für eine praxisorientierte Verfahrensentwicklung sollte zur Bestimmung der Erfassbarkeit auf 
anerkannte Methoden der Wirkungsermittlung in der Verkehrsplanung zurückgegriffen werden.  
 
Beispiel:  
Beispiele für auf diese Weise festgelegte verlässliche Wirkungen sind: 
• Durchschnittliche Verlustzeiten an Knotenpunkten (HBS, EWS) 
• Lärmemissionen in Abhängigkeit von Verkehrsmenge, SV-Anteil und Kfz-
Geschwindigkeit (RLS, EWS) 
• Schadstoffemissionen in Abhängigkeit der Verkehrsmenge nach Fahrzeug-
kategorien und Kfz-Geschwindigkeit (EWS) 
 
Aus Gründen der Konsistenz und Effizienz ist vorrangig auf evtl. bereits vorliegende Wirkungs-
ermittlungen zurückzugreifen.  
Sofern keine anerkannten Berechnungsmethoden vorliegen bzw. bekannt sind, ist zu prüfen, ob 
solche Methoden aus den bekannten oder vermuteten Wirkungsketten abgeleitet werden 
können. Hierzu ist in einem ersten Schritt stets festzustellen, ob die (vermuteten) Wirkungs-
zusammenhänge vollständig abgebildet sind.  
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Abbildung 22:  Ablaufschema Bestimmung der Erfassbarkeit von Wirkungsfeldern 
von Wirkungsfeldern 
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Beispiel:  
Vermuteter Wirkungszusammenhang zwischen Zustand der Fahrbahndecke und 
Unfallrisiko:  
Schlaglöcher  reduzierte Fahrzeugkontrolle  erhöhtes Unfallrisiko 
 
Es ist aber auch eine weitere Wirkungskette denkbar: 
Schlaglöcher  geringe Fahrgeschwindigkeit und erhöhte Aufmerksamkeit des 
Fahrzeugführers  reduziertes Unfallrisiko 
 
Das Beispiel zeigt, dass z.B. ein genereller Zusammenhang zwischen Deckenerneuerung und 
Verbesserung der Verkehrssicherheit für diesen Aspekt bei näherer Betrachtung nicht ohne Weiteres 
gegeben sein muss. Eine Maßnahme kann für diesen Aspekt sowohl eine positive als auch eine 
negative Wirkung ausweisen. Die Wirkungsketten sind für eine eindeutige Bestimmung von 
Wirkungszusammenhängen zu verfeinern. In der Regel wird dies im Rahmen einer Verfahrens-
entwicklung aber nicht leistbar sein. 
Wenn keine allgemein anerkannten oder sonstig belastbaren Erkenntnisse zu Wirkungs-
zusammenhängen vorliegen, mit denen das Vorzeichen der Wirkung mit hoher Sicherheit 
bestimmt werden kann, ist die Erfassbarkeit als unzureichend anzusehen. Die Wirkung sollte für die 
Bewertung vernachlässigt werden, da hieraus kein eindeutiger Beitrag für die Bewertungsergebnisse 
abzuleiten ist.  
Kann das Vorzeichen der Wirkung mit ausreichender Sicherheit bestimmt werden, ist noch die 
Erfassbarkeit der Wirkungsgröße zu bewerten. In diesen Zusammenhang ist auch zu klären, ob 
eine formalisierte Wirkungsermittlung möglich ist.  
Liegt keine formalisierte Wirkungsberechnungsmethode vor, ist mit der Wirkungsermittlung ein 
hoher personeller Aufwand verbunden, da für jede Maßnahme eine qualitative Wirkungs-
bestimmung zu erfolgen hat, die zudem für Dritte nachvollziehbar sein muss. Eine nicht 
formalisierte Wirkungsermittlung wird für ein praxisgerechtes Verfahren in der Regel nur für 
Wirkungsfelder mit einer begrenzten Anzahl an Maßnahmen und bedeutsamen Wirkungsbeiträgen 
realisierbar sein.  
Ist eine Formalisierung möglich, ist eine wesentliche Voraussetzung für eine effiziente 
Wirkungsermittlung gegeben.  
Zu 2.: Verfügbarkeit von erforderlichen Datengrundlagen 
Für die Erfassbarkeit ist abschließend die Verfügbarkeit der erforderlichen Datengrundlagen zur 
Bestimmung der Wirkung zu prüfen.  
Damit für die vergleichbare Bewertung die Korrektheit der Datengrundlagen sichergestellt werden 
kann, sollten diese Daten möglichst objektiv überprüfbar sein und für alle Maßnahmenarten 
gleichermaßen verwendet werden. Für die Eignung von Datengrundlagen für das Bewertungs-
verfahren sind im Rahmen der Bestimmung der Erfassbarkeit von Wirkungsermittlungen folgende 
Aspekte zu klären: 
• Aktualität: Damit das entwickelte Verfahren ohne größeren Aufwand und mit 
vergleichbarer Qualität auch für künftige Entscheidungsprozesse verwendet werden kann, 
sollten die verwendeten Datengrundlagen möglichst langfristig und in gleicher Qualität 
und Aufbereitung zur Verfügung stehen. Die Daten sollten in Abhängigkeit ihre 
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Veränderungsrate aktualisiert werden, wobei eine Fortschreibung im gleichen Rhythmus 
wie bei der Dringlichkeitsbewertung in der Regel ausreichend sein wird. 
• Verarbeitbarkeit: Bei der Verwendung von Datengrundlagen aus Drittquellen können 
Kosten für Nutzungsrechte oder Bearbeitungsgebühren entstehen. Ferner ist für die weitere 
Verarbeitung eine Verknüpfung der Daten mit den einzelnen Maßnahmen erforderlich. 
Insbesondere wenn eine automatische Datenverarbeitung nicht möglich ist oder Lage-
informationen inkompatibel sind, können erhebliche Aufwände für geeignete Aufbereitung 
entstehen (z.B. wenn Informationen nur in Papierform (Kartendarstellungen, Tabellen) 
oder als Bild (Befahrungsaufnahmen) vorliegen).  
• Qualität: Die lückenlose Verfügbarkeit von Datengrundlagen wird in der Regel nicht 
gegeben sein. Es ist daher stets zu prüfen, ob eine ausreichende Datenqualität für die 
Bewertung vorliegt. Eine Verbesserung der Datengrundlage muss mit vertretbarem 
Aufwand möglich sein. Hierzu ist die generelle Datenqualität zu bewerten. Wichtige 
Faktoren sind dabei die Erfassungsmethode, die Homogenität der Datenqualität und die 
Genauigkeit (Fehlerbereiche). Darüber hinaus ist zu prüfen, ob Datenfehler erkannt 
werden können. Durch die Identifikation von Ausreißern oder Messfehlern kann die 
Robustheit der Bewertungsergebnisse verbessert werden. Hierzu können z.B. Erwartungs-
bereiche für gültige Daten in Abhängigkeit von bestimmten weiteren Informationen 
definiert werden.  
Abschließend ist zu prüfen, wie mit Datenlücken und unplausiblen Daten umgegangen werden 
kann: 
• Vernachlässigung: Wenn Datenfehler keine oder vernachlässigbare Auswirkungen auf die 
Bewertungsergebnisse haben und die Behebung mit hohem Aufwand verbunden ist, sollten 
sie vernachlässigt werden. Eine Vernachlässigung kann z.B. angebracht sein, wenn Daten-
fehler in Netzbereichen vorliegen, für die keine Maßnahmen geplant worden sind.  
• Ersatzwerte: Ggf. können Ersatzwerte aus den übrigen Daten abgeleitet werden. 
Alternativ ist zu prüfen, ob weitere Datengrundlagen für die Bestimmung von Ersatzwerten 
zur Verfügung stehen. Dies können z.B. historische Daten oder Drittquellen sein. Die 
Datenverarbeitung sollte für die Nachvollziehbarkeit, Effizienz und Robustheit des 
Verfahrens möglichst nach definierten Regeln erfolgen. Datenkorrekturen durch Ersatz-
werte sollten außerdem nachvollziehbar bleiben. Bewertungsergebnisse, die stark auf 
nachträglichen Datenkorrekturen beruhen, sollten für die Bewertung der Robustheit 
identifizierbar sein. 
• Gezielte Nacherhebung: Wenn eine Vernachlässigung oder Bestimmung von Ersatzwerten 
nicht möglich ist, ist ggf. eine gezielte Erfassung der betroffenen Informationen zu 
überlegen. Hierbei ist darauf zu achten, dass die erfassten Daten mit vertretbarem 
Aufwand in einer vergleichbaren Form wie die übrigen Datengrundlagen bereitgestellt 
werden können.  
• Vollständige Neuerhebung: Im Ausnahmefall kann eine vollständige Neuerfassung der 
Daten erforderlich sein. Damit der erforderliche Aufwand bei künftigen Entscheidungs-
prozessen reduziert wird, ist zu prüfen, ob Synergieeffekte durch eine Erfassung im 
Rahmen einer ohnehin stattfindenden Datenerhebung oder -aufbereitung möglich sind. 
Sofern mit vertretbarem Aufwand keine belastbaren Datengrundlagen beschafft werden können, 
sollte auf die Bewertung der Wirkung mit der vorgesehenen Methode verzichtet werden. Statt-
dessen sind alternative Methoden zu prüfen. Sind keine geeigneten alternativen Methoden 
7. Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems 
Teil 3: Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   151 
verfügbar, muss auf die Bewertung des Wirkungsbereichs für die betroffene Maßnahmenkategorie 
verzichtet werden. 
Sind Unsicherheiten bei den Datengrundlagen vorhanden, ist zu prüfen, ob dies von Bedeutung 
für die Wirkungsbeurteilung ist. Wird das Bewertungsergebnis zu einem hohen Maß von der 
unsicheren Datengrundlage bestimmt, ist die Sinnhaftigkeit der Wirkungsermittlungsmethode zu 
hinterfragen.  
Sofern Wirkungen für die Bewertung berücksichtigt werden, sind Unsicherheiten bei den 
Wirkungsbeschreibungen und den Datengrundlagen zu dokumentieren und nach Möglichkeit 
zu quantifizieren. Diese Informationen bilden die Grundlage für die Überprüfung der Robustheit 
der Bewertungsergebnisse und die Entscheidung, ob die Berücksichtigung dieser Wirkung bei 
künftigen Entscheidungssituationen zielführend ist.  
Auch die sonstigen Festlegungen in Zusammenhang mit der Erfassbarkeit sind auf geeignete Weise 
zur Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit und Aktualisierbarkeit des Verfahrens zu dokumentieren. 
Abbildung 23 zeigt ein Bespiel für eine solche Dokumentation. 
 
Abbildung 23:  Beispiel für die Dokumentation der Erfassbarkeit eines Wirkungsfelds 
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7.3.4 Bestimmung der Bedeutsamkeit 
Durch die Bestimmung der Bedeutsamkeit von Wirkungen wird die effiziente Verfahrens-
gestaltung unterstützt, da Schwerpunktsetzungen im Rahmen der Verfahrensentwicklung unter 
Berücksichtigung der Robustheit der Verfahrensergebnisse ermöglicht werden.  
Die Bedeutsamkeit einer Wirkung ist immer im Verhältnis zu den übrigen Wirkungen aller 
betrachteten Maßnahmen zu beurteilen. Die Bedeutsamkeit einer Wirkung ist grundsätzlich dann 
gegeben, wenn sie Einfluss auf das Bewertungsergebnis (Zuordnung einer Maßnahme zu einer 
Entscheidungsklasse) nehmen kann. Im Folgenden wird daher eine große Bedeutsamkeit mit der 
Einflussstärke des Wirkungsfelds auf diese Zuordnung von Maßnahmen zu Entscheidungsklassen 
gleichgesetzt.  
Für die Abschätzung der Bedeutsamkeit ist eine schrittweise Abarbeitung der folgenden Frage-
stellungen zielführend: 
1. Welche Größenwerte kann die Wirkung bei der betrachteten Maßnahmenkategorie 
einnehmen (Wirkungsspektrum)? 
2. Mit welcher Häufigkeit ist ein Wirkungsbeitrag zu erwarten? 
3. Wie hoch ist die relative Wirkungsstärke (Wirkungsstärke in Relation zu allen übrigen 
Wirkungen)? 
4. Führen die Wirkungen zu einer maßgebenden Veränderung des Bewertungsergebnisses?  
Nur die ersten Fragen nach dem Wirkungsspektrum und der Wirkungshäufigkeit (1, 2) können in 
einem frühen Stadium der Verfahrensentwicklung und unabhängig von den vorliegenden Infor-
mationen zu den übrigen Wirkungen beantwortet werden. Für die Beantwortung der Frage nach 
dem Verhältnis (3) sind Informationen zur Gewichtung der Wirkungsbeiträge erforderlich. Hierzu 
muss die Verfahrensentwicklung also entsprechend fortgeschritten sein. Die Beantwortung der 
Frage nach den Wirkungsgrößenwerten, die zu einer Veränderung der Bewertungsergebnisse führen 
können (4), hängt von der Festlegung der Entscheidungsklassen und den Bewertungsergebnissen 
der einzelnen Maßnahmen ab und kann daher erst nach (vorläufigem) Abschluss der Verfahrens-
entwicklung (z.B. im Rahmen von Testbewertungen) abschließend beantwortet werden.  
Die Bewertung der Bedeutsamkeit eines Wirkungsfeldes steht in Zusammenhang mit dem erforder-
lichen Aufwand, der mit der Berücksichtigung des Wirkungsfeldes verbunden sein wird, und den 
Robustheitsanforderungen des Entscheidungsträgers (vgl. Abschnitt 9.3). Wirkungsfelder, für 
die als Ergebnis eine geringe Wirkungsstärke und Häufigkeit von Wirkungsbeiträgen festgestellt 
worden ist, rechtfertigen aufgrund ihres geringen Einflusses auf die Bewertungsergebnisse in der 
Regel keinen hohen Aufwand. Hier ist eine Entscheidung zu treffen, ob das Wirkungsfeld bei der 
Bewertung vernachlässigt oder auf vereinfachte (aufwandsreduzierte) Weise berücksichtigt werden 
soll. Ein erhöhter Aufwand ist dahingegen für Wirkungen gerechtfertigt, deren relative Stärke und 
Häufigkeit als hoch eingestuft werden. 
Abbildung 24 zeigt das Ablaufschema für die Bestimmung der Bedeutsamkeit von Wirkungsfeldern. 
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Abbildung 24:  Ablaufschema Bestimmung der Bedeutsamkeit von Wirkungsfeldern 
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Zu 1.:  Wirkungsspektrum 
Die Ermittlung des Wirkungsspektrums eines Wirkungsfeldes ist bei einer maßnahmenartüber-
greifenden Dringlichkeitsbewertung nicht trivial. Verschiedene räumliche und zeitliche Wirkungs-
verläufe und Wirkungsausdehnungen erschweren den direkten Vergleich von verschiedenen 
Maßnahmenkategorien erheblich. Für die Bestimmung der Bedeutsamkeit ist daher die Vergleich-
barkeit der Wirkungsbeiträge herzustellen. Einzelheiten hierzu werden im nachfolgenden 
Abschnitt 8 behandelt.  
Für die Bestimmung der Bedeutsamkeit ist keine vollständige Ermittlung der Wirkungswerte 
aller Maßnahmen erforderlich. In dieser Phase der Verfahrensentwicklung reicht eine fundierte 
Abschätzung der realistisch zu erwartenden Extremwerte für die einzelnen Wirkungsfelder aus.  
Zu 2.:  Häufigkeit 
Die Häufigkeit eines Wirkungsbeitrags lässt sich über die Anzahl der Maßnahmen der betreffenden 
Maßnahmenkategorien in Relation zur Anzahl der Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv ableiten. 
Sind für künftige Entscheidungsprozesse wesentliche Veränderungen in der Zusammensetzung des 
Maßnahmenkollektivs absehbar, sollte dies in die Betrachtung einbezogen werden.  
Zu 3.:  Relative Wirkungsstärke 
Ist eine Vergleichbarkeit der Wirkungsbeiträge innerhalb des jeweiligen Wirkungsbereichs gegeben, 
kann die Bedeutsamkeit des Wirkungsbereichs in einem ersten Schritt für die einzelnen 
Maßnahmenkategorien bestimmt werden. Nach Verknüpfung mit der Gewichtung der Wirkungs-
beiträge (vgl. Abschnitt 3.4.3) können sämtliche Wirkungsbeiträge untereinander verglichen 
werden. 
Zu 4.:  Auswirkungen auf das Bewertungsergebnis 
Die Bestimmung der Bedeutsamkeit auf der Grundlage von geschätzten Extremwerten liefert einen 
ersten Hinweis. Ziel ist, über die Schritte 1 bis 3 eine erste Vorauswahl über die bedeutsamen 
Wirkungsfelder vorzunehmen. Für eine abschließende Beurteilung der Bedeutsamkeit von 
Wirkungsfeldern kann es erforderlich sein, die tatsächlichen Wirkungswerte zu ermitteln und deren 
Bedeutsamkeit für das Verfahren zu verifizieren. Dies ist erst zielführend, wenn das zu entwickelnde 
Verfahren bereits einen hohen Konkretisierungsgrad erreicht hat. Über Testbewertungen lassen 
sich die Auswirkungen einer Berücksichtigung und Vernachlässigung des Wirkungsfeldes auf die 
Bewertungsergebnisse ermitteln. Als Indikator für die Bedeutsamkeit kann z.B. die Veränderung 
von Rangstellenpositionen oder die Anzahl der Maßnahmen, welche die Entscheidungsklasse 
wechseln, verwendet werden.47  
Ein Beispiel für eine Dokumentation der Bestimmung der Bedeutsamkeit eines Wirkungsfelds zeigt 
Abbildung 25.  
                                               
47  Vgl. auch Abschnitt 9.3, hier werden vergleichbare Indikatoren für die Bewertung der Robustheit der Verfahrensergebnisse 
entwickelt. 
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Abbildung 25:  Beispiel für die Dokumentation der Bedeutsamkeit eines Wirkungsfelds 
7.4 Festlegung von Wirkungsermittlungsmethoden 
Im Anschluss an die Bestimmung der bewertungsrelevanten Wirkungsfelder ist eine Auswahl und 
Festlegung der für die Wirkungsbeschreibung geeigneten Wirkungsmerkmale einschließlich 
deren Operationalisierung erforderlich. 
Wesentliche Grundlage hierzu bildet die Definierung der Erfassbarkeit der einzelnen Wirkungs-
felder. Eine wesentliche Aufgabe besteht in der Zusammenführung der Ergebnisse für die einzelnen 
Wirkungsfelder zu einem möglichst effizienten, nachvollziehbaren und robusten Wirkungs-
ermittlung. Hierzu sind die folgenden Fragenstellungen zu beantworten: 
• Für welche Wirkungsfelder können bereits vorliegende Wirkungsermittlungen 
übernommen werden und für welche Wirkungsfelder ist eine Wirkungsermittlung 
innerhalb des Verfahrens erforderlich? 
• Ist eine einheitliche Wirkungsermittlung für mehrere Wirkungsfelder eines 
Wirkungsbereichs sinnvoll und möglich oder ist für einzelne Wirkungsfelder eine 
gesonderte Wirkungsermittlung erforderlich? 
Der Ablauf dieses Arbeitsschrittes ist in Abbildung 26 dargestellt. 
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Abbildung 26:  Ablaufschema Festlegung Wirkungsermittlungsmethode 
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7.4.1 Anforderungen an die Übernahme von vorliegenden Wirkungsermittlungen48 
In der Regel liegen zumindest für einen Teil der Wirkungsfelder Wirkungsermittlungen vor, die im 
Rahmen von vorgelagerten Entscheidungsprozessen erstellt worden sind. So werden üblicherweise 
Maßnahmenkosten und Wirkungen in Zusammenhang mit dem Anlass der Maßnahme bekannt 
sein. Die direkte Verwendung von bereits vorliegenden Wirkungsermittlungen für die maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung kann zu einer erheblichen Aufwandsreduzierung im 
Rahmen der Dringlichkeitsbewertung beitragen. Allerdings können durch die direkte Verwendung 
zusätzliche Probleme und Aufgaben bei der Herstellung einer Vergleichbarkeit von Wirkungs-
beiträgen entstehen. 
In einem ersten Schritt ist die grundsätzliche Verfügbarkeit und Eignung einer vorliegenden 
Wirkungsermittlung zu prüfen. Eine vorliegende Wirkungsermittlung sollte hierzu den folgenden 
Anforderungen genügen: 
• Voraussetzung für die Übernahme einer vorliegenden Wirkungsermittlung ist, dass diese 
den Anforderungen an Fehlerfreiheit und Nachvollziehbarkeit genügt. Hiervon kann in 
der Regel ausgegangen werden, wenn die Wirkungsermittlung auf der Grundlage eines 
anerkannten Bewertungsverfahrens wie EWS oder PMS durchgeführt worden ist.  
• Ferner muss auch für künftige Entscheidungsprozesse auf eine aktuelle Wirkungs-
ermittlung zurückgegriffen werden können. Die Wirkungsermittlung muss daher in 
ausreichender Häufigkeit aktualisiert werden. 
Liegt eine geeignete Wirkungsermittlungsmethode vor, ist über die Verwendung im Verfahren zu 
entscheiden. Diese Entscheidung über die Verwendung einer vorliegenden Wirkungsermittlung 
kann nur unter Berücksichtigung der übrigen Wirkungsfelder des Wirkungsbereichs sowie der 
verfügbaren Alternativen getroffen werden. Sie liegt letztendlich im Ermessen des Verfahrens-
entwicklers bzw. des Entscheidungsträgers.  
Für eine Übernahme einer vorliegenden Wirkungsermittlung für die Wirkungsbeschreibung 
eines Wirkungsfelds sprechen insbesondere die folgenden Rahmenbedingungen: 
• Es gibt keine weiteren bewertungsrelevanten Wirkungsfelder im Wirkungsbereich, für die 
eine Wirkungsermittlung durchgeführt werden muss.  
• Für andere bewertungsrelevante Wirkungsfelder des Wirkungsbereichs liegen 
vergleichbare Wirkungswerte vor, die nach der gleichen Methodik ermittelt worden sind. 
• Für andere bewertungsrelevante Wirkungsfelder des Wirkungsbereichs liegen keine 
vergleichbaren Wirkungswerte vor, diese können jedoch innerhalb des Verfahrens nach der 
gleichen Methodik ermittelt werden. 
                                               
48  Grundsätzlich ist auch die Übernahme von vorliegenden Bewertungsergebnissen für einzelne Wirkungsfelder möglich (also der 
Zielerreichungsgrad bzw. die Bewertung des Zielerreichungsgrads). Hierzu ist sicherzustellen, dass wesentliche Informationen, die 
zur Nachvollziehbarkeit der Bewertungsergebnisse erforderlich sind, mit übernommen und dokumentiert werden. Da bei dieser 
Vorgehensweise wesentliche Arbeitsschritte übergangen werden, die für das Verständnis über die Aussagekraft der 
Bewertungsergebnisse hilfreich sind, liegt bei dieser Arbeit der Schwerpunkt auf der Übernahme von (originär skalierten) 
Wirkungsermittlungen. 
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Beispiel:  
Beispiele für Wirkungsbereiche, die sich für eine Übernahme von vorliegenden 
Wirkungsermittlungen gut eignen, sind nur für einzelne Maßnahmenkategorien relevante 
Wirkungen wie Beschäftigungseffekte und regionalwirtschaftliche Effekte von (Neubau-) 
Maßnahmen, allgemein vorliegende Informationen wie Maßnahmenkosten und nach 
anerkannten Verfahren ermittelte Wirkungsbereiche wie Verkehrssicherheit, 
Schadstoffbelastung usw. 
 
Gegen eine Übernahme einer vorliegenden Wirkungsermittlung sprechen die folgenden 
Rahmenbedingungen: 
• Die Vergleichbarkeit mit anderen Wirkungsfeldern des Wirkungsbereichs ist aufgrund von 
abweichenden Ermittlungsmethoden oder Datengrundlagen nicht gegeben und kann auch 
nicht mit vertretbarem Aufwand hergestellt werden.  
Beispiel:  
Bewertung der Erreichbarkeit von Gewerbegebieten in Fahrzeit in Minuten vs. Bewertungs-
note aus Nutzerbefragung 
 
• Für andere bewertungsrelevante Wirkungsfelder des Wirkungsbereichs ist eine Wirkungs-
ermittlung erforderlich, die eine Neuberechnung der Wirkungen für das Wirkungsfeld mit 
vertretbarem Aufwand erlaubt. Auf diese Weise ist die Vergleichbarkeit (auch für künftige 
Bewertungsdurchgänge) besser zu gewährleisten. 
Die Entscheidung über die Verwertbarkeit von vorliegenden Wirkungsermittlungen wird 
demnach im Wesentlichen von der Frage bestimmt, ob für die einzelnen Wirkungsfelder eines 
Wirkungsbereichs eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit vertretbarem Aufwand bzw. Verlust an 
Aussagekraft erreicht werden kann. Je höher der Aufwand, der mit einer Neubewertung verbunden 
ist, umso sinnvoller ist die Übernahme einer vorliegenden Wirkungsermittlung. Was bei der 
Herstellung einer Vergleichbarkeit zu beachten ist und wie die Vergleichbarkeit erreicht werden 
kann, wird im folgenden Abschnitt 7.4.2 behandelt.  
7.4.2 Herstellung der Vergleichbarkeit von Wirkungsbeiträgen 
Die Entscheidung über die Verwendung von vorliegenden Wirkungsermittlungen wird im 
Wesentlichen von der Frage bestimmt, ob für die einzelnen Wirkungsfelder eines Wirkungsbereichs 
eine Vergleichbarkeit der vorliegenden Wirkungswerte mit vertretbarem Aufwand bzw. Verlust an 
Aussagekraft erreicht werden kann. Hierzu sind Informationen erforderlich über: 
1. Zielrelevanz, 
2. Ermittlungsmethode, 
3. Betrachtungszeitraum,  
4. Bezugsfall und  
5. Relative Wirkungsstärke. 
Die grundsätzlichen Aufgabenstellungen, die hierzu bearbeitet werden müssen, werden anhand des 
folgenden Fallbeispiels abgeleitet und erläutert. 
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Beispiel:  
Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung sollen die Auswirkungen von 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen für das Ziel „Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit“ bewertet werden. Für die Erhaltungsmaßnahmen liegen Ergebnisse aus PMS und 
BMS vor, für die Modernisierungsmaßnahmen Bewertungen auf der Grundlage der EWS 
sowie für eine Maßnahmenkategorie eine von der Planungsebene durchgeführte subjektive 
Bewertung. Diese Ergebnisse sollen nach Möglichkeit direkt für die maßnahmenart-
übergreifende Bewertung verwendet werden. Ziel ist, für diese Aspekte auf eine gesonderte 
Wirkungsermittlung im Rahmen der maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung zu verzichten.  
Folgende Wirkungsindikatoren sollen hinsichtlich ihrer Eignung für die Beurteilung der 
Verkehrssicherheit mit und ohne Maßnahme beurteilt werden: 
PMS:    Veränderung des Gebrauchswerts 
BMS:    Veränderung der Note zur Verkehrssicherheit 
EWS:    Veränderung der Unfallkostenrate 
Subjektive Wirkungsermittlung für eine Modernisierungsmaßnahme mit vier ordinalen 
Wirkungskategorien:  
     Maßnahme hat keine Relevanz / Maßnahme beseitigt eine auffällige    
     Unfallhäufigkeit / kritische Unfallhäufigkeit / einen Unfallpunkt 
 
Zu 1.: Zielrelevanz  
Bei quantifizierten Wirkungsindikatoren kann über die verwendete Dimension der Zielrelevanz in 
der Regel relativ einfach bestimmt werden. Bei den dimensionslosen Wirkungsindikatoren oder 
qualitativen Wirkungsbeschreibungen ist aber zu prüfen, ob und in welchem Umfang der Indikator 
Wirkungen beschreibt, die eine Ableitung des Zielerreichungsgrads erlauben. Diese 
Informationen können im Idealfall Verfahrensanleitungen entnommen werden. Alternativ ist sicher-
zustellen, dass mit der für die Wirkungsermittlung zuständigen Person oder Instanz ein überein-
stimmendes Verständnis zur inhaltlichen Aussagekraft des Indikators besteht.  
Beispiele:  
Der im PMS verwendete Gebrauchswert beschreibt nicht ausschließlich Auswirkungen auf 
die Verkehrssicherheit, sondern umfasst auch Aspekte der Befahrbarkeit (Komfort, 
Leistungsfähigkeit). Ein hoher Wirkungsgrad muss daher nicht zwingend auf eine 
entsprechende Verbesserung der Verkehrssicherheit hinweisen.  
Der Begriff der Verkehrssicherheit wird in der EWS anders als im BMS verwendet. Im BMS 
wird sie in Verbindung mit der Straßenverkehrssicherungspflicht verstanden (vgl. Abschnitt 
2.6.2). Die Wirkungsermittlung umfasst daher auch Aspekte der Haftung sowie Schadens-
ersatzansprüche gegenüber dem Baulastträger. In der EWS steht der Begriff der Verkehrs-
sicherheit für die Anzahl und die Schwere von Straßenverkehrsunfällen und deren volks-
wirtschaftliche Folgen.  
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Ist eine Zielrelevanz gegeben, so ist die Verwertbarkeit der vorliegenden Daten durch die nach-
folgenden Arbeitsschritte festzustellen. 
Zu 2.: Ermittlungsmethode 
Grundlegende Kenntnisse über die methodische Vorgehensweise bei der Wirkungsermittlung einer 
vorliegenden Datengrundlage sind für eine sachgerechte Übernahme von Wirkungswerten selbst-
verständlich erforderlich. Bei der Verwendung von vorliegenden Wirkungsermittlungen ist die 
Belastbarkeit der Angaben stets zu prüfen. 
Je umfangreicher die Kenntnis über die berücksichtigten Wirkungsketten und verwendeten Daten-
grundlagen ist, desto geringer ist die Unsicherheit, die durch die Verwendung der Daten entsteht. 
Bei normierten Bewertungsmethoden auf der Grundlage von verlässlichen Datengrundlagen kann 
deren Belastbarkeit vorausgesetzt werden. 
Bei den dimensionslosen Wirkungswerten ist die Nachvollziehbarkeit über die genaue Aussage des 
Werts erschwert. 
Beispiele:  
Bei Wirkungen, die z.B. aus den dimensionslosen Noten eines PMS abgeleitet werden, ist zu 
berücksichtigen, dass nicht nur verschiedene Wirkungsbereiche zu einer Note 
zusammengefasst werden, sondern dass hierbei auch Durchschlageregeln zum Einsatz 
kommen.  
Der Wirkungswert kann daher auf einen räumlich stark begrenzten und/oder nicht 
unmittelbar mit dem Wirkungsbereich zusammenhängenden Tatbestand zurückzuführen 
sein.  
Dies ist auch ein wesentlicher Grund, weshalb auf eine Verwendung von aggregierten Noten 
aus vorliegenden Wirkungsermittlungen möglichst (zugunsten einer originären 
Wirkungsermittlung unter Verwendung von dimensionsbehafteten Zustandswerten) 
verzichtet werden sollte. 
 
Bei der Verwendung von subjektiv geprägten Wirkungsermittlungen sollte zur Reduzierung der 
Unsicherheit sowie zur Verbesserung der Nachvollziehbarkeit eine interpersonell überprüfbare 
Begründung für die ermittelten Wirkungsstärken vorliegen. Wenn die Belastbarkeit durch die 
Berücksichtigung von Datengrundlagen aus unabhängigen Drittquellen erhöht werden kann, sollte 
dies genutzt werden. 
Zu 3.: Betrachtungszeitraum 
Der Betrachtungszeitraum von vorliegenden Wirkungsermittlungen kann sowohl im Umfang (z.B. 
Anzahl an Jahren) als auch in der zeitlichen Lage (Realisierungszeitpunkt der Maßnahme) 
abweichen.  
Liegen unterschiedliche Betrachtungszeiträume vor, ist zu prüfen, ob die Vergleichbarkeit trotzdem 
als gegeben angesehen oder ob sie über eine Transformationsregel wiederhergestellt werden kann.  
Dabei ist darauf zu achten, dass nur die Wirkungen, die auch Gegenstand der maßnahmenartüber-
greifenden Dringlichkeitsbewertung sind, berücksichtigt werden. Werden im Verfahren Wirkungen 
in Zusammenhang mit der Realisierung oder Reinvestitionen nicht berücksichtigt, sind diese 
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folgerichtig bei einer Übernahme von vorliegenden Wirkungsermittlungen ebenfalls nicht mit 
aufzunehmen. In der Praxis wird dies meist nur über vereinfachte Ansätze möglich sein.  
 
 
Abbildung 27:  Prinzipdarstellung Schaffung Vergleichbarkeit Betrachtungszeiträume 
Bei einer abweichenden zeitlichen Lage ist zu prüfen, ob die berücksichtigten Einflussfaktoren zur 
Wirkungsermittlung für den Betrachtungszeitraum der maßnahmenartübergreifenden Dringlich-
keitsbewertung unverändert gültig sind (z.B. Verkehrsbelastungen).  
Eine häufig vorkommende Wirkungsanpassung in diesen Zusammenhang sind Kostenaspekte, für 
die eine Anpassung zwischen den Preisniveaus zu verschiedenen Zeitpunkten durchzuführen ist. 
Zu 4.: Bezugsfall 
In Kapitel 6 wurde zur Sicherstellung der nachhaltigen Funktionsfähigkeit und Finanzierbarkeit des 
Straßennetzes die Verwendung von Mindestmaßnahmen vorgeschlagen. Der Bezugsfall von 
vorliegenden Wirkungsermittlungen wird in der Regel hiervon abweichen. Wirkungen, die aufgrund 
der Verletzung von absoluten Eingriffsgrenzwerten zu einer unmittelbaren Realisierung der 
Maßnahme führen, können bei der Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen bei der maßnahmen-
artübergreifenden Bewertung nicht mehr auftreten. Dies ist bei der Transformation zu 
berücksichtigen, indem z.B. alle Wirkungswerte, die den absoluten Eingriffsgrenzwert verletzen, auf 
diesen Wert transformiert werden (vgl. Abbildung 28).  
Zu 5.: Relative Wirkungsstärke 
Bei einer Übernahme von vorliegenden Wirkungsermittlungen muss der Grad der Zielerreichung 
bezogen auf das Zielkriterium der maßnahmenartübergreifenden Bewertung möglich sein. Hierzu 
sind unter Berücksichtigung der oben genannten Aspekte ggf. geeignete Transformationsregeln zu 
definieren.  
Die Übernahme der Wirkungsermittlung erfordert daher die Bestimmung von äquivalenten 
Wirkungswerten zwischen der vorliegenden Wirkungsermittlung und dem Zielkriterium der 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung. Bei jeweils linearen Zielfunktionen reicht 
hierzu die Bestimmung von zwei Äquivalenzpaaren aus, bei komplexeren Zielfunktionen muss in 
der Praxis der Transformationsregel über mehrere Werte angenähert werden. Für die Übertragung 
von ordinalen Wirkungskategorien ist die Herstellung der Äquivalenz für jede ordinale Wirkungs-
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kategorien erforderlich. Ggf. ist die Herstellung der Äquivalenz auch nur für Wirkungsintervalle 
möglich, die die Unsicherheit bezüglich der Wirkung widerspiegeln.  
 
Abbildung 28:  Prinzipdarstellung Transformation Wirkungswerte 
Die Verwendung von mehreren Datenquellen nach dem dargestellten Beispiel führt zu dimensions-
losen Wirkungswerten bei der maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung.  
Praktische Umsetzung 
Damit vorliegende Wirkungsindikatoren übernommen werden können, muss eine  Relevanz für das 
Zielkriterium gegeben sein. Der Grad der Zielerreichung muss (als eindeutiger Wert oder als 
Intervall) festgelegt werden können. Unterschiedliche Festlegungen für Wirkungsindikatoren sind 
kein Ausschlusskriterium für die Verwendung von Ergebnissen aus vorliegenden Wirkungs-
ermittlungen. Sie müssen dem Verfahrensentwickler und der Entscheidungsebene aber bewusst 
sein. Unsicherheiten, die aus der Verwendung dieser Grundlagen entstehen, sind bei der Ent-
scheidungsfindung zu berücksichtigen. 
Insbesondere wenn für die Verwendung von vorliegenden Wirkungsermittlungen mehrere mit 
Unsicherheiten behaftete Transformationen vorgenommen werden müssen, ist eine originäre 
Ermittlung der Wirkungen zu bevorzugen.  
Aufgrund der potenziell erheblichen Auswirkungen für die Konsistenz der Dringlichkeitsbewertung 
und die geringe Nachvollziehbarkeit von Transformationen sind die Ergebnisse dieses Arbeits-
schritts vor Implementation mit der Entscheidungsebene ausführlich abzustimmen. Die Trans-
formation von Datengrundlagen auf eine einheitliche Wirkungsskala kommt im Prinzip einer 
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Gewichtung von Wirkungsbeiträgen gleich. Sofern auf nicht normierte Wirkungsermittlungen 
zurückgegriffen werden soll, ist es empfehlenswert, zur Verifizierung der Ergebnisse die für die 
Wirkungsermittlung zuständige Person oder Instanz mit einzubinden.  
Eine Dokumentation der gewonnenen Erkenntnisse und getroffenen Entscheidungen trägt zur 
Verbesserung der Nachvollziehbarkeit bei. Darüber hinaus kann es zielführend sein, die Kon-
sequenzen der Transformation in „Wirkungsäquivalenten“ auszudrücken, die von allen Beteiligten 
besser eingeordnet werden können. Dies kann z.B. erfolgen, indem die Wirkungswerte einer Daten-
grundlage in die Wirkungswerte einer weiteren Datengrundlage „übersetzt“ werden. Diese 
Vorgehensweise eignet sich insbesondere, wenn die Wirkungswerte einer der verwendeten Daten-
grundlagen quantifiziert vorliegen.  
7.4.3 Festlegung von Wirkungsindikatoren und Methoden zur Wirkungsermittlung 
Sofern innerhalb des Verfahrens in einem Wirkungsbereich für mehrere Wirkungsfelder eine 
Wirkungsermittlung durchgeführt werden muss, stellt sich die Frage nach der geeigneten 
Ermittlungsmethode. Eine einheitliche Methode wird im Sinne einer effizienten und 
vergleichbaren Wirkungsermittlung anzustreben sein. In der Praxis wird dies aber nicht immer 
möglich oder zielführend sein.  
Bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung können Wirkungen für verschiedene Wirkungs-
felder eines Wirkungsbereichs auf unterschiedliche Art und Weise operationalisiert werden. 
Hierbei ist für ein nachvollziehbares und leicht automatisierbares Verfahren die Festlegung von 
quantitativen Wirkungsindikatoren anzustreben. Quantitative Wirkungsindikatoren ermöglichen 
außerdem die Zuordnung einer kardinalen Skala von Wirkungsbeiträgen, was insbesondere für die 
Dringlichkeitsreihung einer hohen Anzahl an Maßnahmen für die Differenzierung nach 
Entscheidungsklassen von Vorteil ist.  
Diese Wirkungsweisen sollten den Grundanforderungen an die Erfassbarkeit (vgl. Abschnitt 7.3) 
genügen. Außerdem ist anzustreben, dass die Informationsdichte über die Maßnahmen nicht 
abnimmt. Von einer Vereinheitlichung des Wirkungsindikators auf den „kleinsten gemeinsamen 
Nenner“ ist in der Regel abzuraten, da hierdurch Informationen, die für eine differenzierte Rang-
reihung der Maßnahmen benötigt werden, verloren gehen.  
Bei der Festlegung der Wirkungsermittlungsmethode ist zu prüfen, ob eine einheitliche Methode 
der Wirkungsermittlung effizient zu belastbaren Ergebnissen führt oder ob getrennte, jeweils auf 
den spezifischen Kontext der betroffenen Maßnahmenkategorie ausgerichtete Ermittlungs-
methoden besser geeignet sind. Eine einheitliche Wirkungsermittlung vereinfacht in der Regel die 
Datenhaltung und -verarbeitung und kann dadurch zu einer effizienten Verfahrensgestaltung 
beitragen. Andererseits können Methoden, die für verschiedenste Rahmenbedingungen zu belast-
baren Ergebnissen führen, sehr komplex und aufwändig bezüglich der Versorgung mit Daten-
grundlagen sein.  
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Beispiel:  
Die Veränderung der Lärmbelastung durch die Realisierung einer Schallschutzwand und 
einer Deckenerneuerung lässt sich z.B. über den Wirkungsindikator „wahrgenommene 
Schallveränderung in dB(A) x Anwohner“ ausdrücken. Für die Wirkung der 
Schallschutzwand wird in der Regel eine Wirkungsermittlung vorliegen, die direkt 
übernommen werden kann. Die zugrunde liegende (komplexe und aufwändige) 
Ermittlungsmethode kann ebenso für die Wirkungsermittlung der Deckenerneuerung 
verwendet werden. Allerdings lässt sich diese Wirkung ggf. mit einem geringen Verlust an 
Aussagekraft mit deutlich weniger Aufwand über eine pauschalierte Lärmreduktion und 
Anwohneranzahl ableiten.  
 
Für die Bewertung der Wirkungen sind ein Zielkriterium sowie ein angestrebter Zielzustand zu 
definieren. Bei einem einheitlichen Wirkungsindikator ist die Dimension des Zielkriteriums 
einheitlich mit dem Wirkungsindikator zu wählen. Wenn kein einheitlicher Wirkungsindikator 
vorliegt, ist zu entscheiden, ob für jeden der Wirkungsindikatoren ein entsprechendes Zielkriterium 
definiert wird oder ob unabhängig hiervon ein maßgebendes Zielkriterium festgelegt wird. Für die 
Bearbeitung erfordern beide Möglichkeiten eine Normierung der Wirkungsbeiträge. Empfohlen wird 
die Festlegung von nur einem möglichst quantifizierten Zielindikator und Zielzustand, da die Nach-
vollziehbarkeit der Bewertung bei dieser Vorgehensweise als besser eingestuft wird.  
Als Ergebnis dieses Arbeitsschritts sind für alle bewertungsrelevanten Wirkungsfelder eindeutige 
Wirkungsermittlungsmethoden definiert, wobei entweder: 
• Ergebnisse aus bereits vorliegenden Wirkungsermittlungen übernommen werden oder  
• Wirkungsermittlungen innerhalb des Verfahrens durchgeführt werden.  
Für beide Methoden müssen auf dieser Grundlage eindeutige Prozeduren zur Übernahme und 
Verarbeitung der erforderlichen Datengrundlagen definiert werden können. Für Wirkungs-
ermittlungen innerhalb des Verfahrens sind außerdem die Ermittlungsmethoden so zu 
konkretisieren, dass diese (möglichst als automatisiert nutzbare) Berechnungsvorschriften im 
Verfahren implementiert werden können.  
Auch für diesen Arbeitsschritt gilt, dass alle wesentlichen Festlegungen dokumentiert werden 
sollten. Für die Dokumentation des Abwägungsprozesses bietet sich z.B. die Berichtsform an. Die 
operationalisierten Wirkungsermittlungsmethoden sollten zur Vereinfachung der Aktualisierung im 
Rahmen von künftigen Entscheidungsprozessen jeweils gesondert festgehalten werden (vgl. 
Abschnitt 10.4).  
7.5 Identifikation von bewertungsrelevanten Interdependenzwirkungen 
Interdependenzen können sowohl aus Abhängigkeiten mit Maßnahmen aus dem betrachteten 
Maßnahmenkollektiv (interne Interdependenzen) als auch aus Abhängigkeiten mit Maßnahmen 
Dritter (externe Interdependenzen) entstehen.  
Die Berücksichtigung von Wirkungsinterdependenzen kann zu einer erheblichen Zunahme der 
Komplexität des Verfahrens und des erforderlichen Aufwands für die Durchführung eines 
Verfahrens führen. Arten von Wirkungsinterdependenzen und der methodische Umgang hiermit 
stehen allerdings nicht im Fokus der Literatur zur Verfahrensgestaltung. Nachfolgend werden 
deshalb Hinweise formuliert, wie diese Wirkungen systematisch erfasst und die Relevanz für die 
Dringlichkeitsbewertung bestimmt werden kann.  
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Interdependenzen werden hier nach den Wirkungsphasen „Realisierung“ und „Nutzung“ 
differenziert. Ferner wird bei den Wirkungsinterdependenzen nach Interdependenzen, die sich 
(objektiv messbar) auf den Wirkungswert auswirken (Wirkungsinterdependenzen) und Inter-
dependenzen, die die (subjektive) Bewertung von Wirkungswerten verändern49 (Bewertungsinter-
dependenzen), unterschieden. Schließlich können Interdependenzen auch Restriktionen für die 
Zulässigkeit einer Entscheidungsalternative beinhalten. Tabelle 14 zeigt eine Übersicht über die bei 
einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung zu erwartenden Interdependenzen. 
 
Tabelle 14: Arten von Interdependenz 
Relevante Restriktionen sind bei der Bewertung stets zu berücksichtigen, da sie die Zulässigkeit der 
getroffenen Entscheidung mitbestimmen. Als Unterstützung für eine effiziente Berücksichtigung von 
Restriktionen kann im Rahmen der Verfahrensentwicklung ein Katalog der zu berücksichtigenden 
Restriktionen aufgestellt werden. Für diese Restriktionen können im Rahmen der Verfahrens-
entwicklung Regeln erarbeitet werden, wie diese (möglichst automatisiert) erkannt und bei der 
Bewertung von Handlungsalternativen berücksichtigt werden können. Die Relevanz von 
Restriktionen für die Bewertungsergebnisse sollte in enger Abstimmung mit den planenden 
Fachebenen beurteilt werden.  
Wirkungsinterdependenzen können grundsätzlich bei allen Wirkungsfeldern eine Rolle spielen. In 
der Regel verstärken sie bewertungsrelevante Wirkungen oder schwächen diese ab. Weitere 
Wirkungen, die ausschließlich aufgrund von Wirkungsinterdependenzen auftreten, werden in der 
                                               
49  Dies ist formal Teilaspekt der Festlegung des  Zielsystems, lässt sich an dieser Stelle aber methodisch schwer umsetzen. Für die 
praktische Umsetzung wird diese Art von Interdependenz hier als Wirkung betrachtet. 
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Regel nicht zu beachten sein. Die Bestimmung der Bewertungsrelevanz und die Festlegung der 
Wirkungsermittlungsmethode für Wirkungsinterdependenzen sind daher im Wesentlichen über die 
vorher dargestellten Arbeitsschritte (vgl. Abschnitte 7.2, 7.3 und 7.4) erfasst. Bei der Bestimmung 
der Bewertungsrelevanz eines Wirkungsfelds sind dazu evtl. verstärkende oder abschwächende 
Wirkungen durch Wirkungsinterdependenzen sowie die Erfassbarkeit dieser Wirkungen gesondert 
zu berücksichtigen.  
Für die Bewertungsinterdependenzen sind im Allgemeinen zusätzliche Wirkungszusammenhänge 
und Bewertungsregeln zu definieren. Diese sind ebenso wie die Maßnahmenwirkungen hinsichtlich 
ihrer Erfassbarkeit und Bedeutsamkeit für die Bewertung zu überprüfen. Die in Abschnitt 7.3 
dargestellten Arbeitsschritte gelten sinngemäß. Die Erfassung von relevanten Bewertungsinter-
dependenzen muss in enger Zusammenarbeit mit dem Entscheidungsträger erfolgen, idealerweise 
im Rahmen der Aufstellung des Zielsystems.  
Für die hier behandelten Arten der Interdependenz gilt, dass eine verlässliche Ermittlung von Aus-
wirkungen aufgrund der komplexen Zusammenhänge und der Bedeutung von lokalen Rand-
bedingungen in der Regel ohne Zusatzinformationen kaum möglich sein wird. Für die Verfahrens-
entwicklung sollte der Schwerpunkt daher auf der Festlegung von Inhalt und Aufbereitung von 
Informationen liegen, anhand derer eine Interdependenz erkannt werden kann. Die Ermittlung von 
potenziellen Interdependenzen zwischen einzelnen Maßnahmen sollte von der/den planenden 
Fachebene(n) vorgenommen werden und als Teil der Maßnahmeninformation für die Dring-
lichkeitsbewertung bereitgestellt werden. 
Aufgrund der erhöhten Komplexität, die mit der Berücksichtigung von Interdependenzen entsteht, 
werden in Abschnitt 9.2 effiziente Vorgehensweisen für die Wirkungsermittlung und Bewertung 
erarbeitet.  
7.6 Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Der Prozessablauf zur Festlegung des Ziel- und Wirkungssystems in Zusammenhang mit der 
Bewältigung von typischen Aufgabenstellungen bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlich-
keitsbewertung ist in Abbildung 29 dargestellt. 
Im Sinne einer effizienten Verfahrensgestaltung sollte eine Ausgangslösung für die Festlegung 
von potenziellen Wirkungsfeldern, die Bestimmungen der Bewertungsrelevanz und die Fest-
legung von Wirkungsbeschreibungen durch die mit der Verfahrensentwicklung betrauten 
Bearbeitern generiert werden. Als Grundlage dienen Wirkungsermittlungsmethoden aus 
vorgelagerten Entscheidungsverfahren sowie Ansätze aus der Literatur. Zur Sicherstellung der 
Vollständigkeit, Korrektheit und Akzeptanz sollte diese Ausgangslösung anschließend mit den 
beteiligten Fachebenen rückgekoppelt und ggf. überarbeitet werden. Hierbei kann es für eine 
effiziente Bearbeitung sinnvoll sein, diesen Arbeitsschritt jeweils nur auf die für die einzelnen Fach-
ebenen relevanten Maßnahmenkategorien zu beschränken. 
Ferner sind für die Bestimmung der externen Wirkungsinterdependenzen ggf. Abstimmungen mit 
Dritten erforderlich. In einem ersten Schritt sollten unter Beteiligung der Fachabteilungen mögliche 
und relevante Wechselwirkungen mir Planungen Dritter zusammengestellt und erforderliche Daten-
grundlagen für die Dringlichkeitsbewertung abgeleitet werden. Mit den zuständigen Ansprech-
partnern der Planung Dritter ist festzulegen, welche Informationen wie aufbereitet für die Dring-
lichkeitsbewertung zur Verfügung gestellt werden können. Ferner sollten Prozeduren vereinbart 
werden, wie die Informationsversorgung bei künftigen Wiederholungen der Dringlichkeits-
bewertung möglichst reibungslos erfolgen kann.  
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Die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems sollte mit einer Rückkopplung der Ergebnisse mit 
den beteiligten Fach- und Entscheidungsebenen abgeschlossen werden. Als Grundlage sind die 
Erstellung einer Dokumentation der berücksichtigten und nicht berücksichtigten Wirkungsbereiche 
und eine Begründung, ob und wie Wirkungsbereiche in die Entscheidungsfindung eingehen, 
sinnvoll.  
Diese Dokumentation sollte in einer Weise erstellt werden, die eine Verifizierung der Gültigkeit 
der getroffenen Entscheidungen auch bei künftigen Entscheidungsprozessen erlaubt. Der 
Verfahrensentwickler sollte bei Verwendung von bereits vorliegenden Wirkungsermittlungen die 
Methodik und die verwendeten Datengrundlagen soweit analysieren, dass die Eignung anhand 
einer Dokumentation der berücksichtigten Wirkungsketten, Datengrundlagen und Berechnungs-
methode nachvollzogen werden kann. Weitere Hinweise zur Dokumentation sind in Abschnitt 10.4 
dargestellt. 
Die hier vorgeschlagene Vorgehensweise zur Festlegung von bewertungsrelevanten Maßnahmen-
wirkungen sieht einen iterativen Prozessablauf vor und ist an weitere Arbeitsschritte der 
Verfahrensentwicklung gekoppelt. Der Prozessablauf muss durch mehrere Abstimmungen mit 
weiteren an der Verfahrensentwicklung beteiligten Akteuren begleitet werden. Dies führt zu einem 
arbeitsintensiven Prozess, welcher aber den Ansprüchen an die Komplexität der Aufgabenstellung 
gerecht wird und zur Sicherstellung von belastbaren Bewertungsergebnissen sowie zur Akzeptanz 
dieser Ergebnisse bei weiteren Akteuren wesentlich beitragen kann.  
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Hinweise für die Verfahrensentwicklung  
Zusammenfassung der Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems 
 
Hinweise für die systematische Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern 
 Die Erstellung einer Wirkungsmatrix unterstützt die systematische und effiziente Iden-
tifikation von bewertungsrelevanten Wirkungen.  
 Relevante Wirkungsbereiche sind iterativ und in Rückkopplung mit der Entwicklung des 
Zielsystems ausgehend von in der Verkehrsplanung üblichen Wirkungssystemen zu 
entwickeln. 
 Maßnahmen sind zur eindeutigen Bestimmung der relevanten Wirkungsbereiche in 
wirkungshomogene Kategorien zu klassifizieren. 
 
Hinweise für die Bestimmung der Bewertungsrelevanz von Wirkungsfeldern 
 Zur Bestimmung der Bewertungsrelevanz eines Wirkungsbereichs sollte schrittweise die 
Empfindlichkeit, Erfassbarkeit und Bedeutsamkeit überprüft werden.   
 Die Empfindlichkeit kann auf qualitativer Ebene beurteilt werden.  
 Voraussetzung für die Erfassbarkeit sind bekannte Wirkungsketten/ Wirkungs-
ermittlungsmethoden sowie die Verfügbarkeit der erforderlichen Datengrundlagen. 
 Für die Beurteilung der Bedeutsamkeit ist eine Analyse des Wirkungsspektrums, der 
Wirkungshäufigkeit und der relativen Wirkungsstärke durchzuführen. 
 
Hinweise für die Festlegung der Wirkungsermittlungsmethoden 
 Die Übernahme von vorliegenden Wirkungsermittlungen setzt die Fehlerfreiheit und 
Nachvollziehbarkeit der Daten, die Vergleichbarkeit des Betrachtungszeitraums und die 
regelmäßige Aktualisierung der Wirkungsermittlung voraus. 
 Die Entscheidung über die Verwendung einer vorliegenden Wirkungsermittlung ist unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen für die übrigen Wirkungsfelder des Wirkungs-
bereichs und die verfügbaren Alternativen zu treffen.  
 Bei einer Wirkungsermittlung innerhalb des Verfahrens sind quantifizierbare Wirkungs-
indikatoren anzustreben. 
 Bei der Festlegung der Wirkungsermittlungsmethode ist zu prüfen, ob eine einheitliche 
Methode der Wirkungsermittlung effizient zu belastbaren Ergebnissen führt. 
 Es sind eindeutige Prozeduren zur Übernahme und Verarbeitung der erforderlichen 
Datengrundlagen zu definieren.  
 Die Ermittlungsmethoden sind soweit zu konkretisieren, dass diese (möglichst als auto-
matisiert nutzbare) Berechnungsvorschriften in das Verfahren implementiert werden 
können. 
Fortsetzung auf der nächsten Seite 
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Hinweise für die Verfahrensentwicklung  
Zusammenfassung der Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems (Fortsetzung) 
 
Hinweise für die Identifikation von bewertungsrelevanten Interdependenzwirkungen 
 Für die Verfahrensentwicklung sind Wirkungs- und Bewertungsinterdependenzen sowie 
Restriktionen zu unterscheiden. 
 Für die Verfahrensentwicklung ist der Schwerpunkt auf die Festlegung von Inhalt und 
Aufbereitung von Informationen zu legen, anhand derer eine Interdependenz erkannt 
werden kann.  
 
Sonstige Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems 
 Zur Sicherstellung der Vollständigkeit und Fehlerfreiheit ist eine geordnete Beteiligung 
der Fachebenen vorzusehen.  
 Die Entscheidungsebene ist bei Festlegungen mit Auswirkungen auf die Genauigkeit und 
den Bearbeitungsaufwand des Verfahrens einzubeziehen. 
 Zur Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit des entwickelten Verfahrens und zur 
Erleichterung einer späteren Aktualisierung sind die getroffenen Festlegungen zu 
dokumentieren. 
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Abbildung 29:  Ablaufschema Festlegung der bewertungsrelevanten Maßnahmenwirkungen 
  
Festlegung der bewertungsrelevanten Maßnahmenwirkungen 
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8 Hinweise für die Entwicklung des Bewertungssystems 
8.1 Vorbemerkungen 
In Kapitel 3 wurden grundlegende Festlegungen in Zusammenhang mit der Entwicklung von 
Bewertungssystemen abgeleitet. Das Verfahren wird bei dem gegebenen Kontext des Entscheidungs-
problems im Kern einen multikriteriellen nutzwertanalytischen Ansatz erfordern. Für diese Arbeit 
wird außerdem die Zielgewichtung als Ansatz für die Synthese der verschiedenen Nutzenbeiträge 
einer Maßnahme berücksichtigt.  
In diesem Kapitel werden Hinweise für die Festlegung von ausgewählten, wesentlichen Aspekten 
der Nutzwertermittlung und -bewertung erarbeitet.50  
Hinweise für die Festlegung der Gewichtung werden in Abschnitt 8.2 erarbeitet. Für die 
Festlegung der Zielgewichte besteht keine alleinrichtige Vorgehensweise. Hier wird eine Vorgehens-
weise dargestellt, mit der die verschiedenen Verfahrensanforderungen weitestgehend berücksichtigt 
werden können.  
In Abschnitt 8.3 werden Hinweise für die Festlegung des Betrachtungszeitraums entwickelt. 
Schwerpunkt liegt hierbei auf einer angemessenen Berücksichtigung der unterschiedlichen 
zeitlichen Wirkungsweisen der einzelnen Maßnahmenarten sowie der periodisch wiederkehrenden 
Entscheidungsfindung. Hierbei wird u.a. auf die Frage eingegangen, über welchen Zeitraum 
verlässliche Aussagen zur Wirkung und damit zum Nutzen einer Maßnahme getätigt werden 
können. 
Festlegungen für die Ermittlung des Bewertungs- und Entscheidungskriteriums werden im 
Abschnitt 8.4 behandelt. Hierzu werden geeignete Kriterien ausgewählt. Ferner wird auf die an-
gemessene Berücksichtigung von Kostenkomponenten bei der Bewertung und Entscheidung ein-
gegangen. 
Dieses Kapitel in Abschnitt 8.5 wird mit einer Zusammenfassung der Hinweise und Folgerungen 
für die Verfahrensentwicklung abgeschlossen.  
8.2 Festlegung der Zielgewichtung 
Die grundsätzlichen Anforderungen und Methoden zur Festlegung einer Synthese von Wirkungs-
beiträgen wurden in Abschnitt 3.4.3 dargestellt. Diese Festlegung ist ein komplexer, normativer 
und zu einem gewissen Grad subjektiver Prozess, welcher immer innerhalb des Kontexts eines 
Entscheidungsverfahrens zu erfolgen hat. Die abschließende Festlegung liegt im Verantwortungs-
bereich des Entscheidungsträgers, wobei in der Regel weitere Beteiligte im Rahmen eines 
diskursiven Findungsprozesses einzubinden sind. 
Aufgrund der ermittelten Verfahrensanforderungen sind die folgenden Anforderungen an die Ziel-
gewichtung zu stellen: 
• Konsistente Ergebnisse bei sich ändernden Entscheidungssituationen:  
Die Zielgewichtung sollte unabhängig von der jeweiligen Entscheidungssituation innerhalb 
eines bestimmten Kontexts des Verfahrens Gültigkeit haben. Aufgrund des Umfangs des 
Maßnahmenkollektivs und der iterativen Vorgehensweise können Änderungen während 
                                               
50  Bei der Erarbeitung dieser Hinweise liegt der Schwerpunkt auf der Lösung der identifizierten typischen Aufgabenstellungen (vgl. 
Abschnitt 5.5, Tabelle 11). 
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des Entscheidungsprozesses nicht ausgeschlossen werden. Ferner findet die Entscheidungs-
findung periodisch wiederholt statt.  
• Interpersonelle Nachvollziehbarkeit: 
Wertvorstellungen verändern sich im Laufe der Zeit. Damit Festlegungen bei aufeinander-
folgenden Entscheidungssituationen übernommen werden können, muss auch für künftige 
Entscheidungsträger nachvollziehbar sein, welche Aspekte auf welche Weise bei der Fest-
legung eine Rolle gespielt haben, damit die Aktualität der Festlegungen überprüft werden 
kann.  
• Flexibel gegenüber Veränderungen innerhalb des Gewichtungssystems: Eine 
Aktualisierung von einzelnen Skalierungen oder Zielgewichten sollte möglichst ohne 
aufwändige Anpassungsprozesse möglich sein.  
Für die Festlegung der Zielgewichte besteht keine alleinrichtige Vorgehensweise. Jede Methode hat 
spezifische Vor- und Nachteile. 
In der Verkehrsplanung wird die Monetarisierung als Gewichtungsansatz vielfach angewandt. 
Vorteil der Monetarisierung ist die gute Zugänglichkeit aufgrund des gewohnten Vergleichs-
maßstabs. Durch die vielfache Anwendung können Kostensätze für Wirkungsbeiträge der Literatur 
entnommen werden. Die Festlegung der Zielgewichte muss daher nicht aufwändig neu ermittelt 
werden.51 Da die Kostensätze unabhängig von der konkreten Entscheidungssituation ermittelt 
werden, können Fortschreibungen für einzelne Wirkungsbereiche ohne vollständige Neuaufstellung 
des Gewichtungssystems durchgeführt werden. Die Festlegung der Zielgewichte über einen 
Monetarisierungsansatz steht daher weitgehend im Einklang mit den Anforderungen an Konsistenz, 
Nachvollziehbarkeit und Flexibilität des Gewichtungssystems.  
Die Monetarisierung von Wirkungsbeiträgen stellt hohe Anforderungen an die Datengrundlagen. 
Zur Verbesserung der Effizienz soll auf Ergebnisse von vorliegenden Wirkungsermittlungen zurück-
gegriffen werden, zudem sind Vereinfachungen bei der Wirkungsermittlung erforderlich. Die hier-
mit verbundenen Informationsverluste und die Verwendung von qualitativen Informationen 
verhindern die Monetarisierung der Wirkungsbeiträge im Sinne einer Nutzen-Kosten-Untersuchung. 
Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung wird in der vorliegenden Arbeit 
daher ein nutzwertanalytischer Ansatz verfolgt.  
Die Festlegung der Zielgewichte bei einem Nutzwertansatz ist komplex und aufwändig. Hierfür 
bestehen verschiedene Methoden, wie die „Trade-Off-Raten-Methode“, die „Swing-Methode“ 
und/sowie der „Analytic Hierarchy Process“ (AHP). Die Festlegung der Ziele kann zur Verbesserung 
der Ergebnisse z.B. im Rahmen einer Delphi-Befragung stattfinden. An dieser Stelle wird auf die 
Anforderungen an die Methoden zur Zielgewichtung nicht vertieft eingegangen.52  
Schwierig bei diesen Methoden ist, dass sie auf der Grundlage einer vorliegenden Entscheidungs-
situation getroffen werden und diese Festlegungen interpersonell im Detail schwer nachvollziehbar 
sind. Damit sind diese Methoden nur schwer mit den gestellten Anforderungen an Stabilität, 
Nachvollziehbarkeit und Flexibilität in Einklang zu bringen. Untersuchungen zeigen z.B., dass in 
der Praxis eine Aktualisierung eines Teilaspekts des Gewichtungssystems, welches auf der 
                                               
51  Vgl. z.B. die folgenden Quellen für vergleichbare Kostensätze für mehrere Wirkungsbereiche (ITP ET AL. 2014), (FGSV 1997A; CED ET 
AL. 2011), (BICKEL ET AL. 2006).  
52 Vgl. hierzu z.B. (ADAM 1997), (BACKHAUS ET AL. 2008), (DCLG 2009). 
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Grundlage einer Delphi-Befragung zustande gekommen ist, ohne Neuentwicklung des gesamten 
Gewichtungssystems auf große Schwierigkeiten stößt (KULKARNI ET AL. 2004). 
Einen Versuch, die Anforderungen an das Gewichtungssystem bei einem nutzwertanalytischen 
Ansatz einzuhalten, zeigt das nachfolgende Beispiel.  
Beispiel:  
In die Dringlichkeitsbewertung dieses Praxisbeispiels gehen Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen für Fahrbahnbefestigungen und Brückenbauwerke in einem 
frühen Planungsstand ein. Das Verfahren für die Dringlichkeitsbewertung basiert auf einem 
nutzwertanalytischen Ansatz.  
„Die unterschiedlichen Maßnahmenarten hatten z.T. stark unterschiedliche Wirkungen. 
Deshalb hatte die Herstellung der Vergleichbarkeit der Wirkungsbeiträge insbesondere eine 
hohe Bedeutung für eine integrierte Bewertung und Prioritätenreihung aller Maßnahmen.  
Hierzu werden Ansätze der Monetarisierung aufgegriffen. Über die Skalierung der Noten, 
die Gewichtung der Noten innerhalb der Oberziele zu einer Gesamtnote und die Gewichtung 
der Oberziele untereinander auf der Grundlage von Kostensätzen wird angestrebt, die 
Wertigkeit der unterschiedlichen Wirkungsbeiträge gerecht zu werden.  
Zur Orientierung dienen Kostensätze, die z.B. in allgemein anerkannten Verfahren der 
Verkehrsplanung verwendet werden. Diese monetäre Betrachtung ist ausdrücklich ein 
Hilfsmittel, ein Nutzen-Kosten-Vergleich ist auf dieser Basis nicht möglich. Auf eine 
ausführliche Diskussion der unterschiedlichen Kostensätze, die in der Praxis eingesetzt 
werden, muss an dieser Stelle verzichtet werden. Angestrebt wird, aktuelle Kostensätze aus 
anerkannten Quellen zu verwenden.  
Zur Festlegung der Gewichtung werden für die einzelnen Kriterien realistische Obergrenzen 
der Maßnahmenwirkung ermittelt, z.B. in Bezug zur Lärmreduzierung oder eine Reduzierung 
von Unfallraten. Diese Wirkungsobergrenze wird für die Bewertung mit der Note 5,0 
gleichgesetzt. Die Wirkungsobergrenzen werden dann über die allgemein gültigen Kostensätze 
monetarisiert.  
Die so ermittelten maximal erreichbaren Kostenänderungen pro Kriterium können 
anschließend für alle Kriterien eines Oberziels addiert werden. Die Gewichtung der Kriterien 
ergibt sich aus dem Anteil der maximal erreichbaren Kostenänderungen des Kriteriums an die 
summierten Kostenänderungen für das Oberziel. Sinngemäß lassen sich die Gewichtungen der 
Oberzeile ableiten.“ (DIELEMAN ET AL. 2010, S. 33) 
 
Die wesentlichen Arbeitsschritte bei dieser Methode zur Festlegung von Zielgewichten sind: 
1. Festlegung von dimensionslosen Skalen für jedes Zielkriterium 
2. Transformation der (ggf. dimensionsbehafteten) Wirkungswerte in dimensionslose Ziel-
erreichungsgrade 
3. Vorläufige Festlegung der Gewichtung der einzelnen Zielkriterien in Anlehnung an 
Monetarisierungsansätze 
4. Abstimmung und abschließende Festlegung der Zielgewichtung durch den 
Entscheidungsträger 
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Zu 1.: Festlegung von dimensionslosen Skalen für jedes Zielkriterium: 
Die Zielerreichungsgrade werden für jedes Zielkriterium über eine dimensionslose Notenskala vAC1 −  vA mit vAC1  bei minimalem Zielerreichungsgrad (0%) und vA bei maximalem Ziel-
erreichungsgrad (100%) festgelegt. Für die numerische Festlegung der Notenskalen wird in der 
Regel vAC1 mit der Ordnungszahl 0 und vA als positive Ordnungszahl in Anlehnung an übliche 
Notensysteme (Schulnoten, Notensystem 0-10 oder 0-100) festgelegt. 
Zur Einhaltung der Anforderungen an Stabilität und Flexibilität sollte eine globale Skalierung 
vorgenommen werden, wobei die beiden Extremwerte auf der Grundlage der (langfristig) 
erwarteten äußersten Wirkungsextreme (und nicht auf der Grundlage der Extremwerte der 
vorliegenden Entscheidungssituation) festgelegt werden. Die Extremwerte müssen bei einer 
Entscheidungssituation also nicht zwingend erreicht werden. 
Zu 2:  Transformation der (ggf. dimensionsbehafteten) Wirkungswerte in dimensionslose 
Zielerreichungsgrade: 
Hierzu ist für jedes Zielkriterium eine Nutzwertfunktion festzulegen, welche den dimensions-
behafteten Wirkungswerten einen Nutzwert auf der festgelegten Skala zuordnet.53 Neben linearen 
Funktionen werden in der Regel auch komplexere Funktionen für die korrekte Abbildung der 
Präferenzen des Entscheidungsträgers erforderlich sein.  
 SQR(TUVQR) =  @QR ,        @QR ∈  vAC1 −  vA  ( 16 ) 
mit: 
SQR(TUV)  Nutzwertfunktion für das Zielkriterium zk TUVQR  Wirkungswert für das Zielkriterium zk @QR   Nutzwert für das Zielkriterium zk vAC1  Nutzwert bei minimalem Zielerreichungsgrad vA  Nutzwert bei maximalem Zielerreichungsgrad 
 
Zu 3.: Vorläufige Festlegung der Gewichtung der einzelnen Zielkriterien in Anlehnung an 
Monetarisierungsansätze: 
Der Zielerreichungsgrad vA wird mit einer monetären Größe gleichgesetzt. Diese Größe wird auf 
der Grundlage von anerkannten Kostensätzen für diesen Wirkungswert abgeleitet. Hierzu ist ggf. 
der entsprechende Wirkungswert mit einem (dimensionsbehafteten) Wirkungswert-Äquivalent 
gleichzusetzen, für das ein (anerkannter) Kostensatz besteht.  
 vA,QR ⇒ TUVA,QR ⇒  +QR ( 17 ) 
mit: 
+QR   Monetäre Bewertung des Wirkungswerts TUVA,QR TUVA,QR  Wirkungswert bei vollständiger Zielerreichung für Zielkriterium zk vA,QR  Nutzwert bei vollständiger Zielerreichung für Zielkriterium zk 
 
                                               
53  Die im Abschnitt 6.6.3 behandelte Einordnung der relativen Wirkungsstärken bei der Verwendung von mehreren 
Wirkungsermittlungen erfolgt in Arbeitsschritt 2. Ggf. sind also mehrere Nutzenfunktionen für ein Zielkriterium zu definieren. Die 
Festlegung der Nutzenfunktionen kann durch die Umrechnung in monetäre Größen (Arbeitsschritt 3) unterstützt werden.    
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Es wird vorausgesetzt, dass der monetäre Wert von vAC1 gleich 0 ist und dass der monetäre Wert 
von Nutzwerten zwischen vAC1 und vA durch eine lineare Funktion abgebildet wird.  
Jedem Zielkriterium kann im Idealfall auf diese Weise ein monetärer Wert zugeordnet werden. 
Diese Werte sind ein Maß für die Bedeutung der Zielkriterien untereinander.  
Der Anteil der einzelnen monetären Größen an der Summe der monetären Größen wird als 
vorläufiger Zielgewichtungsfaktor übernommen. Die Summe der einzelnen Zielgewichte ergibt 1. 
a QR = +QR∑ +QR1OPG  ( 18 ) 
 B aQR1OPQRFG =  1 
 
( 19 ) 
mit: 
aQR   Gewichtungsfaktor für das Zielkriterium zk +QR   Monetäre Bewertung des Wirkungswerts TUVA,QR  HQR    Anzahl Zielkriterien 
 
Zu 4.: Abstimmung und abschließende Festlegung der Zielgewichtung durch den 
Entscheidungsträger 
Die vorläufige Zielgewichtung wird mit der Entscheidungsebene und evtl. weiteren Beteiligten 
abgestimmt.  
Hilfreich für die Abstimmung kann die Auswertung eines vorläufigen Bewertungsergebnisses unter 
Berücksichtigung der vorläufigen Zielgewichtung sein. Ferner sollten für eine bessere Nachvollzieh-
barkeit die einzelnen Zielgewichte zusätzlich thematisch zusammengefasst werden (z.B. Verkehrs-
sicherheit, Verkehrsabwicklungsqualität, Umfeldauswirkungen, Wirtschaftlichkeit), damit die 
relative Bedeutung von übergeordneten Wirkungsbereichen besser erkannt werden kann.  
Zielkriterien, die unter Arbeitsschritt 3 keiner monetären Größe gleichgestellt werden konnten, 
müssen im Rahmen des Arbeitsschritts 4 von der Entscheidungsebene eingeordnet werden. Wenn 
eine Zielgewichtung im Verlauf dieses Arbeitsschritts angepasst oder ergänzt wird, ergeben sich die 
übrigen Zielgewichte einfach durch Anteilsbildung auf der Grundlage der veränderten Summe der 
(monetären) Größen nach Formel ( 18 ). 
Am Ende des (iterativen) Prozesses werden die Zielgewichte abschließend festgelegt. Eine Doku-
mentation der mit den Zielgewichten korrespondierenden monetären Größen erleichtert die Über-
prüfung der Aktualität und eine evtl. Fortschreibung des Gewichtungssystems bei künftigen 
Entscheidungsprozessen. 
In Anlage 3 sind die Arbeitsschritte anhand des oben dargestellten Fallbeispiels für eine Festlegung 
der Zielgewichte im übergeordneten Wirkungsbereich Verkehrsqualität dargestellt.  
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8.3 Festlegung des Betrachtungszeitraums 
8.3.1 Vorbemerkungen  
Eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung muss Maßnahmen mit 
unterschiedlicher Nutzungsdauer, vielfältige Wirkungsarten und breiten Wirkungsspektren 
sowie statische und dynamische Wirkungsverläufe vergleichend bewerten. Außerdem wird der 
Entscheidungsprozess periodisch durchgeführt. Die Sicherstellung der Vergleichbarkeit von 
Wirkungsbeiträgen und die Berücksichtigung der begrenzten Gültigkeitsdauer der Ergebnisse des 
Entscheidungsverfahrens stellen besondere Herausforderungen bei der Festlegung des 
Betrachtungszeitraums einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung dar. Die Fest-
legung des Betrachtungszeitraums wurde entsprechend im Abschnitt 5.5 als typischer Aufgaben-
komplex identifiziert.  
In diesen Zusammenhang stellt sich insbesondere die Frage nach den Zeitraum, über den 
verlässlichen Aussagen zur Wirkung und damit zum Nutzen einer geplanten Maßnahme 
getätigt werden können. Hierzu werden nachfolgend auf abstrahierter Ebene Hinweise abgeleitet, 
die bei der Festlegung des Betrachtungszeitraums zu beachten sind. Diese bauen auf den im 
Abschnitt 3.3.5 dargestellten Grundlagen zur Festlegung des Betrachtungszeitraums auf.  
Nach dem Fundamentalziel gilt, dass die Zulässigkeit der zeitlichen Verschiebung von 
Maßnahmen nur dann gegeben ist, wenn hierdurch der langfristig erreichbare Gesamtnutzen 
zumindest nicht abnimmt (Erreichen eines möglichst hohen Gesamtnutzens). Hierbei sind alle 
Effekte einschl. Kostenzunahmen, die durch eine zeitliche Verschiebung von Maßnahme entstehen, 
zu berücksichtigen. Der Nutzen einer Maßnahme wird über die Bewertung des Zustands mit und 
ohne Maßnahme abgeleitet (vgl. Abschnitt 6). Zeitlich verschobene Maßnahmen (negative 
Entscheidung) führen daher grundsätzlich zu einer Änderung des Nutzenbeitrags über den Zeit-
raum der zeitlichen Verschiebung der Maßnahmenrealisierung.  
Die Ermittlung des Gesamtnutzens aller Maßnahmen über einen Betrachtungszeitraum, welcher 
mehr als eine Entscheidungsperiode umfasst, erfordert Kenntnisse über alle künftigen Handlungs-
alternativen und damit über die verfügbaren Budgets für alle relevanten Entscheidungsperioden. 
Diese werden in der Praxis für künftige Entscheidungsperioden nicht (abschließend) bekannt sein. 
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 8.2:  Festlegung der Zielgewichtung 
 
 Die Festlegung des Gewichtungssystems über einen Monetarisierungsansatz steht 
weitgehend im Einklang mit den Anforderungen an Konsistenz, Nachvollziehbarkeit 
und Flexibilität. 
 Die Monetarisierung der Wirkungsbeiträge im Sinne einer Kosten-Nutzen-
Untersuchung ist bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
aber nicht zielführend.  
 Eine Festlegung des Gewichtungssystems, bei der Moneterarisierungsansätze heran-
gezogen werden, der grundlegende nutzwertanalytische Ansatz aber beibehalten 
wird, stellt eine zielführende Alternative zur herkömmlichen Methoden der Festlegung 
des Gewichtungssystems im vorliegenden Kontext der Entscheidungsfindung dar.  
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Die Bestimmung, ob die zeitliche Verschiebung einer Maßnahme zu einer Optimierung des lang-
fristigen Gesamtnutzens führt, kann daher in der Praxis nur durch eine Vereinfachung des 
Entscheidungsproblems erfolgen.  
Als Grundlage der Erarbeitung von Hinweisen werden die einzelnen Wirkungsphasen von 
Maßnahmen (Abschnitt 8.3.2) und der zeitliche Verlauf des Nutzwerts einer Maßnahme 
(Abschnitt 8.3.3) auf abstrahierter Ebene dargestellt. Die Zusammenhänge zwischen der 
Reichweite des Betrachtungszeitraums und dem Ausmaß an Unsicherheit bei der Nutzwert-
ermittlung einer Maßnahme werden in Abschnitt 8.3.4 abgeleitet. In Abschnitt 8.3.4 wird auf die 
Zusammenhänge zwischen der Reichweite des Betrachtungszeitraums und dem Ausmaß von 
Unsicherheit bei der vergleichenden Bewertung der Nutzwerte von mehreren Maßnahmen 
eingegangen. Der Abschnitt wird mit einer Diskussion der Erkenntnisse sowie der hieraus ab-
geleiteten Operationalsierung der Nutzwertermittlung abgeschlossen (Abschnitt 8.3.5). 
8.3.2 Wirkungsphasen 
Für die Bewertung der Wirkungen von Straßenbaumaßnahmen werden die folgenden aufeinander-
folgenden Wirkungsphasen unterschieden (vgl. auch Abschnitt 3.3.5): 
• Planungsphase 
• Realisierungsphase 
• Nutzungsphase  
• Rückbau- und Entsorgungsphase 
Die Wirkungsermittlung und -bewertung betrifft in erster Linie die Nutzungsphase einer Straßen-
baumaßnahme. Insbesondere während Realisierung und Rückbau einer Straßenbaumaßnahme 
können erhebliche (negative) Auswirkungen für die Nutzer und das Umfeld entstehen. Für die 
Festlegung des Betrachtungszeitraums ist die Frage nach der Notwendigkeit und der Möglichkeit 
einer Berücksichtigung der übrigen Phasen zu beantworten.  
Für die maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen wird 
aus folgenden Gründen empfohlen, die Wirkungsermittlung und -bewertung auf die Nutzungs-
phase zu beschränken: 
• Wirkungen außerhalb der Nutzungsphase können zwar erheblich sein, fallen aber im 
Vergleich zur Nutzungsdauer einer Maßnahme in der Regel über eine relativ kurze 
Zeitperiode an. Für die Bewertung der Gesamtwirkungen einer Straßenbaumaßnahme 
haben diese daher eine relativ geringe Bedeutung. 
• Die Wirkungen außerhalb der Nutzungsphase werden zu einem wesentlichen Anteil von 
der Baumethode, vom Bauablauf sowie von eventuellen Kompensationsmaßnahmen 
bestimmt. Diese werden erst bei der Vertiefung der Planung während der späteren 
Leistungsphasen der Planung soweit konkretisiert, dass eine verlässliche Wirkungs-
ermittlung möglich ist. Für die Dringlichkeitsbewertung werden Aussagen zur Wirkungen 
während der Realisierungsphase daher mit erheblichen Unsicherheiten behaftet sein.  
• Ein weiterer wichtiger Aspekt, welcher gegen die Berücksichtigung von Wirkungen 
außerhalb der Nutzungsphase spricht, ist, dass diese Wirkungen oft auch von 
Realisierungs- oder Rückbauzeitpunkten weiterer Maßnahmen abhängen (Wirkungsinter-
dependenzen). Die Beurteilung, welche Wirkungsinterdependenzen in diesen Zusammen-
hang auftreten können, und auch ob diese durch eine entsprechende Koordinierung von 
Baumaßnahmen verändern werden können, würde die Komplexität des Verfahrens stark 
erhöhen. 
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• Die Wirkungen während der Rückbau- und Entsorgungsphase lassen sich bei den 
teilweise langen Nutzungsdauern von Straßenverkehrsanlagen nur sehr bedingt 
prognostizieren. Die Wirkungsermittlung wird daher mit hoher Unsicherheit verbunden 
sein. 
Auf die Ermittlung und Bewertung von Wirkungen während Wirkungsphasen außerhalb der 
Nutzungsphase sollte daher verzichtet werden.54 Die Minimierung von negativen Auswirkungen von 
Straßenbaumaßnahmen während der Realisierungsphase, z.B. durch Koordinierung der zeitlichen 
Realisierungsabfolge von Maßnahmen, kann (und soll) in einem gesonderten Verfahren nach 
Abschluss der Dringlichkeitsbewertung erfolgen.  
8.3.3 Nutzwertentwicklung im Zeitverlauf 
Als Grundlage für die nachfolgenden Betrachtungen werden abstrahierte zeitliche Verläufe von 
Nutzwerten abgeleitet.  
 
Abbildung 30: Typisierter zeitlicher Verlauf der Nutzenentwicklung für Wirkungsfelder, die im Zeitverlauf veränderlich 
sind 
Für Wirkungsfelder, die maßgeblich vom Zustand der Straßenverkehrsanlage beeinflusst 
werden, ergibt sich das in Abbildung 30 dargestellte Bild für die Nutzwertentwicklung bei einer 
negativen Entscheidung bezüglich der betroffenen Maßnahme. Der Nutzen nimmt durch die 
kontinuierliche Verschlechterung des Zustands der Anlage beim Ausbleiben einer Maßnahme 
fortdauernd ab. Sprungeffekte können z.B. bei durch den Zustand hervorgerufenen Anordnungen 
wie Geschwindigkeits- oder Nutzungseinschränkungen für den Schwerverkehr auftreten. Zur 
Vermeidung einer Unterschreitung des unteren Eingriffsgrenzwerts sind Mindestmaßnahmen 
erforderlich, die im weiteren Zeitverlauf wiederholt werden müssen.  
Der dargestellte Verlauf ist als typisch für Erhaltungsmaßnahmen oder Wirkungskomponenten mit 
einer erhaltenden Wirkung anzusehen. 
                                               
54  Zusatzkosten oder Kostenminderungen, die durch Abweichung von üblichen Kompensationsmaßnahmen zur Minderung von 
unerwünschten Wirkungen im Vor- oder Nachlauf der Nutzungsphase entstehen, sind für eine sachgerechte Maßnahmenbewertung 
ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Budgetwirksame Kostenveränderungen erfordern eine gesonderte Berücksichtigung (vgl. hierzu 
Abschnitt 8.4.4). 
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Für Modernisierungs-, Erweiterungs- und Neubaumaßnahmen ist die zeitliche Entwicklung des 
Nutzwerts ohne Realisierung einer Maßnahme in der Regel weniger variabel. Der Auslöser für die 
Entwicklung einer Maßnahme ist oft eine vorhandene oder absehbare Veränderung der Rand-
bedingungen (z.B. neue Standards, die Entwicklung eines neuen Siedlungsgebiets usw.). In der 
Regel ist der Nutzen im Zeitverlauf nicht oder nur wenig veränderlich. Abbildung 31 zeigt eine 
entsprechende abstrahierte Nutzenentwicklung bei einer negativen Entscheidung.  
 
 
Abbildung 31: Typisierter zeitlicher Verlauf der Nutzenentwicklung für Wirkungsfelder, die im Zeitverlauf nicht oder 
nur wenig veränderlich sind  
In der Praxis wird der Nutzwert einer Straßenbaumaßnahme in der Regel aus einer Überlagerung 
von beiden Arten von Wirkungsfeldern bestimmt. Die abstrahierte Darstellung von Extremen 
vereinfacht aber die nachfolgende grundsätzliche Auseinandersetzung mit den Zusammenhängen 
zwischen Betrachtungszeitraum und Nutzwertermittlung bzw. -bewertung. 
8.3.4 Zusammenhang zwischen Betrachtungszeitraum und Bestimmtheit der 
Nutzwertermittlung 
Der für die Entscheidung maßgebliche Nutzwert ergibt sich aus der Differenz zwischen positiver 
und negativer Realisierungsentscheidung für eine Maßnahme (vgl. Abschnitt 6.5, 
Formel ( 13 )). Die für die Ermittlung dieses Nutzwerts relevanten Rahmenbedingungen werden in 
diesem Abschnitt am Beispiel einer Erhaltungsmaßnahme abgeleitet.  
Wenn der Nutzen eines Anlagenteils vereinfachend mit seinem Zustand gleichgesetzt wird, ergibt 
sich die in Abbildung 32 dargestellte typisierte Nutzenwicklung (rote Nutzenkurve)55. Der Nutzen 
nimmt im Zeitverlauf ab. Sobald der obere Eingriffsgrenzwert unterschritten wird, sind Maßnahmen 
gerechtfertigt. Ohne Realisierung einer Maßnahme würde durch die fortdauernde Verschlechterung 
                                               
55  Unsicherheiten aufgrund von unsicheren Datengrundlagen oder Wirkungsermittlungsmethoden werden vernachlässigt. 
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des Zustands der untere Eingriffsgrenzwert zu einem späteren Zeitpunkt mit Sicherheit 
unterschritten werden. Spätestens zu diesem Zeitpunkt ist eine Mindestmaßnahme erforderlich. Die 
Fläche unterhalb der roten Nutzenkurve ist der Nutzwert, der bei wiederholten negativen Ent-
scheidungen erreicht wird, also nach den festgelegten Mindestanforderungen nicht unterschritten 
werden kann. Dieser Nutzwert sei ?&'(_"6&. 
Für Erhaltungsmaßnahmen kann über einen längerfristigen Betrachtungszeitraum der optimale 
Realisierungszeitpunkt unter Berücksichtigung von Erhaltungsstrategien (z.B. höchstmöglicher 
Nutzen bei Einhaltung von Budgetvorgaben) ermittelt werden (vgl. hierzu die Abschnitte 2.4.2, 
4.2.3 und 4.2.4). Die optimale Erhaltungsstrategie für ein fiktives Anlagenteil ist in Abbildung 32 
als grün gestrichelte Nutzenkurve dargestellt und beinhaltet in diesem Beispiel die periodische 
Wiederholung von Erhaltungsmaßnahmen. 
Der Nutzengewinn der optimierten Erhaltungsstrategie gegenüber der Situation ohne 
Maßnahme ergibt sich in diesem vereinfachten Fall aus der Fläche zwischen der roten und grünen 
Linie über den Betrachtungszeitraum BZ. Dieser Nutzwert sei ?#$%_$#, die Nutzenänderung 
gegenüber ?&'(_"6& sei ∆?#$%_$#. Diese Nutzwertveränderung wird bei der Entscheidungsfindung in 
der Verkehrsplanung oft verwendet, wenn ein fixierter Betrachtungszeitraum verwendet wird. 
Wenn der Betrachtungszeitraum mehrere Entscheidungsperioden umfasst, können ?&'(_"6& und ?#$%_$# aber nur unter Vorwegnahme der Ergebnisse von künftigen Entscheidungsprozessen 
ermittelt werden.  
Bei einer positiven Entscheidung kann nur der Nutzen bestimmt werden, der bis zum frühest-
möglichen Realisierungszeitpunkt einer Folgemaßnahme für den betroffenen Anlagenteil 
unabhängig von künftigen Entscheidungen entsteht. Der Zeitpunkt der frühestmöglichen Folge-
maßnahme wird dabei durch den Zeitpunkt der erstmaligen Unterschreitung des oberen Eingriffs-
grenzwertes festgelegt. Der geringste Nutzwert, der bei einer positiven Entscheidung erreicht 
werden kann, sei ?#$%_"6&. Dieser Wert entspricht dem Nutzwert, der ohne weitere Folge-
maßnahmen bis zum Ende der Nutzungsdauer der Maßnahme erzeugt wird.56  
Die Differenz zwischen ?#$%_"6& und ?&'(_"6& ergibt den minimalen Nutzwert über die 
Nutzungsdauer der Maßnahme ∆?'_"6&, der bei einer einmaligen positiven Entscheidung 
mindestens erreicht werden kann. Bei der hier betrachteten periodischen Entscheidungsfindung gibt 
er die Nutzenveränderung zwischen einer positiven Entscheidung und einer mehrmaligen negativen 
Entscheidung wieder (vorausgesetzt, die Nutzungsdauer der Maßnahme ist länger als der Zeitraum 
bis zum nächstmöglichen Realisierungszeitpunkt).  
Bei einer negativen Entscheidung zum aktuellen Entscheidungspunkt ez0 ist nur sicher, dass diese 
Maßnahme frühestens zum nächstmöglichen Realisierungszeitpunkt, gemessen ab dem nächsten 
Entscheidungszeitpunkt ez1, realisiert werden könnte (blaue Nutzenkurve). Ab diesem Zeitpunkt 
kann die tatsächlich erreichte Nutzenveränderung entsprechend der künftig getroffenen Ent-
scheidungen variieren. Wird ab ez1 eine optimale Erhaltungsstrategie umgesetzt, ergibt sich der 
maximalen Nutzen, der sich bei einer negativen Entscheidung zum Zeitpunkt ez0 noch erreichen 
lässt (?&'(_").  
                                               
56  Wenn hierbei die untere Eingriffsgrenze unterschritten wird, sind maßnahmenbedingte Veränderungen bei den Aufwänden für die 
anschließend erforderlichen Mindestmaßnahmen bei der Nutzenbewertung zu berücksichtigen. 
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Abbildung 32:  Vereinfachte Darstellung der Nutzenentwicklung von periodischen Maßnahmen 
Die Nutzenänderung, die im Vergleich zwischen positiver und negativer Entscheidung mit 
Sicherheit eintritt, ist in diesem vereinfachten Fall die Umhüllende der Nutzenkurven „ohne 
Maßnahme“, „mit Realisierung ohne zeitliche Verschiebung“ und „mit Maßnahme mit (minimaler) 
zeitlicher Verschiebung“ (schraffierte Fläche zwischen grüner, roter und blauer Nutzenkurve). Diese 
mindestens eintretende Nutzenänderung sei ∆?"6&. Die tatsächliche mittel- bis langfristige Nutzen-
änderung kann in Abhängigkeit von künftigen Entscheidungen aber auch maßgeblich über ∆?"6& 
liegen.57  
Die auf Grundlage des Beispiels einer periodischen Erhaltungsmaßnahme abgeleiteten Aussagen 
lassen sich auf andere Maßnahmenarten übertragen. Allerdings ist bei diesen Maßnahmen der 
zeitliche Verlauf des Nutzens nicht oder wenig variabel. Die Unsicherheit hinsichtlich der Nutzen-
änderung in Abhängigkeit von künftigen Entscheidungen ist hierdurch weniger stark ausgeprägt.  
8.3.5 Zusammenhang zwischen Betrachtungszeitraum und Bestimmtheit der 
vergleichenden Nutzwertbewertung 
Gezeigt wurde, dass – sollte auf die Entscheidungsfindung von künftigen Entscheidungsprozessen 
nicht vorgegriffen werden – bei einer periodischen Wiederholung des Entscheidungsprozesses nur 
der Nutzenwert ∆?"6& mit hoher Bestimmtheit ermittelt werden kann. Im Folgenden werden die 
Konsequenzen hieraus für eine vergleichende Nutzenbewertung von mehreren Maßnahmen 
abgeleitet.  
                                               
57  Wird die Lebensdauer der Infrastruktur, für die die Erhaltungsmaßnahme durchgeführt wird, berücksichtigt, kann mittel- bis 
langfristig ∆"6& auch unterschritten werden, z.B. wenn durch eine spätere Realisierung die Anzahl der erforderlichen 
Wiederholungen für das Erreichen einer Erhaltungsmaßnahme reduziert werden kann. Da vorausgesetzt wird, dass für die 
Maßnahmen des Maßnahmenkollektivs stets die relative Vorteilhaftigkeit als gegeben vorausgesetzt wird, ist dieser Fall hier nicht 
relevant. 
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In Abbildung 33 sind die Nutzenkurven für verschiedene Maßnahmen dargestellt. Die Maßnahmen 
m1 (blaue Nutzenkurve), m2 (rote Nutzenkurve) und m3 (grüne Nutzenkurve) stehen zum aktuellen 
Entscheidungspunkt ez0 zur Auswahl an. Das Budget B0 reicht allerdings für die Umsetzung nur 
einer dieser Maßnahmen. Zum nächsten Entscheidungszeitpunkt ez1 könnte eine zum Zeitpunkt ez0 
noch unbekannte Maßnahme m4 (gestrichelte Nutzenkurve) hinzukommen. Das Budget B1 reicht 
wiederum für die Realisierung von nur einer Maßnahme. Gleiches gilt für alle weiteren künftigen 
Entscheidungsperioden.  
 
Abbildung 33: Vereinfachte Darstellung der Nutzenentwicklung für verschiedene Maßnahmen 
Das Nutzenniveau für die Situation ohne Maßnahme wird vereinfachend für alle Maßnahmen gleich 
angenommen. Der nächstmögliche Realisierungszeitpunkt einer Maßnahme ab einem 
Entscheidungszeitpunkt und die Nutzungsdauer einer Maßnahme wird für alle Maßnahmen 
ebenfalls gleich angesetzt.58 Für die nachfolgenden Überlegungen werden die folgenden zwei Fälle 
unterschieden: 
1. Der zeitliche Verlauf der Nutzenkurve ist unabhängig vom Realisierungszeitpunkt der 
Maßnahme. 
2. Der zeitliche Verlauf der Nutzenkurve ist abhängig vom Realisierungszeitpunkt der 
Maßnahme. 
Zu 1.: Vom Realisierungszeitpunkt der Maßnahme unabhängige Nutzwertentwicklung 
Für die nachfolgenden Überlegungen wird davon ausgegangen, dass der zeitliche Verlauf der 
Nutzenkurve unabhängig vom Realisierungszeitpunkt der Maßnahme ist. Der Nutzen zu einem Zeit-
punkt hängt in diesem Fall nicht vom Realisierungszeitpunkt der Maßnahme ab. 
                                               
58  Wirkungsinterdependenzen und Unsicherheiten aufgrund von unsicheren Datengrundlagen oder Wirkungsermittlungsmethoden 
werden vernachlässigt. 
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Beispiel:  
Die Lärmemission einer neuen Straße wird u.a. von der Verkehrsbelastung und den 
Fahrzeugeigenschaften bestimmt. Wenn fahrzeugtechnische Entwicklungen in Zukunft 
zu leiseren Fahrzeugen führen, macht sich dieses Reduzierungspotenzial bei einer 
späteren Realisierung der Maßnahme ggf. bereits bemerkbar.  
 
Wird nun ausschließlich ∆?"6& betrachtet, so ist die Maßnahme m1 eindeutig den Maßnahmen m2 
und m3 vorzuziehen. Es gilt: ∆@AC1,G > ∆@AC1,  > ∆@AC1,¡. Die Maßnahme m1 wird in der Folge 
realisiert.  
Zum Entscheidungspunkt ez1 stehen nun die Maßnahmen m2 und m3 zur Auswahl. Sofern keine 
neuen Maßnahmen hinzukommen, ist ∆@AC1 der Maßnahme m2 größer, es gilt ∆@AC1,  > ∆@AC1,¡, 
m2 wird folglich realisiert. Wenn zum nächsten Entscheidungspunkt ez2 erneut keine neuen Maß-
nahmen hinzukommen, wird die Maßnahme m3 schließlich in der Entscheidungsperiode ep2 
realisiert. Bei dieser Vorgehensweise wird eine langfristige Nutzenmaximierung erreicht.  
Eine solche langfristige Nutzenmaximierung ist aber nur dann gegeben, wenn für die künftigen 
Entscheidungsperioden keine neuen Maßnahmen hinzukommen. Anhand eines Beispiels, bei 
dem zu einem künftigen Entscheidungszeitpunkt weitere Maßnahmen hinzukommen, die eine 
größere ∆@AC1 aufweisen als die zeitlich verschobenen Maßnahmen, soll dies verdeutlicht werden.  
Angenommen, die Maßnahme m1 wird zum Entscheidungspunkt ez0 realisiert, so stehen zum Ent-
scheidungszeitpunkt ez1 nun die Maßnahmen m2, m3 und m4 zur Auswahl (vgl. Abbildung 33). ∆@AC1 der Maßnahme m4 ist nun größer, es gilt ∆@AC1,¢ > ∆@AC1,  > ∆@AC1,¡. Wenn zum nächsten 
Entscheidungspunkt ez2 erneut eine neue Maßnahme m4´ hinzukommt, ergibt sich eine ähnliche 
Entscheidungssituation wie zum Entscheidungszeitpunkt ez1. Allerdings ist aufgrund der 
veränderlichen Nutzenkurven nun ∆@AC1,¡ > ∆@AC1, . Es wird jedoch die Maßnahme m4´ gewählt, 
da ∆@AC1,¢´ > ∆@AC1,¡>∆@AC1, . Für den gesamten Betrachtungszeitraum ergibt sich nun kein 
Nutzenoptimum. Wird zum Entscheidungszeitpunkt ez0 nicht die Maßnahme mit der größten ∆@AC1 (Maßnahme m1), sondern die Maßnahme m3 ausgewählt, ist der Gesamtnutzen über den 
Betrachtungszeitraum größer.  
Alternativ wird das Ergebnis bei Verwendung von ∆?'_"6& (minimaler Nutzen über die 
Nutzungsdauer) betrachtet. Im dargestellten Beispiel würde zum Entscheidungszeitpunkt ep0 die 
Maßnahme m3 ausgewählt werden (∆@b2Ifc,G > ∆@b2I_AC1,  >  ∆@b2Ifc,¡). Kommen für die nach-
folgenden Entscheidungsperioden jeweils die Maßnahmen m4, m4´ und m4´ neu hinzu, ist erkennbar, 
dass über den Betrachtungszeitraum der optimale Nutzen erreicht wird. Kommen diese Maß-
nahmen allerdings nicht neu hinzu, dann wird bei dieser Vorgehensweise über den Betrachtungs-
zeitraum sogar nur das Nutzenminimum erreicht.  
Zu 2.: Vom Realisierungszeitpunkt der Maßnahme abhängige Nutzwertentwicklung 
Eine andere Situation entsteht bei einer Nutzenentwicklung, die abhängig vom Realisierungszeit-
punkt einer Maßnahme ist.  
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Beispiel:  
In den ersten Jahren nach der Inbetriebnahme einer Ortsumgehung müssen die Verkehrs-
teilnehmer ihre Aktivitätsmuster zuerst an die neue Situation anpassen, bevor der volle 
Nutzen erreicht wird.  
In den Jahren nach Inbetriebnahme einer Maßnahme wird der Nutzen durch die fort-
laufende Abnutzung gemindert. 
 
Es stehen wieder die Maßnahmen m1, m2 und m3 unter den gleichen Budgetrestriktionen wie im 
vorhergehenden Beispiel zur Auswahl.  
Sofern in Zukunft keine weiteren Maßnahmen hinzukommen, ist der erreichte Nutzen bei einem 
unbegrenztem Betrachtungszeitraum unabhängig von der Realisierungsfolge der Maßnahmen, also 
auch unabhängig von der verwendeten Methode zur Ermittlung der Nutzenveränderung. Die Fest-
legung auf der Grundlage von ∆@AC1 stellt aber eine Maximierung der kurzfristigen Nutzen-
veränderung sicher. 
Eine Nutzenmaximierung ist allerdings auch in diesem Fall nur gegeben, wenn für die künftigen 
Entscheidungsperioden keine neuen Maßnahmen hinzukommen. Kommen für die nachfolgenden 
Entscheidungsperioden jeweils die Maßnahmen m4, m4´ und m4´´ neu hinzu, wird nur bei Berück-
sichtigung von ∆?'_"6& längerfristig ein optimaler Nutzen erreicht. 
8.3.6 Diskussion und Operationalisierung  
Sicherheit über die Nutzenveränderung, die im Vergleich zwischen positiver und negativer 
Entscheidung für eine Maßnahme eintritt, besteht lediglich für die Größe ∆?"6&. Diese beschreibt 
die Nutzenveränderung zwischen einer Maßnahmenrealisierung in der aktuellen Entscheidungs-
periode ez0 bzw. in der darauffolgenden Entscheidungsperiode ez1.  
Die Größe ∆?"6& ist für Nutzenbeiträge, die sich (weitestgehend) unabhängig vom Realisierungs-
zeitpunkt der Maßnahme einstellen und die außerdem im zeitlichen Verlauf relativ stabile 
Wirkungsstärken aufweisen, eine zielführende Bewertungsgrundlage. Sie führt in diesem Fall 
sowohl zu einer kurz- als auch einer langfristigen Nutzenoptimierung. Bei starken Veränderungen 
bei den Wirkungsstärken im Zeitverlauf führt dieser Ansatz über ∆?"6& dann langfristig zu 
befriedigenden Ergebnissen, wenn ein Großteil der zur Disposition stehenden Maßnahmen mittel- 
bis langfristig realisiert werden kann. Ob dies der Fall ist, hängt von den verfügbaren Budgets und 
den Maßnahmenkollektiven bei künftigen Entscheidungssituationen ab und kann daher nicht mit 
Sicherheit im Voraus bestimmt werden.  
Durch Verwendung der Größe ∆?"6& können Maßnahmen mit unterschiedlichen zeitlichen 
Wirkungsverläufen und Nutzungsdauern vergleichend bewertet werden, ohne dass hierzu 
Annahmen über die Randbedingungen und Ergebnisse von künftigen Entscheidungsprozessen 
getroffen werden müssen. Außerdem spiegelt diese Größe den wiederholt stattfindenden Ent-
scheidungsprozess wider.  
Die Verwendung der Größe ∆?"6& hat Vorteile für die Effektivität des Verfahrens. Der für die 
Ermittlung von ∆?"6& erforderliche Betrachtungszeitraum entspricht in etwa einer Entscheidungs-
periode und ist damit relativ kurz. Insbesondere die Ermittlung von Wirkungen, die weitestgehend 
von äußeren Entwicklungen bestimmt werden, ist für längere Betrachtungszeiträume bei einer Viel-
zahl von Maßnahmen in einem weiträumigen Untersuchungsgebiet sehr aufwändig. Mit zunehmen-
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dem Prognosehorizont sind auch zunehmende Unsicherheiten bei den Datengrundlagen zu 
berücksichtigen.  
Wenn die Nutzenbeiträge im Zeitverlauf variabel und dabei abhängig vom Realisierungs-
zeitpunkt der Maßnahme sind, stellt die Größe ∆?'_"6&, eine geeignetere Bewertungs-
grundlage dar. ∆?'_"6& stellt die minimal erreichbare Nutzenveränderung über die Nutzungs-
dauer einer Maßnahme bei einer positiven Entscheidung dar. Bei dieser Größe treten zwar 
Unsicherheiten durch die Vorwegnahme von künftigen Entscheidungen auf, durch Verwendung der 
Größe ∆?'_"6& können aber Effekte, die erst ab einem bestimmten Zeitraum nach Realisierung der 
Maßnahme auftreten, berücksichtigt werden. 
Bei starken Veränderungen bei den Wirkungsstärken, die unabhängig vom Realisierungszeitpunkt 
der Maßnahme sind, führt dieser Ansatz dann langfristig zu befriedigenden Ergebnissen, wenn ein 
Großteil der zur Disposition stehenden Maßnahmen mittel- bis langfristig nicht realisiert werden 
kann. Auch dies hängt von den verfügbaren Budgets und den Maßnahmenkollektiven bei künftigen 
Entscheidungsprozessen ab und ist daher nicht mit Sicherheit bestimmbar. 
Nachteil der Verwendung von ∆?'_"6& ist, dass je nach Maßnahmenkategorie sehr unter-
schiedliche Betrachtungszeiträume zu berücksichtigen sind, die sich außerdem über lange Zeit-
räume erstrecken können. Für die Wirkungsermittlung führt dies zu einem höheren Aufwand, 
höherer Komplexität und Unsicherheit als die Verwendung von ∆?"6&.   
Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung wird als Ergebnis die folgende Fest-
legung des Betrachtungszeitraums vorgeschlagen: 
• Für alle Maßnahmen wird die Größe ∆?"6& bestimmt. Diese Größe kann mit relativ 
hoher Sicherheit und ohne aufwändige langfristig ausgelegte Prognoseverfahren bestimmt 
werden. Zur weiteren Vereinfachung der Wirkungsermittlung kann der Betrachtungs-
zeitraum für alle Maßnahmen einheitlich auf den Zeitraum einer Entscheidungsperiode 
festgelegt werden.  
• Für die Bewertung von Maßnahmen, für die längerfristig (also über den Zeitraum einer 
Entscheidungsperiode hinausgehend) maßgebende Veränderungen gegenüber diesem 
kurzfristigen Betrachtungszeitraum vermutet oder erwartet werden (die außerdem nicht 
auf eine allgemeine Entwicklung zurückzuführen sind), werden folgende ergänzende 
Betrachtungen vorgeschlagen:  
 Alternative 1:  
Für die Wirkungsfelder, für die längerfristig Veränderungen erwartet werden, werden die 
kurzfristigen Wirkungswerte durch repräsentativere Wirkungswerte ersetzt (z.B. 
Durchschnittswerte über die Nutzungsdauer). Hierbei ist sicherzustellen, dass diese 
„Ersatzwerte“ nachvollziehbar und fehlerfrei abgeleitet werden. 
Alternative 2: 
Für diese Maßnahmen wird eine zusätzliche Nutzwertermittlung nach der Größe ∆?'_"6& 
durchgeführt. Nach einer vorläufigen Rangreihung der Maßnahmen (vorläufige 
Entscheidungsalternative) nach ∆?"6& wird für die Maßnahmen, die im Übergang 
zwischen dem Maßnahmenkollektiven der Maßnahmen mit positiver Entscheidung ()#$%) 
und negativer Entscheidung ()&'() positioniert sind, ebenfalls eine Nutzwertermittlung 
nach ∆?'_"6& vorgenommen. Maßnahmen, die sowohl nach ∆?"6& als auch nach ∆?'_"6& dem gleichen Maßnahmenkollektiv )#$% oder )&'( angehören, sind eindeutig. 
Für Maßnahmen, die jeweils einer der beiden Kollektive angehören, ist eine Entscheidung 
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nach festzulegenden Regeln erforderlich. Alternative 2 wird in der Praxis eine iterative Be-
arbeitung erfordern und ist daher mit erhöhtem Aufwand verbunden.  
Beide Alternativen haben Vor- und Nachteile. Aufgrund der einfacheren Handhabung wird 
Alternative 1 der Vorzug gegeben. 
Damit kann die Nutzwertermittlung für eine Maßnahme im Rahmen einer maßnahmen-
artübergreifenden Entscheidungsfindung (Realisierung oder zeitliche Verschiebung von Maß-
nahmen) folgendermaßen formuliert werden: 
 @A = ∆@AC1,A =  B aQR × SQR( B (imp,-.,A,QR,I, −  imp123,A,QR,I,)
I,¥,f
I,FI,¥,f
1OP
QRFG ) ( 20 ) 
Mit: 
@A    Nutzwert der Maßnahme m  ∆@AC1,A  Nutzwertveränderung durch Verschiebung der positiven Entscheidung für Maßnahme m vom    
    Entscheidungszeitpunkt ezo auf Entscheidungszeitpunkt ez1 V¦,A Bewertungsperiode, in der die Inbetriebnahme der Maßnahme m bei einer positiven Entscheidung zum 
Entscheidungszeitpunkt ez0 erfolgt  V¦,A Früheste Bewertungsperiode, in der die Realisierung der Maßnahme m bei einer positiven Entscheidung 
zum Entscheidungszeitpunkt ez1 erfolgt  HQR    Anzahl Zielkriterien aQR    Gewichtungsfaktor des Zielkriteriums zk SQR(x)   Nutzwertfunktion für das Zielkriterium zk 
imppos,m,zk,bp  Wirkungswert für das Zielkriterium zk in der Bewertungsperiode bp bei einer positiven Entscheidung für 
Maßnahme m zum Entscheidungszeitpunkt ez0 
impneg,m,zk,bp Wirkungswert für das Zielkriterium zk in der Bewertungsperiode bp bei negativer Entscheidung für 
Maßnahme m zum Entscheidungszeitpunkt ez0 
 
Durch Gleichsetzung des Betrachtungszeitraums mit der Dauer der Entscheidungsperiode 
kann eine weitere Vereinfachung erreicht werden.  
Der Wirkungswert ∑ 〖(imp〗pos,zk,m,i- impneg,zk,m,i­bpr1,mi=bpr0,m  ist bei Bedarf durch einen repräsentativeren 
Ersatzwirkungswert zu ersetzen. Hierzu ist die (Ersatz-)Wirkung auf der Grundlage einer ver-
gleichbaren Wirkungsdauer wie die des Betrachtungszeitraums zu bewerten.59  
                                               
59  Besondere Aufmerksamkeit ist in diese Zusammenhang die Bewertung der Maßnahmenkosten zu widmen. Dieses Thema wird in 
Abschnitt 8.4.4 als eigener Aufgabenkomplex behandelt. 
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Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 8.3:  Festlegung des Betrachtungszeitraums 
 
 Die Wirkungsermittlung und -bewertung soll auf die Wirkungsphase der Nutzung be-
schränkt werden. 
 Bei einer periodischen Entscheidungsfindung wie im vorliegenden Fall ist die Nutzwert-
ermittlung einer Maßnahme von erheblichen Unsicherheiten geprägt, sobald der 
Betrachtungszeitraum über die aktuelle Entscheidungsperiode hinausreicht. 
 Sicherheit über die Nutzwertveränderung, die im Vergleich zwischen positiver und 
negativer Entscheidung für eine Maßnahme eintritt, besteht für die Größe ∆?"6&. 
Diese beschreibt die Nutzwertveränderung zwischen der Maßnahmenrealisierung 
während der aktuellen Entscheidungsperiode ez0 und der Maßnahmenrealisierung 
während der nachfolgenden Entscheidungsperiode ez1.  
 Für die vergleichende Bewertung von mehreren Maßnahmen konnte keine 
eindeutige Präferenz für die Verwendung einer der untersuchten Nutzengrößen 
bestimmt werden. Der Grad, zu dem eine Annäherung an das langfristige Nutzwert-
optimum erreicht wird, ist abhängig von den Rahmenbedingungen künftiger Ent-
scheidungsprozesse (Zusammensetzung von Maßnahmenkollektiven, Budgets sowie 
sonstige Randbedingungen) und kann daher nicht im Voraus bestimmt werden.  
 Als Grundlage für die Entscheidung über die zu verfolgende Handlungsalternative wird 
die Größe ∆?"6& vorgeschlagen. Maßnahmen mit einer hohen ∆?"6& sind Maßnahmen 
mit einer geringeren ∆?"6& vorzuziehen.  
 Der Betrachtungszeitraum ist bei Berücksichtigung von ∆?"6& gleichzusetzen mit der 
Zeitspanne zwischen dem Realisierungszeitpunkt in der aktuellen Entscheidungs-
periode und dem frühestmöglichen Entscheidungszeitpunkt in der nachfolgenden 
Entscheidungsperiode. Der Betrachtungszeitraum ist bei diesem Ansatz nicht für alle 
Maßnahmen gleich. Mittels einer vereinfachten Bewertung durch Gleichsetzung des 
Betrachtungszeitraums mit der Dauer der Entscheidungsperiode kann ein einheitlicher 
Betrachtungszeitraum für alle Maßnahmen erreicht werden. Die hiermit verbundenen 
Genauigkeitsverluste dürften in der Regel vertretbar sein.  
 Für Maßnahmen, für die:  
o längerfristig eine bewertungsrelevante Veränderung des Nutzwerts gegenüber 
dieses kurzfristigen Betrachtungszeitraums erwartet wird, und außerdem  
o die zeitliche Entwicklung des Nutzwerts in Abhängigkeit vom Realisierungs-
zeitpunkt der Maßnahme steht,  
sind bei der Verfahrensanwendung die kurzfristigen Wirkungswerte durch reprä-
sentativere Ersatz-Wirkungswerte zu ersetzen. Zur Sicherstellung der Nachvollzieh-
barkeit und Fehlerfreiheit sind im Rahmen der Verfahrensentwicklung entsprechende 
Vorschriften aufzustellen.  
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8.4 Festlegung des Bewertungs- und Entscheidungskriteriums 
8.4.1 Vorbemerkungen 
Ergebnis der Dringlichkeitsbewertung ist die Entscheidung über die Handlungsalternative, die mit 
dem aktuellen Budget realisiert werden kann (Entscheidungsalternative). Diese Entscheidung soll 
idealerweise auf die Handlungsalternative fallen, die bei dem verfügbarem Budget langfristig zum 
höchsten Gesamtnutzen führt. Um diese Entscheidung vornehmen zu können, ist ein geeignetes 
Entscheidungskriterium zu definieren, welches die Belastung des verfügbaren Budgets mit 
einbezieht.  
Der Gesamtnutzen einer Handlungsalternative errechnet sich aus den summierten Nutzen für die 
einzelnen Straßenbaumaßnahmen, wobei eine Handlungsalternative über eine bestimmte 
Konstellation von Maßnahmen mit positiver oder negativer Entscheidung definiert wird (vgl. 
Abschnitt 5.6). Damit die Entscheidung auch langfristig zu einem möglichst hohen Gesamtnutzen 
unter den angenommenen Budgetbeschränkungen führt, sind bei der Bewertung der Nutzwerte 
auch die erforderlichen finanziellen Aufwendungen, die für die Aktivierung des ermittelten Nutzens 
erforderlich sind, einzubeziehen. Diese finanziellen Aufwendungen sind nicht zwingend 
deckungsgleich mit den Kosten, die das aktuelle Budget belasten. Für die vergleichende Nutzen-
bewertung ist daher ein geeignetes Bewertungskriterium zu definieren.  
8.4.2 Festlegung des Bewertungskriteriums 
Grundsätzlich sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen (vgl. Abschnitt 2.6.2). Für die maßnahmen-
artübergreifende Dringlichkeitsbewertung wird die absolute Vorteilhaftigkeit von Maßnahmen 
vorausgesetzt. Eine Überprüfung, ob die volkswirtschaftlichen Nutzen höher als die eingesetzten 
Finanzmittel sind, ist im Rahmen der Dringlichkeitsbewertung daher nicht erforderlich. Allerdings 
ist nach dem Verfahrensziel sicherzustellen, dass mit den eingesetzten Finanzmitteln ein möglichst 
hoher Gesamtnutzen erreicht wird. Die Effektivität einer Maßnahme ist die entscheidende Größe 
bei der Allokationsplanung im hier betrachteten Kontext.  
Zur Sicherstellung eines optimalen Einsatzes von beschränkten finanziellen Mitteln sind folgende 
Bewertungskriterien gängig:60 
• Additive Verrechnung von Nutzen und Kosten (Differenzkriterium). Beispiele hierfür sind 
die Bildung eines Gesamtnutzwertes unter Einbeziehung der (negativen) Maßnahmen-
kosten bei einem nutzwertanalytischen Ansatz (NWA) oder die Bildung von Kosten-
Nutzen-Differenzen (z.B. Netto-Barwert, Annuitäten) bei einer Monetarisierung des 
Nutzwerts. 
• Verhältnisbildung zwischen Kosten und Nutzen (Quotientenkriterium). Beispiele hierfür 
sind der Wirksamkeits-Kosten-Quotient bei einer Wirksamkeits-Kosten-Analyse oder das 
Kosten-Nutzen -Verhältnis bei einer Monetarisierung des Nutzwerts. 
Nachteil der Verrechnung durch Addition ist, dass hierdurch größer dimensionierte Projekte 
tendenziell bevorzugt werden. Sie ist für die Rangreihung von Maßnahmen mit unterschiedlichen 
Größenordnungen wie im Fall einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung daher 
weniger geeignet (vgl. (ECOPLAN ET AL. 2005), (VGL. FGSV 2010), (FGSV 1997B).   
                                               
60  Weitere Entscheidungskriterien der privatwirtschaftlichen Investitionstheorie werden z.B. in (FGSV 1997B), (ECOPLAN ET AL. 2005), 
(EUC 2002) dargestellt.  
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Für das Verfahren wird daher die Bildung eines Quotientenkriteriums empfohlen.  
 v|/ = ®/wI2`,/ = ∑ @A,/
1fG∑ I2`,A,/1fG  ( 21 ) 
Mit: 
v|/ Nutzwert-Kosten-Verhältnis für die Handlungsalternative h ®/:    Nutzwert der Handlungsalternative h wI2`,/:   Bewertungsrelevante Kosten der Handlungsalternative h @A,/   Nutzwert der Maßnahme m bei der Handlungsalternative h I2`,A,/  Bewertungsrelevante Kosten der Maßnahme m bei der Handlungsalternative h HA   Anzahl Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv 
 
Wie im Abschnitt 3.4. dargestellt, ist eine vollständige Monetarisierung aller Nutzenbeiträge im 
vorliegenden Anwendungsfall in der Regel nicht möglich. Der Quotient wird deshalb in Anlehnung 
an die Prinzipien der Wirksamkeits-Kosten-Analyse gebildet. Bei der Wirksamkeits-Kosten-Analyse 
nehmen die Kosten wie bei der Kosten-Nutzen-Analyse einen erheblichen Stellenwert ein (vgl. FGSV 
2010). 
Bei einer hohen Unsicherheit bezüglich Maßnahmenwirkung und Maßnahmenkosten kann die 
Ausweisung des Wirksamkeits-Kosten-Quotienten eine nicht vorhandene Genauigkeit vor-
täuschen. Das nachfolgende Beispiel zeigt eine Möglichkeit, die Effektivität einer Maßnahme unter 
Berücksichtigung von dimensionslosen Nutzwerten, aber ohne Ausweisung eines Wirksamkeits-
Kosten-Quotienten, zu berücksichtigen. 
Beispiel:  
In die Dringlichkeitsbewertung dieses Praxisbeispiels (vgl. DIELEMAN ET AL. 2010) gehen 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen für Fahrbahnbefestigungen und Brücken-
bauwerken in einem frühen Planungsstand ein, infolgedessen teilweise noch unzureichende 
Kenntnisse über Maßnahmenkosten und Wirkungszusammenhänge zwischen Zustands-
änderung und Wirkungsgrößenwert vorlagen. Eine Rangreihung nach einem Kosten-Nutzen-
Quotient wurde als nicht zielführend angesehen, da hierdurch eine nicht vorhandene Aussage-
schärfe vermittelt worden wäre. 
„Um die dargestellten Aspekte dennoch einbeziehen zu können, wurde der relative Beitrag der 
Maßnahme an der Zielerreichung ermittelt, und damit nicht der absolute Nutzenbeitrag, 
sondern die Effektivität der Maßnahme. Dieser relative Beitrag bildet sich vereinfacht aus dem 
Quotienten des Nutzens über die Wirkungslänge durch die Maßnahmenlänge. Hierdurch ent-
steht eine Abbildung des Nutzens pro Längeneinheit. Verbunden mit der vereinfachten 
Annahme, dass für gleiche Maßnahmenarten vergleichbare durchschnittliche Maßnahmen-
kosten pro Längeneinheit entstehen, wird durch diesen Ansatz erreicht, dass Maßnahmen mit 
einer geringen Maßnahmenlänge mit Maßnahmen mit deutlich größerer Maßnahmenlänge 
vergleichend bewertet werden können, ohne dass die Maßnahmenkosten direkt in die 
Bewertung einbezogen werden müssen. 
Zu beachten ist, dass bei den hier betrachteten unterschiedlichen Maßnahmenarten 
verschiedene maßnahmenart-spezifische durchschnittliche Kosten entstehen. So ist eine 
Ausbaumaßnahme oder eine grundhafte Erneuerung im Durchschnitt erheblich kosten-
aufwändiger als eine Deckenerneuerung. 
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Die durchschnittlichen spezifischen Kosten der unterschiedlichen Maßnahmenarten werden 
aber nicht gesondert in die Nutzenbewertung einbezogen. Es wird davon ausgegangen, dass 
die für die Behebung der festgestellten Mängel angemessene Maßnahme (unter Berück-
sichtigung von Kosten und Nutzen von Alternativen) gemeldet wird. Der Zusatznutzen einer 
kostenaufwändigeren Maßnahmenart wird gegenüber einer kostengünstigeren Maß-
nahmenart demnach als gegeben angenommen. Das hier dargestellte Verfahren setzt voraus, 
dass für alle Maßnahmenarten auch die entsprechenden Zusatznutzen bei der Maßnahmen-
bestimmung berücksichtigt worden sind. 
Würden die Maßnahmenkosten bei der vorliegenden vereinfachten Nutzenermittlung als 
gesonderter Nutzenbeitrag berücksichtigt, könnte ein Anreiz geschaffen werden, kosten-
günstigere Maßnahmenvarianten zu melden. Eine solche Entwicklung würde einem 
optimierten langfristigen Substanzerhalt entgegenwirken. 
 
Maßnahmenart-spezifische Kosten (Grundlage: Maßnahmenmeldung Dringlichkeitsbewertung 
 2009) 
Ein besonderes Problem bei der bisherigen Bewertung stellt die integrierte Bewertung von 
überwiegend linienhaften Maßnahmenarten (Deckenerneuerungen, Ausbaumaßnahmen, ...) 
und primär punktuellen Maßnahmenarten (Ausbau von Knotenpunkten, Bauwerks-
maßnahmen) dar. Die durchschnittlichen spezifischen Maßnahmenkosten bieten einen 
Ansatz, die Wirkungen dieser Maßnahmen zueinander in Bezug zu setzen. Ausgehend von 
durchschnittlichen Maßnahmenkosten für Maßnahmenarten mit einem Längenbezug wird 
ermittelt, über welche Länge im Durchschnitt eine solche Maßnahme realisiert werden kann, 
wenn die durchschnittlichen Kosten für eine „punktuelle“ Maßnahme herangezogen werden. 
Hieraus lässt sich dann stark vereinfacht der Verrechnungsfaktor für die Nutzenberechnung 
ableiten. Für die Bewertung werden die Nutzen einer punktuellen Maßnahme mit den Nutzen 
einer streckenbezogenen Maßnahme pro Kilometer verglichen.“ (DIELEMAN ET AL. 2010) 
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Bei diesem Beispiel geht die Effektivität der Maßnahmen pauschaliert in die Bewertung ein. Bei 
einer geringen Unsicherheit über die einzelnen Maßnahmenkosten würden bei dieser 
Vorgehensweise Informationen verloren gehen. Wie die Effizienz im konkreten Anwendungsfall 
berücksichtigt wird, ist daher stets unter Berücksichtigung der Qualität der Datengrundlage 
und der Vermittelbarkeit der Ergebnisse (einschließlich der vorhandenen Unsicherheiten) 
festzulegen.  
Ist die Datenqualität bei den Maßnahmenkosten ausreichend hoch, sollten die einzelnen Kosten-
bestandteile explizit bewertet werden. 
8.4.3 Festlegung des Entscheidungskriteriums 
Die Entscheidungsalternative ist die Handlungsalternative, für die unter Einhaltung der Budget-
restriktionen der maximalen Nutzenbewertung erreicht wird. Die Ermittlung der Entscheidungs-
alternative wird folgendermaßen formalisiert: 
 max  (v|/)   ( 22 ) 
wofür gilt wC1x,/ ≤ |  
mit 
wC1x,/ = B C1x,A,/ 1fG  
 C1x,A,/ =  jC1x,Afc,°   a[HH _T±² U ∈ +123,/C1x,Ah,°  a[HH _T±² U ∈ +,-.,/    
Mit: 
v|/  Nutzwert-Kosten-Verhältnis für die Handlungsalternative h wC1x,/    Budgetwirksame Investitionskosten für die Handlungsalternative h C1x,A,/   Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h C1x,Ah,° Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h bei einer positiven 
Entscheidung für die Maßnahme m  C1x,Afc,° Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h bei einer 
negativen Entscheidung für die Maßnahme m |     Budget für die aktuelle Entscheidungsperiode HA    Anzahl Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv +123,/   Kollektiv der Maßnahmen mit negativer Entscheidung bei der Handlungsalternative h +,-.,/   Kollektiv der Maßnahmen mit positiver Entscheidung bei der Handlungsalternative h 
 
Da die Anzahl an Handlungsalternativen in der Regel einen nicht zu bewältigenden Umfang 
annehmen wird, sind effiziente Verfahren zur Bestimmung der Entscheidungsalternative zu 
entwickeln. Dies wird in Abschnitt 9.2 behandelt.   
8.4.4 Berücksichtigung von Kostenkomponenten 
Für die Festlegung des Entscheidungs- und Bewertungskriteriums werden unterschiedliche Kosten-
bestimmungen verwendet:  
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1. Das Entscheidungskriterium wird für die aktuelle Allokationsentscheidung herangezogen. 
Hierzu sind die Kosten zu berücksichtigen, die das aktuelle Budget belasten, wozu in der 
Regel die Bau- und Anschaffungskosten sowie die Kosten zur Umsetzung von Mindest-
maßnahmen gehören werden.  
2. Für das Bewertungskriterium sind alle Kosten einzurechnen, die durch Realisierung einer 
Maßnahme im Vergleich zu „nichts-tun“ verändert werden. Dazu können auch Kosten 
gehören, die nicht das aktuelle Budget belasten. 
Die für die Allokationsentscheidung und die Bewertung der Effektivität einer Maßnahme relevanten 
Kostenkomponenten sind im vorliegenden Entscheidungskontext mit periodischer Wiederholung der 
Entscheidungsfindung nicht zwingend deckungsgleich. Es stellt sich die Frage, wie die einzelnen 
Kostenkomponenten einer Maßnahme bei der Dringlichkeitsbewertung zu berücksichtigen sind.  
Zu den Kosten einer Maßnahme gehören im Allgemeinen die erforderlichen finanziellen 
Aufwendungen, die vom Entscheidungsträger zu tragen sind. Kostenkomponenten sind: 
• Bau- und Anschaffungskosten,  
• Erhaltungs- und Betriebskosten,  
• Planungskosten sowie  
• Kosten für Planung und Durchführung eines Rückbaus nach Ablauf der Nutzungsdauer des 
Infrastrukturelements.  
Zu 1.: Relevante Kostenkomponenten beim Entscheidungskriterium 
Für das Entscheidungskriterium sind alle Kosten einzubeziehen, die das aktuelle Budget belasten 
werden. Hierzu können auch Kosten gehören, die für das Bewertungskriterium keine Relevanz 
haben (vgl. nachfolgende Beispiele). Weitere Kosten, die das aktuelle Budget nicht belasten, sind 
für das Entscheidungskriterium nicht relevant. 
Zu 2.: Relevante Kostenkomponenten beim Bewertungskriterium 
Für das Bewertungskriterium sind alle Kostenkomponenten zu berücksichtigen, die für die 
Aktivierung der ermittelten Nutzwerte aufzubringen sind.  
 
Beispiele:  
Für eine Maßnahme wird eine aufwändigere Baumethode mit dem Ziel der Minimierung der 
negativen Wirkungen für Verkehrsteilnehmer während der Bauphase gewählt. Die Kosten 
hierfür sind budgetwirksam und damit für das Entscheidungskriterium zu berücksichtigen. 
Sofern die Nutzwertermittlung nur die Nutzungsphase umfasst, sind die mit der Baumethode 
verbundenen Mehrkosten aber nicht für das Bewertungskriterium zu berücksichtigen. 
Bei einer Neubaumaßnahme sind die künftig erforderlichen Erhaltungskosten in der Regel 
nicht budgetwirksam. Für das Bewertungskriterium sind aber alle Kosten, die für die Sicher-
stellung des für die Maßnahme ermittelten Nutzwerts erforderlich sind, zu berücksichtigen.  
Abbruchkosten für bestehende Anlagenteile im Rahmen einer Modernisierung sind für die 
Allokationsentscheidung vollständig budgetwirksam. Für die Bewertung sind aber nur die 
Mehr- oder Minderkosten im Vergleich zu den sonst in Zukunft erforderlichen Abbruchkosten 
relevant. 
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Für das Bewertungskriterium v| sind entsprechend der im Abschnitt 8.3.6 definierten 
Nutzwertermittlung (vgl. Formel 20) die Kostenveränderungen gegenüber einer negativen Ent-
scheidung zu berücksichtigen. Kosten für Mindestmaßnahmen und sonstige ohnehin erforderlichen 
Kosten sind demnach mit den Realisierungs-, Erhaltungs- und Rückbaukosten einer Maßnahme zu 
verrechnen, sofern auch die mit den Kostenkomponenten verbundenen Nutzwerte entsprechend 
berücksichtigt werden.  
Für das Bewertungskriterium v| können Kostenkomponenten sowohl auf der Nutzen- als auch 
auf der Kostenseite berücksichtigt werden. Dieser Zuordnung von monetären Nutzen- und Kosten-
komponenten ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen, da der Bewertungsquotient sich verändert, 
je nachdem, ob Kostenkomponenten z.B. zu den Kosten hinzugerechnet oder vom Nutzwert 
abgezogen werden. 
Im Allgemeinen werden die Kosten als Ressourcenverbrauch des Betreibers und der Nutzen als 
Ressourcengewinn der Nutzer und Allgemeinheit festgelegt (Verbrauch und Gewinn können 
positiv oder negativ sein). Die strenge Zuordnung nach dieser Aufteilung führt für den hier 
betrachteten Fall einer periodisch wiederkehrenden Entscheidungsfindung mit einem begrenzten 
Investitionsbudget aber zu einer Vernachlässigung von Effekten, die in Zusammenhang mit der 
Bindung von künftigen Finanzmitteln stehen. Das verfügbare Budget deckt in der Regel die Kosten 
für Planung und Realisierung der Maßnahme ab. Evtl. längerfristig anfallende Erhaltungs- oder 
Abbruchkosten sind damit aber nicht abgedeckt, diese werden aber Budgets bei künftigen Ent-
scheidungsprozessen belasten. 
Die Zuordnung dieser über das Budget nicht gedeckten Kosten zu den Maßnahmenkosten bewirkt, 
dass bei der Bewertung der Effizienz der Maßnahme keine Differenzierung zwischen gedeckten und 
nicht gedeckten Kosten erfolgt. Werden die nicht gedeckten Kosten nur den Nutzen zugeordnet, 
führt dies zu einer Besserstellung von Maßnahmen mit höherem Anteil an nicht gedeckten Kosten 
(Begründung: da die Maßnahmen absolut vorteilhaft sind, sind die Nutzen stets größer als die 
Kosten). Nachfolgendes Beispiel verdeutlicht diese Zusammenhänge. Beide Bewertungsweisen 
tragen nicht zu einer nachhaltigen Entscheidungsfindung bei. 
Durch die Berücksichtigung der nicht gedeckten Kosten sowohl kosten- als auch nutzenseitig 
wird der gewünschte Effekt einer Bevorzugung von Maßnahmen mit einem geringeren Anteil der 
nicht über das aktuelle Budget abgedeckten Kosten erreicht. Für die nutzenseitige Verrechnung von 
Kostenkomponenten kann die Berücksichtigung eines Gewichtungsfaktors erforderlich sein. Bei der 
in Abschnitt 8.2 dargestellten Gewichtung in Anlehnung an Monetarisierungsansätze ist dies aber 
nicht zwingend erforderlich.  
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Beispiel:  
Projekt 1 Bau- und Planungs-
aufwände 
(über das aktuelle 
Budget B0 finanziert) 
200 
Erhaltung =  
Kosten 
NB = 400/(200+50) = 
1,60 
Erhaltungsaufwände 
(nicht über das  
aktuelle Budget B0 
finanziert) 
50 
Erhaltung =  
Nutzen 
NB = (400-50)/200= 1,75 
Wirksamkeit für 
Nutzer und 
Allgemeinheit 
400 
Erhaltung =  
Kosten und Nutzen 
NB= 
 (400-50)/(200+50) = 1,4 
Projekt 2 Bau- und Planungs-
aufwände 
(über das aktuelle 
Budget B0 finanziert) 
230 
Erhaltung =  
Kosten 
NB = 400/(230+20) = 
1,60 
Erhaltungsaufwände 
(nicht über das  
aktuelle Budget B0 
finanziert) 
20 
Erhaltung =  
Nutzen 
NB = (400-20)/230= 1,65 
Wirksamkeit  für 
Nutzer und 
Allgemeinheit 
400 
Erhaltung =  
Kosten und  
Nutzen 
NB =  
(400-20)/(230+20) = 
1,52 
     
 
Kostenentwicklung im Zeitverlauf 
Investitionsmittel für eine Maßnahme fließen im Allgemeinen nicht gleichmäßig ab, sondern 
fallen zu einem wesentlichen Anteil kurzfristig während der Realisierung einer Maßnahme an. 
Außerdem können durch die Realisierung von Maßnahmen Finanzmittel langfristig gebunden 
werden. In Zusammenhang mit den vorgehenden Ausführungen zur Festlegung des Betrachtungs-
zeitraums, werden nachfolgend die Konsequenzen für die Berücksichtigung von Maßnahmenkosten 
behandelt. 
Die Kosten, die mit einem Projekt verbunden sind, entstehen in der Regel in verschiedenen 
Zeitperioden. Typischerweise fällt vor Inbetriebnahme des Projekts ein Großteil der Investitions-
kosten an. Während des Betriebs kommen die laufenden Erhaltungskosten hinzu und je nach 
Maßnahmenart in bestimmten Zeitabschnitten punktuelle Instandsetzungs- und Erneuerungskosten 
(vgl. Abbildung 34). Die Maßnahmenkosten sind daher – damit sie sachgerecht mit dem 
erwarteten Nutzen verglichen werden können – auf einen passenden Vergleichszeitraum 
umzurechnen (Bildung eines Ersatzwertes, vgl. Abschnitt 8.3.6).  
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Abbildung 34: Typischer zeitlicher Anfall von Nutzen und Kosten einer Straßenbaumaßnahme (ECOPLAN ET AL. 2005) 
Formel 23 zeigt die Ersatzwertermittlung als durchschnittliche Kostenveränderung über die 
Nutzungsdauer der Maßnahme: 
  
 I2`,A =  ³HI,,´µfHI,,yf¶ × B (,-.A,I, −
1DE,·¸f 
I,FI,¥,f
123f,DE)   ( 23 ) 
Mit  
I2`,A  Bewertungsrelevante Kosten der Maßnahme m  ,-.f,,DE  Kosten für die Maßnahme m während der Bewertungsperiode bp bei einer positiven Entscheidung für 
die Maßnahme m 123f,,DE  Kosten für die Einhaltung der Mindestanforderungen während der Bewertungsperiode bp bei einer 
negativen Entscheidung für die Maßnahme m V¦,A Bewertungsperiode, in der die Inbetriebnahme der Maßnahme m bei einer positiven Entscheidung 
erfolgt  HI,,yf  Anzahl Bewertungsperioden über die Nutzungsdauer der Maßnahme m HI,,´µf  Anzahl Bewertungsperioden über den Betrachtungszeitraum der Maßnahme m 
 
Bei dieser Umrechnung von Ausgaben und Einnahmen auf einen Vergleichszeitraum ist zu 
beachten, dass zu verschiedenen Zeitpunkten anfallende Einnahmen und Ausgaben einem 
unterschiedlichen Wert zugemessen werden. Diesem Umstand wird im Allgemeinen durch die 
Berücksichtigung eines Diskontsatzes Rechnung getragen. Bei einer Wirksamkeits-Kosten-Analyse 
wird auf eine Diskontierung von Kosten und Nutzen in der Regel verzichtet (FGSV 2010). 
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8.5 Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Die Festlegung des Gewichtungssystems soll in Anlehnung an Monetarisierungsansätze unter 
Beibehaltung des grundlegenden nutzwertanalytischen Ansatzes erfolgen. Durch diesen Ansatz 
können auch im vorliegenden Kontext der Entscheidungsfindung die Anforderungen an konsistente 
Ergebnisse bei sich ändernden Entscheidungssituationen, interpersonelle Nachvollziehbarkeit und 
Flexibilität gegenüber Veränderungen innerhalb des Gewichtungssystems erfüllt werden.  
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 8.4:  Festlegung des Bewertungs- und Entscheidungskriteriums 
 
 Für die Nutzenbewertung der Maßnahmen und Handlungsalternativen wird die Bildung 
eines Quotientenkriteriums empfohlen. 
 Dieses soll bei einer ausreichenden Sicherheit über die zu erwartenden 
Maßnahmenkosten entsprechend einer Wirksamkeits-Kosten-Analyse als Wirksamkeits-
Kosten-Verhältnis gebildet werden.  
 Bei unzureichender Sicherheit über die zu erwartenden Maßnahmenkosten können 
alternative Ansätze, bei denen z.B. Kosten pauschaliert berücksichtigt werden, 
angewandt werden. Hierdurch kann die Vermittlung einer nicht vorhandenen 
Genauigkeit vermieden werden. 
 Die Entscheidungsalternative ist die Handlungsalternative mit maximaler Nutzwert-
bewertung unter Einhaltung der Budgetrestriktion.  
 Für das Entscheidungskriterium sind alle Kosten einzubeziehen, die das aktuelle 
Budget belasten. 
 Für das Bewertungskriterium sind alle Kostenveränderungen, die für die Umsetzung 
der ermittelten Nutzwerte erforderlich sind, zu berücksichtigen. Diese müssen nicht 
deckungsgleich mit den für das Entscheidungskriterium relevanten Kosten sein. 
 Der Zuordnung von monetären Nutzen- und Kostenkomponenten ist besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen, da hierdurch das Bewertungsergebnis beeinflusst wird. 
 Nicht über das aktuelle Budget abgedeckte Kostenkomponenten sollten für eine 
ausgewogene Entscheidungsfindung im Sinne des Verfahrensziels sowohl nutzen- als 
auch kostenseitig berücksichtigt werden. 
 Maßnahmenkosten sind, damit sie sachgerecht mit dem erwarteten Nutzen verglichen 
werden können, auf einen passenden Vergleichszeitraum umzurechnen (Bildung eines 
Ersatzwertes). 
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Die wesentlichen Arbeitsschritte bei dieser Methode der Festlegung von Zielgewichten sind:  
• Festlegung von dimensionslosen Skalen für jedes Zielkriterium 
• Transformation der (ggf. dimensionsbehafteten) Wirkungswerte in dimensionslose Ziel-
erreichungsgrade 
• Vorläufige Festlegung der Gewichtung der einzelnen Zielkriterien in Anlehnung an 
Monetarisierungsansätze 
• Abstimmung und abschließende Festlegung der Zielgewichtung durch den 
Entscheidungsträger 
Die Festlegung des Betrachtungszeitraums sollte auf die Nutzungsphase der Maßnahmen 
ausgerichtet werden. Die Minimierung von negativen Auswirkungen von Straßenbaumaßnahmen 
während der Realisierungs- oder Rückbauphase, z.B. durch Koordinierung der zeitlichen 
Realisierungsabfolge von Maßnahmen, sollte in gesonderten Verfahren nach Abschluss der 
Dringlichkeitsbewertung erfolgen. 
Für die Bewertung der Maßnahmen wird ein einheitlicher Betrachtungszeitraum vorgeschlagen, 
der sich an der Zeitspanne zwischen dem Realisierungszeitpunkt in der aktuellen Entscheidungs-
periode und dem frühestmöglichen Entscheidungszeitpunkt in der nachfolgenden Entscheidungs-
periode orientiert (entspricht dem Zeitraum einer Entscheidungsperiode). Sofern für Maßnahmen 
bewertungsrelevante Nutzwert- oder Kostenveränderungen im Anschluss an diesen kurzfristigen 
Betrachtungszeitraum absehbar sind, die außerdem aufgrund ihre Abhängigkeit vom Realisierungs-
zeitpunkt der Maßnahme stets außerhalb des Betrachtungshorizonts liegen (werden), sollten bei 
der Verfahrensanwendung repräsentativere Ersatz-Wirkungswerte verwendet werden.  
Für die Nutzenbewertung von Maßnahmen und Handlungsalternativen wird als Bewertungs-
kriterium die Bildung eines Quotientenkriteriums in Anlehnung an eine Wirksamkeits-Kosten-
Analyse empfohlen. Für das Bewertungskriterium sind alle Kostenveränderungen, die für die 
Umsetzung der ermittelten Nutzwerte erforderlich sind, zu berücksichtigen. Der Zuordnung von 
monetären Nutzen- und Kostenkomponenten ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen, da 
hierdurch das Bewertungsergebnis beeinflusst wird. 
Entscheidungskriterium für die umzusetzende Handlungsalternative ist eine maximale Nutzwert-
bewertung unter Einhaltung der Budgetrestriktion. Für das Entscheidungskriterium sind alle Kosten 
einzubeziehen, die das aktuelle Budget belasten werden. 
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Hinweise für die Verfahrensentwicklung  
Zusammenfassung der Hinweise für die Entwicklung des Bewertungssystems 
 
 Die Festlegung des Gewichtungssystems soll in Anlehnung an Monetarisierungsansätze 
unter Beibehaltung des grundlegenden nutzwertanalytischen Ansatzes erfolgen.  
 Die Wirkungsermittlung und -bewertung soll auf die Wirkungsphase der Nutzung 
beschränkt werden. 
 Der Betrachtungszeitraum sollte der Dauer der Entscheidungsperiode entsprechen. 
 Ersatz-Wirkungswerte sind für die Kompensation von längerfristigen Nutzwert-
änderungen einzusetzen. 
 Für die Nutzenbewertung von Maßnahmen und Handlungsalternativen wird als 
Bewertungskriterium die Bildung eines Quotientenkriteriums in Anlehnung an eine 
Wirksamkeits-Kosten-Analyse empfohlen.  
 Für das Bewertungskriterium sind alle Kosten, die mit der Aktivierung der bei der 
Bewertung berücksichtigten Nutzwerte verbunden sind, zu berücksichtigen. 
 Entscheidungskriterium für die umzusetzende Handlungsalternative ist der maximale 
Nutzwert unter Einhaltung der Budgetrestriktion. 
 Für das Entscheidungskriterium sind alle Kosten einzubeziehen, die das aktuelle Budget 
belasten werden. 
 Der Zuordnung von monetären Nutzen- und Kostenkomponenten ist besondere Auf-
merksamkeit zu widmen, da hierdurch das Bewertungsergebnis beeinflusst wird. 
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9 Hinweise für die effiziente und robuste Strukturierung des 
Bewertungsverfahrens 
9.1 Vorbemerkungen 
Die Festlegung einer geeigneten Verfahrensstruktur ist ausschlaggebend für die praktische Anwend-
barkeit eines Bewertungsverfahrens. Der vorliegende Kontext der Entscheidungsfindung erfordert in 
seiner Komplexität einen hohen Strukturierungsgrad.61  
Hierzu werden im Abschnitt 9.2 Hinweise zur effizienten Strukturierung der Wirkungs- und 
Nutzwertermittlung entwickelt. In Abschnitt 9.3 wird auf Möglichkeiten zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Robustheit der Verfahrensergebnisse eingegangen. Das Kapitel wird wieder mit 
einer Zusammenfassung der Folgerungen sowie mit Hinweisen für die Verfahrensentwicklung ab-
geschlossen (Abschnitt 9.4). 
9.2 Effiziente Strukturierung der Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
9.2.1 Vorbemerkungen 
Der Aufwand für die Wirkungs- und Nutzwertermittlung wird im Wesentlichen von: 
• der Anzahl der Maßnahmen, 
• der Anzahl der Handlungsalternativen,  
• der Anzahl der Wirkungsfelder sowie 
• den verwendeten Ermittlungsmethoden 
bestimmt.  
Die Anzahl der Maßnahmen ist als gegeben anzusehen. Empfehlungen, wie die Anzahl der 
Wirkungsfelder auf das notwendige Maß reduziert werden kann, wurden bereits im Abschnitt 7.3 
dargestellt. In diesem Abschnitt wird daher hauptsächlich auf die effiziente Strukturierung des 
Verfahrens in Zusammenhang mit den verwendeten Ermittlungsmethoden eingegangen. 
Für automatisierte Ermittlungsmethoden sind in der Regel keine aufwandsbegrenzenden 
Eingriffe im Verfahrensablauf erforderlich,62 solange die Anzahl der Handlungsalternativen mit 
vertretbarem Zeitaufwand rechnerisch bewältigt werden kann. Es wurde aber bereits gezeigt, dass 
aufgrund von kombinatorischen Effekten infolge von Interdependenzen eine sehr hohe Anzahl an 
Handlungsalternativen zu bewältigen sein wird. Außerdem wird in der Praxis auf manuelle 
Tätigkeiten bei der Wirkungs- und Nutzwertermittlung für einzelne Wirkungsfelder nicht 
vollständig verzichtet werden können (manuelle oder teilautomatisierte Ermittlungsmethoden).  
Unter diesen Randbedingungen stellt das Auslassen von Arbeitsschritten ein erhebliches Potenzial 
zur Reduzierung des erforderlichen Aufwands und damit zur Steigerung der Effizienz des 
Verfahrens dar. Dies ist aber nur dann zulässig, wenn hieraus keine maßgebenden Informations-
verluste für die Entscheidungsfindung entstehen.  
 
                                               
61  Die Erarbeitung von Hinweisen richtet sich nach der Lösung der identifizierten typischen Aufgabenstellungen in Zusammenhang mit 
der Strukturierung des Verfahrensablaufs (vgl. Abschnitt 5.5, Tabelle 11). 
62  Das Datenverarbeitungssystem muss eine automatisierte Wirkungs- und Nutzwertermittlung zulassen. Hinweise hierzu werden im 
Abschnitt 10.2 erarbeitet. 
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Nachfolgend wird zuerst die Grundstruktur für ein heuristisches Verfahren zur Bestimmung der 
Entscheidungsalternative entwickelt (Abschnitt 9.2.2). Hierauf aufbauend, werden anschließend 
Hinweise zur effizienten Wirkungs- und Nutzwertermittlung von Einzelmaßnahmen 
(Abschnitt 9.2.3) und zur Berücksichtigung von Interdependenzen (Abschnitt 9.2.4) erarbeitet. 
Der Abschnitt wird mit Hinweisen zur Konkretisierung der Verfahrenskomponenten im Rahmen 
einer Verfahrensentwicklung abgeschlossen (Abschnitt 9.2.5). 
9.2.2 Grundstruktur für eine effiziente Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
Im Abschnitt 7.5 wurden bereits die Interdependenzwirkungen dargestellt, die potenziell bei der 
Entscheidungsfindung zu berücksichtigen sind. Die Berücksichtigung von Interdependenzen 
führt zu einer massiven Zunahme von Komplexität und Aufwand, da die Wirkungen der 
Maßnahmen nicht isoliert, sondern nur im Kontext der Entscheidung über andere Maßnahmen 
ermittelt werden können. 
Diese kombinatorische Wirkung von Interdependenzen führt bei einer hohen Anzahl an 
Maßnahmen dadurch schnell zu einer nicht zu bewältigenden Menge an gesondert zu bewertenden 
Entscheidungsalternativen. Die Anwendung eines Optimierungsverfahrens zur Berechnung der 
optimalen Lösung (vgl. Abschnitt 3.4.5, Lösung eines Knapsack-Problems) führt bei Berück-
sichtigung von Interdependenzen zu sehr komplexen Problemklassen (vgl. WALTHER ET AL. 2014, 
KELLERER ET AL. 2004). Die Wirkungszusammenhänge der interdependenten Wirkungen lassen sich 
außerdem in der Regel aufgrund der komplexen Wirkungszusammenhänge und der damit 
verbundenen manuellen Bewertungsvorgänge (vgl. Abschnitt 7.5) nicht vollständig automatisiert 
über Verfahrensalgorithmen ermitteln. Der effiziente Einsatz von Optimierungsverfahren wird 
dadurch verhindert.  
Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist daher eine Heuristik 
erforderlich, welche eine robuste und nachvollziehbare Entscheidungsfindung bei vertretbarem 
Aufwand unter Berücksichtigung von manuellen und teilautomatisierten Methoden erlaubt. 
Hierzu wird nachfolgend ein iteratives, mehrstufiges Verfahren beschrieben, welches auf den 
Prinzipien des Greedy-Verfahrens (vgl. Abschnitt 3.4.5) beruht. Das Greedy-Verfahren wird bei 
Entscheidungsverfahren in der Verkehrsplanung oft angewandt. Hierbei werden die Maßnahmen in 
der Reihenfolge ihrer Nutzenbewertung sortiert und anschließend die Maßnahmen in absteigender 
Reihenfolge in die Lösung aufgenommen, solange bis die summierten Maßnahmenkosten der auf-
genommenen Maßnahmen das Budget erschöpft haben. Auf diese Weise kann auf die vollständige 
Ableitung aller Handlungsalternativen sowie auf deren vollständige Bewertung verzichtet werden. 
Dieses Verfahren führt zwar nicht zwingend zu einer optimalen Lösung, erlaubt aber in der Regel 
zumindest eine gute Näherung. Das Verfahren kann mit teilautomatisierten Bewertungs-
komponenten verwendet werden.  
Das Greedy-Verfahren ist in seiner Grundstruktur nicht geeignet, Interdependenzen effizient zu 
berücksichtigen. Die Reduzierung des Aufwands auf ein vertretbares Maß wird bei der hier 
entwickelten Vorgehensweise über eine iterative und mehrstufige Vorgehensweise erreicht. 
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Abbildung 35: Grundschema Wirkungs- und Nutzwertermittlung  
Das Grundschema ist in Abbildung 35 dargestellt. In der ersten Stufe wird eine isolierte 
Wirkungs- und Nutzwertermittlung der Maßnahmen durchgeführt, Interdependenzen werden 
hierbei nicht berücksichtigt. Anschließend werden dann in einer zweiten Stufe die Auswirkungen 
von Interdependenzen berücksichtigt.  
Das Verfahren startet mit einer Ausgangslösung, die mit Hilfe der automatisierten Bewertungen 
von Wirkungsbereichen sowie manuellen und teilautomatisierten Bewertungen für Wirkungs-
bereiche mit hoher Bedeutsamkeit für die Entscheidungsfindung erzeugt wird. Hierauf aufbauend, 
wird für jede Stufe iterativ eine stabile Zwischenlösung bei möglichst geringem Aufwand 
angenähert. Jeder Iterationsschritt wird mit einer Reihung der Maßnahmen nach ihrer Nutzen-
bewertung und einer Einteilung in Entscheidungsklassen abgeschlossen. Anhand von regel-
basierten Entscheidungshilfen werden auf dieser Grundlage die noch erforderlichen Wirkungs-
ermittlungen und -bewertungen identifiziert. Iterationen werden nach Erreichen eines ausreichend 
stabilen Zwischenergebnisses abgebrochen. Nach Durchlauf der zweiten Verfahrensstufe kann eine 
Rückkopplung zur ersten Stufe mit dem Ziel der weiteren Verbesserung der Robustheit des 
Ergebnisses erfolgen.  
Die Aufwandsreduzierung wird über die Inkaufnahme von Informationsverlusten im Bewertungs-
ergebnis erreicht. Nachfolgend wird dargestellt, wie die Einhaltung eines akzeptablen Maßes an 
Informationsverlust sichergestellt werden kann.  
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9.2.3 Wirkungs- und Nutzwertermittlung unter Vernachlässigung von 
Interdependenzen 
 
Abbildung 36: Ablaufschema Wirkungs- und Nutzwertermittlung unter Vernachlässigung von Interdependenzen 
9. Hinweise für die effiziente und robuste Strukturierung des Bewertungsverfahrens 
Teil 3: Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   203 
Eine Detailierung des Verfahrensablaufs für den Teil der Wirkungs- und Nutzwertermittlung unter 
Vernachlässigung von Interdependenzen ist in Abbildung 36 dargestellt. Nachfolgend werden 
Hinweise zur Festlegung der Verfahrenskomponenten beschrieben: 
1. Generierung einer Startlösung 
2. Einteilung in Entscheidungsklassen 
3. Identifizierung der vernachlässigbaren Nutzwertermittlungen 
4. Festlegung von Abbruchkriterien 
Zu 1.:  Generierung einer Startlösung 
Ziel ist, den Aufwand für die Generierung einer Ausgangslösung und die Bearbeitung der 
anschließenden Iterationsschritte zu minimieren. Da der Aufwand für Iterationsschritte verhältnis-
mäßig hoch sein wird, ist eine möglichst gute Startlösung mit vertretbarem Aufwand zu 
erzeugen.   
Die Festlegung der Wirkungsfelder und Maßnahmenkategorien, die für die Startlösung berück-
sichtigt werden, liegt im Ermessen des Anwenders.  
Grundsätzlich sollte die Festlegung nach dem Aufwand, der mit der Bewertung eines Wirkungs-
feldes für eine Maßnahme verbunden ist, und entsprechend der Bedeutsamkeit des Wirkungsfelds 
erfolgen (vgl. Abbildung 37). Automatisierte Wirkungsermittlungen und -bewertungen auf der 
Basis von Datengrundlagen, die mit wenig Aufwand erfasst und aufbereitet werden können, sollten 
bei der Startlösung berücksichtigt werden. Die Bewertung von Wirkungsfeldern mit erhöhtem 
Bearbeitungsaufwand sollte in Abhängigkeit der Bedeutsamkeit aufgenommen werden. Die bei der 
Festlegung der Bedeutsamkeit von Wirkungsfeldern gewonnenen Erkenntnisse (vgl. 
Abschnitt 7.3.4) und Erfahrungen aus vorgehenden Entscheidungsprozessen liefern hierzu 
Hinweise. 
 
Abbildung 37:  Prinzipdarstellung Auswahl eines Wirkungsfelds für die Startlösung nach Bearbeitungsaufwand und 
Bedeutsamkeit des Wirkungsfelds 
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Zu 2.: Festlegung von Entscheidungsklassen 
Mit allen Maßnahmen, die einer Entscheidungsklasse zugeordnet sind, werden vom Entscheidungs-
träger die gleichen Konsequenzen verbunden. Die Entscheidungsklassen geben demnach die 
Aussagegenauigkeit der Bewertungsergebnisse nach Vorgabe des Entscheidungsträgers wieder. Je 
höher die angestrebte Differenzierung, umso mehr Entscheidungsklassen sind erforderlich.  
Die Klasseneinteilung hat Einfluss auf den Aufwand, da die Vermeidbarkeit der Wirkungs- und 
Nutzwertermittlung eines Wirkungsfeldes für eine Maßnahme von der Frage bestimmt wird, ob die 
Klassenzugehörigkeit unabhängig vom Ergebnis der Nutzwertermittlung des Wirkungsfelds 
festgelegt werden kann. 
Bei der Dringlichkeitsbewertung wird oft eine vollständige Rangreihung der Maßnahmen 
angestrebt, z.B. um Informationen über die Abarbeitungsreihenfolge zu erhalten. Jeder 
Entscheidungsklasse entspricht dann in der Regel eine Maßnahme. In diesem Fall ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass auf die Bewertung von Wirkungsfeldern verzichtet werden kann, gering.  
Für die Allokationsplanung steht allerdings die Frage nach Realisierung oder zeitlicher 
Verschiebung der Entscheidung im Vordergrund. Hierzu reicht grundsätzlich die Bildung von zwei 
Entscheidungsklassen aus. In diesem Fall ist die Zulässigkeit, dass auf die Nutzwertermittlung 
eines Wirkungsfeldes für bestimmte Maßnahmen verzichtet werden kann, deutlich wahrschein-
licher. 
In der Praxis wird nicht immer die Anzahl der Entscheidungsklassen auf zwei beschränkt werden 
können. Wenn z.B. das Budget noch nicht abschließend festgelegt worden ist, kann es sinnvoll sein, 
eine dritte Klasse für Maßnahmen mit noch „unsicheren“ Entscheidungen zu bilden. Bei der 
Verfahrensentwicklung sollte für eine Minimierung des Aufwands aber eine konsequente Redu-
zierung der Anzahl Entscheidungsklassen angestrebt werden.  
Zu 3.: Identifizierung der vernachlässigbaren Nutzwertermittlungen 
Für eine Maßnahme ist die Vernachlässigung der Wirkungs- und Nutzwertermittlung für ein 
Wirkungsfeld dann zulässig, wenn die maximal mögliche Summe aus bereits ermittelten 
Nutzwerten und verbleibendem Nutzwert eine Überschreitung der Klassengrenze für diese 
Maßnahme nicht zulässt.  
Nachdem die erforderlichen Entscheidungsklassen definiert wurden und eine Startlösung generiert 
worden ist, können die Klassengrenzen festgelegt werden. Im Beispiel wird die Klassenbildung 
nach „Realisierung“ (positive Entscheidung) und „Verschiebung der Realisierungsentscheidung“ 
(negative Entscheidung) ermittelt durch: 
• Sortierung der Maßnahmen nach dem (vorläufigen) Bewertungsergebnis. 
• Bestimmung der Maßnahmen, die bei dem verfügbaren Budget gerade noch bzw. gerade 
nicht mehr realisiert werden können. Die Nutzwerte für diese Maßnahmen bilden die 
jeweils unteren und oberen Klassengrenzen.  
Anschließend ist für alle Maßnahmen zu prüfen, in welchem Umfang das vorläufige Bewertungs-
ergebnis durch die nicht durchgeführten Ermittlungen maximal positiv oder negativ verändert 
werden kann. Hierzu müssen Informationen zur maximal zu erwartenden Wirkungsintensität für 
die Maßnahmenkategorien bei den betroffenen Wirkungsfeldern vorliegen. Hierbei ist nach 
positiven und negativen Bewertungsbeiträgen zu differenzieren.  
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Auf dieser Grundlage wird festgestellt, für welche Maßnahmen Veränderungen in der Klassen-
zugehörigkeit auftreten können. Eine Veränderung ist dann möglich, wenn gilt: 
 @A,¹ + @A,ºAEgh  ≥  @»3,RG  
und  @A,¹ + @A,ºAfc  ≤  @-3,R¼G  
 
( 24 ) 
mit: 
@A,¹    Bereits ermittelte Teilnutzwert der Maßnahme m @A,ºAEgh Maximale positive Nutzwertveränderung für die Maßnahme m bei Berücksichtigung der vernachlässigten 
    Teilnutzwertermittlungen @A,ºAfc Maximale negative Nutwertveränderung der Maßnahme m bei Berücksichtigung der vernachlässigten  
    Teilnutzwertermittlungen @»3,RG  Untere Klassengrenze der nächsthöchsten Entscheidungsklasse k+1 @-3,R¼G  Obere Klassengrenze der nächstniedrigsten Entscheidungsklasse k-1 
 
 
Abbildung 38 Prinzipdarstellung Identifikation von vernachlässigbaren Wirkungsermittlungen und -bewertungen 
Für Maßnahmen mit nicht vernachlässigbaren Wirkungen sind anschließend die relevanten 
Wirkungen zu ermitteln. Als Ergebnis wird ein Teil der Maßnahmen veränderte Nutzwerte 
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aufweisen, was zu veränderten Nutzwerten für die unteren und oberen Klassengrenzen führen 
kann. Durch Wiederholung der dargestellten Arbeitsschritte bis zu dem Punkt, ab dem keine 
Maßnahme mehr eine andere Klassenzuordnung erreichen kann, wird eine stabile Lösung bei 
reduziertem Arbeitsaufwand erreicht. Das Wirkungsprinzip ist nachfolgend beispielhaft dargestellt 
(vgl. Abbildung 38).  
Beispiel auf der Grundlage von Abbildung 38:  
Nach Berechnung der Startlösung enthält die Entscheidungsklasse A die Maßnahmen m1 
und m2. Maßnahme m1 bildet die obere Klassengrenze der Entscheidungsklasse A. Die 
Entscheidungsklasse B enthält die Maßnahmen m3, m4 und m5, die Maßnahme m5 bildet 
die untere Klassengrenze der Entscheidungsklasse B. Die maximalen Veränderungen der 
Nutzwertermittlung für die (noch) nicht berechneten Wirkungsfelder sind dargestellt. 
Die Maßnahmen m2 und m3 können potenziell die jeweils eigene Klassengrenze 
überschreiten, nicht aber die Grenze der jeweils anderen Entscheidungsklasse. Bei 
maximaler Nutzwertveränderung würden die Maßnahmen daher weiterhin der gleichen 
Entscheidungsklasse angehören. Eine Berechnung der noch nicht ermittelten Wirkungen 
ist daher nicht erforderlich. Die Maßnahmen m4 und m5 können ihre Rangposition nicht 
verändern, auch für diese Maßnahmen können daher die Wirkungsermittlung 
und -bewertung vernachlässigt werden. Nur die Maßnahme m1 muss zumindest für die 
positiven Wirkungsbeiträge bewertet werden.  
Das Ergebnis des 1. Iterationsschrittes zeigt, dass aufgrund der neuen Rangreihung die 
Maßnahme m1 nun der Entscheidungsklasse B als untere Klassengrenze angehört, die 
Maßnahme m5 bildet nun die obere Klassengrenze der Entscheidungsklasse A. Aufgrund 
der veränderten relativen Lage der Maßnahme m1 auf der Bewertungsskala ist eine 
Situation entstanden, in der die Maßnahmen m1, m3 und m5 die Klassenzugehörigkeit 
wechseln könnten. Für den zweiten Iterationsschritt sind nun die entsprechenden 
Wirkungen zu ermitteln und zu bewerten.  
Als Ergebnis des Iterationsschritts 2 liegen keine Maßnahmen mehr vor, die ihre Klassen-
zuordnung verändern könnten. Die Wirkungsermittlung und -bewertung kann daher an 
dieser Stelle abgebrochen werden. Für die Maßnahmen m2 und m4 sind keine weiteren 
(aufwändigen) Wirkungsermittlungen und -bewertungen erforderlich. 
zu 4.:  Festlegung von Abbruchkriterien  
Wenn keine Maßnahmen mehr vorliegen, die ihre Klassenzuordnung verändern können, wird die 
Iteration abgebrochen.  
Der Arbeitsaufwand kann weiter beschränkt werden, wenn statt der maximal zu erwartenden 
Nutzenveränderung diese z.B. um einen Faktor reduziert wird (z.B. 85% der maximalen Nutzen-
veränderung). Dies geht dann zu Lasten der Robustheit der Bewertungsergebnisse.  
9.2.4 Wirkungs- und Nutzwertermittlung für Interdependenzen  
Da die Wirkungsausdehnungen von Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen während der 
Nutzungsphase in der Regel streng lokal begrenzt sind, werden Interdependenzen zwischen diesen 
Maßnahmenarten in der Regel nur zu erwarten sein, wenn die Maßnahmen in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zueinander geplant sind. Für eine Bewertung der Interdependenzen sind die Kom-
binationsmöglichkeiten daher begrenzt. 
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Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen führen üblicherweise zu einer Verlagerung von Verkehrs-
belastungen, ihre Wirkungsausdehnung während der Nutzungsphase ist dadurch im Vergleich zu 
derjenigen bei Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen erheblich größer. Die Überprüfung 
von Wirkungskombinationen wird bei diesen Maßnahmen schnell zu einer sehr hohen Anzahl an 
Maßnahmenkombinationen führen, für die die Wirkungsbereiche mit von der Verkehrsbelastung 
abhängenden Wirkungsindikatoren jeweils unter Berücksichtigung der Abhängigkeiten ermittelt 
werden müssen. 
Für die Berücksichtigung von Interdependenzen ist eine Differenzierung nach der Wirkungsart zu 
beachten. In Abschnitt 7.5 wurde bereits die Differenzierung nach Wirkungsinterdependenzen, 
Bewertungsinterdependenzen und Restriktionen sowie nach internen und externen Inter-
dependenzen vorgenommen.  
Für Wirkungsinterdependenzen ist eine weitere Differenzierung für die effiziente Wirkungs- und 
Nutzwertermittlung zweckmäßig.  
Bei Wirkungsinterdependenzen werden die Wirkungsstärken der betroffenen Maßnahmen 
gegenseitig beeinflusst. Die Interdependenzwirkungen werden durch die Konstellation der in der 
aktuellen Entscheidungsperiode zu realisierenden und nicht zu realisierenden Maßnahmen 
(Maßnahmen mit positiver oder negativer Entscheidung) bestimmt.  
Die Kernfrage bei der effizienten Bewertung von Wirkungsinterdependenzen ist, ob durch ihre 
Berücksichtigung die Klassenzuordnung von Maßnahmen verändert werden würde. Gemäß 
Abschnitt 8.4.2 sind bei der Nutzenbewertung die Nutzwerte und die bewertungsrelevanten Kosten 
zu berücksichtigen. Für die Bestimmung einer effizienten Berücksichtigung der internen Wirkungs-
interdependenzen sind in der Folge die in Tabelle 15 dargestellten Aspekte bezüglich Wirkungs-
raum und Kostenwirksamkeit von Interdependenzen von Bedeutung. 
  
Interdependente Kostenwirksamkeit von Maßnahmen 
Wirkungsraum von Maßnahmen Ohne Mit 
Großräumig 
Verlagerungswirkungen 
(Verkehrsbelastungen) 
 
sub- oder superadditive 
Investitionskosten Lokal begrenzt sonstige Wirkungen 
Tabelle 15: Bewertungsrelevante Arten von internen Wirkungsinterdependenzen 
Der Ausdehnung des Wirkungsraums ist maßgebend für die Anzahl der Maßnahmen, die von 
Interaktionen betroffen sind. Durch die große Anzahl an potenziell betroffenen Maßnahmen bei 
einem großräumigen Wirkungsraum ist die Wahrscheinlichkeit relativ gering, dass die Wirkungs-
ermittlung und -bewertung einer solchen Interaktionswirkung vernachlässigt werden kann. Durch 
gegenseitige Wirkungsüberlagerungen sind die Wirkungsveränderungen außerdem komplex. Diese 
Art der internen Wirkungsinterdependenz wird daher gesondert im Verfahrensablauf behandelt.  
Kostenwirksame Wirkungsinterdependenzen können nicht nur Konsequenzen für die Rang-
ordnung einzelner Maßnahmen haben (Bewertungskriterium), sondern auch die Menge der Maß-
nahmen mit positiver bzw. negativer Entscheidung beeinflussen (Entscheidungskriterium: bei 
geringeren Investitionskosten und gleichbleibendem Budget können ggf. mehr Maßnahmen 
realisiert werden). Obwohl diese Wirkungen im Allgemeinen räumlich begrenzt auftreten, können 
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sie trotzdem Effekte auf beliebige andere Maßnahmen des Maßnahmenkollektivs haben. Auch diese 
Art der internen Wirkungsinterdependenz wird daher im Verfahrensablauf gesondert behandelt. 
Nachfolgend wird eine Bearbeitungsfolge für die Ermittlung der unterschiedlichen Arten der 
Interdependenz dargestellt, die aufbauend auf den jeweiligen Merkmalen der Interdependenzarten 
eine Wirkungsermittlung bei reduziertem Bewertungsaufwand erlaubt. Hierzu werden die 
folgenden Arbeitsschritte durchlaufen (vgl. Abbildung 39): 
1. Berücksichtigung von internen Restriktionen 
2. Bewertung von internen großräumigen Wirkungsinterdependenzen  
3. Bewertung von kostenwirksamen internen kleinräumigen Wirkungsinterdependenzen  
4. Bewertung von sonstigen internen kleinräumigen Wirkungsinterdependenzen 
5. Bewertung von externen Interdependenzen 
6. Bewertung von Bewertungsinterdependenzen 
 
Abbildung 39:  Ablaufschema Wirkungs- und Nutzwertermittlung für Interdependenzen 
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Zu 1.:  Berücksichtigung von internen Restriktionen 
Restriktionen sind eindeutige Vorschriften, die für die Zulässigkeit der Lösung zu beachten sind. 
Die Einhaltung von Restriktionen ist daher stets vor Festlegung der (vorläufigen) Entscheidungs-
alternative(n) zu prüfen (vgl. Abbildung 39). Die Wirkungsart von Restriktionen lässt keine Teil-
prüfungen zu. Ein Ablaufschema für diesen Verfahrensschritt zeigt Abbildung 40. 
Restriktionen sind für die Handhabbarkeit des Verfahrens auf ein Minimum zu reduzieren. 
Hierauf ist bereits bei der Festlegung von Maßnahmen zu achten (z.B. indem Maßnahmen, die 
zwingend gemeinsam ausgeführt werden müssen, von vornherein als eine Maßnahme betrachtet 
werden). 
 
 
Abbildung 40:  Ablaufschema für die Berücksichtigung von internen Restriktionen 
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Da die Zulässigkeit für jede vorläufige Entscheidungsalternative zu überprüfen ist, sollte dieser 
Vorgang weitestgehend automatisiert durchgeführt werden können. Dies setzt eine automatische 
Erkennung und Ausweisung von Restriktionsverletzungen, z.B. mittels einer entsprechenden 
Informationsversorgung bei der Maßnahmenbeschreibung, sowie ein regelbasiertes Prüfverfahren 
voraus.  
Zu 2.:  Berücksichtigung von kostenwirksamen internen Wirkungsinterdependenzen 
Durch Kombination von Maßnahmen können Synergieeffekte bei den Investitionskosten 
entstehen. Diese Interaktionswirkungen sind in der Regel räumlich begrenzt, die Bestimmung der 
Wirkungsstärke umfasst daher im Allgemeinen jeweils nur wenige Maßnahmen.  
 
 
Abbildung 41:  Ablaufschema für die Berücksichtigung von kostenwirksamen internen Wirkungsinterdependenzen 
Allerdings haben Kostenveränderungen Auswirkungen auf die Festlegung der Klassengrenze 
zwischen finanzierbaren Maßnahmen und Maßnahmen, die nicht in der aktuellen Entscheidungs-
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periode realisiert werden können. Zur Berücksichtigung dieses Effekts muss die Veränderung der 
Investitionskostensumme über alle Maßnahmen bekannt sein, was eine wirksame Aufwands-
reduzierung durch Vernachlässigung dieser Art von Interaktionen für ausgewählte 
Maßnahmen nicht zulässt. 
Auch dieser Arbeitsschritt sollte nach Möglichkeit bei der Generierung von vorläufigen 
Entscheidungsalternativen stets überprüft werden und daher weitestgehend automatisiert 
durchgeführt werden können. Eine automatische Erkennung und Ermittlung der Wirkungs-
interdependenzen erfordert eine entsprechende Informationsversorgung bei der Maßnahmen-
beschreibung und die Implementation von regelbasierten Prüfverfahren mit Rückkopplung zur 
Nutzwertermittlung (vgl. Abbildung 41).  
Zu 3.:  Berücksichtigung von internen großräumigen Wirkungsinterdependenzen 
Durch die große Anzahl an potenziell betroffenen Maßnahmen bei einem großräumigen 
Wirkungsraum ist die Wahrscheinlichkeit relativ groß, dass hierdurch mit Maßnahmen interagiert 
wird, deren Klassenzugehörigkeit in der Folge verändert werden könnte. Entsprechend ist die Wahr-
scheinlichkeit relativ gering, dass die Wirkungsermittlung und -bewertung einer solchen Inter-
aktionswirkung vernachlässigt werden kann. Ferner überlagern diese Interaktionswirkungen sich 
gegenseitig, was zu einer zusätzlichen Komplexität bei der Bestimmung der Vernachlässigbarkeit 
führt. 
Für diese großräumigen Wirkungsinterdependenzen wird daher eine umfassende Ermittlung der 
Veränderungen von Wirkungsgrundlagen unter Berücksichtigung der (vorläufigen) Ent-
scheidungsalternative vorgeschlagen. 
Anschließend kann anhand der absoluten und prozentualen Veränderungen von relevanten 
Wirkungswerten festgelegt werden, für welche Maßnahmen eine Neuermittlung und -bewertung 
durchzuführen ist. 
Für das Beispiel der Verkehrsverlagerungen bei kapazitativen Maßnahmen bedeutet dies, dass die 
Verkehrsbelastungen im Straßennetz unter Berücksichtigung einer Realisierung aller Maßnahmen, 
die nach der (vorläufigen) Entscheidung positiv bewertet wurden, neu berechnet werden. An-
schließend wird bestimmt, für welche Maßnahmen aufgrund deren vorläufiger Bewertung, der 
Bedeutsamkeit und der Wirkungsrichtung von verkehrsbelastungsabhängigen Wirkungsbereichen 
sowie aufgrund der Verkehrsbelastungsveränderungen gegenüber der vorläufigen Entscheidungs-
alternative eine erneute Wirkungs- und Nutzwertermittlung erforderlich ist. 
Für diese Maßnahmen sind dann Wirkungsermittlung und -bewertung nach Ablaufschema bei 
isolierter Maßnahmenbetrachtung (teilweise) neu zu ermitteln (vgl. Abbildung 42). 
Voraussetzung für die Berücksichtigung von Verkehrsverlagerungen ist, dass als Grundlage des 
Verfahrens ein geeignetes Modell vorliegt, mit dem die Belastungsverlagerungen bei veränderter 
Netzkonstellation beurteilt werden können. Damit die Konsistenz der Ergebnisse im Verfahrens-
verlauf gewährleistet ist, sollten die für die Startlösung verwendeten Verkehrsbelastungen immer 
relational zu den modellhaft ermittelten Belastungsveränderungen angepasst werden. Für eine 
effiziente Anpassung eines Verkehrsmodells an die unterschiedlichsten Netzzustände sind je nach 
Hersteller des Verkehrsmodells Werkzeuge verfügbar. 
Die Iterationsschleife kann bei weiträumigen Interaktionswirkungen zu einer massiven 
Aufwandssteigerung führen. Dies wird in der Praxis nur bewältigbar sein, wenn die iterativen 
Wirkungs- und Nutzwertermittlungen weitestgehend automatisiert erfolgen können. Ist dies nicht 
der Fall, da z.B. nicht für alle verkehrsbelastungsabhängigen Wirkungsfelder eine quantifizierte 
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Formalisierung möglich ist, ist der Arbeitsaufwand zu begrenzen, z.B. über die Anzahl der 
Iterationsschritte oder durch Verzicht auf die Wirkungs- und Nutzwertermittlung für zwischen-
liegende Iterationsschritte für diese Wirkungsfelder. 
 
Abbildung 42: Ablaufschema für die Berücksichtigung von internen großräumigen Wirkungsinterdependenzen 
Zu 4.:  Berücksichtigung von sonstigen internen Wirkungsinterdependenzen 
Ein lokal begrenzter Wirkungsraum einer Interaktionswirkung führt zu wenigen betroffenen 
Maßnahmen und erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass die Interaktionswirkung vernachlässigt 
werden kann.  
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Fall Bedingung für Vernachlässigbarkeit  
Fall 1 / 
Fall 2 
Bedingungslos vernachlässigbar.  
Fall 3 Bei einer Entscheidungsklasse für Maßnahmen mit positiver Entscheidung: 
bedingungslos vernachlässigbar. Bei mehreren Entscheidungsklassen für 
Maßnahmen mit positiver Entscheidung: vernachlässigbar, wenn beide 
Maßnahmen bereits der höchsten Klasse zugordnet sind.  
Fall 4 Nicht vernachlässigbar, wenn der zusätzliche Nutzen durch 
Interdependenzen so auf beide Maßnahmen verteilt werden kann, dass ein 
Wechsel der Klassenzuordnung für beide Maßnahmen möglich ist. 
Fall 5 Nicht vernachlässigbar, wenn der zusätzliche Nutzen durch 
Interdependenzen bei einer positiven Entscheidung für beide Maßnahmen so 
hoch ist, dass bei einer alleinigen Anrechnung dieses Zusatznutzens auf eine  
Maßnahme diese die Entscheidungsklasse wechselt. 
Fall 6 Nicht vernachlässigbar, wenn die Nutzenabnahme durch Interdependenzen 
so hoch ist, dass bei einer alleinigen Anrechnung dieses wegfallenden 
Nutzens auf eine Maßnahme diese die Entscheidungsklasse wechselt. 
Abbildung 43: Typisierung von Entscheidungsfällen für die Bestimmung der Vernachlässigbarkeit von internen 
 Wirkungsinterdependenzen   
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Abbildung 44: Ablaufschema für die Berücksichtigung von sonstigen internen Wirkungsinterdependenzen 
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In Abbildung 43 sind die Entscheidungsfälle für die Feststellung der Vernachlässigbarkeit von 
Interdependenzen dargestellt. Hierbei wird vorausgesetzt, dass Interdependenzen nur bei Rea-
lisierung aller interagierenden Maßnahmen auftreten. Wird eine der interagierenden Maßnahmen 
nicht realisiert, treten bei keiner der interagierenden Maßnahmen Interdependenzen auf. Bei mehr 
als zwei interagierenden Maßnahmen kann es daher erforderlich sein, mehrere Teilinterdepen-
denzen zu bilden.  
Ein Problem stellt oft die Zuordnung der Nutzwertzu- oder -abnahmen durch Interdependenz-
wirkungen auf die einzelnen interagierenden Maßnahmen dar. Für die Fallbeispiele sind in 
Abbildung 43 Vorschläge dargestellt, wie dies im Einzelfall erfolgen kann.  
Zu 5.:  Berücksichtigung von externen Interdependenzen 
Für externe Interdependenzen können im Gegensatz zu internen Interdependenzen keine ab-
schließenden Wirkungsermittlungen durchgeführt werden, da diese Interaktionswirkungen von der 
Entscheidungsfindung Dritter mitbestimmt werden. Erst wenn die Interaktionswirkung durch eine 
unveränderliche Entscheidung auf Seiten Dritter fixiert ist, kann sie abschließend berücksichtigt 
werden (ist dann im Sinne dieser Arbeit jedoch keine interdependente Wirkung).  
Externe Interdependenzen können vernachlässigt werden, wenn hierdurch die Klassenzugehörig-
keit einer Maßnahme nicht verändert werden kann, die eigene positive oder negative Entscheidung 
also unabhängig von der positiven oder negativen Entscheidung Dritter ist.  
Wenn eine externe Interdependenz nicht vernachlässigbar ist, ist im einfachsten Fall (einfache 
Abhängigkeit mit einer Maßnahme Dritter) eine weitere Entscheidungskonstellation relevant. 
Davon ausgehend, dass eine von beiden Entscheidungsmöglichkeiten für die Maßnahme Dritter 
bereits bei der Bewertung der eigenen Maßnahme berücksichtigt worden ist, ist die Konstellation 
mit veränderter Entscheidung für die externe Maßnahme Dritter zu bewerten. Verändert sich die 
Zugehörigkeit der Entscheidungsklasse für die Maßnahme nicht, kann die Interdependenz 
vernachlässigt werden. Tritt eine Veränderung ein, ist für die Maßnahme aufgrund der Unsicherheit 
die Klassenzuordnung nicht eindeutig möglich. Vernachlässigbare Wirkungen werden dabei analog 
zu 3) ermittelt. 
Unsicherheiten können reduziert werden, indem die Entscheidung Dritter aufgrund von 
Erfahrungswerten mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmt werden kann und eine Koordinierung 
mit dem Entscheidungsträger Dritter erfolgt. Wie mit verbleibenden Unsicherheiten durch 
externe Interdependenzen umgegangen werden kann, wird im Abschnitt 9.3 dargestellt.  
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Abbildung 45: Ablaufschema für die Berücksichtigung von externen Interdependenzen 
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Zu 6.: Berücksichtigung von Bewertungsinteraktionen 
 
Abbildung 46: Ablaufschema für die Berücksichtigung von Bewertungsinterdependenzen 
Wird die Nutzenbewertung einer Maßnahme durch positive und/oder negative Entscheidungen für 
eine oder mehrere andere Maßnahme(n) verändert, sind Bewertungsinteraktionen zu 
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berücksichtigen. Diese Interaktionsart verändert demnach nicht die Wirkungsstärken einer 
Maßnahme, sondern die Bewertung (Wertschätzung) dieser Wirkungsstärken. Bewertungsinter-
aktionen erfordern die Einbeziehung der Entscheidungsebene.  
Die automatisierte Berücksichtigung von Bewertungsinteraktionen setzt eindeutige und ope-
rationalisierbare Vorgaben der Entscheidungsebene voraus. Aufgrund der Vielzahl von möglichen 
Wirkungs- und Entscheidungskonstellationen wird dies in der Regel nicht abschließend möglich 
sein. In der Praxis erfordert die Berücksichtigung von Bewertungsinteraktionen daher (subjektive, 
argumentativ begründete) Einzelentscheidungen unter direkter Beteiligung der Entscheidungs-
ebene. Aufgrund des hiermit verbundenen Aufwands sollte dieser Schritt daher nicht oder nur über 
wenige iterative Schleifen im Verfahrensablauf eingebunden werden.  
9.2.5 Konkretisierung von Verfahrenskomponenten der Wirkungs- und 
Nutzwertermittlung 
Für die Implementation des Verfahrens sind die oben beschriebenen Verfahrenskomponenten zu 
konkretisieren. 
Für automatisierte Verfahrensteile sind entsprechende Algorithmen zu entwickeln und in einer ge-
eigneten Programmiersprache zu implementieren. Bei der Wahl der Programmiersprache soll ins-
besondere auf die Unterstützung von Schnittstellen zwischen verschiedenen Programmsystemen, 
die im Verfahrensablauf zum Einsatz kommen sollen, geachtet werden. Diese Arbeitsschritte steht in 
enger Wechselwirkung mit dem Aufbau des Datenhaltungssystems (vgl. Abschnitt 10.2).  
Programmierarbeiten sind insbesondere für die automatisierbaren Wirkungsermittlungen und die in 
Abbildung 39 dargestellten automatisierbaren Verfahrenskomponenten bei der Wirkungsermittlung 
für Interdependenzen erforderlich. Generell sollte angestrebt werden, die auf der Wirkungs-
ermittlung aufbauende Nutzwertermittlung vollständig zu automatisieren. Die Ergebnisse sind 
dabei so zu dokumentieren, dass sie auch für künftige Anwender des Verfahrens nachvollzogen 
werden können. Aufgrund der komplexen Anforderungen an die Arbeitsschritte im Rahmen der 
Automatisierung von Verfahrensteilen ist die Beteiligung von entsprechenden Fachleuten u.U. 
sinnvoll.   
Für nicht- oder nur zum Teil automatisierbare Verfahrenskomponenten sind im Rahmen der Ver-
fahrensentwicklung Regelungen aufzustellen. Anzustreben ist, dass diese Regelungen eine 
eindeutige und objektive Durchführung der jeweiligen Arbeitsschritte durch den Verfahrens-
anwender unterstützen, was zudem eine interpersonelle Überprüfbarkeit der Ergebnisse erlaubt. 
Diese Regelungen sind auf geeignete Weise zu dokumentieren. Für die Handhabbarkeit des 
Verfahrens bietet es sich an, die Regelungen für die Anwendung und die Begründung für die 
getroffenen Festlegungen gesondert zu dokumentieren.  
Die Fehlerfreiheit der erstellten Verfahrenskomponenten sollte durch Testdurchläufe in aus-
reichendem Umfang sichergestellt werden. Durch einen modularen Aufbau des Verfahrens können 
am Anfang der Verfahrensentwicklung einzelne Komponenten – ggf. mit fiktiven Datensätzen – 
geprüft werden. Bevor das Verfahren implementiert wird, ist eine Überprüfung des fehlerfreien 
Zusammenwirkens der einzelnen Verfahrenskomponenten sicherzustellen.  
Die Ausgabe von Ermittlungsergebnissen soll im Sinne einer effizienten Verfahrensgestaltung 
ebenfalls weitestgehend automatisiert werden. Hierzu sind geeignete Ausgabeformen (Tabellen, 
Grafiken) vorzubereiten. Zur Verbesserung der Überprüfbarkeit ist es sinnvoll, Ausgabe-
möglichkeiten für bestimmte Verfahrenskomponenten, Ermittlungsschritte und Aggregationsebenen 
vorzusehen. 
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Bei der Verfahrensentwicklung ist der Entscheidungsträger bei mehreren Festlegungen ein-
zubeziehen. Insbesondere die folgenden Verfahrenskomponenten bedürfen der abschließenden 
Festlegung durch den Entscheidungsträger:  
• Anzahl und Aussagekraft von Entscheidungsklassen 
• Definition von Abbruchkriterien 
Für eine effiziente Verfahrensgestaltung ist (ggf. über die Einbindung der Entscheidungsebene) 
sicherzustellen, dass die Informationsversorgung eine automatisierte Verarbeitung von 
Informationen erlaubt. Dies betrifft insbesondere auch die Information zur Bestimmung der Ein-
haltung von Restriktionen und kostenwirksamen internen Restriktionen. 
  
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 9.2:  Effiziente Strukturierung der Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
 Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist zur Sicherstellung 
eines vertretbaren Aufwands eine Heuristik zu entwickeln, welche eine robuste und 
nachvollziehbare Entscheidungsfindung bei vertretbarem Aufwand unter Berück-
sichtigung von manuellen und teilautomatisierten Methoden erlaubt. 
 Über ein iteratives Verfahren, anhand dessen, ausgehend von einer Startlösung, die 
Wirkungs- und Nutzwertermittlung stufenweise für relevante Maßnahmen bzw. 
Wirkungsfelder verdichtet wird, kann der erforderliche Ermittlungsaufwand reduziert 
werden. Dieses Verfahren führt nicht zwingend zu einer optimalen Lösung, erlaubt aber 
im Allgemeinen zumindest eine gute Näherung. 
 Wichtige Festlegungen, in die auch der Entscheidungsträger einzubinden ist, betreffen 
die Anzahl der bewertungsrelevanten Entscheidungsklassen, die Definition von 
Abbruchkriterien sowie die Spezifikation von automatisierten und manuellen Be-
arbeitungsschritten. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sollte ein hoher Automatisierungsgrad 
angestrebt werden. In diesen Zusammenhang ist die Etablierung von geeigneten 
Prozeduren zur Informationsbereitstellung eine wichtige Aufgabe der Verfahrens-
entwicklung.  
 Restriktionen und kostenwirksame Interdependenzwirkungen sollten aufgrund ihrer 
Bedeutung für das Bewertungsergebnis stets vollständig berücksichtigt werden. Die Er-
mittlung von entsprechenden Interdependenzen ist deshalb weitestgehend zu automa-
tisieren.  
 Eine vollständige Automatisierung aller Arbeitsschritte wird in der Praxis nicht möglich 
sein. Manuelle Tätigkeiten sind für eine effiziente Verfahrensweise an geeigneter Stelle 
im Verfahrensablauf zu verankern. 
 Die effiziente Strukturierung des Verfahrens steht in enger Wechselwirkung mit der Ent-
wicklung des Datenhaltungssystems.  
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist die fehlerfreie Umsetzung der spezifizierten 
Bearbeitungsschritte durch Testläufe sicherzustellen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist auf geeignete Datenausgabemöglichkeiten zu 
achten. 
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9.3 Robuste Strukturierung der Maßnahmenbewertung und -auswahl 
9.3.1 Vorbemerkungen 
Die systematische Berücksichtigung von Unsicherheit ist als eine typische Aufgabe für die 
Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
anzusehen (vgl. Abschnitt 5.4). In diesem Abschnitt werden Ansätze zur Beherrschung der vor-
handenen Unsicherheiten mit dem Ziel, eine robuste Entscheidungsgrundlage zu erreichen, 
behandelt. Die systematische Berücksichtigung von Unsicherheiten steht jedoch nicht im Fokus von 
Bewertungsverfahren der Verkehrsplanung. Hierdurch kann daher nur in beschränktem Umfang auf 
vorliegende Erfahrungen und Richtwerte zurückgegriffen werden.  
Als Grundlage für die anschließenden Darstellungen werden in Abschnitt 9.3.2 Hinweise für die 
Konkretisierung der Robustheitsanforderungen unter Berücksichtigung des Kontexts einer 
Entscheidungsfindung dargestellt. Hierauf aufbauend, werden Hinweise zur Operationalisierung 
von Robustheitskriterien abgeleitet (Abschnitt 9.3.3). Anschließend wird die Einbindung von 
Sensitivitätsanalysen im Verfahrensablauf als Möglichkeit zur Bestimmung der Robustheit des 
Verfahrens skizziert (Abschnitt 9.3.4). Die Strukturierung des Verfahrens als eine rollierende 
Planung sowie risikoanalytische Ansätze zur Reduzierung der Unsicherheit der Verfahrens-
ergebnisse werden in Abschnitt 9.3.5 behandelt.  
9.3.2 Konkretisierung der Robustheitsanforderung  
Die erforderliche Robustheit des Verfahrens wird im Wesentlichen von der Risikoeinstellung des 
Entscheidungsträgers bestimmt.  
Bei Entscheidungen mit weitreichendem und hohem Mitteleinsatz ist nach (SCHOLL 2001) von einer 
Risikoaversion des Entscheidungsträgers auszugehen. Das Risiko betrifft die Wahrscheinlichkeit 
von (im Nachhinein feststellbaren) fehlerhaften Entscheidungen. Die Risikoaversion manifestiert 
sich darin, dass der Entscheidungsträger versucht, sich möglichst weitgehend gegen negative 
Folgen von unsicheren Entwicklungen abzusichern.  
Die Ergebnisse eines Bewertungsverfahrens als Entscheidungshilfe sollten daher die Risiko-
einstellung des Entscheidungsträgers berücksichtigen. Der Entscheidungsträger ist hierzu in die 
Lage zu versetzen, eine Risikoeinschätzung über mögliche Fehlentscheidung infolge von Datenun-
sicherheiten oder vereinfachten Wirkungsermittlungen vorzunehmen. Der Entscheidungsträger 
muss in die Lage versetzt werden, eine befriedigende Entscheidung unter Kenntnis der verblei-
benden Risiken zu treffen.  
In der Praxis dürfte sich das Bedürfnis eines Entscheidungsträgers, gegen negative Folgen ab-
gesichert zu sein, insbesondere auf Folgewirkungen beziehen, die im Verantwortlichkeitsbereich 
des Entscheidungsträgers liegen. Die Risikoaversion eines Entscheidungsträgers wird in der Regel 
ausgeprägter sein, wenn das Risiko einer Fehlentscheidung z.B. durch Datengrundlagen oder Be-
wertungsmethoden, die im Verantwortungsbereich des Entscheidungsträgers erhoben bzw. erstellt 
worden sind, entsteht.  
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Abbildung 47:  Zusammenhang zwischen Risikoeinstellung des Entscheiders; Unsicherheiten und Komplexität des 
Entscheidungsverfahrens 
Von Bedeutung ist ferner, ob sich die Folgen von unerwarteten Entwicklungen auch als solche (im 
Nachhinein) manifestieren können und ob diese Folgen schwerwiegend sind. Für die Akzeptanz 
eines Bewertungsverfahrens sind diese Aspekte bei der Beurteilung der Robustheit eines Verfahrens 
einzubeziehen.  
Ein wesentlicher Ansatz für die Festlegung eines Anspruchsniveaus bezüglich der Robustheit eines 
Bewertungsverfahrens ist, ob die Zielsetzung (z.B. Erreichung eines maximalen Gesamtnutzens) 
eingehalten wird (Optimalitätsrobustheit). Die Einhaltung lässt sich in der Praxis aber ex post 
nicht oder nur sehr eingeschränkt verifizieren. Eine Überprüfung des tatsächlich erreichten Gesamt-
nutzens des zur Realisierung ausgewählten Maßnahmenkollektivs ist im Nachhinein praktisch kaum 
möglich. Der Gesamtnutzen von Alternativen und nicht gewählten Maßnahmenkollektiven umfasst 
darüber hinaus nicht realisierte Maßnahmen, deren Wirkungen grundsätzlich nicht verifiziert 
werden können. Die Robustheit in Bezug auf das optimale Ergebnis der Nutzenbewertung dürfte 
aus Sicht des Entscheidungsträgers daher keine hervorgehobene Bedeutung haben. 
Von größerer Bedeutung, da ex post verifizierbar, wird für den Entscheidungsträger die Robustheit 
in Bezug auf die Umsetzbarkeit der gewählten Handlungsalternative sein (Zulässig-
keitsrobustheit).  
Für die Allokationsplanung wird hierbei die Einhaltung der verfügbaren Finanzierungsbudgets 
eine entscheidende Rolle spielen. Kostensteigerungen im Verlauf der Konkretisierung der Maß-
nahmenplanung können dazu führen, dass nicht alle zur Realisierung selektierten Maßnahmen 
tatsächlich innerhalb des verfügbaren Budgets finanziert und damit realisiert werden können. Bei 
einer Überschreitung des verfügbaren Finanzbudgets ist das zur Realisierung gewählte Kollektiv der 
Maßnahmen im engsten Sinne kein zulässiges Ergebnis. Bei der hohen Anzahl an Maßnahmen 
würden Unsicherheiten ausgeglichen werden, wenn die Investitionskosten in etwa dem Erwartungs-
wert der tatsächlichen Investitionskosten entsprächen. In der Praxis zeigt sich allerdings immer 
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wieder, dass Investitionskosten systematisch unterschätzt werden und zudem erhebliche 
Schwankungsbereiche bei den Kostenzunahmen vorhanden sind (vgl. Abschnitt 2.6.7). Dies wiegt 
umso schwerer, als dass die Investitionskosten in der Regel einen maßgebenden Einfluss auf das 
Ergebnis einer Dringlichkeitsbewertung haben.  
Die Zulässigkeit der gewählten Handlungsalternative wird in der Praxis nicht vollständig in 
Frage gestellt sein. Durch eine nachträgliche Aufstockung des Finanzbudgets oder durch Verzicht 
auf die Realisierung von einzelnen Maßnahmen kann die gewählte Handlungsalternative zumindest 
weitestgehend umgesetzt werden. Im Sinne der Verlässlichkeit und Kommunizierbarkeit der 
Entscheidungsfindung ist das Risiko von überdurchschnittlichen Abweichungen zwischen den 
gemeldeten und tatsächlichen Investitionskosten aber zu minimieren, da diese zu besonders starken 
Ergebnisverfälschungen bei der Nutzenbewertung von einzelnen Maßnahmen führen können. 
Ein weiterer Aspekt in Bezug auf die Zulässigkeitsrobustheit des Entscheidungsverfahrens ist die 
teilweise erst nach der Entscheidung stattfindende planungsrechtliche Absicherung von Maß-
nahmen. Die Ursachen für eine mögliche Beeinträchtigung der Zulässigkeitsrobustheit liegen zwar 
nicht im direkten Zuständigkeitsbereich des Entscheidungsträgers. Eine positive oder negative 
Entscheidung im Rahmen einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung kann aber 
dann problematisch sein, wenn hieraus Folgeentscheidungen abgeleitet werden: 
• Das Plansicherungsverfahren kann zu einer Überarbeitung der Planung führen. Der Nutzen 
der Maßnahme kann hierdurch dahingehend beeinträchtigt sein, dass sie bei der 
Dringlichkeitsbewertung nicht mehr zu einer positiven Entscheidung geführt hätte.  
• Interdependenzen können bei einer positiven Entscheidung außerdem zu Nutzen-
zunahmen für weitere Maßnahme führen, die maßgebend für eine positive Entscheidung 
für diese interagierenden Maßnahmen sind. Ist die planungsrechtliche Absicherung nicht 
erfolgreich oder wird die Plangenehmigung erheblich verzögert, wird der erwartete Nutzen 
für die interagierenden Maßnahmen nicht erreicht.  
Aus Sicht des Entscheidungsträgers ist das Risiko einer Fehlentscheidung in besonderer Weise 
bei der Entscheidung für oder gegen Realisierung von Einzelmaßnahmen vorhanden. Da für 
alle im Maßnahmenkollektiv aufgenommenen Maßnahmen die Umsetzungswürdigkeit voraus-
gesetzt ist, werden insbesondere die Maßnahmen, die nicht in der aktuellen Entscheidungsperiode 
realisiert werden sollen, im Fokus des Entscheidungsträgers stehen. Die Entscheidung, Maßnahmen 
nicht in ein Bauprogramm aufzunehmen, wird gegenüber weiteren Beteiligten intensiver zu 
begründen und zu rechtfertigen sein, als die Entscheidung, Maßnahmen in das Programm aufzu-
nehmen. Die Risikoaversion eines Entscheidungsträgers wird besonders ausgeprägt sein, wenn eine 
negative Entscheidung sich im Nachhinein als offensichtlich falsch herausstellen könnte, die 
negativen Folgen einer Fehlentscheidung schwerwiegend sind oder die Fehlentscheidung dem 
Entscheidungsträger angerechnet werden kann (z.B. da er/sie eine unzureichende oder unsichere 
Informationsgrundlage nicht gebührend berücksichtigt hat). Der Entscheider wird also an Lösungen 
interessiert sein, die unter Berücksichtigung der Unsicherheit von Informationen, Wirkungs- und 
Nutzwertermittlung bezüglich ihrer Zuordnung in Dringlichkeitsklassen stabil sind. In diesem 
Zusammenhang wird daher von einer besonderen Bedeutung der Informationsrobustheit des 
Entscheidungsverfahrens auszugehen sein. 
9.3.3 Operationalisierung von Robustheitskriterien 
Eine Operationalisierung von Robustheitskriterien würde idealerweise eine ex ante-
Beurteilung der Güte der Entscheidungsalternative vorsehen. Bei der Robustheitsbeurteilung 
können in der Praxis aufgrund der vielen möglichen Umweltlagen und unzureichend bekannten 
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Eintrittswahrscheinlichkeiten nicht alle denkbaren Umweltlagen einbezogen werden (SCHOLL ET AL. 
2000).  
Für die Verfahrensentwicklung ist es daher zielführender, Unsicherheiten bei Verfahrenselementen 
mit einem relativ großen/potenziellen Einfluss auf die Robustheit des Verfahrens zu minimieren. 
Damit dies zielgerichtet erfolgen kann, ist eine Festlegung von eindeutigen Robustheitskriterien 
hilfreich.  
Die Festlegung von Robustheitsanforderungen ist ein normativer Prozess. Robustheitskriterien sind 
daher für den jeweiligen Anwendungsfall unter Beteiligung des zuständigen Entscheidungsträgers 
zu konkretisieren.  
Anknüpfend an die Überlegungen in Abschnitt 9.3.2 werden nachfolgend Ansätze für die 
Entwicklung von überprüfbaren Robustheitskriterien formuliert. Folgende wesentliche Robustheits-
anforderungen wurden aus der Analyse der Risikoeinstellung des Entscheidungsträgers abgeleitet:  
1. Hohe Stabilität der Zulässigkeit der Entscheidungsalternative (Zulässigkeitsrobustheit) 
2. Sehr hohe Stabilität der Zugehörigkeit von Maßnahmen zu Entscheidungsklassen 
(Klassenzugehörigkeitsrobustheit) 
Zu 1.: Zulässigkeitsrobustheit 
Wesentlich für die Zulässigkeit der Entscheidungsalternative ist die Einhaltung von vorgegebenen 
Restriktionen. In den vorhergehenden Abschnitten wurden Ansätze zur Einhaltung der 
Restriktionen entwickelt. Die verbleibenden Risiken aus Sicht des Entscheidungsträgers werden 
insbesondere bei der Einhaltung des vorgegebenen Budgets gesehen. Unsicherheiten bei den 
Maßnahmenkosten können die Zulässigkeitsrobustheit der Entscheidungsalternative erheblich 
beeinträchtigen. 
Eine Entscheidungsalternative ist als vollkommen zulässigkeitsrobust anzusehen, wenn die zur 
Realisierung geplanten Maßnahmen ohne Änderungen durchgeführt werden können. Wird das 
Budget überschritten, werden als realisierbar eingestufte Maßnahmen nicht mehr umgesetzt 
werden können. Je mehr Maßnahmen mit positiver Entscheidung aufgrund von Kostensteigerungen 
nicht realisiert werden können, desto größer ist das Ausmaß der Unzulässigkeit und desto geringer 
die Zulässigkeitsrobustheit. Zur Berücksichtigung der hohen Anzahl an Maßnahmen und zur 
Gewährleistung der Vergleichbarkeit zwischen Entscheidungsalternativen und Entscheidungs-
prozessen wird neben der absoluten Abweichung vom vollkommenen robusten Ergebnis die Bildung 
einer relativen Abweichung vorgeschlagen.  
Somit können zur Operationalisierung des Maßes der Unzulässigkeit bzw. der mangelnden 
Zulässigkeitsrobustheit folgende Kriterien verwendet werden: 
 ½¾_¿/ = H,-.,/ −  H¦2b,/  ( 25 ) 
 ½¾_¾/ = 1Egh,°¼ 1¥dÀ,°1Egh,°   ( 26 ) 
Mit: 
½¾_¿/   Absolute Abweichung vom vollkommenen zulässigkeitsrobusten Ergebnis für die Handlungsalternative h  ½¾_¾/   Relative Abweichung vom vollkommenen zulässigkeitsrobusten Ergebnis für die Handlungsalternative h  H,-.,/  Anzahl der Maßnahmen mit einer positiven Entscheidung bei der Handlungsalternative h  H¦2b,/  Anzahl der realisierten Maßnahmen mit einer positiven Entscheidung bei der Handlungsalternative h  
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Diese Kriterien sind geeignet, die Zulässigkeitsrobustheit des Verfahrens ex post festzustellen. Für 
eine ex ante Beurteilung können die Auswirkungen von Unsicherheit z.B. mit Unterstützung von 
Simulationen ermittelt werden. Hier ist die relative Häufigkeit, mit der eine Entscheidung als 
unzulässig einzustufen ist, ein geeignetes Maß. Die relative Unzulässigkeitshäufigkeit kann wie 
folgt operationalisiert werden:  
 ½¾_Á/ = H»H.  ( 27 ) 
Mit: 
½¾_Á/   Relative Unzulässigkeitshäufigkeit der Entscheidungsalternative h  H.  Anzahl der betrachteten Situationen mit unterschiedlichen Ausprägungen von Unsicherheit für die 
Entscheidungsalternative h  H»  Anzahl der betrachteten Situationen mit einem unakzeptablen Wert für die Zulässigkeitsrobustheitskriterien ½¾_¿ und/oder ½¾_¾ 
  
Zu 2.:  Klassenzugehörigkeitsrobustheit 
Eine Entscheidungsalternative ist als vollkommen klassenzugehörigkeitsrobust anzusehen, wenn die 
Zuordnung von Maßnahmen zu Entscheidungsklassen nicht durch dem Entscheidungsträger 
bekannte Unsicherheiten bestimmt wird.  
Diese Robustheitsanforderung kann über verschiedene Ansätze operationalisiert werden. Als Maß 
kann z.B. die Anzahl an Maßnahmen oder die relative Häufigkeit, mit der Maßnahmen bei 
unterschiedlichen Ausprägungen der bekannten Unsicherheiten einer Entscheidungsklasse 
wechseln, verwendet werden. Ein weiteres Maß für Verfahren mit vielen Entscheidungsklassen ist 
die durchschnittliche oder maximale Abweichung der Klassenzugehörigkeit (also um wie viele 
Klassen verändert sich die Klassenzugehörigkeit von Maßnahmen im Durchschnitt oder maximal).  
Für eine ex ante Beurteilung kann für die Beurteilung der Robustheit wieder die relative Häufigkeit 
von Klassenwechseln herangezogen werden. Die Stabilität einer Entscheidungsalternative ist dann 
gegeben, wenn die Maßnahmen bei unterschiedlicher Ausprägung von Unsicherheiten möglichst 
selten die Klassenzugehörigkeit wechseln. Zur Beurteilung des Ausmaßes der Instabilität kann bei 
mehr als zwei Entscheidungsklassen die Veränderung um mehrere Klassen durch Gewichtung 
berücksichtigt werden (z.B. indem die absolute Differenz der Klassenzugehörigkeit mitbewertet 
wird: Eine Zugehörigkeitsveränderung auf die benachbarte Klasse wird dann einmal gewertet, wenn 
eine Klasse übersprungen wird (z.B. von Klasse 1 auf Klasse 3) zweimal usw.).  
 w¾_Á/ = ÂB B  Ã_[(UA,.)1fAFG
1h
.FG Ä (H. × HA)Å  
( 28 ) 
Mit: 
w¾_Á/ Relative Klassenwechselhäufigkeit gegenüber der Ausgangssituation (s=0) für die Entscheidungsalternative 
h H.  Anzahl der betrachteten Situationen s mit unterschiedlichen Ausprägungen von Unsicherheit für die 
Entscheidungsalternative h  HA  Anzahl der Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv Ã_[(UA,.) Funktion zur Bestimmung von Klassenveränderungen gegenüber der Ausgangssituation  
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Wie bereits dargestellt, ist vor allem von besonders hohen Robustheitsanforderungen des 
Entscheidungsträgers auszugehen, wenn Maßnahmen von einer Entscheidungsklasse der Maß-
nahmen mit negativer Entscheidung auf eine Entscheidungsklasse mit positiver Entscheidung 
wechseln. Solche Wechsel können durch entsprechende Festlegungen eines Gewichtungsfaktors 
gemäß den Anforderungen des Entscheidungsträgers gewürdigt werden.  
Anhand dieser Kriterien können die vom Entscheidungsträger angestrebten Robustheitsniveaus 
entwickelt werden.  
9.3.4 Implementierung von Sensitivitätsanalysen im Verfahrensablauf 
Sensitivitätsanalysen werden regelmäßig zur Verbesserung des Verständnisses über die Aussage-
qualität von Modellen und Verfahren, die mit unsicheren Parametern arbeiten, angewandt. 
Anwendungsziele von Sensitivitätsanalysen sind vielfach. Sie dienen z.B. zur Identifikation der 
maßgebenden (unsicheren) Parameter. Für diese Parameter kann dann gezielt eine Reduzierung 
der Unsicherheit angestrebt, andere Parameter dafür vernachlässigt werden. Auch sind Sensitivitäts-
analysen geeignet, um Fehler im Verfahren aufzudecken. Ferner können sie dem Entscheidungs-
träger Informationen über die Güte der Ergebnisse, auf deren Grundlage eine Entscheidung 
getroffen werden soll, liefern.  
Die nachfolgenden Darstellungen fokussieren sich auf diesen letzten Aspekt. Die Sensitivitätsanalyse 
kann bei der Verfahrensentwicklung demnach auch für weitere Aufgaben sinnvoll sein. Für die 
theoretische und praktische Anwendung von Sensitivitätsanalysen wird auf die Literatur verwiesen 
(vgl. z.B. SALTELLI ET AL. 2008, SALTELLI ET AL. 2005, RÍOS INSUA 1990).  
Wie im vorhergehenden Abschnitt dargestellt, ist für eine ex ante Beurteilung der Robustheit der 
Ergebnisse eine Analyse der möglichen Ausprägungen von unsicheren Informationen 
erforderlich. Eine Sensitivitätsanalyse kann hierzu auf effiziente Weise Datengrundlagen liefern. 
Aufgrund der vielen unsicheren Faktoren ist eine vollständige Enumeration aller unsicheren 
Zustände aber nicht möglich und auch nicht sinnvoll. Sensitivitätsanalysen sollten nach 
(SALTELLI ET AL. 2008) auf die wesentlichen Ziele, die mit dem Verfahren erreicht werden sollen, 
ausgerichtet werden. Außerdem sind demnach in der Regel nur wenige der unsicheren Faktoren für 
maßgebende Veränderungen am Ergebnis verantwortlich.  
Damit der Entscheidungsträger eine verwertbare Indikation über die Robustheit der Verfahrens-
ergebnisse erhält, wird die Bildung von Szenarien empfohlen.  
Nachfolgend werden Hinweise gegeben, wie eine Sensitivitätsanalyse im Verfahrensablauf 
implementiert werden kann. Die Vorgehensweise beruht auf eine für das Land Hessen entwickelte 
maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung (vgl. DIELEMAN ET AL. 2010) und umfasst 
folgende Arbeitsschritte: 
1. Identifikation relevanter Arten von Abweichungen aufgrund von Unsicherheit 
2. Entwicklung einer Vorgehensweise zur Ermittlung der Streuungsbereiche von Daten-
grundlagen 
3. Entwicklung eines Verfahrensablaufs für die Durchführung von Sensitivitäts-
untersuchungen 
4. Entwicklung einer geeigneten Darstellungsform der Ergebnisse 
5. Entwicklung einer geordneten Abstimmung und Rückkopplung der Ergebnisse 
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Zu 1.:  Identifikation relevanter Arten von Abweichungen aufgrund von Unsicherheit 
Unsicherheiten können aus unterschiedlichen Gründen oder für unterschiedliche Informationsarten 
eine Rolle spielen. Als Grundlage für eine Sensitivitätsuntersuchung werden die von diesen 
Unsicherheiten hervorgerufenen Streuungen nach 
• zufallsabhängigen Abweichungen und  
• systematischen Abweichungen  
differenziert.  
Zufallsabhängige Abweichungen betreffen insbesondere die maßnahmenspezifischen Grundlagen-
daten aus Messwerten. Z.B. können die auf Grundlage von Messwerten ermittelten Zustandswerte 
durch kurzzeitige Ausfälle der Messgeräte oder Verunreinigung der Fahrbahn verfälscht werden. 
Zufallsbedingte Abweichungen treten für jede Maßnahme und jeden Indikator unabhängig auf. 
Bei systematischen Abweichungen handelt es sich insbesondere um Fehler bei der Abschätzung 
von Wirkungszusammenhängen. Durch systematische Abweichungen werden z.B. die Nutzwerte für 
ein Wirkungsfeld systematisch zu hoch oder zu niedrig eingeschätzt. Systematische Abweichungen 
wirken sich demnach auf die Wertigkeiten aus. 
Zu 2.:  Entwicklung einer Vorgehensweise zur Ermittlung der Streuungsbereiche von 
Datengrundlagen 
Damit der Einfluss dieser Abweichungen auf die Stabilität der Dringlichkeitsreihung ermittelt 
werden kann, sind Informationen zu den Streuungsbereichen der Eingangsdaten erforderlich. Diese 
sind aber nur in Ausnahmen bekannt und müssen daher in der Regel geschätzt werden.  
Für eine systematische Schätzung der Streuungsbereiche wird nachfolgend eine Vorgehensweise 
skizziert.  
Zur Schätzung der Streuungsbereiche wird in einem ersten Schritt die Qualität der Eingangsdaten 
qualitativ beurteilt. Auf dieser Grundlage werden dann Klassen von Streuungsbereichen 
festgelegt, die in die Sensitivitätsanalyse eingehen. Dabei wird nach Datengrundlagen mit syste-
matischen und zufallsabhängigen Abweichungen differenziert.  
Für die Beurteilung der Qualität der Grundlagen zur Abschätzung der Wirkungszusammenhänge 
können z.B. die folgenden Kriterien herangezogen werden: 
• Belastbarkeit:   Stammen Daten aus verlässlichen Quellen oder basieren sie auf stark 
       subjektiv geprägten Einschätzungen?  
• Differenzierung:  Ermöglichen die Datengrundlagen die Berücksichtigung der    
       relevanten maßnahmenartspezifischen Wirkungen?   
• Genauigkeit:    Wie groß sind die Fehlermargen?  
• Vollständigkeit:  Sind die Daten vollständig oder lückenhaft vorhanden?  
Ein Beispiel für die Bewertung der Datenqualität ist in Anlage 4 dargestellt.  
Wird die Datenqualität einer Datengrundlage als gut bewertet, werden diese Datengrundlagen in 
der Sensitivitätsuntersuchung nicht variiert. Bei Einschränkungen der Datenqualität werden 
Fehlerbereiche für die Sensitivitätsanalyse in Abhängigkeit der Qualität festgelegt. Diese Fehler-
bereiche wurden in der Regel als Prozentwerte der Ausgangswerte festgelegt. Bei ausreichenden 
Informationen über Streuungsbereiche können Fehlerbereiche auch direkt in der jeweiligen Einheit 
der Datengrundlage angegeben werden.  
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Zu 3.: Entwicklung eines Verfahrensablaufs für die Durchführung von Sensitivitäts-
untersuchungen 
Im Sinne einer effizienten Durchführung der Sensitivitätsuntersuchung sollten die vielen möglichen 
Datenausprägungen sinnvoll zu inhaltlich zusammenhängenden Szenarien zusammengesetzt 
werden. Hierzu wird nachfolgend auf der Einteilung nach zufallsbedingten und systematischen Ab-
weichungen aufgebaut.  
• Untersuchung der Auswirkungen von zufallsabhängigen Abweichungen: 
In einem gesonderten Schritt können die Auswirkungen der zufallsabhängigen Ab-
weichungen untersucht werden. Hierzu werden, ausgehend von einer vorliegenden 
Wirkungs- und Nutzwertermittlung und einer dazugehörigen (vorläufigen) Entscheidungs-
alternative, für alle relevanten Datengrundlagen mit festgelegten zufallsabhängigen Fehler-
bereichen die Eingangswerte für die Bewertung innerhalb des jeweiligen Fehlerbereichs 
durch Monte-Carlo-Simulation variiert. Alle relevanten Datengrundlagen werden 
simultan zufallsbasiert variiert. Dieser Vorgang wird für eine ausreichende Anzahl an 
Durchläufen wiederholt.  
• Untersuchung der Auswirkungen von systematischen Abweichungen: 
In weiteren Schritten können die Auswirkungen der systematischen Abweichungen 
untersucht werden. Da systematische Fehler eine besonders große Bedeutung für die 
Belastbarkeit der Ergebnisse haben können, sollten die betroffenen Datengrundlagen 
isoliert betrachtet werden. Für jede Datengrundlage mit einem festgelegten syste-
matischen Fehlerbereich wird die untere und obere Grenze dieses Fehlerbereichs gesondert 
bewertet. Die systematischen Abweichungen wirken sich auf die Bedeutung der 
betroffenen Zielkriterien für den Gesamtnutzwert aus. Bei einer Festlegung der Ziel-
gewichte in Anlehnung an Monetarisierungsansätze werden durch eine systematische Ab-
weichung die Zielgewichtungen untereinander verändert.  
Durch eine Wirkungs- und Nutzwertermittlung und anschließende Rangreihung der Maßnahmen 
für jeden Durchlauf können die Auswirkungen der sich überlagernden Unsicherheiten auf die 
Ergebnisse der Dringlichkeitsbewertung mit Hilfe der definierten Robustheitskriterien 
(vgl. Abschnitt 9.3.3) bewertet werden.  
Eine vollständige Wirkungs- und Nutzwertermittlung nach dem in Abschnitt 9.2 dargestellten Teil-
verfahren bei jedem Durchlauf der Sensitivitätsuntersuchung ist mit hohem Aufwand verbunden. 
Eine Aufwandsreduzierung kann z.B. erreicht werden, indem ausgehend von der vorläufigen Ent-
scheidungsalternative nur die automatisch ermittelbaren Wirkungsfelder analysiert werden. Die 
Festlegung des sinnvollen Aufwands zur Sicherstellung einer ausreichenden Robustheit muss unter 
Berücksichtigung des Kontexts des Anwendungsfalls bestimmt werden.  
Zu 4.: Entwicklung einer geeigneten Darstellungsform der Ergebnisse 
Zur Unterstützung der Interpretation der Ergebnisse einer Sensitivitätsanalyse durch den 
Entscheidungsträger sind diese auf einfach nachvollziehbare Weise aufzubereiten. Hierzu 
können die Ergebnisse auf die für den Entscheidungsträger relevanten Informationen verdichtet 
werden.  
Zum besseren Verständnis können die Ergebnisse nach Themenbereichen aufbereitet werden 
(z.B. Ergebnisse nach Maßnahmenkategorien, Wirkungsbereichen oder räumlichen Einheiten). 
Wichtig ist, dass der Entscheidungsträger weiterhin in die Lage versetzt wird, eigenständig eine 
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Bewertung über die vorhandene Robustheit der Ergebnisse vorzunehmen, und er somit die 
maßgebenden Einflussfaktoren einordnen kann.  
Zur einfacheren Interpretation der Ergebnisse bieten sich grafische Aufbereitungsformen an (z.B. 
Balkendiagramme oder Boxplot-Diagramme). Beispiele für eine entsprechende Aufbereitung sind in 
Anlage 5 dargestellt.  
Zu 5.: Entwicklung einer geordneten Abstimmung und Rückkopplung der Ergebnisse 
Aus den gewonnenen Erkenntnissen sind auf eine geordnete Weise Konsequenzen für die weitere 
Dringlichkeitsbewertung abzuleiten. Die frühzeitige Operationalisierung der Robustheitsanfor-
derungen wird diesen Prozess unterstützen. Ziel sollte sein, bereits in der Entwicklungsphase des 
Verfahrens ein ausreichendes Robustheitsniveau sicherzustellen. In diesem Fall kann in der 
Anwendungsphase die Durchführung von Sensitivitätsanalysen mit reduziertem Aufwand erfolgen.  
Werden Anforderungen nicht eingehalten, sind dem Entscheidungsträger mögliche Lösungen und 
der damit verbundene Aufwand aufzuzeigen. Zu den möglichen Lösungen gehören z.B. die 
Verbesserung der Datengrundlage oder auch die Anpassung der Robustheitsanforderungen durch 
den Entscheidungsträger.  
9.3.5 Reduzierung von Unsicherheit  
Die Reduzierung der Unsicherheit ist insbesondere dann zielführend, wenn hierdurch die 
Robustheit der Verfahrensergebnisse verbessert wird. Hierzu sind Kenntnisse über die maß-
gebenden Unsicherheitsfaktoren im Verfahren erforderlich, die aus Sensitivitätsuntersuchungen (im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung) gewonnen werden können (vgl. Abschnitt 9.3.4). 
Für die Reduzierung der Unsicherheit sind die folgenden zwei Ausgangslagen relevant: 
1. Informationen, deren Unsicherheit erst im Zeitablauf abnehmen wird. Beispiele hierfür 
sind Informationen, die erst im weiteren Planungsablauf einer Maßnahme konkretisiert 
werden können. 
2. Informationen, deren Unsicherheit umgehend durch eine genauere Erfassung reduziert 
werden kann. Beispiele hierfür sind stark pauschalierte Kostenschätzungen.  
Im Folgenden werden für beide Ausgangslagen Verfahren dargestellt, die eine Reduzierung von 
Unsicherheit bewirken können.  
zu 1.: Rollierende Planung 
Die rollierende Planung ist ein praxisorientiertes Konzept, welches bei der betrieblichen 
Produktionsplanung zur Reduzierung der Risiken aufgrund von Unsicherheiten eingesetzt wird. 
Unsicherheit wird reduziert, indem sie einen Teil der Handlungsalternative als fixiertes und einen 
Teil als vorläufiges Ergebnis behandelt. Das Konzept beruht auf dem Grundgedanken, dass 
Informationen über bestimmte Sachverhalte im Zeitablauf präziser und verlässlicher werden.63 
Bei einer rollierenden Planung folgen verschiedene Planungsschritte aufeinander. In jedem 
Planungsschritt wird eine Entscheidungsalternative für eine Entscheidungsperiode festgelegt. Die 
Entscheidungen werden für die ersten Teilperioden der Entscheidungsperiode realisiert. Eine zweite 
Handlungsalternative wird bereits vor Ablauf der aktuellen Entscheidungsperiode erstellt. Diese 
                                               
63  Die für die Programmplanung häufig angewandte Anschlussplanung kann als Extremfall der rollierenden Planung aufgefasst werden, 
da hier eine rollierende Planung ohne Überlappung der Entscheidungsperioden vorliegt. 
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basiert auf der ersten Entscheidungsalternative, nimmt aber Änderungen an ihr vor. Dieser Plan 
umfasst ebenfalls einen Zeitraum entsprechend dem der Entscheidungsperiode und bereitet daher 
den nächsten Entscheidungsprozess vor, indem eine vorläufige Entscheidung für die ersten Teil-
perioden der nächsten Entscheidungsperiode vorgenommen wird.64 
Das Grundprinzip der rollierenden Planung ist in Abbildung 48 dargestellt. 
Folgende Nachteile sind mit einer rollierenden Planung verbunden:  
• Sie führt zu einem erhöhten Aufwand. 
• Die mit einer rollierenden Planung verbundene Nervosität kann zu Vertrauensverlusten in 
den Verfahrensergebnissen führen. 
Vorteile der rollierenden Planung sind: 
• Sie erlaubt eine geordnete Reaktion auf veränderte Maßnahmenplanungen oder Rahmen-
bedingungen.  
• Hierdurch wird das Erreichen eines möglichst hohen Gesamtnutzens unterstützt. 
• Sie trägt durch die regelmäßigere Verfahrensanwendung zu einem dichteren 
Fortschreibungsintervall des Verfahrens bei, was tendenziell zu einer höheren Qualität 
der Verfahrensergebnisse beitragen wird.  
• Sie trägt durch die Verwendung von Entscheidungsklassen mit vorläufigem Charakter zu 
einer Verbesserung der Zulässigkeits- und Klassenzugehörigkeitsrobustheit des 
Verfahrens bei.  
Für die Implementation einer rollierenden Planung ist die Festlegung von weiteren Entscheidungs-
klassen sinnvoll, die die Maßnahmen mit (positiven und negativen) Entscheidungen vorläufiger 
Natur enthalten.  
Die Realisierung der Maßnahmen mit Entscheidungen vorläufiger Natur sollte soweit zweckdienlich 
vorbereitet werden. Ziel der rollierenden Planung ist, dass bei einer Revision einer Entscheidung 
die hierdurch freigewordenen Ressourcen zeitnah anderweitig eingesetzt werden können.  
                                               
64  Für weiterführende Informationen zur rollierenden Planung wird z.B. auf (SCHOLL 2001) verwiesen. 
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Abbildung 48: Gegenüberstellung Grundprinzip Anschlussplanung und rollierende Planung  
Zur Minimierung der Planungsnervosität und des Planungsaufwands sollte die Auswahl der Maß-
nahmen mit vorläufiger Entscheidung sorgfältig vorgenommen werden. Ziel sollte sein, nur die 
Maßnahmen aufzunehmen, bei denen die Entscheidung mit relativ hoher Wahrscheinlichkeit 
revidiert werden könnte.  
Eine Zuordnung in eine vorläufige Entscheidungsklasse ist bei Maßnahmen mit positiver Ent-
scheidung insbesondere für die folgenden Kategorien sinnvoll: 
• Maßnahmen in einer sehr frühen Planungsphase  
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• Maßnahmen mit Unsicherheiten bei der planungsrechtlichen Absicherung 
• Maßnahmen, für die im Rahmen einer Sensitivitätsbetrachtung eine geringe Stabilität bei 
der Zugehörigkeitsrobustheit zu einer Entscheidungsklasse der positiv entschiedenen 
Maßnahmen nachgewiesen wurde. 
• Sonstige Maßnahmen, die maßgebend aufgrund von Interdependenzwirkungen eine 
positive Entscheidung erhalten haben und die in Wechselwirkung mit Maßnahmen der 
ersten drei Kategorien stehen.  
Eine Zuordnung zu einer vorläufigen Entscheidungsklasse ist bei Maßnahmen mit negativer Ent-
scheidung insbesondere für die folgenden Kategorien sinnvoll: 
• Maßnahmen, für die im Rahmen der Sensitivitätsbetrachtung eine geringe Stabilität bei 
der Zugehörigkeitsrobustheit zu einer Entscheidungsklasse der negativ entschiedenen 
Maßnahmen nachgewiesen wurde. 
• Maßnahmen, die maßgebend aufgrund von Restriktionen eine negative Entscheidung 
erhalten haben und die in Wechselwirkung mit einer der Maßnahmen aus der vorläufigen 
Entscheidungsklasse der Maßnahmen mit positiver Entscheidung stehen.  
Die Summe der Investitionskosten von Maßnahmen, die in die vorläufige Entscheidungsklasse von 
Maßnahmen mit negativer Entscheidung aufgenommen sind, sollte zur Minimierung des Planungs-
aufwands in etwa mit der Summe der Investitionskosten der nachträglich revidierten Maßnahmen 
mit positiver Entscheidung stehen. 
Die Zuordnung von Maßnahmen zu vorläufigen Entscheidungsklassen kann erst zum Abschluss der 
Wirkungs- und Nutzwertermittlung erfolgen. Die Berücksichtigung von vorläufigen Entscheidungs-
klassen hat daher keine Auswirkungen für die Wirkungs- und Nutzwertermittlung. 
zu 2.:  Plausibilisierung von Daten 
Durch Plausibilitätsuntersuchungen werden Daten mit geeigneten Verfahren auf Konsistenz, Voll-
ständigkeit und Genauigkeit geprüft. Durch eine frühzeitige Überprüfung der Datenqualität im 
Verfahrensablauf können Unsicherheiten reduziert bzw. korrigiert werden.  
Ein Beispiel für ein Plausibilisierungsverfahren liefert die Projektbewertung für den BVWP 2015. 
Im Rahmen der Weiterentwicklung der Bewertungsmethodik wurde ein Verfahren zur 
Plausibilisierung von Investitionskosten von angemeldeten Verkehrsinfrastrukturvorhaben 
entwickelt (vgl. AVISO ET AL. 2014). Ziel des Forschungsprojektes ist es, ein einfaches Werkzeug für 
eine effiziente Plausibilisierung der gemeldeten Investitionskosten von beantragten Projekten für 
den BVWP 2015 bereitzustellen. Die Methode basiert auf der Entwicklung eines mehrstufigen 
Plausibilisierungsverfahrens. Aus den Anmeldedaten zum BVWP 2015 werden Mengengerüste für 
die Hauptbauteile eines Projektes ermittelt. Durch Vergleich der Berechnungsergebnisse der 
Kostenplausibilisierung mit den Kostenangaben der Anmelder lässt sich ableiten, wo im Projekt 
erhebliche Abweichungen vorliegen. Das Modell bietet nach Aussage der Verfahrensentwickler die 
Möglichkeit, „mit wenig Arbeitsaufwand schnell Vergleichswerte für Investitionskosten von Straßen-
bauprojekten zu erhalten“ (AVISO ET AL. 2014). 
Eine weitere Möglichkeit zur Reduzierung der Unsicherheit ist die Abfrage von Metainformationen 
zur Qualität der gelieferten Daten. Diese Vorgehensweise bietet sich insbesondere für 
maßnahmenbezogene Informationen an. Hier können je nach Maßnahme unterschiedliche 
Planungsstände und sonstige Unsicherheitsquellen vorliegen. Unter Berücksichtigung der Meta-
informationen können bei entsprechender Aufbereitung die Streuungsbereiche der Situation 
entsprechend festgelegt und auf pauschalierte Unsicherheitsmaßen verzichtet werden.  
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9.4 Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
In diesem Kapitel wurde eine Grundstruktur für ein effizientes und robustes Bewertungsverfahren 
entwickelt. Die Entwicklung einer spezifischen Anwendung für ein Verfahren zur maßnahmenart-
Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung   
Abschnitt 9.3:  Robuste Strukturierung der Maßnahmenbewertung und -auswahl 
 
Konkretisierung und Operationalisierung von Robustheitskriterien 
 Die erforderliche Robustheit des Verfahrens wird im Wesentlichen von der Risiko-
einstellung des Entscheidungsträgers bestimmt. 
 Die Optimalitätsrobustheit (Sicherheit einer optimalen Lösung) wird für den 
Entscheidungsträger keine hervorgehobene Bedeutung haben. 
 Das Verfahren soll insbesondere eine hohe Stabilität bei der Zulässigkeit der 
Entscheidungsalternative aufweisen (Zulässigkeitsrobustheit). 
 Besondere Bedeutung hat die Stabilität der Zugehörigkeit von Maßnahmen zu 
Entscheidungsklassen (Klassenzugehörigkeitsrobustheit). 
 Über die Festlegung der Robustheitskriterien „Zulässigkeitsrobustheit“ und „Klassen-
zugehörigkeitsrobustheit“ können die vom Entscheidungsträger angestrebten 
Robustheitsniveaus konkretisiert werden. 
 
Implementierung von Sensitivitätsuntersuchungen 
 Eine Sensitivitätsanalyse kann auf effiziente Weise Datengrundlagen für die Beurteilung 
der Robustheit des Verfahrens liefern. 
 Die Festlegung des sinnvollen Aufwands zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Robustheit muss unter Berücksichtigung des Kontexts des Anwendungsfalls bestimmt 
werden. 
 Bei der Implementation einer Sensitivitätsanalyse im Verfahrensablauf ist nach zufalls-
abhängigen und systematischen Informationsstreuungen zu unterscheiden.  
 Ein rollierender Ablauf des Entscheidungsverfahrens kann zur Reduzierung von 
Unsicherheit und damit zur Erhöhung der Robustheit der Verfahrensergebnisse 
beitragen. 
 
Weitere Ansätze zur Reduzierung von Unsicherheit 
 Für die Implementation einer rollierenden Planung ist die Festlegung von weiteren 
Entscheidungsklassen sinnvoll. 
 Durch eine frühzeitige Überprüfung der Datenqualität im Verfahrensablauf können 
Unsicherheiten reduziert werden. 
 Metainformationen zur Qualität von gelieferten Daten vereinfachen die 
Berücksichtigung von Unsicherheit im Verfahrensablauf. 
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übergreifenden Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen kann entsprechend der 
einzelnen Prozessschritte im Verfahrensablauf gegliedert werden. Die wichtigsten Prozessschritte 
sind in Abbildung 49 dargestellt.  
Große Bedeutung für eine effiziente Verfahrensgestaltung hat die (weitgehende) Automatisierung 
von Verfahrensschritten. Für automatisierte Verfahrensteile sind entsprechende Algorithmen zu ent-
wickeln und in einer geeigneten Programmiersprache zu implementieren. Die Automatisierung von 
Verfahrensschritten steht dabei in enger Wechselwirkung mit dem Aufbau des Datenverarbeitungs-
systems.65  
Für nicht oder nur zum Teil automatisierbare Verfahrenskomponenten sind im Rahmen der 
Verfahrensentwicklung eindeutige Regelungen aufzustellen. Diese arbeitsintensiven Prozess-
schritte sind so in das Verfahren einzugliedern, dass (für das Endergebnis) irrelevante Bearbeitungs-
schritte auf systematische Weise übersprungen werden können.  
Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist auf einen geregelten Gesamtablauf der Entscheidungs-
findung hinzuwirken, der eine effiziente und robuste Entscheidungsfindung unterstützt. Die 
Verankerung eines rollierenden Entscheidungsprozesses und die Implementierung von ein-
deutigen und verbindlichen Datenübergabevorschriften werden maßgeblich zur Robustheit der 
Entscheidungsfindung beitragen. Die praktische Umsetzung erfordert allerdings eine ausreichende 
Unterstützung durch die zuständigen Arbeitsebenen. Diese Unterstützung ist rechtzeitig im 
Entwicklungsprozess sicherzustellen, damit das Verfahren entsprechend ausgerichtet werden kann. 
Zu den wichtigen Festlegungen bei der Verfahrensentwicklung, die abschließend vom 
Entscheidungsträger vorzunehmen sind, gehören die Bestimmung der Anzahl an notwendigen 
Entscheidungsklassen, die Definition von Abbruchkriterien bei iterativ ablaufenden Verfahrens-
elementen sowie die Operationalisierung von Robustheitskriterien. Sie alle haben einen 
erheblichen Einfluss sowohl auf den erforderlichen Bearbeitungsaufwand bei Durchführung einer 
Dringlichkeitsbewertung als auch auf die Qualität der Entscheidungsfindung. Der 
Entscheidungsträger muss im Rahmen der Verfahrensentwicklung in die Lage versetzt werden, 
begründete Entscheidungen in diesem Zusammenhang zu treffen.  
Ferner ist im Rahmen der Verfahrensentwicklung vom Entscheidungsträger abzuwägen, in welchen 
Umfang die verschiedenen Arten der Interdependenz berücksichtigt werden sollen. Die 
Berücksichtigung von Interdependenzen kann mit erheblichem Bearbeitungsaufwand verbunden 
sein. Eine vollumfängliche Berücksichtigung fordert daher in der Regel einen sehr hohen Auto-
matisierungsgrad mit entsprechender Informationsversorgung. In der Praxis werden Verein-
fachungen in diesem Zusammenhang oft nicht zu vermeiden sein, auch wenn hierdurch die 
Aussagekraft der Bewertungsergebnisse beeinträchtigt wird. Das Aufzeigen von verschiedenen 
Möglichkeiten der verfahrenstechnischen Berücksichtigung von Interdependenzen mit ihren 
Konsequenzen für Aufwand und Ergebnisqualität ist daher als wichtige Aufgabe im Rahmen der 
Verfahrensentwicklung anzusehen. 
Die Fehlerfreiheit der erstellten Verfahrenskomponenten ist vor Implementierung durch Test-
durchläufe in ausreichendem Umfang sicherzustellen. Der modulare Aufbau des Verfahrens erlaubt 
eine frühzeitige Überprüfung von einzelnen Komponenten. Bevor das Verfahren endgültig zur 
Implementierung freigegeben wird, ist eine Überprüfung des fehlerfreien Zusammenwirkens der 
einzelnen Verfahrenskomponenten sicherzustellen. Ferner ist eine regelmäßige Überprüfung im 
Verlauf der Verfahrensentwicklung, ob das Verfahren mit vertretbarem Aufwand zu einer 
                                               
65  Hinweise zur Entwicklung des Datenverarbeitungssystems werden in Abschnitt 10.2 behandelt.  
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abschließenden Entscheidungsalternative führt, zu empfehlen. Die Robustheit des Verfahrens sollte 
in der Entwicklungsphase durch umfangreichere Sensitivitätsanalysen verifiziert werden. Bei der 
Verfahrensanwendung kann dann diese Analyse auf für die Verfahrensergebnisse wesentliche 
Aspekte beschränkt werden. 
 
Hinweise für die Verfahrensentwicklung  
Hinweise für die effiziente und robuste Strukturierung des Bewertungsverfahrens 
 
 Über ein iteratives Verfahren, in mittels dessen die Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
stufenweise verdichtet wird, kann der erforderliche Ermittlungsaufwand reduziert 
werden. 
 Wichtige Festlegungen, in die auch der Entscheidungsträger einzubinden ist, betreffen 
die Anzahl der bewertungsrelevanten Entscheidungsklassen, die Definition von Abbruch-
kriterien sowie die Operationalisierung von Robustheitskriterien. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sollte ein hoher Automatisierungsgrad angestrebt 
werden. In diesem Zusammenhang ist die Etablierung von geeigneten Prozeduren zur 
Informationsbereitstellung eine wichtige Aufgabe der Verfahrensentwicklung.  
 Die Gewährleistung eines vertretbaren Bewertungsaufwands erfordert vom 
Entscheidungsträger eine Abwägung der im Verfahrensablauf zu berücksichtigenden 
Interdependenzen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist die fehlerfreie und aufwandsoptimierte 
Umsetzung der spezifizierten Bearbeitungsschritte z.B. durch Testdurchläufe 
sicherzustellen.  
 Die geregelte Einbindung von Sensitivitätsanalysen im Verfahrensablauf kann auf 
effiziente Weise Datengrundlagen für die Beurteilung der Robustheit des Verfahrens 
liefern. 
 Die Festlegung des sinnvollen Aufwands zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Robustheit muss unter Berücksichtigung des Kontexts des Anwendungsfalls bestimmt 
werden. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist frühzeitig auf einen geregelten, effizienten 
und robusten Gesamtablauf der Entscheidungsfindung hinzuwirken. Die Etablierung 
eines rollierenden Entscheidungsprozesses sowie eindeutige Datenübergabevorschriften 
sind anzustreben. 
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Abbildung 49: Grundstruktur eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung von  
 Straßenbaumaßnahmen 
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10 Sonstige Hinweise 
10.1 Vorbemerkungen 
In diesem Kapitel werden Hinweise für Aufgabenbereiche erarbeitet, die für die praktische Anwend-
barkeit eines Verfahrens ausschlaggebend sind.66  
Hinweise für die Entwicklung eines Datenverarbeitungssystems werden in Abschnitt 10.2 
behandelt. In Abschnitt 10.3 werden Hinweise in Zusammenhang mit der Organisation der Ver-
fahrensentwicklung und die Verfahrensanwendung erarbeitet. Die Dokumentation der 
Verfahrensentwicklung und Hinweise für eine nachvollziehbare Dokumentation einer Verfahrens-
anwendung werden in Abschnitt 10.4 dargestellt. Eine Zusammenfassung der Folgerungen und 
Hinweise für die Verfahrensentwicklung schließen das Kapitel ab (Abschnitt 10.4). 
10.2 Entwicklung eines Datenverarbeitungssystems 
10.2.1 Vorbemerkungen 
Für eine maßnahmenartübergreifende Bewertung werden für eine hohe Anzahl an Maßnahmen 
Datengrundlagen benötigt. Die Aufbereitung von Datengrundlagen wird einen wesentlichen Anteil 
am Gesamtaufwand für eine Dringlichkeitsbewertung haben. Bereits bei der Verfahrensentwicklung 
ist daher darauf zu achten, dass bei der Implementation des Verfahrens eine effiziente Übernahme 
und Aufbereitung von Datengrundlagen möglich sein wird.  
Die für die Bewertung erforderlichen Datengrundlagen werden bei der Vielzahl an Maßnahmen 
nicht für alle Maßnahmenkategorien und Netzabschnitte in einer vollständigen, einheitlichen und 
einfach zu verarbeitenden Weise vorliegen.  
Bei den Input-Daten für das Verfahren werden die folgenden Datenkategorien unterschieden: 
• Maßnahmeninformationen 
• Zustandsinformationen 
• Informationen zum Referenzsystem 
• Informationen zu den Wirkungszusammenhängen 
• Informationen zur Zielgewichtung 
Die Verarbeitung dieser Daten führt zu den folgenden Zwischen- und Endergebnissen (Output-
Daten): 
• Bewertungsgrundlagen 
• Wirkungswerte 
• Nutzwerte 
Die Zusammenhänge zwischen diesen Input- und Output-Daten sind in Abbildung 50 veran-
schaulicht. 
                                               
66  Die Erarbeitung von Hinweisen richtet sich nach der Lösung der identifizierten typischen Aufgabenstellungen in Zusammenhang mit 
der Strukturierung des Verfahrensablaufs (vgl. Abschnitt 5.5, Tabelle 11). 
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Abbildung 50: Grundstruktur für ein Datenverarbeitungssystem 
10.2.2 Datenspezifikation 
Maßnahmeninformationen 
Damit die Bewertung der potenziellen Maßnahmen auf effiziente Weise erfolgen kann, werden für 
jede Maßnahme mehrere Informationen benötigt: 
Informationen zur Maßnahme:  
• Eindeutige Kennung (ID) 
• Informationen zur Verortung (Anfangspunkt, Endpunkt, Verlauf) 
• Beschreibung der Maßnahmenart/Maßnahmenkategorie 
• Spezifizierung der Maßnahme  
• Investitionskosten 
• Evtl. Abweichungen vom Standardfall (Nutzungsdauer, Baurechtschaffung…) 
• Planungs- und Genehmigungsstand  
• Realisierungszeitpunkt 
• Ergebnisse von vorgeschalteten Bewertungsverfahren 
• Informationen zum Anlass der Maßnahme (z.B. Unfallschwerpunkt) 
• Informationen zu den Risiken (z.B. Kosten, Realisierungszeitpunkt) 
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Informationen zu potenziellen Interdependenzwirkungen: 
• Maßnahmen-ID von relevanten Maßnahmen mit Interdependenzwirkung 
• Art der Interdependenzwirkung (Restriktion/Wirkungs-/Bewertungsinterdependenz, 
intern/extern, groß-/kleinräumig, Kostenwirksamkeit)  
• Ausprägung der Interdependenzwirkung 
Ggf. weitere Metainformationen wie: 
• Straßenname 
• Klassifizierung 
• Zuständigkeitsbereich 
• Bearbeiter 
• Informationen zur Historie  
Für eine effiziente und korrekte Verarbeitung dieser Daten ist sicherzustellen, dass die 
Informationen auch bei künftigen Entscheidungsprozessen für alle Maßnahmen vergleichbar 
aufbereitet vorliegen.  
Die Informationen können von verschiedenen Stellen zur Bewertung angemeldet werden. Im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung sollte daher ein Katalog mit eindeutigen Vorgaben zu den 
Inhalten und deren Formatierung entwickelt werden. Die Festlegung dieses Katalogs sollte in 
Abstimmung mit den zuständigen Fachebenen erfolgen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass 
alle Informationen entsprechend der Vorgaben und mit vertretbarem Aufwand bereitgestellt 
werden. In Abbildung 51 ist ein Ablaufschema zur Entwicklung und Festlegung eines 
entsprechenden Katalogs dargestellt.  
Informationen zur Zustandsbeschreibung 
Zu den Daten zur Zustandsbeschreibung gehören die Daten, die für die Wirkungsermittlung 
benötigt werden, nicht aber durch die Maßnahmen festgelegt sind. Zu dieser Datenkategorie 
gehören Informationen wie: 
• Daten zur Nutzungsintensität (Verkehrsbelastungen für Analyse und Prognose, nach Kfz, 
Schwerverkehr, Radverkehr, Fußgängerverkehr… ) 
• Merkmale der Anlagenteile für Kraftfahrzeug-, Radfahrer- und Fußgängerverkehr (Breite 
der Verkehrsfläche, Oberflächenart, Anzahl Fahrstreifen, zul. Höchstgeschwindigkeit, Quer-
schnitte, Nutzungsbeschränkungen, sonstige Verkehrsregelungen, Knotenpunktarten, Aus-
stattung, Bauklasse, Baujahr, Erhaltungshistorie…)  
• Zustand der Anlagenteile (Zustandserfassung für Verkehrsflächen, Bauwerksdaten, …) 
• Informationen zum Umfeld (Art der Randbebauung, Anwohnerzahlen, Schutzgebiete, 
sensible Randnutzungen wie Schulen, Bauflächen… ). 
• Informationen zur Bedeutung der Infrastruktur (Verkehrswegekategorie, Linienverlauf 
und Bedienungshäufigkeit durch Verkehrsmittel des öffentlichen Verkehrs, Verlauf von aus-
gewiesenen Umleitungsrouten, raumplanerische Bedeutsamkeit, Schulwegrouten, 
touristische Bedeutung ...) 
• Informationen zur Problemfeststellung/Problemverifizierung (Unfallstatistiken, Lärm-
kartierung, Schadstoffkonzentration, Stauhäufigkeit und -schwere, Auslastung von Knoten-
punkten, Netzlücken …). 
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Abbildung 51:  Ablaufschema Festlegung der Datenspezifikation zur Maßnahmenbeschreibung 
Zur Vereinfachung der Datenübernahme bei künftigen Entscheidungsprozessen sollten die 
folgenden Metainformationen zur Datengrundlage festgehalten werden: 
• Bezugsquelle und Ansprechpartner 
• Erfassungsmethode und Häufigkeit 
• Modalitäten der Datenverwertung (Kosten, Genehmigungen, Erklärungen, Zeitbedarf) 
• Format der Datenlieferung, Art des Übertragungswegs 
• Vorschriften für die Umformatierung in eine für die Bewertung geeignete Form 
• Hinweise zur Plausibilisierung der Datengrundlage 
• Hinweise zur Herstellung der räumlichen und zeitlichen Vergleichbarkeit   
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Sofern eine manuelle Datenaufbereitung in nennenswertem Umfang unumgänglich ist, können im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung Eingabemasken und Hilfen zur Dateninterpretation erstellt 
werden (vgl. Abbildung 52). Diese sichern die Effizienz und die Vergleichbarkeit der Daten-
auswertung (interpersonell und zwischen verschiedenen Entscheidungsprozessen).  
 
 
Abbildung 52:  Beispiel einer Daten-Eingabemaske zur eindeutigen und geordneten Erfassung von Datengrundlagen 
(DIELEMAN ET AL. 2014) 
Informationen zum Referenzsystem 
Für die Wirkungs- und Nutzwertermittlung sind die Informationen miteinander zu verknüpfen. 
Voraussetzung für eine fehlerfreie Datenverknüpfung ist eine eindeutige räumliche Verortung der 
verschiedenen Datengrundlagen.  
Hierzu gibt es grundsätzlich verschiedene Möglichkeiten. Da für die Datenhaltung im Bereich der 
Straßeninfrastruktur meist die Anweisung Straßeninformationsdatenbank (ASB) Verwendung 
findet, bietet es sich an, auch für die Dringlichkeitsbewertung auf dieser Systematik aufzubauen. 
Hierbei werden für sämtliche höhengleiche und höhenungleiche Knotenpunkte zweier oder 
mehrerer Straßen mit verkehrlicher Verknüpfung Netzknoten festgelegt. Zusätzliche Netzknoten an 
Schnittstellen mit weiteren linien- oder flächenhaften Elementen wie Verwaltungsgrenzen oder 
Radwegen sind möglich. Die Netzknoten werden mit eindeutigen siebenstelligen Netzknoten-
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nummern und Koordinateninformationen attribuiert. Die Netzknoten sind durch digitalisierte Poly-
linien, die die Straßenabschnitte darstellen, miteinander verbunden. Die Polylinien sind mit einer 
eindeutigen Stationierung attribuiert, über die sich z.B. Bauwerke im Verlauf der Straße verorten 
lassen.  
Die Verknüpfung der Informationen kann auf dieser Grundlage z.B. über ein Geografisches Infor-
mationssystems (GIS) erfolgen.  
 
Abbildung 53: Beispiel für eine Datenverknüpfung über ein GIS-System (Verknüpfung Streckenverlauf von 
Maßnahmen und Abgrenzung von Wasserschutzgebieten) (Quelle: DIELEMAN ET AL. 2014) 
Informationen zu den Wirkungszusammenhängen und Zielgewichtung 
Informationen zu den Wirkungszusammenhängen und die Bewertung der Wirkungen sind im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung einmalig festzulegen.  
Hierzu gehört eine geeignete Aufbereitung der erforderlichen Variablen, Konstanten und 
Berechnungsvorschriften (vgl. Abschnitt 10.4). 
Für nachfolgende Entscheidungsprozesse ist eine Verifizierung und ggf. Aktualisierung dieser Daten 
erforderlich. Für eine effiziente Durchführung dieses Prozesses sollte die Quelle der verwendeten 
Informationen sowie die erfolgten Anpassungen festgehalten werden.  
10.2.3 Qualitätssicherung  
Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sollten für alle wesentlichen Datengrundlagen die 
Modalitäten zur Übernahme und Aufbereitung bestimmt worden sein. Damit der Aufwand für die 
Übernahme und Aufbereitung bei künftigen Entscheidungsprozessen minimiert werden kann, ist es 
empfehlenswert, diesen Prozess der Datenübernahme und -aufbereitung für künftige 
Entscheidungsprozesse zu strukturieren. Ziel ist, die Datenübernahme, die Korrektur von Daten-
fehlern sowie die erforderlichen Datenergänzungen möglichst nach festgelegten Regeln 
effizient durchführen zu können. 
Korrektur von Datenfehlern  
Durch die frühzeitige Plausibilisierung von Datengrundlagen können in der Praxis Mehr-
aufwände und Zeitverluste bei der Wirkungsermittlung in erheblichen Umfang vermieden werden. 
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Fehlerquellen sind in diesem Zusammenhang unvollständige Informationen, fehlerhafte Angaben 
zur Verortung von Informationen oder implausible Daten durch Mess- und Eingabefehler. 
 
Abbildung 54: Ablaufschema Qualitätssicherung von Input-Daten 
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Die Plausibilität von Daten kann anhand von Erwartungswerten erkannt werden, die z.B. durch 
Schätzung von realistischen Extremwerten oder durch die Festlegung von zulässigen Abweichungen 
gegenüber: 
• relativen Veränderungen zu historischen Daten der gleichen Datenquelle  
• bei vorhergehenden Entscheidungsprozessen festgestellten Zusammenhängen zwischen 
verschiedenen Datengrundlagen  
festgelegt werden.  
Eine geeignete Vorgehensweise zur Feststellung von unvollständigen Informationen und 
fehlerhaften Angaben zur Verortung ist in Abbildung 54 dargestellt.  
In einem ersten Schritt werden die Daten in das vorgesehene räumliche Referenzsystem ein-
gelesen. Anschließend wird geprüft, ob für alle relevanten räumlichen Einheiten Daten vorliegen. 
Wenn nicht, ist zu prüfen, ob die Ursache hierfür unvollständige Informationen oder fehlerhafte 
Angaben zur Verortung sind. Die überarbeiteten Daten werden anschließend auf Plausibilität 
überprüft. Bei den Datenmengen ist zu diesem Zweck eine (teil-)automatisierte Vorgehensweise 
erforderlich. Mit geografischen Informationssystemen lassen sich Prüfregeln und die Ausgabe von 
potenziellen Datenfehlern weitgehend automatisieren.  
Die Festlegung und Dokumentation von strukturierten, wiederholbaren Verfahren zur Daten-
übernahme (einschließlich Qualitätskontrolle und Datenveredelung) bewirken eine wesentliche 
Effizienzverbesserung von künftigen Entscheidungsprozessen (vgl. Abbildung 52).  
Herstellung der Vergleichbarkeit  
Die Herstellung der Vergleichbarkeit ist dann erforderlich, wenn Sachlagen miteinander verglichen 
werden, diese aber unterschiedliche Bezugsgrößen aufweisen und hieraus eine nicht akzeptable 
Beeinträchtigung der Nachvollziehbarkeit oder der Fehlerfreiheit der Bewertungsergebnisse 
entsteht. 
In Kapitel 5 wurde bereits gezeigt, dass aufgrund der typischen Randbedingungen einer 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung die Herstellung der Vergleichbarkeit von 
Datengrundlagen, Wirkungs- und Nutzenbeiträgen für die Verfahrensentwicklung eine hohe 
Bedeutung hat. Aufgrund der hohen Anzahl an Maßnahmen sind hierzu effiziente und nach-
vollziehbare Methoden anzuwenden, die außerdem eine ausreichende Robustheit der Bewertungs-
ergebnisse ermöglichen. 
Trotz fortgeschrittener Normung von Datengrundlagen (vgl. Abschnitt 2.6.5) wird es aufgrund der 
Vielzahl an Maßnahmen und Streckenabschnitten in der Praxis trotzdem Fälle geben, für die eine 
direkte Vergleichbarkeit der Datengrundlagen nicht gegeben ist.  
Eine Beeinträchtigung der direkten Vergleichbarkeit von Datengrundlagen kann die folgenden 
Aspekte betreffen:  
• die Erfassungs- oder Berechnungsmethodik 
• das räumliche Bezugsystem oder  
• der zeitliche Bezugshorizont  
Die Herstellung der Vergleichbarkeit von Datengrundlagen, die mit verschiedenen Erfassungs- 
oder Berechnungsmethoden erstellt worden sind, kann in der Praxis oft mit Genauigkeitsverlusten 
für zumindest einen Teil der Daten verbunden sein. Grundsätzlich werden Informationen benötigt, 
die auf eine belastbare und nachvollziehbare Weise eine Datentransformation ermöglichen. Dies 
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erfordert entweder fundierte Kenntnisse über die für die Datenerstellung verwendeten Methoden 
oder allgemein anerkannte Transformationsregeln.  
 
Beispiele:  
Verkehrsbelastungen sind eine wesentliche Größe für die Ermittlung von 
Maßnahmenwirkungen. Die regelmäßig stattfindende bundesweite Verkehrszählung 
bildet eine wichtige Datengrundlage für Verkehrsbelastungen. Diese Verkehrs-
mengenangaben sind nach einer einheitlichen Systematik ermittelt und liegen für 
einen Großteil des klassifizierten Straßennetzes vor. Zur Vervollständigung von 
fehlenden Verkehrsmengendaten können Ergebnisse von Verkehrszählungen aus 
anderen Quellen verwendet werden. Diese sind dann aber in der Regel nach einer 
anderen Systematik erfasst und aufbereitet worden (z.B. Verkehrsmengen für die 
Hauptverkehrszeit). Auch wird der Bezugszeitpunkt der erfassten Verkehrsmengen 
abweichen können.  
Informationen zur räumlichen Verortung von Informationen können je nach 
Datenquelle nach unterschiedlichen Methoden aufbereitet sein. Informationen zur 
Beschreibung der Straßeninfrastruktur werden oftmals nach der Netzknoten-
Systematik aufbereitet, andere relevante Informationen wie z.B. Fahrplaninfor-
mationen des ÖV, Verkehrsprognosen, raumplanerische Informationen und Informa-
tionen zur Bedeutung von Streckenabschnitten innerhalb des Straßennetzes (z.B. aus 
Verkehrsplänen) werden in der Regel nicht ohne Weiteres miteinander verknüpfbar 
sein.  
 
Probleme bei der Vergleichbarkeit von räumlichen Bezugssystemen sind vorhanden, wenn für die 
Georeferenzierung der Datengrundlagen unterschiedliche Koordinatensysteme oder räumliche 
Referenzweisen verwendet werden. Die Vergleichbarkeit kann in der Regel durch entsprechende 
Transformationsregeln hergestellt werden, sofern normierte Referenzsysteme verwendet wurden 
oder Informationen vorliegen, die eine eindeutige Zuordnung von Informationen innerhalb eines 
Referenzsystems ermöglichen. Die Überführung sämtlicher bewertungsrelevanter Daten mit lokalem 
Bezug in ein einheitliches räumliches Bezugssystem ist Voraussetzung für die Durchführung der 
Bewertung. Das einheitliche räumliche Bezugssystem sollte so gewählt werden, dass eine 
ausreichende Abbildungsgenauigkeit bei gleichzeitiger Minimierung des Aufwands für die Daten-
transformation erreicht wird.  
Die Vergleichbarkeit von Datengrundlagen kann ferner durch uneinheitliche Bezugszeitpunkte 
beeinträchtigt werden. Bei Informationen, die im Zeitverlauf maßgebend variieren können, wie 
Zustandserfassungen, kann dies zu Verzerrungen bei der Wirkungsermittlung führen. Andere 
Datengrundlagen, wie die meisten Informationen zum Umfeld (Einwohnerzahlen, Schutzgebiete 
usw.), werden im Zeitverlauf nur wenigen Veränderungen unterliegen. Für diese Daten sind 
Abweichungen vom Bezugszeitpunkt wenig problematisch. Für die Herstellung der Vergleichbarkeit 
kann eine generelle Hochrechnung ausreichend sein, bei lokalen zeitlichen Änderungen sind ggf. 
Korrekturen an einzelnen Datensätzen vorzunehmen.  
Bei der Herstellung einer Vergleichbarkeit von Datengrundlagen ist die Sinnhaftigkeit stets zu 
hinterfragen. Datenveränderungen sollten zu einer Reduzierung von Unsicherheiten bei den 
Bewertungsergebnissen beitragen. Ist dies nicht der Fall, entsteht nur eine Scheingenauigkeit. Zur 
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Verbesserung der Nachvollziehbarkeit und Aufwandsminimierung sollte daher in solchen Fällen auf 
eine Anpassung der Datengrundlagen verzichtet werden und die Vergleichbarkeitsdefizite im 
Rahmen der Risikoanalysen berücksichtigt werden. 
 
Beispiele:  
Verkehrsbelastungsprognosen werden oft für ausgewählte Prognosehorizonte über 
Verkehrsmodellrechnung zur Verfügung gestellt. Zwischenjahre lassen sich in der Regel mit 
ausreichender Genauigkeit über Interpolation errechnen. Werden Ergebnisse der Verkehrs-
modellierung verwendet, sollte zur Verbesserung der Vergleichbarkeit auch für die 
Bestandssituation auf Modellwerte zurückgegriffen werden. Alternativ können Prognosen 
durch Hochrechnung aus Bestandsdaten ermittelt werden. 
Zustandsbeschreibung der Infrastruktur: Für die Entscheidungsfindung werden 
Informationen über die Zustandsentwicklung mit und ohne Erhaltungsmaßnahmen 
benötigt. Diese Informationen sollten aufgrund der Komplexität der Ermittlung nach 
Möglichkeit über PMS und BMS bereitgestellt werden (da bei der Zustandsprognose die 
Verkehrsbelastungen eine Bedeutung haben, ist darauf zu achten dass die jeweils 
berücksichtigten Verkehrsentwicklungen vergleichbar sind). 
 
Im Übrigen richtet sich die geeignete Methode für die Herstellung der Vergleichbarkeit nach dem 
erforderlichen Aufwand und den dadurch erreichbaren Verbesserungen für die Robustheit der 
Bewertungsergebnisse. Folgende Vorgehensweisen zur Herstellung der Vergleichbarkeit 
kommen grundsätzlich in Frage:  
• Vernachlässigung der Datengrundlage 
• Vernachlässigung der Unsicherheiten 
• Berücksichtigung der Unsicherheiten bei der Sensitivitätsanalyse 
• Datentransformation 
• Teilweise Neuerfassung oder Neuberechnung 
• Vollständige Neuerfassung oder Neuberechnung 
Kann die Vergleichbarkeit nicht mit vertretbarem Aufwand hergestellt werden, sind alternative 
Datengrundlagen oder Wirkungsermittlungsweisen zu prüfen. Für künftige Entscheidungs-
prozesse sollte (in Abstimmung mit dem Datenlieferanten) die Umsetzbarkeit von besser 
geeigneten Erfassungs- oder Berechnungsweisen geprüft werden. 
Eine geordnete Verfolgung von Prüfvorgängen durch Statusangabe von Informationen und 
Ergebnissen wird zu einer Effizienzsteigerung im Rahmen der Bearbeitung beitragen. 
10.2.4  Datenhaltung 
Eine effiziente Datenerfassung und -verarbeitung trägt maßgebend zur Effizienz des Verfahrens bei. 
Wesentliche Aspekte in diesen Zusammenhang sind die Automatisierung der Datenverarbeitung 
sowie eine effiziente Gestaltung der Qualitätskontrolle. Das Verfahren wird wiederholt eingesetzt 
werden. Daher wird es in der Regel sinnvoll sein, bei der Verfahrensentwicklung der effizienten 
Wiederholbarkeit von Datenerfassungs- und -verarbeitungsprozessen Priorität gegenüber nur 
einmalig erzielbaren Effizienzsteigerungen einzuräumen.  
10. Sonstige Hinweise 
246 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
Die Effizienz wird vom gewählten Datenhaltungssystem für das Bewertungsverfahren beeinflusst. 
Mit üblichen Datenstandards kompatible Systeme sind in der Regel aufgrund des geringen 
Aufwands bei der Datenmigration vorteilhaft. Bei der Auswahl von Softwarelösungen ist zur Sicher-
stellung der langfristigen Nutzbarkeit auf die langfristige Kompatibilität mit üblichen Betriebs-
systemen sowie auf die gesicherte Abwärtskompatibilität nach Produktentwicklungen zu achten. 
Ferner sollte das System flexibel an veränderte Rahmenbedingungen angepasst werden können, 
einfach handhabbar sein und möglichst mit üblichen IT-Kenntnissen bedient werden können, damit 
aufwändige Mitarbeiterschulungen und Einarbeitungszeiten bei eventuellen Mitarbeiterwechseln 
vermieden werden können.  
Die Effizienz des Verfahrens wird zu einem wesentlichen Anteil vom Automatisierungsgrad der 
Datenverarbeitung bestimmt werden. Die Effizienz und Fehlerfreiheit einer automatischen Daten-
verarbeitung wird verbessert, wenn eine redundante Datenhaltung vermieden wird. Die Daten-
haltung und Verarbeitung innerhalb eines Datenbanksystems bietet sich hierzu an. Die eindeutige 
Aufbereitung von Datensätzen ist sicherzustellen, damit der Zugriff und die Weiterverarbeitung 
fehlerfrei erfolgen können. Die eindeutige Form von Datensätzen ist besonders dann gefährdet, 
wenn eine Information aus mehreren (Teil-)Quellen übernommen wird oder die originäre Quelle 
auf manuellen Datenerfassungen beruht.  
Die Verarbeitung von Daten innerhalb von Datenbanksystemen erfordert bei komplexeren Vor-
gängen (wie z.B. der Anwendung einer Nutzenfunktion zur Bestimmung des Zielerreichungsgrads) 
in der Regel die Programmierung von Anweisungen. Für die einfache Handhabung kann es 
sinnvoll sein, zusätzliche Datenschnittstellen zu geeigneten Datenverarbeitungsprogrammen wie 
Tabellenkalkulationsprogrammen oder spezialisierter Softwareprodukte herzustellen. Die sukzessive 
Datenverarbeitung über mehrere Datenhaltungs- und Verarbeitungsprogramme erfordert die Fest-
legung von entsprechenden Berechnungsabläufen. 
Bei der Menge an Maßnahmen und der Bearbeitungszeit einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung ist trotz Qualitätskontrollen davon auszugehen, dass im Verlauf der Be-
arbeitung Maßnahmen oder Informationen überprüft und/oder verändert werden müssen. Un-
sicherheiten bezüglich der Aktualität von Grundlagen und Ergebnissen können zu aufwändigen 
Prüfvorgängen und nicht verwertbaren Bearbeitungsschritten führen. In diesem Zusammenhang hat 
sich die Etablierung von Möglichkeiten zur Versionierung von Datengrundlagen und Bewertungs-
ergebnissen bewährt.  
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Abbildung 55: Beispiel für die Verknüpfung von Grundlagendaten über eine Datenbankstruktur (DIELEMAN ET AL. 2014) 
 
 
Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Hinweise für die Entwicklung eines Datenverarbeitungssystems 
 
 Bei der Verfahrensentwicklung sind Verfahren vorzusehen, die eine frühzeitige 
Identifikation von Datenfehlern bei der Verfahrensanwendung sicherstellen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sind eindeutige Vorgaben aufzustellen, wie die 
relevanten Datengrundlagen für eine Verfahrensanwendung aufzubereiten sind.  
 Die Verwendung von verbreiteten Datenstandards und Softwarelösungen ist 
anzustreben. 
 Eine redundante Datenhaltung ist zu vermeiden.  
 Eine Versionierung von Datengrundlagen und Bewertungsergebnissen ist vorzusehen.  
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10.3 Festlegung einer Organisationsstruktur 
10.3.1 Ebenen der Beteiligung 
Das Erfordernis einer sorgfältigen Organisation der Dringlichkeitsbewertung (im Sinne einer 
Regelung der Verteilung von Aufgaben und Kompetenzen sowie der Abwicklung von Arbeits-
prozessen) folgt aus einer Vielzahl an behandelten Aufgabenfeldern.  
Die Beteiligung von relevanten Akteuren ist frühzeitig sicherzustellen. Durch eine geeignete 
Projektorganisation soll die Beachtung aller relevanten Ziele und Wirkungen für die Verfahrens-
gestaltung und die Berücksichtigung der spezifischen Rahmenbedingungen wie Datenverfügbarkeit, 
verwaltungsinterne Planungsabläufe und Zuständigkeiten gewährleistet werden. Eine gute Projekt-
organisation ist daher für den effizienten Ablauf und die Akzeptanz der Ergebnisse des Verfahrens 
eine wichtige Voraussetzung.  
Eine maßnahmenartübergreifende Verfahrensgestaltung erfordert im Allgemeinen die Beteiligung 
von mehreren verwaltungsinternen Fachabteilungen sowie ggf. weiteren verwaltungsexternen 
Betroffenen, Interessenvertreter und Fachplaner. Nach (VGL. FGSV 2012C) sind der Kreis der 
Beteiligten sowie Umfang und Intensität der Beteiligung abhängig von: 
• Verfahrensart,  
• der Planungsebene, 
• dem Planungsgegenstand, 
• dem räumlichen Bezug und 
• der Dauer des Planungsprozesses, 
werden aber auch vom Selbstverständnis der Politik und der zuständigen Fachverwaltung 
beeinflusst.  
Da es sich bei der vorliegenden Fragenstellung um ein informelles Verfahren handelt, ist der Kreis 
der zu beteiligenden Akteure nicht formal festgelegt. Mögliche Akteure für eine Beteiligung werden 
nach (VGL. SCHÄFER 1992) nach mehreren Ebenen unterschieden:  
Die institutionelle Ebene stellt den inneren Kreis der Planung dar. Sie umfasst im Wesentlichen die 
Planungsbehörden, die Fachverwaltungen, Politik, Beiräte und die Träger öffentlicher Belange. 
Diese Ebene lässt sich weiter nach der Fachebene und der Entscheidungsebene differenzieren 
(VGL. FGSV 2012C). Die organisierte Ebene umfasst Interessenträger und -verbände, die 
ökonomische, berufliche, verkehrsbezogene, bürgerschaftliche oder gesellschaftliche Interessen 
vertreten. Zur Ebene der Allgemeinheit zählt die Bevölkerung in unterschiedlichen Zielgruppen-
zusammenhängen und Rollen.  
10.3.2 Aufgaben und Zuständigkeiten 
Aufgrund der unterschiedlichen Aufgaben ist es sinnvoll, bei der Prozessbeteiligung nach den 
Phasen der Verfahrensentwicklung und der Verfahrensanwendung zu unterscheiden.  
Verfahrensentwicklung 
Bei der Verfahrensentwicklung ist sicherzustellen, dass alle relevante Ziele und Wirkungen erfasst 
und deren angemessene Berücksichtigung in das Verfahren sichergestellt werden. Eine regel-
mäßige Prozessbeteiligung der verwaltungsinternen Fachabteilungen, die sich direkt mit der 
Planung von Straßenbaumaßnahmen befassen, ist daher in jedem Fall empfehlenswert. Dies kann 
z.B. über die Bildung einer Arbeitsgruppe erfolgen.  
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Darüber hinaus kann es zweckmäßig sein, weitere indirekt betroffene verwaltungsinterne Fach-
abteilungen (z.B. Umwelt, Finanzen, Wirtschaft, Tourismus, Stadt- oder Landesentwicklung) über 
die Verfahrensentwicklung zu informieren und bei relevanten fachbezogenen Fragestellungen die 
hier vorhandene Expertise zu nutzen. Dieser Kreis der indirekt Betroffenen kann zur Wahrung der 
Arbeitseffizienz weniger intensiv beteiligt werden, z.B. indem eine erweiterte Arbeitsgruppe mit 
geringerer Tagungshäufigkeit gebildet wird oder diese Gruppe der Beteiligten jeweils fallbezogen 
beteiligt wird. 
Inwiefern die Beteiligung von darüber hinausgehenden verwaltungsexternen institutionellen 
oder organsierten Betroffenengruppen zweckdienlich ist, hängt auch von der spezifischen Aus-
gangssituation ab. Vor Ausdehnung des Kreises der Beteiligten auf verwaltungsexterne Gruppen 
sollte kritisch geprüft werden, ob die Belange von z.B. Verkehrsbetrieben, Ver- und Entsorgungs-
unternehmen, Bürgerinitiativen und sonstigen Interessengruppen und Träger öffentlicher Belange 
auch ohne deren direkte Beteiligung bei der Erarbeitung des Verfahrens angemessen berücksichtigt 
werden können. Dies kann z.B. aufbauend auf Erfahrungen der mit der Realisierung von Planungs-
vorhaben betrauten verwaltungsinternen Fachabteilungen geschehen. Hierbei ist zu beachten, dass 
das zu entwickelnde Entscheidungsverfahren nicht für Aussagen über die Auswirkungen von 
einzelnen Maßnahmen konzipiert wird. Die Zulässigkeit sowie die absolute und relative Vorteil-
haftigkeit jeder Einzelmaßnahme wird vorausgesetzt und ist – sofern erforderlich – jeweils über 
gesonderte geeignete Beteiligungsverfahren (Planfeststellungsverfahren, Bauleitplanung) sicher-
zustellen. Nichtdestotrotz kann zur Berücksichtigung von besonderen Belangen die Einbindung von 
weiteren Interessenvertretern (fallbezogen) zweckdienlich sein. Als Grundsatz gilt, dass die im 
Rahmen der Verfahrensentwicklung getroffenen Festlegungen, die der späteren Entscheidungs-
findung zugrunde liegen werden, über die institutionelle Ebene hinaus kommunizierbar und für die 
Betroffenen nachvollziehbar sein sollten.  
Das entwickelte Verfahren soll die Entscheidungsfindung der entscheidungslegitimierten politischen 
Gremien (Entscheidungsebene) unterstützen. Daher muss die Verfahrensgestaltung für diese 
Gremien nachvollziehbar sein. Eine besondere Bedeutung hat die Festlegung der Verfahrensziele 
und die Gewichtung der Ziele untereinander, die in der Verantwortung dieser Gremien liegen. 
Politische Vorstellungen sollten sofern möglich den zutreffenden übergeordneten Leit- oder 
Rahmenplanungen entnommen werden. Weitere Vorstellungen können direkt bei Vertretern der 
Politik abgefragt werden, es ist aber sicherzustellen, dass diese strukturiert in die Verfahrensent-
wicklung einfließen. Vor Implementierung des (durch die Fachebene) entwickelten Verfahrens ist 
eine Rückkopplung mit der Entscheidungsebene (Politik) erforderlich. 
Die Identifikation der relevanten Akteure ist ein wichtiger Arbeitsschritt im Rahmen der 
Analyse des Kontexts der Entscheidungsfindung. Da aufgrund des umfangreichen und breiten 
Wirkungsspektrums in der Regel erst durch das Mitwirken dieser Akteure der Kontext der Ent-
scheidungsfindung vollständig erfasst werden kann, sollte diese Identifikation der Akteure sowie die 
Regelung, wie diese bei der Verfahrensgestaltung eingebunden werden, möglichst frühzeitig 
erfolgen. Es bietet sich daher an, nach einer ersten Erfassung der grundlegenden Rahmen-
bedingungen für die Verfahrensgestaltung die relevanten Akteure zu identifizieren. Aufbauend auf 
dieser ersten Erfassung ist dann eine geeignete, ausreichend flexible Organisationsstruktur 
festzulegen, mit der die anschließende Bearbeitung z.B. über eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe 
mit den fachlich berührten Dienststellen, weitergeführt werden kann. Ein generell anwendbares 
Konzept für die Projektorganisation gibt es hierzu allerdings nicht. Diese ist in Abhängigkeit von der 
Verwaltungsorganisation und ggf. weiteren spezifischen Rahmenbedingungen festzulegen. 
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Die Aufstellung eines methodisch korrekten Verfahrens erfordert entsprechende Expertise auf 
diesem Gebiet. Die verwaltungsinterne Verfügbarkeit von Expertise im Bereich der Aufstellung von 
Entscheidungsverfahren kann nicht vorausgesetzt werden. Es kann daher sinnvoll sein, externe 
Fachplaner mit der Verfahrensentwicklung zu betrauen oder die Entwicklung von externen Fach-
planern beratend begleiten zu lassen.  
Darüber hinaus sollte Klarheit über die Motivlage der Akteure bestehen. Besondere Belange von 
Akteuren, die einer auf die Allgemeinheit bezogenen optimierten Entscheidungsfindung entgegen-
wirken könnten (z.B. das Streben nach einem möglichst hohen Anteil an finanzierbaren Maß-
nahmen aus dem eigenen Zuständigkeitsbereich zur Stärkung der Bedeutung der Abteilung 
innerhalb der Verwaltung), sollten idealerweise bekannt sein. Damit die unterschiedlichen Belange 
insbesondere der (direkt) Beteiligten ausgewogen und im Sinne der Verfahrensziele berücksichtigt 
werden, sollte eine Stelle federführend mit der Verfahrensentwicklung betraut werden. Diese Stelle 
sollte objektiv in seinem Handeln sein. Die Stelle sollte daher sowohl über erforderliche Fach-
kenntnisse verfügen als auch unabhängig von den Belangen einzelner Fachabteilungen agieren 
können.  
Verfahrensanwendung 
Für die Verfahrensanwendung ist sicherzustellen, dass die für das Verfahren erforderlichen 
Informationen rechtzeitig und in der entsprechenden/nötigen Aufbereitung zur Verfügung 
gestellt werden. Ferner ist sicherzustellen, dass bei der Verfahrensentwicklung eingeplante 
personelle oder finanzielle Unterstützungsleistungen auch im Anwendungsfall tatsächlich 
abgerufen werden können. Die an diesen Vorgängen beteiligten Akteure sind im Rahmen der 
Verfahrensgestaltung insbesondere in Vorbereitung auf Entscheidungen zur konkreten Gestaltung 
des Verfahrens zu beteiligen. Es ist zu gewährleisten, dass die angestrebten Verfahrensabläufe in 
der Praxis auch umsetzbar sind und evtl. erforderliche Veränderungen bei bestehenden Prozess-
abläufen, z.B. zur Datenerfassung und -aufbereitung, auch rechtzeitig und dauerhaft umgesetzt 
werden können.  
Als ein wesentliches Ergebnis der Verfahrensentwicklung ist daher die Festlegung einer 
verbindlichen Organisationsstruktur für die Vorbereitung und Durchführung der Entschei-
dungsfindung mit Benennung von Zuständigkeiten, Aufgaben, Bearbeitungsfristen und der von den 
einzelnen Stellen bereitzustellenden Ressourcen zu sehen. Diese Organisationsstruktur wird im 
Kern auf die Fachebene (Fachverwaltung und -behörden) und die politische Entscheidungsebene 
begrenzt sein. Damit die Belange von weiteren Aufgabenträgern berücksichtigt werden können, 
sollten die erforderlichen Datenübergaben und Informationsaustauschprozesse durch und mit ver-
waltungsexternen Stellen in der Organisationsstruktur berücksichtigt werden.  
10. Sonstige Hinweise 
Teil 3: Erarbeitung von Hinweisen zur Verfahrensentwicklung   251 
 
10.4 Festlegung einer Dokumentationsstruktur 
10.4.1 Verfahrensentwicklung 
Zur Einhaltung der Anforderungen an Nachvollziehbarkeit und Effizienz vor dem Hintergrund 
einer periodischen Wiederholung des Verfahrens ist eine ausführliche Dokumentation von Arbeits-
schritten und Ergebnissen der Verfahrensentwicklung erforderlich. Darüber hinaus ist eine An-
leitung für die Anwendung des Verfahrens aufzustellen. Auf Inhalte der Dokumentation der 
Verfahrensentwicklung wurde bereits an mehreren Stellen dieser Arbeit eingegangen.  
Eine eindeutige Strukturierung der Dokumentation erleichtert die Verfahrensanwendung bei 
künftigen Entscheidungsprozessen und trägt zu einer Sicherstellung der langfristigen Fehlerfreiheit 
des Verfahrens bei. Hierzu bietet sich eine Dokumentation auf der Grundlage von mehreren, the-
matisch zusammenhängenden und aufeinander referenzierten Teil-Dokumenten an. Durch Versio-
nierung der Dokumente und gesonderte Festhaltung von Anpassungen können im Laufe der Zeit 
durchgeführte Veränderungen nachvollzogen werden.  
Nachfolgend ist beispielhaft eine Übersicht an Teil-Dokumenten dargestellt, die zur Dokumentation 
der Verfahrensentwicklung und als Anleitung für die Verfahrensimplementation sinnvoll sind.  
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 Die Beteiligung von relevanten Akteuren ist frühzeitig sicherzustellen 
 Die relevanten Akteure sind im Rahmen der Analyse des Kontexts der Entscheidungs-
findung zu identifizieren.  
 Bei der Prozessbeteiligung ist zwischen den Phasen der Verfahrensentwicklung und der 
Verfahrensanwendung zu unterscheiden. 
 Fachabteilungen, die sich direkt mit der Planung der Straßenbaumaßnahmen befassen, 
sind im Rahmen der Verfahrensentwicklung regelmäßig zu beteiligen. 
 Sonstige Fachstellen sind bei der Verfahrensentwicklung bei Bedarf hinzuzuziehen.  
 Die Beteiligung von verwaltungsexternen institutionellen oder organsierten 
Betroffenengruppen ist fallspezifisch zu beurteilen.  
 Ggf. sind bei der Verfahrensentwicklung externe Fachplaner einzubeziehen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sollte für den Anwendungsfall eine verbindliche 
Organisationsstruktur entwickelt werden.  
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Dokument 
[Art] 
Beschreibung Inhalte Beispiel 
Verfahrens-
dokumentation 
[Textdokument] 
Zusammenfassung 
aller relevanten 
Informationen zur 
Verfahrensentwicklung 
Anlass und Vorgehensweise 
Maßnahmenarten 
Verwendete Datengrundlagen 
Beteiligung, Abstimmung, Organigramme 
Verfahrensablauf und -Vorschriften 
Ergebnisse der Plausibilitätsprüfung 
Offene Fragestellungen, Ausblick zur 
Weiterentwicklung 
Übersicht Quellen und Teildokumente 
 
Zentraldokument 
Verfahren 
[Grafik, Listen, 
Ablaufdiagramme] 
Darstellung aller 
relevanten 
Verfahrenselemente  
Verfahrenskomponenten  
Verfahrensablauf 
Dokumentationsstruktur 
EDV/Datenstruktur 
Vorschriften Fortschreibung/Anwendung des 
Verfahrens 
 
 
Zentraldokument  
Festlegung 
Wirkungsrelevanz 
[Tabellen, Listen] 
Zusammenfassung 
Festlegung und 
Begründung von 
Wirkungsermittlungen 
Wirkungsmatrix 
Empfindlichkeit, Erfassbarkeit und Bedeutsamkeit 
von Wirkungsfeldern 
Festlegungen und Begründungen 
Tabelle 13  
Anlage 6.1 / 
Anlage 3,   
S.A3-5 ff. 
Datengrundlagen 
[Listen] 
Metainformation zu 
den verfügbaren 
Datengrundlagen für 
die Maßnahmen-
beschreibung 
Quelle 
Erfassungsweise 
Art der Datenaufbereitung 
Zeitpunkt und Intervall der Erfassung 
Vollständigkeit  
Bewertung 
Qualität/VerlässlichkeitVerwendungsstellen der 
Daten im Verfahren 
Anlage 6.2 
 
Wirkungs-
beschreibungen 
[Textdokument, 
Formelsammlung, 
Ablaufdiagramme]  
Detailinformation zur 
Festlegung der 
Wirkungsbeschreibung 
Formalisierungsregel je 
Wirkungsbereich/Teilwirkungsbereich  
Anwendbarkeit nach Maßnahmenkategorien 
Gültigkeit Ergebnisse 
Ableitung und Begründung von Konstanten 
Ableitung von Normierungsfaktoren 
Quellenverzeichnis  
Anlage 3:        
S. A3-5 ff. / 
Anl. 6.3 
Normierungen 
[Textdokument, 
Berechnungen] 
Detailinformation zu 
den gewählten 
Normierungsansätzen  
Vorgehensweisen, Festlegungen und  
Begründungen zu: Betrachtungszeitraum 
Normierungen von Datengrundlagen  
Zielfunktionen / Gewichtungen Zielkriterien 
Beispiel 
Abschnitt 
8.2 / 
Anlage 3:        
S. A3-5 ff. 
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Dokument 
[Art] 
Beschreibung Inhalte Beispiel 
Bewertungs-
variablen und -
konstanten 
[Liste] 
Übersicht über die 
verwendeten Variablen 
und Konstanten 
Bezeichnung 
Dimension  
Beschreibung 
Berechnungsvorschrift (Konstanten) 
Quelle 
Verwendungsstellen im Verfahren 
Anlage 6.4 
Protokolle 
Verfahrens-
entwicklung 
[Textdokument] 
Protokollierung der 
getroffenen 
Festlegungen  
Datum 
Tagesordnung 
Teilnehmer 
Entscheidungen (wer, was) 
Aufgaben (wer, was, wann) 
 
Zentraldokument 
Zielsystem 
[Text, Grafiken, 
Listen] 
Darstellung der 
Festlegungen zum 
Zielsystem 
Ziele und Unterziele (Zielbaum) 
Zielkriterien 
Anspruchsniveaus und Zielfunktionen 
Begründungen 
 
Analyse 
vorliegender 
Verfahren 
[Textdokument] 
Ergebnisse der 
Analyse vorliegender 
Verfahren 
Verfahren 
Anwendungsbereiche  
Zielsysteme/Wirkungsermittlungen 
Bewertung Übertragbarkeit/Datenübernahme 
Anlage 2 
Anforderungen an 
Maßnahmenmeldun
g 
[Textdokument, 
Listen] 
Spezifikation der 
Datenübergabe bei 
Maßnahmenmeldung 
Zuständigkeiten und Lieferfristen 
Datenfelder und Datenformate, Dateiformate 
Erforderliche Informationen 
Anforderungen an die Informationen 
Art der Kennzeichnung von Datenfehlern 
 
Anforderungen 
Übergabe 
Datengrundlagen 
[Textdokument, 
Listen] 
Spezifikation der 
Datenübergabe 
Nach Datensätzen und Datenlieferanten getrennt: 
Beschreibung des Datensatzes 
Anforderungen an Qualität  
Vorschriften zur Datenübergabe (Datensätze, 
Datenformate, Dateiformate) 
 
Checkliste 
Verfahrens-
durchführung 
[Textdokument, 
Listen, 
Ablaufdiagramme] 
Kurzanleitung zur 
Verfahrens-
durchführung 
Verfahrensablauf  
Zeitbedarf 
Kernaufgaben 
 
Vorschriften 
Verfahrens-
anpassung 
[Textdokument] 
Kurzanleitung für 
künftige Verfahrens-
fortschreibungen 
Zuständigkeiten 
Vorgaben Veränderungsdokumentation 
Erforderliche Ergebniskontrollen 
 
10. Sonstige Hinweise 
254 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
Dokument 
[Art] 
Beschreibung Inhalte Beispiel 
Organisationsstrukt
ur 
[Textdokument, 
Grafiken, Listen] 
Gesamtübersicht und 
Prozessdarstellungen 
aus Sicht der 
einzelnen Beteiligten 
Beteiligte, Rolle, Verantwortlichkeiten, Aufgaben 
Bearbeitungsfristen, Lieferfristen, 
Kommunikationswege 
 
Datenverarbeitung 
[Textdokument, 
Ablaufdiagramme, 
Listen] 
Details zur 
(automatischen) 
Datenverarbeitung 
Systemvorgaben und Anforderungen 
Datenbankaufbau 
Datenfelddefinition 
Datentransformationsvorgaben 
Dokumentation Programmkodierung 
 
Tabelle 16: Dokumentation im Rahmen der Verfahrensentwicklung 
10.4.2 Verfahrensanwendung 
Im Rahmen einer Verfahrensanwendung zeigt die nachfolgende Übersicht ein Beispiel für sinnvolle 
Dokumentationsformen.  
Dokument 
[Art] 
Beschreibung Inhalte Beispiel 
Maßnahmen-
Informationen 
[Tabellen] 
Übersicht über alle 
relevanten 
Informationen je 
Maßnahme 
(Datenblatt) 
ID 
Meldeinformationen (Kategorie, Lage, Kosten, …) 
zugehörige Mindestmaßnahme 
Maßnahmen-ID von interdependenten Maßnahmen 
Zustandsinformationen und Maßnahmenwirkung 
(Zustand ohne/mit Maßnahme) 
Bewertung Zwischenergebnisse / Endergebnisse 
Entscheidungsklasse 
Anlage 7.1 
Bewertungs-
übersicht 
[Tabellen] 
Übersicht mit 
Klassifizierung der 
Maßnahmen  
ID, Maßnahmenkategorie, Lage, 
Entscheidungsklasse 
Anlage 7.2 
Auswertungen 
(Tabellen, 
Grafiken) 
Thematische 
Zusammenfassung der 
Bewertungsergebnisse  
Zusammenfassung nach Maßnahmenkategorien, 
Zuständigkeitsbereichen, Kosten, … 
Anlage 5 
Bewertungs-
übersicht 
[Plan] 
Plandarstellung mit 
Maßnahmen und 
Klassifizierung 
Georeferenzierte Maßnahme, ID, Art, 
Entscheidungsklasse 
Anlage 7.3 
Gesamtdokument 
Durchführung 
[Bericht] 
Dokumentation der 
Durchführung 
Kurzbeschreibung der durchgeführten Arbeitsschritte  
Organisationsstruktur, Beteiligung 
Vorgenommene Veränderungen am Verfahren 
Verwendete Datengrundlagen 
Zusammenfassung und Interpretation der Ergebnisse 
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Dokument 
[Art] 
Beschreibung Inhalte Beispiel 
Dokument 
Datengrundlagen 
[Bericht] 
Dokumentation der 
verwendeten 
Datengrundlagen, der 
durchgeführten 
Modifikationen, 
Zwischen- und 
Endergebnisse der 
Wirkungsermittlung 
und -bewertung 
Datenart, Bezugsquelle, Stand, Datensätze  
 
 
Tabelle 17: Dokumentation im Rahmen der Verfahrensanwendung 
 
10.5 Folgerungen und Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Im Rahmen der Verfahrensentwicklung wird ein wesentlicher Teil des Aufwands in die Abstimmung 
und Dokumentation des Verfahrens sowie in die Entwicklung eines Datenhaltungssystems fließen. 
Für eine zielgerichtete Verfahrensentwicklung ist eine frühzeitige Planung dieser Aufgaben sinnvoll 
(Planung der Planung).  
Als Ergebnis der Verfahrensentwicklung sind ferner wesentliche Aufgaben und Voraussetzungen für 
die (spätere) Verfahrensanwendung in möglichst hoher Verbindlichkeit festzulegen. Hierzu gehören 
z.B. die Festlegung von: 
• Einzelschritten im Verfahrensablauf und deren Abhängigkeiten untereinander 
(Ablaufschemata), 
• Zuständigkeiten und Aufgaben von Akteuren für die Einzelschritte, 
• Zeitbedarf für die Durchführung der Einzelschritte und der vollständigen 
Verfahrensanwendung, Definition von Meilensteinen, 
• Kostenschätzung für die Verfahrensanwendung. 
Die Informationen sollen eine rechtzeitige und mit den erforderlichen personellen und finanziellen 
Ressourcen ausgestattete Verfahrensinitiierung sicherstellen. Außerdem sollen diese die Aus-
schreibung von (Teil-)Leistungen ermöglichen.  
Als Teil der Verfahrensanwendung ist eine Wirkungskontrolle (der vorangegangenen Anwendung) 
und Verifizierung der verschiedenen Verfahrenskomponenten hinsichtlich Aktualität und Voll-
ständigkeit im Verfahrensablauf durchzuführen. 
Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
Hinweise für die Festlegung einer Dokumentationsstruktur 
 
 Die Dokumentation der Verfahrensentwicklung sollte auf der Grundlage von mehreren, 
thematisch zusammenhängenden und aufeinander referenzierten Teil-Dokumenten 
erfolgen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist eine geeignete Dokumentationsstruktur für 
den Anwendungsfall zu entwickeln  
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11 Fazit und Ausblick 
In der vorliegenden Arbeit wurden Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmen-
artübergreifenden Dringlichkeitsbewertung erarbeitet. Die Arbeit soll damit zu einer nachhaltigeren 
Verwendung von begrenzten Finanzmitteln bei Erhaltung und Ausbau von Straßennetzen beitragen. 
Hierzu wurden, aufbauend auf anerkannten und erprobten Bewertungsverfahren der Verkehrs-
planung, offene und typische Aufgabenstellungen für die Entwicklung von maßnahmenartüber-
greifenden Dringlichkeitsbewertungen von Straßenbaumaßnahmen identifiziert. Verfahrensziele 
und -anforderungen wurden abgeleitet und ausgewählte Verfahrenselemente auf allgemeingültige 
Ebene ausgearbeitet. Aufbauend auf diesen Grundlagen, wurden systematisch praxisorientierte Hin-
weise für die Verfahrensentwicklung formuliert.  
Die erarbeiteten Hinweise sind eine Ergänzung zu den bereits im Regelwerk verankerten Hinweisen 
zur Gestaltung von Entscheidungsverfahren und berücksichtigen zahlreiche zusätzliche An-
forderungen. Sie wurden auf der Grundlage von Erfahrungen, die im Rahmen der Entwicklung und 
mehrmaligen Anwendung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeits-
bewertung gesammelt wurden, erstellt. Eine Zusammenfassung der erarbeiteten Hinweise ist 
Anlage 1 zu entnehmen. 
Nicht alle Aspekte der Verfahrensentwicklung konnten im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
erschöpfend behandelt werden. Verbleibende weitere Aufgaben zur Absicherung und Konkreti-
sierung der gewonnenen Ergebnisse sind:  
• Weiterentwicklung der Wissensbasis für die maßnahmenartübergreifende Wirkungsermitt-
lung 
• Weiterentwicklung und Etablierung von maßnahmenartübergreifenden Bewertungs-
standards für die Entscheidungsfindung in der Verkehrsplanung 
• Weiterentwicklung des Konzepts von Mindestmaßnahmen und Verifizierung der 
praktischen Anwendbarkeit 
• Entwicklung einer Rahmenarchitektur für die Datenverarbeitung und Dokumentation bei 
einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung von Straßenbaumaßnahmen 
• Ergänzung und Verifizierung der bisher gesammelten Erfahrungen bei der Entwicklung von 
Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung um weitere Fallbei-
spiele 
Darüber hinaus wurde im Rahmen dieser Arbeit für die folgenden Punkte Handlungsbedarf grund-
sätzlicher Art identifiziert:  
• Weiterentwicklung und Implementation von Verfahren zur Reduzierung der Unsicherheit 
und zur Bestimmung der Robustheit von Bewertungsergebnissen in der Verkehrsplanung 
• Weiterentwicklung und Implementierung von standardisierten Systemen für die integrierte 
Erfassung von infrastrukturbezogenen Informationen 
• Weiterentwicklung von Verfahren zur Optimierung der Durchführung von Straßenbaumaß-
nahmen im Netzzusammenhang als weiterer Baustein der Nutzenoptimierung von Straßen-
baumaßnahmen 
Schließlich kann eine um weitere Bausteine der Verfahrensgestaltung ergänzte Aufbereitung der 
Inhalte der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit die Entwicklung von maßnahmenartüber-
greifenden Dringlichkeitsbewertungsverfahren vereinfachen und unterstützen. 
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Vorbemerkungen 
An dieser Stelle werden die wichtigsten Ergebnisse der Arbeit in Form einer praxisorientierten 
Übersicht der Hinweise zusammengefasst. Die dargestellten Hinweise und Schaubilder beruhen 
auf den Inhalten des Hauptdokuments.  
Die Arbeit behandelt ausgewählte Aufgaben bei der Entwicklung eines Verfahrens zur 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung. Einige Aspekte konnten im Rahmen der 
Arbeit nur einführend behandelt werden. Diese Zusammenfassung ist daher als Ergänzung zu den 
bereits im Regelwerk verankerten Hinweisen zur Gestaltung von Entscheidungsverfahren in der 
Verkehrsplanung zu verstehen1. An dieser Stelle wird auch auf den im Kapitel „Fazit und Ausblick“ 
der Arbeit dargestellten weiteren Untersuchungsbedarf hingewiesen.  
Der Aufbau dieser Zusammenfassung lehnt sich an die Gliederung des Hauptdokuments an. Das 
Hauptdokument enthält weiterführende Erklärungen und Beispiele, die zum besseren 
Verständnis und bei der Umsetzung der Hinweise hilfreich sein könnten. In Abschnitt 5.6 des 
Hauptdokuments werden die in dieser Anlage verwendeten Abkürzungen eingeführt. Im Haupt-
dokument findet der interessierte Leser auch Verweise auf ergänzende Literatur.  
A Hinweise für die Erfassung des Kontexts der Entscheidungsfindung  
Für die Entwicklung eines sachgerechten und zielführenden Verfahrens ist ein Verständnis des 
Kontextes, in dem die Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden Dring-
lichkeitsbewertung erfolgt, notwendig. Hierzu gehören die Identifikation der direkt und indirekt 
Beteiligten im Entscheidungsprozess und die Erfassung von Rahmenbedingungen der Ent-
scheidung, z.B. technischer, rechtlicher oder finanzieller Art.  
Mit welcher Tiefe und in welchem Umfang die Erfassung des Kontexts durchgeführt werden soll, ist 
auch eine Frage der Zweckmäßigkeit. Eine höhere Durchdringung erfordert zusätzliche Infor-
mationen, deren Beschaffung und Verarbeitung mit weiterem Aufwand verbunden sein wird. Sie 
kann auf der anderen Seite auch dazu beitragen, die nachfolgenden Aktivitäten im Entscheidungs-
prozess zu vereinfachen.  
Folgende Arbeitsschritte sind für die Erfassung des Kontexts einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung von besonderer Bedeutung:  
Erfassung der Rahmenbedingungen und Festlegungen in Zusammenhang mit der Verfahrens-
entwicklung und Verfahrensanwendung: 
 Erfassung der organisatorischen Rahmenbedingungen. Identifizierung der relevanten 
Akteure für die Verfahrensentwicklung und Verfahrensanwendung. Implementierung einer 
ausreichend flexiblen Organisationsstruktur für die Verfahrensentwicklung.  
 Erfassung, Abstimmung und Festlegung der finanziellen Rahmenbedingungen für die 
Verfahrensentwicklung und –anwendung. 
 Festlegung einer Dokumentationsstruktur. 
 
                                               
1  Vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV): Hinweise zu Einsatzbereichen von Verfahren zur 
Entscheidungsfindung in der Verkehrsplanung. Köln, 2010 
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Erfassung der Anforderungen und der sonstigen Rahmenbedingungen für die Verfahrens-
gestaltung: 
 Festlegung der Maßnahmenarten, die bei der Dringlichkeitsbewertung berücksichtigt 
werden  sollen. Ableitung der Verfahrensanforderungen aus den bewertungsrelevanten 
Merkmalen dieser Maßnahmenarten (artspezifische Merkmale wie Häufigkeit, Menge, 
Nutzungsdauer, Kosten, Planungsreife und planungsrechtliche Anforderungen, vorliegende 
Wirkungsermittlungsmethoden, Wirkungsarten und –intensitäten, …). 
 Einordnung des zu entwickelnden Verfahrens in die vorhandenen Planungsprozessen. 
 Abstimmung der Robustheitsanforderungen, die vom Entscheidungsträger an die 
Verfahrensergebnisse gestellt werden. 
 Erfassung der verkehrspolitischen Rahmenbedingungen. 
 Erfassung, Abstimmung und Festlegung der zeitlichen Rahmenbedingungen für die 
Verfahrensentwicklung und –anwendung. 
 Erfassung der sonstigen relevanten Rahmenbedingungen (Raumstruktur, bei der 
Dringlichkeitsbewertung zu berücksichtigende sonstige Belange wie Verkehrsbedeutung für 
den ÖPNV, Umleitungsstrecke des BAB-Netzes, …).  
 Erfassung der verfügbaren Datengrundlagen, Datenhaltungs- und Verar-
beitungssystemen. Bewertung derer Verwendbarkeit und Verfügbarkeit für die Dringlich-
keitsbewertung.  
Die Erfassung des Kontexts ist ein iterativer Vorgang, der nicht isoliert von den nachfolgend dar-
gestellten Vorgängen durchgeführt werden kann. Weiterführende Erläuterungen, Beispiele und Hin-
weise auf ergänzende Literatur sind dem Hauptdokument, insbesondere Kapitel 2 „Kontext einer 
maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung“ und Kapitel 10 „Sonstige Hinweise“, zu 
entnehmen.  
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B Verfahrensanforderungen 
Folgende Verfahrensanforderungen sind bei der Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenart-
übergreifenden Dringlichkeitsbewertung zu berücksichtigen: 
 
Das Verfahren soll zu einem Ergebnis führen, welches:  
 Budgetgrenzen einhält, 
 wirtschaftlich ist, 
 die langfristige politische Handlungsfähigkeit nicht beeinträchtigt,  
 zu einer ausgewogenen Erschließung von Teilräumen beiträgt 
 keine Vollzugsverbindlichkeit hat und  
 die Auswahl einer zulässigen, absolut und relativ vorteilhaften Handlungsalternative 
ermöglicht. 
 
Das Verfahren soll:  
 die Bewertung von einer hohen Anzahl an Maßnahmen ermöglichen,  
 Maßnahmen mit unterschiedlicher Nutzungsdauer und unterschiedlichen Kosten 
vergleichen können, 
 vielfältige Wirkungsarten und breite Wirkungsspektren, statische und dynamische 
Wirkungsverläufe und klein- und großräumige Wirkungsausdehnungen bewältigen 
können, 
 Interdependenzen berücksichtigen, 
 periodisch wiederholbar sein, 
 der Möglichkeit von nachträglichen Veränderungen an den bewerteten Maßnahmen 
Rechnung tragen,  
 aktualisierbar sein,  
 Unsicherheiten bei den Datengrundlagen und unvollständige Kenntnisse über Wirkungs-
zusammenhänge bewältigen können. 
 eine konsistente, fehlerfreie und nachvollziehbare Bewertung von Handlungs-
alternativen ermöglichen, 
 flexibel und effizient sein und  
 robuste Entscheidungsgrundlagen liefern. 
 
Weiterführende Erläuterungen und Hinweise auf ergänzende Literatur sind dem Hauptdokument, 
insbesondere Kapitel 2 „Kontext einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung“ und 
Kapitel 3 „Methodische Grundlagen für die Entwicklung von Bewertungsverfahren“, zu entnehmen. 
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C Hinweise für die Grundkonzeption des Verfahrens 
Ein Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung soll nicht nur die 
Sicherung der Finanzierbarkeit und Funktionsfähigkeit der Straßeninfrastruktur für eine anstehende 
Allokationsperiode ermöglichen, sondern auch die langfristigen Konsequenzen der Entscheidungs-
findung berücksichtigen. Dies folgt aus dem Grundsatz, dass die langfristige politische Handlungs-
fähigkeit durch die Entscheidungsfindung nicht wesentlich beeinträchtigt werden darf. Im Rahmen 
der Arbeit wurde die Entwicklung eines Ansatzes zur Sicherstellung der dauerhaften Funktions-
fähigkeit der Straßeninfrastruktur als Aufgabenstellung identifiziert, für die derzeit keine Regel-
lösungen vorliegen.  
Nachfolgend werden Hinweise zur Umsetzung eines Ansatzes dargestellt, mit der die Einhaltung 
dieses Grundsatzes bei der Entscheidungsfindung implementiert werden kann: 
C.1 Hinweise für die Definition von Mindestanforderungen und Mindestmaßnahmen 
 Zur Sicherstellung der langfristigen Funktionsfähigkeit des Straßennetzes sind vom 
Entscheidungsträger - in Ergänzung zu den Grenzwerten, die die Realisierung einer 
Maßnahme rechtfertigen - Mindestanforderungen für relevante Wirkungsmerkmale 
festzulegen, deren Einhaltung jederzeit gewährleistet sein soll.  
 Die Festlegung von Mindestanforderungen ist eine Aufgabe, die im Rahmen der 
Verfahrensentwicklung erfolgt. Aufgrund der weitreichenden Konsequenzen dieser Fest-
legungen ist dieser Arbeitsschritt mit großer Sorgfalt durchzuführen. Der Verfahrens-
entwickler sollte den Entscheidungsträger bei diesem Arbeitsschritt unterstützen, indem 
z.B. die Auswirkungen von Festlegungen für die Entscheidungsfindung aufgezeigt werden. 
 Für alle eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen (= Maßnahmen die zeitlich 
verschoben werden können, in künftigen Entscheidungsperioden aber mit Sicherheit zur 
Einhaltung der Mindestanforderungen realisiert werden müssen), sind in Umfang und 
Nutzungsdauer korrespondierende Mindestmaßnahmen festzulegen. 
 Diese Mindestmaßnahmen stellen die langfristige Einhaltung der Mindestanforderungen 
an das Straßennetz (gerade noch) sicher. 
 Die Mindestmaßnahmen sind so festzulegen, dass die langfristige Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit bei minimalen Kosten erfolgt. 
 Der Ansatz sieht vor, dass für jede eingeschränkt verschiebbare Maßnahme zunächst eine 
Mindestmaßnahme berücksichtigt wird. Das Budget wird um die Kosten der 
Mindestmaßnahmen reduziert. Wird eine Maßnahme als Ergebnis der 
Dringlichkeitsbewertung als finanzierbar eingestuft, wird die Mindestmaßnahme durch 
diese Maßnahme ersetzt. 
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Abbildung A1-1:  Ablaufschema bei einem Verfahrensansatz mit Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen 
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C.2 Hinweise für die Verfahrensimplementierung des Grundkonzepts 
 Im Verfahrensablauf ist ein Arbeitsschritt zur Identifikation von Maßnahmen, die zeitlich 
auf zukünftige Entscheidungsperioden verschoben werden können, aber zur Einhaltung 
der Mindestanforderungen in künftigen Entscheidungsperioden mit Sicherheit umzusetzen 
sind (=eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen), vorzusehen. 
 Außerdem ist im Verfahren die Entwicklung und Festlegung von Mindestmaßnahmen 
zu implementieren. Mindestmaßnahmen sind bei jeder Anwendung des Verfahrens für alle 
eingeschränkt verschiebbaren Maßnahmen festzulegen.  
 Als Richtgrößen für die Mindestanforderungen können die Standards für sogenannte 
„Sofortmaßnahmen“ dienen, über die - in Erwartung einer endgültigen Lösung von fest-
gestellten Defiziten - eine Weiternutzung der Straßenverkehrsanlage in der Regel durch 
Nutzungsbeschränkungen (Geschwindigkeitsbeschränkung, Beschränkung des zulässigen 
Gesamtgewichts von Fahrzeugen usw.) gewährleistet wird. 
 Für Fahrbahnen und Bauwerke stellen Pavement-Management-Systeme bzw. Bauwerks-
Management-Systeme geeignete Instrumente für die Entwicklung von 
Mindestmaßnahmen zur Verfügung. Bei einer Nutzung dieser Instrumente sind diese im 
Verfahrensablauf zu integrieren. 
 Im Übrigem sind im Rahmen der Verfahrensentwicklung geeignete Vorgehensweisen zu 
entwickeln. Denkbar ist die Festlegung/Verwendung von standardisierten 
Maßnahmenkatalogen mit geeigneten Mindestmaßnahmen.  
 Zulässige Handlungsalternativen ergeben sich stets aus einem Kollektiv von nicht 
korrespondierenden Mindestmaßnahmen und finanzierbaren disponiblen Maßnahmen. 
 Der Nutzen einer eingeschränkt verschiebbaren Maßnahme ergibt sich aus der Differenz 
zwischen Nutzen der disponiblen Maßnahme und Nutzen der korrespondierenden 
Mindestmaßnahme.  
 , = ,	
 −  ,	 (A1-1) 
Mit: 
uND,m Nutzwert einer Maßnahme m über die Nutzungsdauer ND ,	
,:     Nutzwert einer disponiblen Maßnahme mdis über die Nutzungsdauer ND ,	:    Nutzwert einer korrespondierenden Mindestmaßnahme mmin über die Nutzungsdauer ND 
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Abbildung A1-2:  Typische Nutzenentwicklung bei Berücksichtigung von Mindestmaßnahmen 
 
 Die Kosten für das Maßnahmenkollektiv der Mindestmaßnahmen bilden die absolute 
Mindesthöhe des Budgets, welches für die Sicherstellung der langfristigen Funktions-
fähigkeit des Straßennetzes bereitzustellen ist. Bei der Anwendung des Verfahrens ist 
daher stets die folgende Anforderung an der Mindesthöhe des Budgets einzuhalten : 
    	,  (A1-2) 
 	 =  ,	
	
   
Mit:  
	,  Summe der Investitionskosten zur Umsetzung aller für die aktuelle Entscheidungsperiode 
festgelegten Mindestmaßnahmen 
	  Investitionskosten zur Umsetzung einer Mindestmaßnahme in der aktuellen 
Entscheidungsperiode  	  Anzahl der Mindestmaßnahmen    Budget für die aktuelle Entscheidungsperiode 
 
Weiterführende Erläuterungen sind dem Hauptdokument, Kapitel 6 „Hinweise für die Grund-
konzeption des Verfahrens“, zu entnehmen. 
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D Hinweise für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems  
Bei einer maßnahmenartübergreifenden Bewertung ist aufgrund der Vielzahl und Heterogenität der 
möglichen Wirkungen große Sorgfalt bei der Identifikation aller relevanten Wirkungsbereiche 
zu legen. Sofern einzelne Wirkungen nicht oder unzureichend in die Bewertung eingehen, kann dies 
zu einer unausgewogenen Entscheidungsfindung führen, die bestimmte Maßnahmenarten bei der 
Priorisierung übervorteilt bzw. benachteiligt. 
Die nachfolgenden Hinweise unterstützen eine systematische und begründete Auswahl und Fest-
legung von verfahrensrelevanten Maßnahmenwirkungen in Wechselwirkung mit der Gestaltung 
des Zielsystems.  
D.1 Allgemeine Hinweise 
 Für die Entwicklung des Ziel- und Wirkungssystems wird die in Abbildung A1-3 
dargestellte iterative Vorgehensweise empfohlen. 
 Zur Sicherstellung der Vollständigkeit und Fehlerfreiheit ist eine geordnete Beteiligung der 
Fachebenen vorzusehen.  
 Die Entscheidungsebene ist bei Festlegungen mit Auswirkungen auf die Genauigkeit und 
den Bearbeitungsaufwand des Verfahrens einzubeziehen. 
 Als Grundlage für diese Abstimmung ist die Erstellung einer Dokumentation der 
berücksichtigten und nicht berücksichtigten Wirkungsbereiche und eine Begründung, ob 
und wie Wirkungsbereiche in die Entscheidungsfindung eingehen, sinnvoll.  
 Diese Dokumentation ist in einer Weise zu erstellen, die eine Verifizierung der Gültigkeit 
der getroffenen Entscheidungen auch bei künftigen Entscheidungsprozessen erlaubt. 
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Abbildung A1-3:  Ablaufschema Festlegung der bewertungsrelevanten Maßnahmenwirkungen (in Klammern der Verweis 
auf die Abschnitte des Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
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D.2 Hinweise für die Entwicklung des Zielsystems 
 Die Festlegung des Zielsystems ist ein normativer Prozess, und hat daher im Kontext 
der individuellen Anwendung des Verfahrens zu erfolgen.  
 Die Festlegung des Zielsystems erfolgt bei einer maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung nicht wesentlich anders als bei anderen Bewertungsverfahren der 
Verkehrsplanung.  
 Die Zielsystematisierung hat in der Verkehrsplanung einen hohen Entwicklungsstand 
erreicht, so dass die Verfahrensentwicklung weitgehend auf bekannte Zielsysteme 
aufbauen kann. Systematisierungen von Zielen lassen sich weitgehend aus gesetzlichen 
Regelungen, Normen und institutionalisierten Entscheidungsverfahren entnehmen.  
 
D.3 Hinweise für die Entwicklung des Wirkungssystems 
Hinweise für die Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern 
 Zur Sicherstellung der Erfassung aller relevanten Wirkungsbereiche ist eine systematische 
Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern durchzuführen (vgl. Abbildung A1-4).  
 Für die systematische und effiziente Identifikation von bewertungsrelevanten Wirkungen 
im Rahmen der Entwicklung eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifenden 
Dringlichkeitsbewertung wird die Erstellung einer Wirkungsmatrix empfohlen. 
 In dieser Wirkungsmatrix werden die Wirkungsbereiche den verschiedenen Maßnahmen-
arten gegenübergestellt. Jedes Matrixfeld (Wirkungsfeld) steht für einen potenziellen 
Wirkungsbeitrag.  
 Durch die schrittweise Konkretisierung der einzelnen Wirkungsfelder können die nicht 
relevanten Wirkungen identifiziert und in Folge vernachlässigt werden.  
 Für relevante Wirkungsfelder sind wesentliche Zusammenhänge, die bei der Festlegung 
der Wirkungsermittlung zu berücksichtigen sind, festzuhalten. 
 Maßnahmen sind zur eindeutigen Bestimmung der relevanten Wirkungsbereiche in 
wirkungshomogene Kategorien zu klassifizieren. 
 Im Sinne einer effizienten Verfahrensgestaltung sollte eine Ausgangslösung für die 
Festlegung von potenziellen Wirkungsfeldern durch die mit der Verfahrensentwicklung 
betrauten Bearbeitern generiert werden. Als Grundlage dienen Wirkungsermittlungs-
methoden aus bereits angewandten, vorgelagerten Entscheidungsverfahren sowie Ansätze 
aus der Literatur.  
 Zur Sicherstellung der Vollständigkeit, Korrektheit und Akzeptanz sollte diese Ausgangs-
lösung anschließend mit den beteiligten Fachebenen rückgekoppelt und ggf. über-
arbeitet werden. Hierbei kann es für eine effiziente Bearbeitung sinnvoll sein, diesen 
Arbeitsschritt jeweils nur auf die für die einzelnen Fachebenen relevanten Maßnahmen-
kategorien zu beschränken. 
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Abbildung A1-4:  Ablaufschema systematische Identifikation von potenziellen Wirkungsfeldern (in Klammern der Verweis 
auf die Abschnitte des Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
 
 Bei der Bestimmung von potenziell relevanten Wirkungsfeldern ist stets die Bedeutung für 
die Erreichung der festgelegten Verfahrensziele zu hinterfragen. Kann eine Wirkung 
keinem der festgelegten Ziele zugeordnet werden, kann sie für die Bewertung vernach-
lässigt werden.  
 Bevor eine Wirkung aber vernachlässigt wird, sollte stets die Vollständigkeit des 
Zielsystems kritisch hinterfragt werden. Durch diese Rückkopplung der identifizierten 
potenziellen Wirkungsfelder mit dem Zielsystem wird eine systematische Auseinander-
setzung mit der Vollständigkeit und Richtigkeit des Zielsystems unterstützt. 
 Die Identifikation der potenziellen Wirkungsfelder erfolgt iterativ. Der Wirkungsmatrix ist 
ausgehend von einer Startlösung weiter zu verfeinern oder aggregieren. 
Anlage 1: Übersicht von Hinweisen für die Verfahrensentwicklung 
Anlagen    A1-13 
Hinweise für die Bestimmung der Relevanz von Wirkungsfeldern 
 Das besondere Problem bei einer maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung 
ist die Kombination der vielen Wirkungsfelder und Maßnahmenkategorien, die zu 
einem erheblichen Aufwand bei der Definition der für die Wirkungsermittlung 
erforderlichen Wirkungszusammenhänge und erforderlichen Datengrundlagen führt.  
 Eine frühzeitige Identifikation von relevanten Wirkungsfeldern trägt daher zur 
effizienten Gestaltung des Verfahrens bei. Sofern Wirkungsfelder für einzelne Maßnahmen-
kategorien nicht relevant sind, kann auf eine Datenerfassung, -aufbereitung und Wirkungs-
ermittlung für die betroffenen Maßnahmen von vornherein verzichtet werden. 
 Für die Bestimmung der Relevanz eines Wirkungsfelds wird eine stufenweise Vorgehens-
weise vorgeschlagen, wobei nacheinander die Merkmale Empfindlichkeit, Erfassbarkeit 
und Bedeutsamkeit untersucht werden. 
 Jede Bearbeitungsstufe wird mit einer Beurteilung des bewerteten Merkmals 
abgeschlossen. Bei einer positiven Beurteilung ist mit der Bestimmung der nachfolgenden 
(arbeitsaufwändigeren) Stufe fortzusetzen. Bei einer negativen Beurteilung ist die 
Bewertungsrelevanz nicht gegeben. Liegt für alle drei Merkmale eine positive 
Beurteilung vor, sollte das Wirkungsfeld bei der weiteren Verfahrensentwicklung berück-
sichtigt werden. 
Hinweise für die Bestimmung der Empfindlichkeit von Wirkungsfeldern 
 Die Empfindlichkeit eines Wirkungsfelds ist gegeben, wenn durch Realisierung oder Nicht 
Realisierung einer Maßnahme Veränderungen für den Wirkungsbereich zu erwarten 
sind. 
 Auf Grundlage der Wirkungsmatrix werden für alle Wirkungsfelder die Empfindlichkeit 
systematisch überprüft und die Wirkungen qualitativ beschrieben.  
 Zur besseren Durchdringung von Wirkungszusammenhängen und zur Erhöhung der 
Nachvollziehbarkeit für Dritte sollten dabei die kausalen Zusammenhänge, z. B. in Form 
von Wirkungsketten, beschrieben werden.  
Hinweise für die Bestimmung der Erfassbarkeit von Wirkungsfeldern 
 Voraussetzung für die Erfassbarkeit der Wirkung sind bekannte Wirkungsketten, 
Berechnungsmethoden und Datengrundlagen für die Bestimmung des Wirkungswerts. 
 Für die Bestimmung der Erfassbarkeit sind die Arbeitsschritte:  
• Bestimmung einer geeigneten Methode der Wirkungsermittlung 
• Bestimmung der Verfügbarkeit von erforderlichen Datengrundlagen 
iterativ durchzuführen (vgl. Abbildung A1-5). 
 Bei der Verfahrensentwicklung sollte auf anerkannte Methoden der Wirkungsermittlung 
in der Verkehrsplanung zurückgegriffen werden. Aus Gründen der Konsistenz und Effizienz 
ist vorrangig auf evtl. bereits vorliegende Wirkungsermittlungen zurückzugreifen. 
 Sofern keine anerkannten Berechnungsmethoden vorliegen bzw. bekannt sind, ist zu 
prüfen, ob solche Methoden aus den bekannten oder vermuteten Wirkungsketten 
abgeleitet werden können. Hierzu ist in einem ersten Schritt stets festzustellen, ob die 
(vermuteten) Wirkungszusammenhänge vollständig abgebildet sind.  
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Abbildung A1-5:  Ablaufschema Bestimmung der Erfassbarkeit (in Klammern der Verweis auf die Abschnitte des 
Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
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 Sofern keine formalisierten Wirkungsberechnungsmethoden zur Verfügung stehen, ist mit 
der Wirkungsermittlung ein hoher personeller Aufwand verbunden. 
 Eine nicht formalisierte Wirkungsermittlung wird für ein praxisgerechtes Verfahren in 
der Regel nur für Wirkungsfelder mit einer begrenzten Anzahl an Maßnahmen und 
bedeutsamen Wirkungsbeiträgen realisierbar sein. 
 Die Eignung von Datengrundlagen für das Bewertungsverfahren ist anhand der Aktualität, 
Verwertbarkeit und Qualität der Daten zu prüfen.  
 Bei Datenlücken ist der Umgang hiermit zu klären. Möglichkeiten sind die Vernach-
lässigung, Erzeugung von Ersatzwerten, gezielte Nacherhebung oder vollständige Neu-
erhebung von Daten. 
 Unsicherheiten bei den Wirkungsbeschreibungen und den Datengrundlagen sind zu 
dokumentieren und nach Möglichkeit zu quantifizieren. 
Hinweise für die Bestimmung der Bedeutsamkeit von Wirkungsfeldern 
 Die Bedeutsamkeit eines Wirkungsfelds beschreibt, ob die (erwarteten) Wirkungen so 
stark sind, dass hieraus eine maßgebende Auswirkung auf das Bewertungsergebnis zu 
erwarten ist. 
 Die Bedeutsamkeit einer Wirkung ist im Verhältnis zu den übrigen Wirkungen aller 
betrachteten Maßnahmen zu beurteilen.  
 Die Bedeutsamkeit eines Wirkungsfeldes steht in Zusammenhang mit dem erforderlichen 
Aufwand, der mit der Berücksichtigung des Wirkungsfeldes verbunden sein wird, und den 
Robustheitsanforderungen des Entscheidungsträgers. 
 Für die Abschätzung der Bedeutsamkeit ist eine sukzessive Überprüfung des Wirkungs-
spektrums (1), der Wirkungshäufigkeit (2) und der relativen Wirkungsstärke (3) 
vorzunehmen (vgl. Abbildung A1-6). 
 Für die Überprüfung des Wirkungsspektrums und der Wirkungshäufigkeit ist keine 
vollständige Ermittlung der Wirkungswerte aller Maßnahmen erforderlich. In einer frühen 
Phase der Verfahrensentwicklung reicht eine fundierte Abschätzung der realistisch zu 
erwartenden Extremwerte für die einzelnen Wirkungsfelder aus.  
 Für eine abschließende Beurteilung der Bedeutsamkeit von Wirkungsfeldern kann es 
erforderlich sein, die tatsächlichen Wirkungswerte zu ermitteln und deren Bedeutsamkeit 
für das Verfahren zu verifizieren (vgl. Abbildung A1-6, (4)). Dies ist erst zielführend, 
wenn das zu entwickelnde Verfahren bereits einen hohen Konkretisierungsgrad erreicht 
hat.  
 Über Testbewertungen lassen sich die Auswirkungen einer Berücksichtigung und 
Vernachlässigung des Wirkungsfeldes auf die Bewertungsergebnisse ermitteln. Als 
Indikator für die Bedeutsamkeit kann z.B. die Veränderung von Rangstellenpositionen oder 
die Anzahl der Maßnahmen, welche die Entscheidungsklasse wechseln, verwendet werden 
(vgl. F.3). 
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Abbildung A1-6:  Ablaufschema Bestimmung der Bedeutsamkeit (in Klammern der Verweis auf die Abschnitte des 
Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
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D.4 Hinweise für die Festlegung der Wirkungsermittlungsmethode 
 Im Anschluss an die Bestimmung der bewertungsrelevanten Wirkungsfelder ist eine 
Auswahl und Festlegung der für die Wirkungsbeschreibung geeigneten 
Wirkungsmerkmale einschließlich deren Operationalisierung erforderlich.  
 
Abbildung A1-7:  Ablaufschema Festlegung der Wirkungsermittlungsmethode (in Klammern der Verweis auf die 
Abschnitte des Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
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 In einem ersten Schritt ist die grundsätzliche Verfügbarkeit und Eignung einer 
vorliegenden Wirkungsermittlung zu prüfen (vgl. Abbildung A1-7, (1)). 
 Die Übernahme von vorliegenden Wirkungsermittlungen setzt die Fehlerfreiheit und 
Nachvollziehbarkeit der Daten, die Vergleichbarkeit des Betrachtungszeitraums und die 
regelmäßige Aktualisierung der Wirkungsermittlung voraus. 
 Die Entscheidung über die Verwertbarkeit von vorliegenden Wirkungsermittlungen wird 
im Wesentlichen von der Frage bestimmt, ob für die einzelnen Wirkungsfelder eines 
Wirkungsbereichs eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit vertretbarem Aufwand bzw. 
Verlust an Aussagekraft erreicht werden kann. 
 Hierbei sind die Aspekte Zielrelevanz, Ermittlungsmethode, Betrachtungszeitraum, 
Bezugsfall und relative Wirkungsstärke zu betrachten. 
 Insbesondere wenn für die Verwendung von vorliegenden Wirkungsermittlungen mehrere 
mit Unsicherheiten behaftete Transformationen vorgenommen werden müssen, ist eine 
originäre Ermittlung der Wirkungen zu bevorzugen (vgl. Abbildung A1-7, (2)).  
 Bei einer Wirkungsermittlung innerhalb des Verfahrens sind quantifizierbare 
Wirkungsindikatoren anzustreben. 
 Es sind eindeutige Prozeduren zur Übernahme und Verarbeitung der erforderlichen 
Datengrundlagen zu definieren.  
 Die Ermittlungsmethoden sind soweit zu konkretisieren, dass diese (möglichst als 
automatisiert nutzbare) Berechnungsvorschriften in das Verfahren implementiert werden 
können. 
 Aufgrund der potenziell erheblichen Auswirkungen für die Konsistenz der Dringlich-
keitsbewertung und die geringe Nachvollziehbarkeit von Transformationen sind die 
Ergebnisse dieses Arbeitsschritts vor Implementation mit der Entscheidungsebene 
ausführlich abzustimmen. 
 
D.5 Hinweise für die Identifikation von bewertungsrelevanten Interdependenzwirkungen 
 Interdependenzen können sowohl aus Abhängigkeiten mit Maßnahmen aus dem 
betrachteten Maßnahmenkollektiv (interne Interdependenzen) als auch aus Abhängig-
keiten mit Maßnahmen Dritter (externe Interdependenzen) entstehen.  
 Die Berücksichtigung von Wirkungsinterdependenzen kann zu einer erheblichen Zunahme 
der Komplexität des Verfahrens und des erforderlichen Aufwands bei der Anwendung 
des Verfahrens führen. 
 Zur systematischen Identifikation der relevanten Interdependenzwirkungen ist eine Unter-
teilung nach Wirkungsphasen „Realisierung“ und „Nutzung“ und nach Art der 
Interdependenz (Wirkungsinterdependenzen, Bewertungsinterdependenzen, 
Restriktionen) sinnvoll. 
 Restriktionen sind bei der Bewertung stets zu berücksichtigen, da sie die Zulässigkeit der 
getroffenen Entscheidung mitbestimmen. 
 Die Erfassung von relevanten Bewertungsinterdependenzen muss in enger Zusammen-
arbeit mit dem Entscheidungsträger erfolgen. 
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 Für die Verfahrensentwicklung ist der Schwerpunkt auf die Festlegung von Inhalt und 
Aufbereitung von Informationen zu legen, anhand deren eine Interdependenz erkannt 
werden kann.  
 Die Ermittlung von Interdependenzen zwischen einzelnen Maßnahmen sollte von 
der/den planenden Fachebene(n) vorgenommen werden und als Teil der 
Maßnahmeninformation für die Dringlichkeitsbewertung bereitgestellt werden. 
Weiterführende Hinweise sind dem Hauptdokument, Kapitel 7 „Hinweise für die Entwicklung des 
Ziel- und Wirkungssystems“, zu entnehmen. Allgemeine Hinweise und weiterführende Quellen zur 
Entwicklung eines Ziel- und Wirkungssystems sind im Kapitel 3 „ Methodische Grundlagen für die 
Entwicklung von Bewertungsverfahren“ der Arbeit dargestellt. 
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E Hinweise für die Entwicklung des Bewertungssystems 
Das Verfahren erfordert bei dem gegebenen Kontext des Entscheidungsproblems einen 
multikriteriellen nutzwertanalytischen Ansatz. Außerdem wird Zielgewichtung als Ansatz für die 
Synthese der verschiedenen Nutzenbeiträge von Maßnahmen berücksichtigt. Nachfolgend werden 
Hinweise für die Festlegung von ausgewählten, wesentlichen Aspekten der Nutzenermittlung 
dargestellt. Die Hinweise sollen insbesondere die korrekte vergleichende Bewertung von Wirkungs-
beiträgen unter Berücksichtigung der heterogenen (zeitlichen) Wirkungsweisen der einzelnen Maß-
nahmenarten sowie der periodisch wiederkehrenden Entscheidungsfindung sicherstellen. 
E.1 Hinweise für die Festlegung der Zielgewichtung 
 Für die Verfahrensentwicklung werden ein multikriterieller nutzwertanalytischer Ansatz 
und eine Zielgewichtung für die Synthese der verschiedenen Nutzenbeiträge empfohlen.  
 Für die Festlegung der Zielgewichte besteht keine alleinrichtige Vorgehensweise. Im 
vorliegenden Kontext sollten aber die folgenden Anforderungen eingehalten werden:  
• Konsistente Ergebnisse bei sich ändernden Entscheidungssituationen  
• Interpersonelle Nachvollziehbarkeit  
• Flexibel gegenüber Veränderungen innerhalb des Gewichtungssystems 
 Die Festlegung des Gewichtungssystems, bei dem Moneterisierungsansätze herangezogen 
werden, der grundlegende nutzwertanalytische Ansatz aber beibehalten wird, stellt im 
vorliegenden Kontext eine zielführende Alternative zu herkömmlichen Methoden dar. 
 Hierzu ist in einem ersten Schritt eine Festlegung von dimensionslosen Skalen für jedes 
Zielkriterium vorzunehmen. 
 Zur Einhaltung der Anforderungen an Stabilität und Flexibilität sollte eine globale 
Skalierung vorgenommen werden, wobei die Extremwerte auf der Grundlage der 
(langfristig) denkbaren Wirkungsextreme festgelegt werden 
 Anschließend erfolgt die Transformation der (ggf. dimensionsbehafteten) Wirkungswerte 
in dimensionslose Zielerreichungsgrade. 
 Für die Festlegung der Gewichtung wird der maximale Zielerreichungsgrad mit einer 
monetären Größe gleichgesetzt. Diese Größe wird auf der Grundlage von anerkannten 
Kostensätzen für diesen Wirkungswert abgeleitet. Sofern für einzelne Zielkriterien keine 
anerkannten monetären Größen bekannt sind, erfolgt die Festlegung der Gewichtung 
gemeinsam mit der Entscheidungsebene. 
 , ⇒   !, ⇒ "#   (A1-3) 
mit: 
"#   Monetäre Bewertung des Wirkungswerts  !,   !,  Wirkungswert bei vollständiger Zielerreichung für Zielkriterium zk ,  Nutzwert bei vollständiger Zielerreichung für Zielkriterium zk 
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$  =  "#∑ "#&'  (A1-4) 
  $&' =  1  
mit: 
$   Gewichtungsfaktor für das Zielkriterium zk "#   Monetäre Bewertung des Wirkungswerts  !,     Anzahl Zielkriterien 
 
 Die abschließende Entscheidung über die Zielgewichtung muss vom 
Entscheidungsträger vorgenommen werden.  
 Hilfreich für die Entscheidung kann die Auswertung eines vorläufigen Bewertungs-
ergebnisses unter Berücksichtigung der vorläufigen Zielgewichtung sein. Ferner können 
für eine bessere Nachvollziehbarkeit die einzelnen Zielgewichte zusätzlich thematisch 
zusammengefasst werden (z.B. Verkehrssicherheit, Verkehrsabwicklungsqualität, 
Umfeldauswirkungen, Wirtschaftlichkeit).  
 Eine Dokumentation der mit den Zielgewichten korrespondierenden monetären Größen 
erleichtert die Überprüfung der Aktualität und eine evtl. Fortschreibung des 
Gewichtungssystems bei künftigen Entscheidungsprozessen. 
E.2 Hinweise für die Festlegung des Betrachtungszeitraums 
 Die Wirkungsermittlung und -bewertung soll auf die Wirkungsphase der Nutzung 
beschränkt werden. Die Berücksichtigung von Maßnahmenwirkungen während der 
Realisierungs-, Rückbau- und Entsorgungsphase ist mit erheblichen Unsicherheiten 
verbunden und sollte deshalb von der Bewertung ausgenommen werden. 
 Als Grundlage für die Entscheidung über die zu verfolgende Handlungsalternative wird die 
Größe ∆*+,- vorgeschlagen. Diese beschreibt die Nutzenveränderung zwischen einer 
Maßnahmenrealisierung in der aktuellen Entscheidungsperiode ez0 bzw. in der darauf-
folgenden Entscheidungsperiode ez1. Diese Größe kann mit relativ hoher Sicherheit und 
ohne aufwändige, langfristig ausgelegte Prognoseverfahren bestimmt werden. 
 Durch Verwendung der Größe ∆umin können Maßnahmen mit unterschiedlichen 
zeitlichen Wirkungsverläufen und Nutzungsdauern vergleichend bewertet werden, 
ohne dass hierzu Annahmen über die Randbedingungen und Ergebnisse von künftigen 
Entscheidungsprozessen getroffen werden müssen.  
 Der Betrachtungszeitraum ist bei diesem Ansatz nicht für alle Maßnahmen gleich. 
Mittels einer vereinfachten Bewertung durch Gleichsetzung des Betrachtungszeitraums 
mit der Dauer der Entscheidungsperiode kann ein einheitlicher Betrachtungszeitraum für 
alle Maßnahmen erreicht werden. Hierdurch treten allerdings Genauigkeitsverluste auf.  
 Für Maßnahmen, für die:  
• längerfristig eine bewertungsrelevante Veränderung des Nutzwerts gegenüber 
diesem kurzfristigen Betrachtungszeitraum erwartet wird, und außerdem  
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• die zeitliche Entwicklung des Nutzwerts in Abhängigkeit vom Realisierungs-
zeitpunkt der Maßnahme steht,  
sind bei der Verfahrensanwendung die kurzfristigen Wirkungswerte durch 
repräsentativere Ersatz-Wirkungswerte zu ersetzen.  
 Die Nutzwertermittlung für eine Maßnahme kann für die maßnahmenartübergreifende 
Dringlichkeitsbewertung folgendermaßen operationalisiert werden: 
  = ∆, =   $ . /0  0imp456,,,74 −  imp89,,,74:
74;<,
7474;=,
&'
 : (A1-5) 
Mit: 
    Nutzwert der Maßnahme m  ∆,  Nutzwertveränderung durch Verschiebung der positiven Entscheidung für Maßnahme m vom  
    Entscheidungszeitpunkt ezo auf Entscheidungszeitpunkt ez1 >!?=, Bewertungsperiode, in der die Inbetriebnahme der Maßnahme m bei einer positiven 
Entscheidung zum Entscheidungszeitpunkt ez0 erfolgt  >!?<, früheste Bewertungsperiode, in der die Realisierung der Maßnahme m bei einer positiven 
Entscheidung zum Entscheidungszeitpunkt ez1 erfolgt      Anzahl Zielkriterien $    Gewichtungsfaktor des Zielkriteriums zk /(x)   Nutzwertfunktion für das Zielkriterium zk 
imppos,m,zk,bp  Wirkungswert für das Zielkriterium zk in der Bewertungsperiode bp bei einer positiven 
Entscheidung für Maßnahme m zum Entscheidungszeitpunkt ez0 
impneg,m,zk,bp Wirkungswert für das Zielkriterium zk in der Bewertungsperiode bp bei negativer Entscheidung 
für Maßnahme m zum Entscheidungszeitpunkt ez0 
 
E.3 Hinweise für die Festlegung des Bewertungs- und Entscheidungskriteriums 
 Bei der Bewertung der Nutzwerte sind die erforderlichen finanziellen Aufwendungen, die 
für die Aktivierung des ermittelten Nutzens erforderlich sind, einzubeziehen. 
 Für die Nutzenbewertung von Maßnahmen wird als Bewertungskriterium die Bildung 
eines Quotientenkriteriums in Anlehnung an eine Wirksamkeits-Kosten-Analyse 
empfohlen.  
 @ = A@78B,@ = ∑ ,@
∑ 78B,,@  (A1-6) 
Mit 
@ Nutzwert-Kosten-Verhältnis der Handlungsalternative h A@:    Nutzwert der Handlungsalternative h 78B,@:   Bewertungsrelevante Kosten der Handlungsalternative h ,@   Nutzwert der Maßnahme m bei der Handlungsalternative h 78B,,@  Bewertungsrelevante Kosten der Maßnahme m bei der Handlungsalternative h    Anzahl Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv 
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 78B, =  C74,DE74,F .  0456,74 −
GH,IJ 
7474;=,
89,GH:   (A1-7) 
Mit  
78B,  Bewertungsrelevante Kosten der Maßnahme m  456,,GH  Kosten für die Maßnahme m während der Bewertungsperiode bp bei einer positiven 
Entscheidung für die Maßnahme m 89,,GH  Kosten für die Einhaltung der Mindestanforderungen während der Bewertungsperiode bp bei 
einer negativen Entscheidung für die Maßnahme m >!?=, Bewertungsperiode, in der die Inbetriebnahme der Maßnahme m bei einer positiven 
Entscheidung erfolgt  74,  Anzahl Bewertungsperioden über die Nutzungsdauer der Maßnahme m 74,DE  Anzahl Bewertungsperioden über den Betrachtungszeitraum der Maßnahme m  
 
 Entscheidungskriterium für die umzusetzende Handlungsalternative ist das maximale 
Nutzwert-Kosten-Verhältnis unter Einhaltung der Budgetrestriktion. 
 max  0@:   (A1-8) 
wofür gilt ,@ M   
mit 
,@ =  ,,@   
 ,,@ =  N,	,O   $P QRS  ∈ "89,@,	
,O  $P QRS ∈ "456,@    
Mit: 
@ Nutzwert-Kosten-Verhältnis für die Handlungsalternative h ,@    Budgetwirksame Investitionskosten für die Handlungsalternative h ,,@   Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h ,	
,O Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h bei 
einer positiven Entscheidung für die Maßnahme m  ,	,O Budgetwirksame Investitionskosten für die Maßnahme m bei der Handlungsalternative h bei 
einer negativen Entscheidung für die Maßnahme m      Budget für die aktuelle Entscheidungsperiode     Anzahl Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv "89,@   Kollektiv der Maßnahmen mit negativer Entscheidung bei der Handlungsalternative h "456,@   Kollektiv der Maßnahmen mit positiver Entscheidung bei der Handlungsalternative h 
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 Für das Entscheidungskriterium sind alle Kosten einzubeziehen, die das aktuelle Budget 
belasten werden. 
 Der Zuordnung von monetären Nutzen- und Kostenkomponenten ist besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen, da hierdurch das Bewertungsergebnis beeinflusst wird. 
 Da die Anzahl an Handlungsalternativen in der Regel einen nicht zu bewältigenden 
Umfang annehmen wird, sind effiziente Verfahren zur Bestimmung der 
Entscheidungsalternative zu entwickeln. 
Weiterführende Hinweise sind dem Hauptdokument, Kapitel 8 „Hinweise für die Entwicklung des 
Bewertungssystems“, zu entnehmen. Allgemeine Hinweise und weiterführende Quellen zur 
Entwicklung eines Bewertungssystems sind im Kapitel 3 „Methodische Grundlagen für die 
Entwicklung von Bewertungsverfahren“ der Arbeit dargestellt. 
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F Hinweise für die effiziente und robuste Strukturierung des 
Bewertungsverfahrens 
Die Festlegung einer geeigneten Verfahrensstruktur ist ausschlaggebend für die praktische 
Anwendbarkeit eines Bewertungsverfahrens. Der vorliegende Kontext der Entscheidungsfindung 
erfordert in seiner Komplexität einen hohen Strukturierungsgrad, damit ein Verfahren unter Ein-
haltung aller Verfahrensanforderungen eingesetzt werden kann.  
Nachfolgend sind Hinweise zur effizienten Strukturierung der Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
sowie eine robuste Strukturierung der Maßnahmenbewertung und –auswahl dargestellt.  
 
F.1 Allgemeine Hinweise für die Verfahrensstrukturierung  
 Große Bedeutung für eine effiziente Verfahrensgestaltung hat die (weitgehende) 
Automatisierung von Verfahrensschritten.  
 Für automatisierte Verfahrensteile sind entsprechende Algorithmen zu entwickeln und in 
einer geeigneten Programmiersprache zu implementieren. Die Automatisierung von 
Verfahrensschritten steht dabei in enger Wechselwirkung mit dem Aufbau des Daten-
verarbeitungssystems.  
 Für nicht oder nur zum Teil automatisierbare Verfahrenskomponenten sind im Rahmen der 
Verfahrensentwicklung eindeutige Regelungen aufzustellen.  
 Die arbeitsintensiven Arbeitsschritte sind so in das Verfahren einzugliedern, dass (für das 
Endergebnis) irrelevante Bearbeitungsschritte auf systematische Weise übersprungen 
werden können.  
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist auf einen geregelten Gesamtablauf der 
Entscheidungsfindung hinzuwirken, der eine effiziente und robuste Entscheidungs-
findung unterstützt.  
 Die Verankerung eines rollierenden Entscheidungsprozesses und die Implementierung von 
eindeutigen und verbindlichen Datenübergabevorschriften tragen maßgeblich zur Robust-
heit der Entscheidungsfindung bei.  
 Die praktische Umsetzung erfordert eine ausreichende Unterstützung durch die 
zuständigen Arbeitsebenen. Diese Unterstützung ist rechtzeitig im Entwicklungsprozess 
sicherzustellen. 
 Zu den wichtigen Festlegungen bei der Verfahrensentwicklung, die abschließend vom 
Entscheidungsträger vorzunehmen sind, gehören die Bestimmung der Anzahl an 
notwendigen Entscheidungsklassen, die Definition von Abbruchkriterien bei iterativ 
ablaufenden Verfahrenselementen sowie die Operationalisierung von Robustheits-
kriterien. Der Entscheidungsträger muss im Rahmen der Verfahrensentwicklung in die 
Lage versetzt werden, begründete Entscheidungen in diesem Zusammenhang zu treffen.  
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist vom Entscheidungsträger abzuwägen, in 
welchem Umfang die verschiedenen Arten der Interdependenz berücksichtigt werden 
sollen. Eine vollumfängliche Berücksichtigung fordert in der Regel einen sehr hohen 
Automatisierungsgrad mit entsprechender Informationsversorgung. In der Praxis werden 
Vereinfachungen in diesem Zusammenhang oft nicht zu vermeiden sein. 
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 Das Aufzeigen von verschiedenen Möglichkeiten der verfahrenstechnischen Berück-
sichtigung von Interdependenzen mit ihren Konsequenzen für Aufwand und Ergebnis-
qualität ist daher eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Verfahrensentwicklung. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist die fehlerfreie Umsetzung der spezifizierten 
Bearbeitungsschritte durch Testläufe sicherzustellen. 
 
F.2 Hinweise für die effiziente Strukturierung der Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
 Für eine maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung ist zur Sicherstellung eines 
vertretbaren Aufwands eine Heuristik zu entwickeln, welche eine robuste und 
nachvollziehbare Entscheidungsfindung bei vertretbarem Aufwand unter Berücksichtigung 
von manuellen und teilautomatisierten Methoden erlaubt. 
 Über ein iteratives, mehrstufiges Verfahren, anhand dessen, ausgehend von einer 
Startlösung, die Wirkungs- und Nutzwertermittlung stufenweise verdichtet wird, kann der 
erforderliche Ermittlungsaufwand reduziert werden.  
 
 
Abbildung A1-8:  Grundstruktur eines Verfahrens zur maßnahmenartübergreifende Dringlichkeitsbewertung (in 
Klammern der Verweis auf die Abschnitte des Hauptdokuments mit weiterführenden Informationen) 
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 Als erste iterative Verfahrensstufe wird eine isolierte Wirkungs- und Nutzwertermittlung 
der Maßnahmen vorgeschlagen, Interdependenzen werden hierbei noch nicht 
berücksichtigt (vgl. Abbildung A1-8, Abbildung A1-9). 
 Zur Minimierung des Bearbeitungsaufwands soll das Verfahren in einem ersten 
Bearbeitungsschritt eine möglichst gute Startlösung mit vertretbarem Aufwand erzeugen 
können. 
 
Abbildung A1-9:  Ablaufschema Wirkungs- und Nutzwertermittlung unter Vernachlässigung von Interdependenzen 
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 Die Festlegung der Wirkungsfelder und Maßnahmenkategorien, die für die Startlösung 
berücksichtigt werden, sollte nach dem Aufwand, der mit der Bewertung eines Wirkungs-
feldes für eine Maßnahme verbunden ist, und entsprechend der Bedeutsamkeit des 
Wirkungsfelds erfolgen. 
 Anschließend wird ermittelt, für welche Maßnahmen Veränderungen in der Zugehörigkeit 
zu Entscheidungsklassen auftreten können.  
 Für Maßnahmen mit nicht vernachlässigbaren Wirkungen sind anschließend die 
relevanten Wirkungen zu ermitteln. Als Ergebnis wird ein Teil der Maßnahmen veränderte 
Nutzwerte aufweisen. Durch Wiederholung der dargestellten Arbeitsschritte bis zu dem 
Punkt, ab dem keine Maßnahme mehr eine andere Klassenzuordnung erreichen kann, wird 
eine stabile Lösung bei reduziertem Arbeitsaufwand erreicht. 
 
 
Abbildung A1-10:  Ablaufschema Wirkungs- und Nutzwertermittlung für Interdependenzen 
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 In einer zweiten iterativen Stufe kann dann die Ermittlung von Auswirkungen von 
Interdependenzen implementiert werden (vgl. Abbildung A1-8, Abbildung A1-10).  
 Restriktionen und kostenwirksame Interdependenzwirkungen sollten aufgrund ihrer 
Bedeutung für das Bewertungsergebnis stets vollständig berücksichtigt werden. Die 
Ermittlung von entsprechenden Interdependenzen ist deshalb weitestgehend zu 
automatisieren.  
 Restriktionen sind für die Handhabbarkeit des Verfahrens auf ein Minimum zu 
reduzieren. 
 Diese Verfahrensstruktur führt nicht zwingend zu einer optimalen Lösung, erlaubt aber 
im Allgemeinen zumindest eine gute Näherung. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist auf geeignete Datenausgabemöglichkeiten für 
die Überprüfung von Zwischenergebnissen zu achten. 
 
F.3 Hinweise für die Konkretisierung und Operationalisierung von Robustheitskriterien 
 Über die Festlegung der Robustheitskriterien „Zulässigkeitsrobustheit“ und 
„Klassenzugehörigkeitsrobustheit“ lassen sich die vom Entscheidungsträger angestrebten 
Robustheitsniveaus konkretisieren. 
 Für eine ex ante-Beurteilung können die Auswirkungen von Unsicherheit z.B. mit 
Unterstützung von Simulationen ermittelt werden. 
 Die Zulässigkeitsrobustheit kann als relative Häufigkeit, mit der eine Entscheidung als 
unzulässig einzustufen ist, zum Ausdruck gebracht werden. 
 UV_X@ = Y
  (A1-9) 
 UV_Z@ = 456,@ −  ?8[,@   
 UV_V@ = UV_Z@456,@   
Mit: 
UV_X@   Relative Unzulässigkeitshäufigkeit der Handlungsalternative h 6  Anzahl der betrachteten Situationen mit unterschiedlichen Ausprägungen von Unsicherheit für 
die Entscheidungsalternative h \ Anzahl der betrachteten Situationen mit einem unakzeptablen Wert für die 
Zulässigkeitsrobustheitskriterien ZR_A und/oder ZR_R UV_Z@ Absolute Abweichung vom vollkommenen zulässigkeitsrobusten Ergebnis für die 
Handlungsalternative h  UV_V@ Relative Abweichung vom vollkommenen zulässigkeitsrobusten Ergebnis für die 
Handlungsalternative h  456,@  Anzahl der Maßnahmen mit einer positiven Entscheidung bei der Handlungsalternative h  ?8[,@ Anzahl der realisierbaren Maßnahmen mit einer positiven Entscheidung bei veränderter 
Ausprägung von Unsicherheit bei der Handlungsalternative h  
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 Die Klassenzugehörigkeitsrobustheit kann über die relative Häufigkeit von Klassenwechseln 
operationalisiert werden. 
 V_X@ = ]   ^_P0 ,6:


6 _ 06 . :`  
(A1-10) 
Mit: 
V_X Relative Klassenwechselhäufigkeit gegenüber der Ausgangssituation (s=0) für die 
Entscheidungsalternative h 6  Anzahl der betrachteten Situationen s mit unterschiedlichen Ausprägungen für Unsicherheit für 
die Entscheidungsalternative h    Anzahl der Maßnahmen im Maßnahmenkollektiv ^_P0 ,6: Funktion zur Bestimmung von Klassenveränderungen gegenüber der Ausgangssituation  
 
F.4 Hinweise für die Implementierung von Sensitivitätsuntersuchungen 
 Eine Sensitivitätsanalyse kann auf effiziente Weise Datengrundlagen für die Beurteilung 
der Robustheit des Verfahrens liefern. 
 Die Festlegung des sinnvollen Aufwands zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Robustheit muss unter Berücksichtigung des Kontexts des Anwendungsfalls bestimmt 
werden. 
 Bei der Implementation einer Sensitivitätsanalyse im Verfahrensablauf ist nach 
zufallsabhängigen und systematischen Informationsstreuungen zu unterscheiden.  
 
F.5 Sonstige Hinweise für die Reduzierung von Unsicherheit 
 Ein rollierender Ablauf des Entscheidungsverfahrens kann zur Reduzierung von 
Unsicherheit und damit zur Erhöhung der Robustheit der Verfahrensergebnisse beitragen. 
 Für die Implementation einer rollierenden Planung ist die Berücksichtigung von 
vorläufigen Entscheidungsklassen sinnvoll. 
 Durch eine frühzeitige Überprüfung der Datenqualität im Verfahrensablauf können 
Unsicherheiten reduziert werden. 
 Metainformationen zur Qualität von gelieferten Daten vereinfachen die Berück-
sichtigung von Unsicherheit im Verfahrensablauf. 
 
Weiterführende Hinweise sind dem Hauptdokument, Kapitel 9 „Hinweise für die effiziente und 
robuste Strukturierung des Bewertungsverfahrens“, zu entnehmen. Allgemeine Hinweise und 
weiterführende Quellen zur Strukturierung des Verfahrens sind im Kapitel 3 „Methodische 
Grundlagen für die Entwicklung von Bewertungsverfahren“ dargestellt.  
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G Sonstige Hinweise für die Verfahrensentwicklung 
G.1 Hinweise für die Entwicklung des Datenverarbeitungssystems 
 Für eine maßnahmenartübergreifende Bewertung werden für eine hohe Anzahl an 
Maßnahmen Datengrundlagen benötigt. Die Aufbereitung dieser Datengrundlagen wird 
einen wesentlichen Anteil am Gesamtaufwand für eine Dringlichkeitsbewertung haben.  
 Bereits bei der Verfahrensentwicklung ist daher darauf zu achten, dass bei der 
Implementation des Verfahrens eine effiziente Übernahme und Aufbereitung von 
Datengrundlagen möglich sein wird. 
 Eine Grundstruktur für das Datenverarbeitungssystem zeigt Abbildung A1-11 
 
 
Abbildung A1-11:  Grundstruktur für das Datenverarbeitungssystem 
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 Bei der Verfahrensentwicklung sind Verfahren vorzusehen, die eine frühzeitige 
Identifikation von Datenfehlern bei der Verfahrensanwendung sicherstellen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sind eindeutige Vorgaben aufzustellen, wie die 
relevanten Datengrundlagen für eine Verfahrensanwendung aufzubereiten sind. Diese 
Vorgaben sind bei künftigen Verfahrensanwendungen von den datenliefernden Stellen zu 
berücksichtigen.  
 Die Verwendung von verbreiteten Datenstandards und Softwarelösungen ist 
anzustreben. 
 Eine redundante Datenhaltung ist zu vermeiden.  
 Eine Versionierung von Datengrundlagen und Bewertungsergebnissen ist vorzusehen.  
 
G.2 Hinweise für die Festlegung der Organisationsstruktur 
 Die Beteiligung von relevanten Akteuren ist frühzeitig sicherzustellen 
 Die relevanten Akteure sind im Rahmen der Analyse des Kontexts der Entscheidungs-
findung zu identifizieren. Eine maßnahmenartübergreifende Verfahrensgestaltung 
erfordert im Allgemeinen die Beteiligung von mehreren verwaltungsinternen Fach-
abteilungen sowie ggf. weiteren verwaltungsexternen Betroffenen, Interessenvertretern 
und Fachplanern. 
 Bei der Prozessbeteiligung ist zwischen den Phasen der Verfahrensentwicklung und der 
Verfahrensanwendung zu unterscheiden. 
 Fachabteilungen, die sich direkt mit der Planung der Straßenbaumaßnahmen befassen, 
sind im Rahmen der Verfahrensentwicklung regelmäßig zu beteiligen. 
 Sonstige Fachstellen sind bei der Verfahrensentwicklung bei Bedarf hinzuziehen. 
Ebenfalls ist die Beteiligung von verwaltungsexternen, institutionellen oder organisierten 
Betroffenengruppen zu prüfen.  
 Ggf. sind bei der Verfahrensentwicklung externe Fachplaner einzubeziehen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung sollte für den Anwendungsfall eine verbindliche 
Organisationsstruktur entwickelt werden. 
 
G.3 Hinweise für die Festlegung der Dokumentationsstruktur 
 Die Dokumentation der Verfahrensentwicklung sollte auf der Grundlage von mehreren, 
thematisch zusammenhängenden und aufeinander referenzierten Teil-Dokumenten 
erfolgen. 
 Im Rahmen der Verfahrensentwicklung ist eine geeignete Dokumentationsstruktur für 
den Anwendungsfall zu entwickeln 
 
Weiterführende Hinweise sind dem Hauptdokument, Kapitel 10 „Sonstige Hinweise zur Verfahrens-
entwicklung“, zu entnehmen.  
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Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung 
Nachfolgende Darstellungen sind (DIELEMAN ET AL. 2010)1, S. 50 – S. 54 / Anlage 3, entnommen. 
Oberziel Verkehrsqualität (VQ) 
Festlegung der relevanten Wirkungsbereiche 
Das Oberziel Verkehrsqualität (VQ) soll – in Kombination mit dem Oberziel Verkehrssicherheit - die 
Maßnahmen aus Sicht der Verkehrsteilnehmer darstellen. Relevante Bewertungskomponenten 
sind: 
 Reisezeit- und Wartezeitverkürzungen durch Wegfall von freiwilligen oder 
erzwungenen Geschwindigkeitseinschränkungen und höhere 
Verkehrsabwicklungskapazitäten an Knotenpunkten.  
 Komfortverbesserungen durch geringere physische Beanspruchungen der 
Straßennutzer, Fahrzeug und Nutzlast.  
 Kosteneinsparungen durch reduzierte Betriebs- und Verbrauchskosten.  
 
Auf eine Bewertung der Veränderung der Komfortverbesserungen und Kosteneinsparungen wird 
verzichtet (vgl. ANLAGE 2)2.  
Der Einfluss der Maßnahmen auf die Kosten, die für Verkehrsteilnehmer entstehen, ist nicht 
eindeutig bestimmbar und wird als relativ gering eingeschätzt, solange damit keine Aufhebung von 
Verkehrsbeschränkungen verbunden ist.  
Für die Bewertung von Komfortverbesserungen kann grundsätzlich der Gebrauchswert 
herangezogen werden, der die Angebotsqualität der Straßeninfrastruktur im Hinblick auf die 
Leistungsfähigkeit (Befahrbarkeit) und Sicherheit kennzeichnet. Der Gebrauchswert wird aus den 
allgemeinen Unebenheiten, Spurrinnen, fiktiver Wassertiefe und Griffigkeit gebildet. Die Griffigkeit 
ist bereits in die Bewertung der Verkehrssicherheit eingeflossen. Angaben für eine objektive 
Bewertung von Komfortverbesserungen, die einen Vergleich mit anderen Nutzenkomponenten 
erlauben würden, liegen aber nicht vor. Der Nutzen wird relativ gering eingeschätzt. Ferner sind 
Interdependenzen mit der Bewertung von Reisezeitverkürzungen zu sehen, da z.B. 
Geschwindigkeitseinschränkungen durch Zustände hervorgerufen werden, die durch Komponenten 
des Gebrauchswerts beschrieben werden. Vor diesem Hintergrund wird auf die Bewertung von 
Komfortverbesserungen verzichtet. 
Damit konzentriert sich die Bewertung der Verkehrsqualität auf maßnahmenbedingte  
 Reiseveränderungen durch Geschwindigkeitsänderungen (VQV). 
 Reisezeitveränderungen durch Aufhebung von Nutzungseinschränkungen (VQNE). 
 Wartezeitveränderungen an Knotenpunkten (VQKP). 
                                               
1
  DIELEMAN ET AL. 2010 Dieleman, O./ Berz, O./ Stumpf, P./ Sturm, P.: Aktualisierung und Optimierung der 
Dringlichkeitsbewertung von Ausbau-, Umbau- und Erhaltungsmaßnahmen an Straßen: Fortschreibung des 
Bewertungsverfahrens der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV 
- Zentrum für integrierte Verkehrssysteme GmbH Darmstadt, 2010 
2
  Anmerkung: die erwähnte Anlage 2 ist in dieser Arbeit in Anlage 6 auf Seite A6-7 dargestellt 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung  
A3-2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
Reisezeitveränderungen durch Geschwindigkeitsänderungen (VQV) 
Die Maßnahmenwirkung auf die durchschnittlichen Geschwindigkeiten sind im Regelfall als gering 
und kaum prognostizierbar einzustufen. Lediglich größere Änderungen der Fahrgeschwindigkeit 
sind für die Bewertung relevant. Daher konzentriert sich die Bewertung auf die Aufhebung von 
zustandsbedingten Geschwindigkeitsbeschränkungen für den Kfz-Verkehr.  
Hierzu wird die Zeitersparnis durch die Erhöhung der zulässigen Geschwindigkeit, durch die 
Aufhebung von Geschwindigkeitseinschränkungen, die Streckenlänge über die eine Verbesserung 
erreicht wird, und unter Berücksichtigung der Verkehrsbelastung und Anzahl der Betroffenen 
ermittelt. Hierzu sind Angaben der ÄSV zur Änderung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit und 
die betroffene Streckenlänge anzugeben. 
Der Nutzen lässt sich über Monetarisierungsansätze bestimmen. Aktuelle Kostensätze für die 
Bewertung von Reisezeitveränderungen liegen aus den IMPACT(Internalisation Measures and 
Policies for All external Cost of Transport) [CE Delft, 2008] und HEATCO (Developing Harmonised 
European Approaches for Transport Costing and Project Assessment) [EC 2006] Studien vor.  
Diese Studien beziffern den Nutzen differenziert nach verschiedenen Fahrtzwecken. Die 
Kostensätze differenzieren zwischen knapp 24 € pro Fahrzeuginsasse und Stunde für 
Geschäftsreisen  und rd. 7 €  pro Fahrzeuginsasse und Stunde für kürzere Fahrten für sonstige 
Zwecke (alle Fahrten außer Geschäftsreisen und Fahrten von und zur Arbeit). Die BVWP [BMVWP 
2005] berücksichtigt dahingegen für die Personenzeitkosten im privaten Verkehr 3,83 €/h. Die 
EWS [FGSV 1997] bezieht die Zeitkosten auf Fahrzeuggruppen (Pkw 11 DM/Kfz.h, Lkw 42 
DM/Kfz.h, Lastzug 60 DM/Kfz.h und Bus 125 DM/Kfz.h)   
Für die Bewertung wird der Kostensatz der BVWP in Kombination mit dem dort verwendeten 
durchschnittlichen Fahrzeugbesetzungsgrad für Werktage von 1,4 Pers./Fzg. als einheitlicher 
Kostensatz 5,40 €/kfz.h (1,4 Pers./Fzg. x 3,83 €/Pers.h) angesetzt. Auf eine weitere 
Differenzierung nach Fahrzeugtypen oder Fahrtzwecken wird unter Berücksichtigung der sonstigen 
Unsicherheiten und Vereinfachungen im Sinne der Handhabbarkeit des Verfahrens verzichtet. 
Die Formalisierung der  Notenermittlung wird in ANLAGE 3.2.1 dargestellt.3 
Reisezeitveränderungen durch Aufhebung von Nutzungseinschränkungen (VQNE) 
Durch Straßen- oder Bauwerkszustände erforderliche Nutzungseinschränkungen können 
erhebliche Umwege für die Verkehrsteilnehmer verursachen, deren Aufhebung entsprechend hohe 
Nutzenpotentiale hat. Nutzungseinschränkungen betreffen im Regelfall den Schwerverkehr (Lkw). 
Für die Bewertung sind Angaben der ÄSV zur durchschnittlichen Reisezeitverkürzung erforderlich, 
die z.B. über übliche Routensuchprogramme ermittelt werden können. Vorgeschlagen wird, die 
Reisezeitveränderungen vereinfacht auf den lokalen Durchgangsverkehr zu beziehen. Damit 
eventuelle künftig entstehende Nutzungseinschränkungen bei Nicht-Durchführung der Maßnahme 
eingehen, wird vorgeschlagen, für Bauwerke mit einer Zustandsnote 3 oder höher für das Merkmal 
Standsicherheit (Nutzungseinschränkungen sind ggf. umgehend vorzunehmen) grundsätzlich die 
durch eine Nutzungseinschränkung für den Schwerverkehr entstehende Umwegigkeit als 
Bestandssituation anzunehmen.     
Für die Bewertung wird der Kostensatz aus 2.1 in Anlehnung an die EWS [FGSV 1997] mit dem 
Faktor 5,0 hochgerechnet. Der Kostensatz für Lkw beträgt demnach 27,00 €/kfz.h. Auf die 
gesonderte Berücksichtigung von Betriebskostenänderungen wird im Sinne der Handhabbarkeit 
des Verfahrens verzichtet.       
Die Formalisierung der Notenermittlung wird in ANLAGE 3.2.2 dargestellt.4 
 
                                               
3
  Anmerkung: Anlage 3.2.1 ist auf Seite A3-5 dargestellt 
4
  Anmerkung: Anlage 3.2.2 ist auf Seite A3-7 dargestellt 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung 
Anlagen    A3-3 
Reisezeitveränderungen durch Reduzierung von Wartezeiten an Knotenpunkten (VQKP) 
Die Wartezeiteinsparungen für Verkehrsteilnehmer durch bauliche Anpassungen an 
Knotenpunkten können über entsprechende Ermittlungen zur Verkehrsabwicklungsqualität nach 
HBS [FGSV 2009] ermittelt werden.  
Diese Berechnungen berücksichtigen die für die Belastung des Knotenpunkts maßgebenden 
Spitzenstundebelastungen und weitere Informationen, die bei der Maßnahmenmeldung derzeit 
nicht vorliegen. Im Rahmen der Dringlichkeitsbewertung können aufgrund des hiermit verbundenen 
Aufwands keine solchen Ermittlungen durchgeführt werden. Vorgeschlagen wird, dass die 
Wartezeitenabnahmen durch die ÄSV bei der Maßnahmenmeldung angegeben werden. Solche 
Informationen dürften vorliegen, wenn der Knotenpunkt aus Kapazitätsgründen angepasst wird.  
Analog zu der Bewertung der übrigen Kriterien werden Änderungen bei den Wartezeiten nur 
bewertet, wenn der Grenzwert für eine ausreichende Verkehrsabwicklungsqualität an 
Knotenpunkten, die über die Wartezeit definiert wird, überschritten ist (Qualitätsstufe des 
Verkehrsablaufs E (Kapazitätsgrenze wird erreicht) oder F (Überlastung)) [FGSV 2009].  
Sofern die ÄSV keine Angaben zu den Wartezeitänderungen machen können, lassen diese sich 
stark vereinfacht aus den Grenzwerten für die Qualitätsstufen des Verkehrsablaufs (QSV) ableiten. 
Unter der Annahme, dass in der Regel die Qualitätsstufe von QSV E auf QSV D verbessert werden 
kann, ist für den MIV nach 0 eine Wartezeitreduzierung von 30s pro Verkehrsteilnehmer erreichbar. 
Dass die Wartezeit von der tatsächlichen Auslastung abhängt und diese für einzelne Knotenströme 
deutlich unterschiedlich sein kann, wird bei diesem Ansatz nicht berücksichtigt. Es handelt sich 
daher um eine stark vereinfachte Ermittlungsweise. Eine differenzierte Bewertung von einzelnen 
Knotenpunktmaßnahmen wird unter diesen Voraussetzungen nicht als sinnvoll erachtet. Alle 
relevanten Knotenpunktmaßnahmen erhalten im Rahmen der Bewertung den gleichen 
Nutzenbeitrag, der Nutzenbeitrag über die reduzierten Wartezeiten wird ausschließlich für die 
Gewichtung des Kriteriums verwendet.     
 
Grenzwerte für die Qualitätsstufen der verschiedenen Verkehrsteilnehmergruppen und 
Verkehrsarten nach HBS – zulässige mittlere Wartezeit [s]  
Für die Bewertung ist zu berücksichtigen, dass Wartezeitreduzierungen durch die 
Wiederherstellung einer ausreichenden Verkehrsabwicklungsqualität in der Regel nur in den 
Hauptverkehrszeiten erzielt werden. Mit der Annahme, dass über 2 Stunden am Werktag 
entsprechende Hauptverkehrszeiten auftreten, von ca. 20 Werktagen im Monat auszugehen ist, 
und die Belastung in der Hauptverkehrszeit ca. 10% der DTV-Belastung beträgt, können die 
Nutzenbeiträge auf Jahresebene ermittelt werden. Die Kostensätze werden analog zu den 
Reisezeitveränderungen mit 5,40 €/Kfz.h angesetzt.         
 
Die Formalisierung der Notenermittlung wird in ANLAGE 3.2.3 dargestellt.5  
                                               
5
  Anmerkung: Anlage 3.2.3 ist auf Seite A3-9 dargestellt 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung  
A3-4 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
Gewichtung der Kriterien innerhalb der Bewertung Verkehrsqualität 
Der maximale Nutzen wird bei allen Kriterien mit der Note 5,0 erreicht. Nachfolgend werden auf der 
Grundlage der Ausführungen in ANLAGE 3.2.13, 3.2.24 und 3.2.35 der maximale Nutzen in €/Jahr 
abgeleitet (auf volle Tausender gerundet).  
Der maximale Nutzen für:  
   = 5,0 beträgt nach Anlage 3.2.1:   138.000 €/Jahr 
    = 5,0 beträgt nach Anlage 3.2.2:   148.000 €/Jahr 
   = 5,0 beträgt nach Anlage 3.2.3:       16.000 €/Jahr   + 
 
Der maximal erreichbare Nutzen einer Maßnahme  
für das Oberziel Verkehrsqualität    beträgt:   302.000 €/Jahr 
 
Damit ergeben sich folgende Gewichtungsfaktoren für: 
 :  138.000 / 302.000  =    0,46 [-] 
  :  148.000 / 302.000  =   0,49 [-] 
 :  16.000 / 302.000  = 0,05 [-]  + 
          1,00 [-] 
 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung 
Anlagen    A3-5 
 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung  
A3-6 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung 
Anlagen    A3-7 
 
  
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung  
A3-8 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
 
Anlage 3: Beispiel für die Festlegung einer Zielgewichtung 
Anlagen    A3-9 
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Anlagen    A4-1 
Anlage 4: Beispiel für die Bewertung der Datenqualität 
Nachfolgende Darstellungen sind (DIELEMAN ET AL. 2010)1, Anlage 6, entnommen. 
                                               
1
  DIELEMAN ET AL. 2010 Dieleman, O./ Berz, O./ Stumpf, P./ Sturm, P.: Aktualisierung und Optimierung der 
Dringlichkeitsbewertung von Ausbau-, Umbau- und Erhaltungsmaßnahmen an Straßen: Fortschreibung des 
Bewertungsverfahrens der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV 
- Zentrum für integrierte Verkehrssysteme GmbH Darmstadt, 2010 
Anlage 4: Beispiel für die Bewertung der Datenqualität 
A4-2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
Anlage 4: Beispiel für die Bewertung der Datenqualität 
Anlagen    A4-3 
 
 

Anlage 5: Beispiel für Darstellungsformen der Bewertungsergebnisse 
Anlagen    A5-1 
Anlage 5: Beispiel für Darstellungsformen der Bewertungsergebnisse 
Nachfolgende Darstellungen sind (DIELEMAN ET AL. 2010)1, S. 75 - S. 77 /Anlage 8, entnommen 
 
 
Absolute Notenverteilung  
 
                                               
1
  DIELEMAN ET AL. 2010 Dieleman, O./ Berz, O./ Stumpf, P./ Sturm, P.: Aktualisierung und Optimierung der 
Dringlichkeitsbewertung von Ausbau-, Umbau- und Erhaltungsmaßnahmen an Straßen: Fortschreibung des 
Bewertungsverfahrens der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV 
- Zentrum für integrierte Verkehrssysteme GmbH Darmstadt, 2010 
Anlage 5: Beispiel für Darstellungsformen der Bewertungsergebnisse  
A5-2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
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absolute Notenverteilung nach Maßnahmenart
DE-E1
DE-I2
GE-E2
A
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Abkürzungsverzeichnis: 
DE-E1:      Deckenerneuerung (Deck-     DE-I2:       Deckenerneuerung (Deckschicht) 
                  und Binderschicht)       A:              Ausbau freie Strecke 
GE-E2:      Grunderneuerung       OD:           Ausbau Ortsdurchfahrt 
BW-INST: Bauwerk-Instandsetzung     BW-ERN:  Bauwerk-Erneuerung 
A-KN:       Ausbau Knotenpunkt 
Anlage 5: Beispiel für Darstellungsformen der Bewertungsergebnisse 
Anlagen    A5-3 
 
Ergebnisdarstellung einer Sensitivitätsunterschung 
 
Bei diesem praktischen Beispiel wurde eine vollständige Rangreihung der Maßnahme durchgeführt. 
Die dargestellten Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse berücksichtigen daher die höchst mögliche 
Auflösung in Entscheidungsklassen. 

Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
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Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensentwicklung 
Inhaltsverzeichnis 
 
6.1 Beispiel für die Dokumentation der Bewertungsrelevanz von Wirkungsfeldern A6-2 
6.2 Beispiel für die Dokumentation von Meta-Informationen über Datengrundlagen A6-3 
6.3 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsregeln A6-4 
6.4 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsvariablen und -konstanten A6-5 
 
  
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
A6-2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
6.1 Beispiel für die Dokumentation der Bewertungsrelevanz von 
Wirkungsfeldern 
Nachfolgende Darstellung ist (DIELEMAN ET AL. 2010) 1, Anlage 2, entnommen. 
 
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
Anlagen    A6-3 
6.2 Beispiel für die Dokumentation von Meta-Informationen über 
Datengrundlagen 
Nachfolgende Darstellung ist (DIELEMAN ET AL. 2010)1, Anlage 5, entnommen. 
 
  
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
A6-4 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
6.3 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsregeln 
Nachfolgende Darstellung ist (DIELEMAN ET AL.  2014)2, S. 33, entnommen. 
 
 
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
Anlagen    A6-5 
6.4 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsvariablen und -
konstanten 
Nachfolgende Darstellungen sind (DIELEMAN ET AL. 2010)1, Anlage 9, entnommen. 
 
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
A6-6 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
 
 
Anlage 6: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der der Verfahrensentwicklung  
Anlagen    A6-7 
                                               
1
  DIELEMAN ET AL. 2010 Dieleman, O./ Berz, O./ Stumpf, P./ Sturm, P.: Aktualisierung und Optimierung der 
 Dringlichkeitsbewertung von Ausbau-, Umbau- und Erhaltungsmaßnahmen an Straßen: Fortschreibung des 
 Bewertungsverfahrens der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV 
 - Zentrum für integrierte Verkehrssysteme GmbH Darmstadt, 2010 
2
  DIELEMAN ET AL. 2014 Dieleman, O./ Schwab, C.: Bewertung von Maßnahmen an Landesstraßen 2015 - 2019: Im 
 Auftrag von Hessen Mobil. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV - Zentrum für integrierte Verkehrssysteme 
 GmbH Darmstadt, 2014 

Anlage 7 Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
Anlagen    A7-1 
Anlage 7: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung 
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7.2 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsergebnisse als Auflistung A7-4 
7.3 Beispiel für die Dokumentation von Maßnahmen und Bewertungsergebnisse als   
 Plandarstellung A7-5 
 
  
Anlage 7: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
A7-2 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
7.1 Beispiel für die Dokumentation von Maßnahmeninformationen 
Nachfolgende Darstellung ist (DIELEMAN ET AL. 2010) 1, Anlage 4, entnommen. 
 
Anlage 7 Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
Anlagen    A7-3 
 
 
Anlage 7: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
A7-4 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
7.2 Beispiel für die Dokumentation von Bewertungsergebnisse als Auflistung 
Nachfolgende Darstellung ist (DIELEMAN ET AL. 2010)2, Anlage 5, entnommen. 
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Anlage 7 Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
Anlagen    A7-5 
7.3 Beispiel für die Dokumentation von Maßnahmen und 
Bewertungsergebnisse als Plandarstellung 
Nachfolgende Darstellung (DIELEMAN ET AL. 2014)1, Anlage 5, entnommen. 
 
 
Anlage 7: Beispiele für Dokumentationsformen im Rahmen der Verfahrensanwendung  
A7-6 Hinweise für die Entwicklung von Verfahren zur maßnahmenartübergreifenden Dringlichkeitsbewertung  
                                               
1
  DIELEMAN ET AL. 2014 Dieleman, O./ Schwab, C.: Bewertung von Maßnahmen an Landesstraßen 2015 - 2019: Im 
 Auftrag von Hessen Mobil. unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV - Zentrum für integrierte Verkehrssysteme 
 GmbH Darmstadt, 2014 
2
  DIELEMAN ET AL. 2009 Dieleman, O./ Berz, O./ Sturm, P.: Dokumentation Durchführung Dringlichkeitsbewertung. 
 unveröffentlichte Projektdokumentation. ZIV - Zentrum für integrierte Verkehrssysteme GmbH Darmstadt, 2009 
